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EINLEITUNG DER HERAUSGEBER*INNEN

Jugendarbeit und Jugendpolitik

Anfragen an ein europäisches Projekt

Das Sprechen von einem europäischen Projekt der Jugendarbeit und Jugendpolitik, 
wie es der Titel dieses Sammelbandes ankündigt, wirft Fragen auf, denn: Europa 
ist kein eindeutiger Begriff, der einer europäischen Jugendpolitik einfach voraus-
gesetzt werden könnte; es ist kein stabiles Referenzsystem, auf das sich alle Betei-
ligten gleichermaßen beziehen. Europa steht vielmehr für ein heterogenes Feld an 
Diskursen, Institutionen und Praktiken, auf die in Jugendarbeit und Jugendpolitik 
mal affirmativ, mal kritisch Bezug genommen wird. Zugleich ruft die Chiffre Eu-
ropa die Regulierungsmacht einer politisch-administrativen Ordnung auf, die sich 
durch die Erzählung einer europäischen Idee legitimiert: Eines Kontinents des 
Fortschritts, welcher als Teil des ‚Westens‘ sich als bereits realisiertes Projekt der 
Aufklärung definiert. Diese Dimensionen einer Idee und einer politisch-administ-
rativen Ordnung Europas zeichnen sich durch Unabgeschlossenheit und Widerstreit 
aus. Die Unabgeschlossenheit verweist auf das Scheitern einer endgültigen Tota-
lisierung oder Hegemonie des ‚Westens‘; der Widerstreit auf die Spannungsfelder 
und Konflikte um die Ausgestaltung und Regulierung einer europäischen Ordnung. 

Wovon also kann gesprochen werden, wenn von Jugendarbeit und Jugend-
politik als einem europäischen Projekt die Rede ist? Analytisch hilfreich ist es, 
über die Unabgeschlossenheit und den Widerstreit nachzudenken – dieser Wi-
derstreit lässt sich an der Unterscheidung zwischen Europa als ‚Idee‘ und Europa 
als ‚politisch-administrative Ordnung‘ festmachen. 

1. 	 Welches Europa?

Wofür steht die ‚Idee‘ Europas? Es handelt sich um jene Vorstellung eines Konti-
nents, welcher die Form eines Wissensraums angenommen hat, in dem das Erbe 
der sogenannten Aufklärung bewahrt und zumindest teilweise danach gestrebt 
wird, dieses Erbe zu realisieren. Es sind die Herkünfte und Errungenschaften 
einer Vergangenheit, wie die Rede von Freiheit und Gleichheit, von den Men-
schenrechten, den repräsentativen Systemen der Gesellschaftskoordination und 
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nicht zuletzt der sozial eingehegten Form des kapitalistischen Wirtschaftens. 
Gesprochen werden kann also von der ‚Moderne‘, die neben dem kategorischen 
Imperativ auch das bürgerliche männliche Subjekt als das universelle Subjekt der 
Vernunft die Logiken europäischen Denkens zentriert, so wie es etwa Immanuel 
Kant in seinem Werk Ende der 1780er Jahre entwickelt hat.

Spätestens seit den kriegerischen und totalitären Katastrophen des 20. Jahr-
hunderts stand die Idee Europas für die Überwindung des Nationalismus, für ein 
Bekenntnis zum Kosmopolitismus und für ein Friedensprojekt. Allerdings war 
diese Idee nie unschuldig: Der Universalismus der europäischen Aufklärung war 
immer auch ein Partikularismus, der sich als universal verstand. Die Geschichte 
Europas ist untrennbar mit Kolonialismus, mit der gewaltsamen Unterwerfung 
und Ausbeutung weiter Teile der Welt und mit der Konstruktion eines nicht-
europäischen ‚Anderen‘ verbunden, über den sich eine europäische Identität kon-
stituieren konnte (Hall 1994). 

Folglich findet sich ein europäisches Projekt der Jugendarbeit und der Ju-
gendpolitik, welches sich an eine Idee Europas zurückbinden möchte, in diesen 
Widersprüchen wieder – im Widerstreit zwischen der Aufklärung der Moderne 
und der Mobilisierung eurozentristischer Aufklärungsideale zur Kolonialisie-
rung und der Rechtfertigung des westlichen Imperialismus (Spivak 2012, 2).

Wofür steht die Rede von Europa als einer politisch-administrativen Ordnung? 
In den Blick geraten hier die Europäische Union (EU) als „Staatsprojekt“ (Keil/
Wissel 2019) und ihre Entstehungszusammenhänge. Es handelt sich um ein In-
tegrationsprojekt, welches sich ausgehend von der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl über die Römischen Verträge, den Maastrichter Vertrag als 
Grundstein der Europäischen Union, bis zum Binnenmarkt und der Währungs-
union, primär auf wirtschaftlichen Praktiken des Warentauschs gründete und sich 
im Fahrwasser (neo-)liberaler Logiken entfaltete. Doch auch dieses unabge-
schlossene Projekt einer Europäischen Union ist nicht frei von Widersprüchen 
und einem Widerstreit der Interessen. 

Die Phase nach 1945 lässt sich als eine deuten, deren besonderes Kennzei-
chen die instrumentelle Organisation wirtschaftlicher Interessen in geografi-
schen Zusammenhängen ist. Zugleich ist auch ihr eine friedensstabilisierende 
Vorstellung eingeschrieben: die Idee eines Gleichgewichts europäischer Mächte, 
die mit den Weltkriegen des 20. Jahrhunderts in Europa und dem Scheitern vor-
gängiger idealistischer Friedenskonzepte – wie Immanuel Kants Friedensbund 
(1795) – nochmals virulent wurde.

Es sind gerade die Erfahrungen des Nationalsozialismus und die Kritik an 
staatlichen Interventionen und einem wirtschaftlichen Nationalismus, welche 
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zu der Vorstellung des deutschen Ordoliberalismus geführt haben, dass Freihan-
del und wirtschaftliche Interdependenzen Krieg unwahrscheinlicher machen,  
sodass Wettbewerbsräume nicht nur effizienter, sondern auch friedlicher seien 
(Foucault 2006). So steht „A Working Peace System“ aus dem Jahr 1945 (Mitra-
ny 1966) exemplarisch für das Moment und jene funktionalistische Argumenta-
tion, in dem die wirtschaftliche Integration als Friedensstrategie und damit auch 
gesellschaftspolitisches Programm angesehen wurde. Der ‚beschützte‘ Frieden 
(protected peace) müsse durch einen ‚funktionierenden‘ Frieden (working peace) 
abgelöst werden, wobei die Verbindung der völkerrechtlichen, wirtschaftlichen 
und politisch-administrativen Integration dazu führen sollte, das ‚Gleichgewicht 
der Kräfte‘ auf dem europäischen Kontinent und des ‚Westens‘ wiederherzustel-
len und dauerhaft aufrechtzuerhalten. Im Fahrwasser des Liberalismus, der Frei-
handel als eigentliches Fundament des Friedens postuliert, gewinnt die liberale 
Idee der technisch-funktionalen Zusammenarbeit in spezifischen Sachbereichen 
als europäisches Integrationsprojekt – auch zur Friedenssicherung – an Rele-
vanz und fand Eingang in verschiedene Verträge der EU. Mit der politisch-
administrativen Ordnung Europas lässt sich eine umfassende Reorganisation 
des nationalstaatlichen Gleichgewichts unter dem Primat des Ökonomischen 
beobachten.

Demnach steht Europa als politisch-administrative Ordnung für einen Re-
gierungsraum des Ökonomischen und die Idee Europas für einen Wissensraum 
als Erbe der Aufklärung. Dass die Idee Europas und die politisch-administrative 
Ordnung der EU heute weitestgehend in eins gesetzt werden, verdeckt diese 
historische Differenz, die jedoch relevant ist. Denn die ordoliberale Antwort 
auf die Katastrophen des 20. Jahrhunderts, welche sich so dominant in die EU 
eingeschrieben hat, ist nicht die einzig mögliche: In ihrer „Dialektik der Auf-
klärung“ (1944/88) analysieren Theodor W. Adorno und Max Horkheimer die 
Selbstzerstörung der europäischen Aufklärung und damit die Grundlage einer 
europäischen Idee. Ihre These: Die Aufklärung schlägt in Mythologie zurück, 
weil sie Rationalität auf instrumentelle Vernunft verengt – auf die Beherrschung 
von Natur und Menschen, auf Berechenbarkeit und Effizienz. Der National-
sozialismus und die Shoah erscheinen in dieser Perspektive nicht als Rückfall 
hinter die Aufklärung, sondern als ihre dunkle Konsequenz: die bürokratisch-
rationale Organisation der Vernichtung. Europa, so die bittere Pointe, war das 
Zentrum der Aufklärung – und hat sich selbst zerstört. Diesen ‚Trümmerhaufen 
der Geschichte‘ (eine Metapher von Walter Benjamin, die instruktiv für Adorno 
und Horkheimer ist) zu betrachten und zu analysieren, sei die Aufgabe einer kri-
tischen Theorie, verbunden mit der Frage, wie Mündigkeit und Humanität nach 
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Auschwitz noch möglich seien. Die EU hingegen, als ‚Staatsprojekt‘ verstanden, 
widmet sich scheinbar weniger einer Selbstbefragung der europäischen Vernunft, 
sondern ist Teil eines Projekts unter dem Primat des Ökonomischen: Eine funk-
tionale Lösung für ein Problem, das Adorno und Horkheimer als ein ideenge-
schichtliches begriffen hatten. Der wirtschaftliche Zusammenschluss bestimmt 
die gesellschaftspolitische Form eines partikularen Europas – aus der Perspektive 
von Adorno und Horkheimer durchaus als Teil der antiaufklärerischen Zielform 
der vorherrschenden globalen Dynamik lesbar. 

Die Unterscheidung zwischen der politisch-administrativen Ordnung der 
EU und einer europäischen Idee macht deutlich, dass ihre Gleichsetzung We-
sentliches verdeckt: die inhärenten Widersprüche der europäischen Aufklärung. 
Zugleich auch, dass die Werte der EU und ihr Bekenntnis zum Frieden, zu 
Demokratie und zu den Menschenrechten eben nicht primär auf eine „Dialektik 
der Aufklärung“ (Horkheimer/Adorno 1944/88) und die Möglichkeit der „Er-
ziehung zur Mündigkeit“ (Adorno 1971) innerhalb dieser zerstörten kulturellen 
Zielperspektive Europas1 rekurrieren.

Dieses Europa ist nur zögerlich an einer historischen Selbstbefragung aus-
gerichtet, trotz der philosophischen Einwürfe und Begriffswerkzeuge, wie sie 
später u. a. Jürgen Habermas (1990; 2011) wiederholend eingebracht hat, son-
dern vielmehr an Fragen der Funktionalität. Indem sich die EU als der Inbegriff 
Europas platziert, überschreibt sie jene andere möglichen Ideen Europas, die für 
Aufklärung und ihre Widersprüche stehen. Aus der Politik der EU heraus wird 
definiert, was mit ‚Europa’ gemeint ist – und welche Körper diesem Konstrukt 
zugehörig sind und welche nicht. Die politisch-administrative Ordnung Europas, 
die angetreten war, aus den Katastrophen des 20. Jahrhunderts zu lernen und die 
nationalstaatlichen Grenzziehungen zu überwinden, bestimmt sich als ökono-
mischer Regierungsraum nun selbst durch ihre Außengrenzen und reproduziert 
damit, was sie überwinden wollte. Diese Ein- und Ausgrenzungen sind praktisch 
erfahrbar: Die rigiden Grenzziehungen der europäischen Ordnung entscheiden 
nicht nur abstrakt über Zugehörigkeit, sondern über Leben und Tod von Men-
schen. Diese Ambiguität in der Bezugnahme auf Europa zu vergegenwärtigen 

1	 Es ist der Kürze dieser Einführung geschuldet, die historischen Prozesse nicht differenzierter 
aufzurufen: So weist Richard Stöss (2025) in seiner Studie zu rechtsextremistischen und 
rechtskonservativen Parteien im europäischen Parlament darauf hin, dass nach „1945 [...] 
die gesamtgesellschaftlichen Rahmenbedingungen für den Rechtsextremismus in Europa 
zunächst ungünstig“ waren, auch weil Europa maßgeblich mit „der Beseitigung von Kriegs-
folgeschäden“ sowie „dem wirtschaftlichen Wiederaufbau“ (ebd., 27) beschäftigt war. Eine 
ideelle Beschäftigung setze erst mit den späten 1960er Jahren ein.



11

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.

ist substanziell für das weitere Nachdenken – denn welches Europa gemeint ist, 
entscheidet maßgeblich darüber, für wen Politik und Pädagogik zuständig sind, 
wer Bürger*in ist und wer Adressat*in europäischer Programme.

2. 	 Jugend und Jugendpolitik im europäischen Projekt

Mit Blick auf die jugendpolitische Strategie der EU lässt sich eine deutliche 
Hinwendung zu jungen Menschen feststellen. Junge Menschen rücken in der 
europäischen Jugend- und Bildungspolitik in dreifacher Hinsicht ins Blickfeld: 
als zukünftige Arbeitskräfte und Humankapital, die sich mobil auf dem euro
päischen Arbeitsmarkt bewegen und die Wettbewerbsfähigkeit Europas im glo-
balen Kontext sichern sollen; als Risikogruppe, deren mangelnde Integration den 
sozialen Zusammenhalt bedroht; und als zukünftige europäische Bürger*innen, 
deren Identifikation mit dem europäischen Projekt als Fundament seiner Legiti-
mation gilt (Walther/Stauber 2011, 4 ff.). Diesen drei Perspektiven entsprechen 
unterschiedliche Politiken und Programme: Beschäftigungsstrategien, wie der 
Europäische Sozialfonds oder die Jugendgarantie, zielen auf die Eingliederung 
in den Arbeitsmarkt; Programme zur sozialen Inklusion adressieren sogenann-
te benachteiligte Jugendliche und entwickeln jugendspezifische Kategorien wie 
NEETs (Not in Education, Employment or Training) als Risikomarkierung der 
Gefährdung sozialer und wirtschaftlicher Ordnung; Mobilitäts- und Begeg-
nungsprogramme wie Erasmus+, der Europäische Freiwilligendienst oder der 
EU-Jugenddialog sollen europäische Identität fördern und Citizenship Edu-
cation ermöglichen. Diese drei Logiken stehen nicht einfach neben-, sondern 
in Spannung zueinander. Die Förderung von employability folgt einer anderen 
Rationalität als die Erziehung zum bürgerschaftlichen Engagement; die Aktivie-
rung von Humankapital ist etwas anderes als die Befähigung zur demokratischen 
Teilhabe und trotzdem lassen sich innerhalb der Programme funktionalistische 
Verknüpfungen erkennen, die eine eindeutige Lesart von Aufklärung und De-
mokratie auf der einen und ökonomistischer Rationalität auf der anderen Seite 
verunmöglichen. 

In der Adressierung als zukünftige Bürger*innen lässt sich die Herausbil-
dung von Youth Work als eigenständiges europäisches Politikfeld verorten. Die 
Unionsbürgerschaft regelt seit dem Lissabonner Vertrag den rechtlichen Sta-
tus, doch rechtlicher Status ist noch keine Identität. So zielt bspw. European 
Citizenship Education auf die Vermittlung europabezogener Kompetenzen und 
die Förderung einer europäischen Identität – angestrebt werden, so die pro-
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grammatische Ausrichtung, „demokratisch aktive und verantwortungsbewusste 
Bürgerinnen und Bürger mit gelungener europäischer Identität“ (Eis 2007, 158).

Möglicherweise ließe sich hier eine Stärkung der Idee Europas erkennen: als 
Bekenntnis zur Erziehung zur Mündigkeit und zu den Menschenrechten. Doch 
auch innerhalb dieser Adressierung werden die Widersprüche sichtbar, die bereits 
im Verhältnis von Europa als Idee und als politisch-institutioneller Ordnung an-
gelegt sind: Humankapital und Mündigkeit, ökonomische Verwertbarkeit und 
demokratische Teilhabe. Die Verbesonderung von Jugend als zu aktivierende und 
zu integrierende Bürger*innen ist Teil einer Pädagogisierung, die nicht zuletzt 
der Legitimation des europäischen Projekts selbst dient. Was es heißt, europä-
ische Bürger*in zu sein, bleibt umstritten – an Jugendliche als die zukünftigen 
Bürger*innen richtet sich diese ambivalente Hoffnung auf Identifikation und In-
tegration. Innerhalb der europäischen Diskurse wird eine Adressierung von jungen 
Menschen deutlich, die schlicht mit dem Generationenkonzept der Moderne ‚Ju-
gend als Zukunft‘ zu plausibilisieren ist. Die Adressierung von jungen Menschen 
als zukünftige EU-Bürger*innen markiert jene funktionalistische Konturierung. 

Die Vorstellung einer Fähigkeit der Subjekte, ein verantwortlicher Mensch 
zu sein, respektive zu werden, die Fähigkeit einer sozial verantwortlichen Le-
bensführung ist gleichsam ohne die Vorstellung einer selbstbestimmten Lebens-
führung, von Freiheit als Handlungsfreiheit und -autonomie nicht denkbar. Der 
non-formalen Bildung und den heterogenen Feldern der Jugendarbeit kommt 
hier eine besondere Funktion zu: Die in der spezifischen Adressierung von Ju-
gend als Zukunft eingelagerte Vorstellung der „Erziehung zur Verantwortung 
und die Bildung verantwortlicher Subjekte werden zu einem Gutteil an solche 
Settings delegiert [...].“ (Alkemeyer 2018, 413). Sie arrangiert und gewichtet jene 
Optionen, welche sodann zu den gewünschten Entscheidungen führen: „Gesoll-
tes möge durch die richtige ‚choice architecture‘ in Gewolltes“ (ebd.) übergehen.

Non-formale Bildung ist folglich jener Bereich, in dem diese Spannungen 
praktisch werden. Hier begegnen sich pädagogische Ideen und politische Pro-
gramme, hier bedingen sie sich gegenseitig, hier geraten sie in Konflikt. Euro-
päische Jugendpolitik ist deshalb nicht einfach ein Politikfeld unter anderen, 
sondern ein permanentes Aushandlungsmoment: Politische Programmatiken, 
pädagogische Konzepte, normative Ideen und gesellschaftliche Realitäten tref-
fen aufeinander und müssen je konkret ins Verhältnis gesetzt werden. Dabei 
bleibt die Frage offen, inwieweit die propagierte Beteiligung junger Menschen 
tatsächlich politische Mitsprache ermöglicht – oder ob es sich um eine Form 
von youthwashing handelt: die Simulation von Partizipation, die Entscheidungs-
macht andernorts belässt. 
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Die Etablierung von Youth Work als eigenständiges europäisches Politikfeld 
wirft diese Fragen nochmals auf. Einerseits ist Youth Work Teil des Identitätspro-
jekts Europa: Programme wie Erasmus+ oder der Europäische Freiwilligendienst 
sollen europäische Identität fördern und junge Menschen an das europäische 
Projekt binden. Damit greift sie Überlegungen auf, die sich bis in die 1970er 
zurückverfolgen lassen: das Konzept eines europäischen Verfassungspatriotismus, 
verbunden mit einer spezifischen Pädagogisierung des (europäischen) Bürger*in-
Subjekts.2 Andererseits beansprucht Youth Work – zumindest programmatisch – 
mehr als Identitätsbildung: Persönlichkeitsentwicklung, Freiwilligkeit und demo-
kratische Teilhabe bilden den konzeptionellen Kern. Ob Youth Work damit einen 
Raum eröffnet, in dem die Spannung zwischen funktionaler Integration und der 
Frage nach Mündigkeit produktiv bearbeitet werden kann, oder ob es selbst zum 
Instrument europäischer Identitätspolitik wird, ist nicht vorab entschieden. Es ist 
Gegenstand der Praxis – und der Beiträge dieses Bandes.

3. 	 Zu den Beiträgen

Der Band zeichnet ein Bild von Jugendarbeit und Jugendpolitik als europäisches 
Projekt, das begrifflich, theoretisch und auch konzeptionell nur schwer abschlie-
ßend festgeschrieben werden kann: Es mag begrifflich zunächst verfestigt er-
scheinen, doch die Beiträge zeigen auf, dass dieses Projekt stets ‚unfertig‘ und von 
Fragmentierungen, Brüchen, Konflikten und widersprüchlichen Entwicklungen 
geprägt bleibt, wie gleichzeitig von teils affirmativen, teils emanzipatorischen 
pädagogischen Ansätzen und einer Offenheit für (selbst-)kritische Ausgestal-
tungsweisen fortlaufend belebt wird. Europa bzw. ‚das Europäische‘ erscheint so 
nicht als konsensual geteiltes Strukturmerkmal europäischer Jugendarbeit und 
Jugendpolitik, sondern als permanenter Aushandlungsaspekt, in dem pädagogi-
sche Praxis, politische Programme, normative Ideen und Weltgeschehen immer 
wieder miteinander in Beziehung zu setzen sind.

Die Beiträge im ersten Abschnitt ‚European Youth Work als europäisches Pro-
jekt‘ thematisieren die Entstehung und Ausdifferenzierung europäischer Jugend-
politik und Jugendarbeit als Praxisfeld und reflektieren dies im Lichte politischer 
Debatten:

2	 Für die deutschsprachige Debatte hierzu etwa Jürgen Habermas (ex. Habermas 1990; 2011), 
welches auch in der politischen Bildung aufgenommen wurde, auch wenn diesem Konzept 
bescheinigt wurde, dass es auf einer „ausgesprochen rationale[n] Kategorie politischer Orien-
tierung“ (Schölderle 2010, 341) fußt.
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Andreas Thimmel und Yasmine Chehata zeichnen in ihrem Beitrag „Euro
pean Youth Work. Entwicklungen, Strukturen und Ambivalenzen eines eigenstän-
digen Politikfeldes“ die Entwicklung von Youth Work zu einem eigenständigen 
europäischen Politikfeld über die letzten 25 Jahre nach. Der Beitrag analysiert 
die zentralen Entwicklungsprozesse seit 2001, identifiziert die maßgeblichen 
Akteursnetzwerke und deren Rolle in der Konsolidierung europäischer Ju-
gendpolitik, thematisiert das strukturelle Dilemma zwischen Jugendpolitik als 
Querschnittspolitik und als eigenständigem Ressort und diskutiert schließlich 
kritisch die Gefahr der Instrumentalisierung von Youth Work im Spannungsfeld 
zwischen Beschäftigungsfähigkeit und emanzipatorischer Bildung.

Der Beitrag „Von der Wirtschafts- zur Wertegemeinschaft und wieder zurück – 
35 Jahre EU-Jugendpolitik im Wandel“ von Frederike Hofmann-van de Poll und 
Corinna Robertson-Liersch zeichnet die Entwicklung der EU-Jugendpolitik von 
einem zunächst sektoralen Ansatz hin zu einer strategisch integrierten Politik 
nach. Dabei wird das enge Wechselverhältnis zwischen europäischer Jugendpo-
litik und nationalen jugendpolitischen Diskursen ebenso deutlich wie die Zu-
sammenarbeit mit dem Europarat, wodurch Jugendpolitik einen gesamteuropä-
ischen Fokus erhält. Im Beitrag werden zentrale Prinzipien und Perspektiven, 
auf die sich EU-Jugendpolitik beruft, skizziert und es wird nachgezeichnet, wie 
diese sich historisch verändert haben. Die neoliberale Grundausrichtung, so die 
Autorinnen, wurde zwar durch einen emanzipatorischen und rechtebasierten 
Strang ergänzt, das hegemoniale Deutungs- und Handlungsparadigma bleibe 
aber weiterhin bestehen.

In „Shrinking Spaces und Utopie – konzeptionelle Herausforderungen für Youth 
Work“ analysiert Georg Pirker die Verengung zivilgesellschaftlicher Handlungs-
räume als Herausforderung für Jugendarbeit. Ausgehend von Zygmunt Baumans 
‚liquidem Modernitätsdilemma‘ (Bauman 2007, 108) zeigt er, dass Demokratien 
ihre Angewiesenheit auf offene Zukunftshorizonte verlieren. Die ‚shrinking 
democratic spaces‘ manifestieren sich in Angriffen auf Rechtsstaatlichkeit und 
Grundrechte. Pirker verortet dies als Konflikt um Modernität und diskutiert 
hierfür Antwortmöglichkeiten und Bearbeitungsmodi, wie kritische politische 
Bildung, Critical Youth Work und Radical Education. Er plädiert für ‚reflexive 
Internationalität‘ und ‚radikale Empathie‘ in der internationalen Jugendarbeit.

Im zweiten Abschnitt rücken ‚Widersprüche europäischer jugend- und bil-
dungspolitischer Programme‘ in den Blick. Diese werden an zwei thematischen 
Dimensionen expliziert – der Frage nach Bildung und nach Bürger*innenschaft:

In seinem Beitrag „Non-formale Bildung in der Jugendpädagogik: Die Brauch-
barmachung eines Konzepts“ widmet sich Marc Schulz dem Begriff non-formalen 
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Bildung. Der Beitrag beschreibt zentrale Elemente dieser Brauchbarmachung 
bis in die 2000er Jahre auf nationaler, europäischer und globaler Ebene. Dabei 
stellt er heraus, dass der Begriff als Teil einer Trias für eine vergleichbare und 
transnational homogenisierende Kommunikation über Bildung sorgt – zumin-
dest im globalen Norden und dessen spätmodern-kapitalistisch organisierten 
Nationalstaaten und Staatenvereinigungen, wie die EU, und in dieser die Be-
griffsverwendung von nonformaler Bildung. So argumentiert er, dass neoliberale 
und pädagogische Imperative aufeinandertreffen. Im Anschluss an diese Analy-
se werden strategische Andersauslegungen für die Jugendpädagogik aufgerufen, 
die u. a. auf die Autonomie von Sozialpädagogik fußen. Eine genuin sozialpäd-
agogisch begründete nonformale Bildung stellt ein mögliches subversives Ele-
ment gegen die neoliberale Durchsetzung Sozialer Arbeit dar.

Benedikt Widmaier befasst sich in seinem Beitrag „Active Citizenship – Null-
nummer in der Politischen Bildung?“ kritisch mit dem europäischen Leitbild der 
‚Active Citizenship‘ und dessen Bedeutung für die politische Jugendbildung. 
Widmaier zeichnet die Entwicklungen rund um das Begriffskonzept seit den 
frühen 2000er Jahren nach und stellt dar, wie es dann als Paradigma der Bil-
dungspolitik in Deutschland rezipiert wurde. Dabei zeigt er auf, dass die ‚Aktive 
Bürgerschaft‘ in deutschsprachigen Diskursen politischer Bildung nur zurückhal-
tend rezipiert wurde, was Widmaier auf die Konstitution der deutschsprachigen 
politischen Bildung als eigenständiges Diskursfeld mit kritisch-emanzipatori-
schem Selbstverständnis zurückführt. Angesichts aktueller gesellschaftspoliti-
scher Entwicklungen scheint sich dieses jedoch mehr und mehr in Richtung 
einer affirmativen Demokratieförderung zu verschieben.

Luisa Klöckner nimmt in ihrem Beitrag „Zur Widersprüchlichkeit europapoli-
tischer Bildung in der Offenen Kinder- und Jugendarbeit. Zwischen politischem Pro-
gramm und politischer Bildung?“ europapolitische Bildungsprogramme mit ihrem 
Rekurs auf die Förderung europäischer Identität kritisch in den Blick. So ist die 
zentrale These des Beitrags, dass Soziale Arbeit die Formen und Ziele europapo-
litischer Bildung in ihren Feldern selbst (mit-)bestimmen kann, statt diese ledig-
lich pädagogisch auszufüllen und umzusetzen. Auf der Grundlage feministischer 
Epistemologie und radikaldemokratischer Perspektiven argumentiert der Bei-
trag am Beispiel der Offenen Kinder- und Jugendarbeit, dass europapolitische 
Bildung ihren Ausgangspunkt gerade in der Konflikthaftigkeit unterschiedlicher 
Erzählungen und Erfahrungen zur EU nehmen kann.

Nils Wenzler wiederum analysiert in seinem Beitrag „Logiken europäischer 
Grenzziehung: Solidarität, Mobilität und Bevölkerung. Zum Programm der ‚Eu-
ropäischen Solidaritätskorps‘“ aus gouvernementalitätstheoretischer Perspektive 
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die widersprüchlichen Logiken europäischer Mobilitätsprogramme. Die För-
derung innereuropäischer Mobilität junger Menschen und die systematische 
Unterbindung von Migration an den Außengrenzen ermöglichen es, so seine 
Analyse, Europa als einen kohärenten Regierungsraum durch die differentielle 
Regulierung der Zirkulation menschlicher Körper zu fassen, wobei ein spezifi-
sches Verständnis von Solidarität als zentrale Regierungstechnologie wirksam 
wird. Im dritten Abschnitt ‚Feldperspektiven auf Entwicklungen und Heraus-
forderungen non-formaler Bildung‘ werden exemplarisch Handlungsfelder aus 
nationaler Perspektive beleuchtet und dahingehend befragt, welche nationalen 
oder europäischen politischen Entwicklungen pädagogisch-konzeptionell oder 
feldspezifisch relevant werden:

Jana Sämann und Alexander Wohnig widmen sich in ihrem Beitrag „Außer-
schulische politische Jugendbildung: Aktuelle Herausforderungen, Steuerungs- und 
Einflussnahmeversuche“ dem Feld der außerschulischen politischen Jugendbil-
dung vor dem Hintergrund einschlägiger aktueller politischer Entwicklungen. 
Sie beleuchten hier Einflussnahme(versuche) vonseiten der Regierungspolitik, 
die Konflikte und Widersprüche um die Autonomie außerschulischer politi-
scher Jugendbildung offenlegen. Diese zeigen sich etwa in ihrer staatlichen und 
projektförmigen Auftrags- und Aufgabenzuschreibung. Sämann und Wohnig 
weisen auf aktuelle Auswirkungen dieser ambivalenten (Un-)Abhängigkeitsver-
hältnisse von politischer Bildung in den Feldern der Kinder- und Jugendarbeit 
hin und machen deutlich, dass es hierbei um grundlegende Fragen der Anerken-
nung und Legitimierung non-formaler Bildungssettings und des eigenständigen 
Bildungsmodus der Kinder- und Jugendarbeit geht.

Andreas Marx analysiert in seinem Beitrag „Internationale Jugendarbeit im 
Spannungsfeld politischer und gesellschaftlicher Entwicklungen“ die wachsende Be-
deutung der Internationalen Jugendarbeit seit der Jahrtausendwende vor dem 
Hintergrund multipler Krisen wie gefährdeten Demokratien, dem Erstarken 
nationalistischer Tendenzen und dem bedrohten europäischen Frieden. Der 
Autor argumentiert, dass die Internationale Jugendarbeit zur Entschärfung ge-
sellschaftlicher Spannungen beitragen kann und betont dabei die Bedeutung des 
Konzeptes der „Reflexiven Internationalität“ von Andreas Thimmel (2021) als 
zukunftsweisende Antwort auf die aktuellen Herausforderungen.

Der Beitrag von Markus Ottersbach „Migration als Herausforderung und Chan-
ce für die non-formale Bildung“ widmet sich einem gesellschaftlichen Konfliktfeld 
und für die non-formale Bildung hoch relevanten Thema. Hierzu rekonstruiert 
der Autor zunächst die Entwicklung der Migration in Deutschland und entfaltet 
im Anschluss die aktuellen Herausforderungen und Chancen einer international 
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bzw. europäisch ausgerichteten non-formalen Bildung in Bezug auf Migration. 
Zentrale Forderung ist, dass Soziale Arbeit als gesellschaftskritische Profession 
dazu beitragen muss, dass Migration als eine Chance zur Förderung kultureller 
Vielfalt, zum Abbau sozialer Ungleichheit und somit auch zur Stabilisierung der 
pluralistischen Demokratie verstanden wird.

In seinem Beitrag „Jugendarbeit in der (Post-)Migrationsgesellschaft“ geht Peter 
Nick davon aus, dass Jugendarbeit aufgrund ihrer Prinzipien und Strukturmerk-
male, z. B. Freiwilligkeit, Selbstorganisation, Offenheit und Partizipation, ein 
Feld mit besonderen Potenzialen für interkulturelle Öffnung darstellt. Um diese 
These zu begründen, geht er zuerst auf die Begrifflichkeit und Programmatik 
der interkulturellen Öffnung ein. Dann skizziert er das Partizipationsverständnis  
der Jugendarbeit als Ermöglichung demokratischer Handlungserfahrung und 
systematisiert die Strukturmerkmale der Jugendarbeit. Er perspektiviert seine 
Ausführungen schlussendlich vor theoretischen Blickwinkeln zum kommuni-
kativen Handeln nach Jürgen Habermas. So kommt er zu dem Schluss, dass 
interkulturelle Öffnung für die Jugendarbeit vor allem die konsequente Einlö-
sung ihres eigenen Selbstverständnisses unter den Bedingungen der Migrations
gesellschaft bedeutet.

Das Konzept des Mobilitätspuzzles setzt bei der Frage an, wie möglichst 
allen jungen Menschen der Zugang zu internationalen Bildungserfahrungen er-
öffnet werden kann. Stefan Schäfer stellt in seinem Beitrag „Das Mobilitätspuzzle 
internationaler Jugendbildung“ das von Andreas Thimmel in engem Austausch 
mit Vertreter*innen der Praxis und auf Basis langjähriger Dauerbeobachtung 
des Feldes entwickelte Konzept vor. Er zeichnet mit Blick auf die europäische 
Debatte um Mobilität die historische Genese nach und zeigt auf, wie vielfältige 
internationale Reise- und Begegnungsformate verbunden und kommunal veran-
kert werden können, um strukturelle Zugangsbarrieren abzubauen. 

Das Modell einer Wissensgemeinschaft veranschaulichen Judith Dubiski 
und Wolfgang Ilg in ihrem Beitrag „Das Kinder- und Jugendreisen als gemeinsamer 
Gegenstand: Wissenschaft und Praxis im Diskurs“ am Beispiel der Evaluation von 
Kinder- und Jugendreisen und zeigen damit, wie ein Verhältnis zwischen Praxis 
und Wissenschaft gestaltet sein kann, das nicht von einem reinen Gegenüber 
beider Sphären geprägt ist. Damit verbinden sich jedoch eine Reihe kritischer 
Anfragen, deren Reflexion und Untersuchung aussteht – so bspw. Fragen nach 
Hierarchien und Machtverhältnissen in einem solchen Diskursraum, nach der 
Ausbalancierung von wissenschaftlichen und praxisbezogenen Ansprüchen und 
Bedarfen oder auch nach persönlicher und gesellschaftlicher Verantwortung, die 
mit Evaluation verknüpft ist.
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Der Band schließt mit dem vierten Abschnitt, ‚Europäische Aporien? Philosophi-
sche Anfragen und politische Realitäten‘, in welchem drei Beiträge zum kritischen 
und reflexiven Nach- und Weiterdenken einladen:

In seinem Beitrag „Anerkennung und Toleranz. Ein Vorschlag für ergänzende 
normative Bezüge in der politischen Bildungsarbeit“ erweitert Winfred Kaminski die 
normativen Bezüge politischer Bildung um zwei zentrale Begriffe. Mit Bezug auf 
Rainer Forsts ‚Toleranz im Konflikt‘ (Forst 2003) differenziert er vier Toleranz-
konzeptionen und präferiert die Respekt-Konzeption, die auf wechselseitiger 
Rechtfertigung basiert. Axel Honneths Stufentheorie der Anerkennung (Liebe, 
Recht, Solidarität) wird ergänzt durch die Analyse von Missachtungsformen. 
Kaminski zeigt, dass beide Konzepte aufeinander verwiesen sind und gemeinsam 
die Grundlage für demokratische Bildungsarbeit bilden. 

Christoph Butterwegge greift in seinem Beitrag „Europa allein zu Haus?“ das 
von Andreas Thimmel vorgelegte Konzept der politischen Informiertheit auf 
(Thimmel 2025). Mit diesem Konzept wird ein Analyserahmen vorgelegt, der 
das für ein Verständnis der nationalen, europäischen und globalen Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse nötige Hintergrundwissen, sprich: spezifisches Fakten- 
und Orientierungswissen, aufruft, das für die Profession Soziale Arbeit notwendig 
ist, um Thematisierungen in verschiedenen politischen Arenen zu verstehen. Der 
Beitrag entfaltet und problematisiert dies exemplarisch an der politischen und 
medialen Debatte zum Krieg in der Ukraine.

Welches ‚Europa‘ ist die Orientierungsgröße für die Menschen, die in Eu-
ropa leben? An welcher Idee von Europa können sich insbesondere Jugendliche 
orientieren – und welchen Rahmen kann die non-formale Bildung für solch 
eine Orientierung anbieten? Diesen Fragen geht Franz Hamburger in seinem 
Beitrag „Europa – Land der Verzweiflung und Land der Hoffnung“ nach. Anhand 
der Dimensionen der Wertmustererhaltung, Zielerreichung, Anpassung und In-
tegration beschreibt er die Entwicklungen in Europa in den letzten Jahrzehnten 
und stellt dabei ihre Komplexität und Ambiguität heraus. Den aktuell zu beob-
achtenden, teilweise dystopisch anmutenden Entwicklungen in der EU und da-
rüber hinaus stellt Hamburger die ‚Macht der kommunikativen Verständigung‘ 
entgegen. 

Die Herausgeber*innen – allesamt Kolleg*innen, die mit dem Forschungs-
schwerpunkt Nonformale Bildung an der TH Köln eng verbunden sind – dan-
ken allen Autor*innen, die an diesem Abschiedsgeschenk für Andreas Thimmel 
mitgewirkt haben. Hierzu findet sich mehr im Nachwort der Herausgeber*innen 
dieses Bandes. Ebenfalls sehr herzlich danken möchten die Herausgeber*innen 
Mona Wolf, ebenfalls aus dem Kolleg*innenkreis des Forschungsschwerpunkts, 
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für die sorgfältige und engagierte Durchsicht des Manuskripts und Imke Nie-
baum für ihre wertvolle finanzielle und emotionale Unterstützung.
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I. European Youth Work 
als europäisches Projekt 
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ANDREAS THIMMEL, YASMINE CHEHATA

European Youth Work 

Entwicklungen, Strukturen und Ambivalenzen 
eines eigenständigen Politikfeldes1

Die europäische Dimension von Jugendarbeit und Jugendpolitik hat sich in den 
letzten 25 Jahren grundlegend gewandelt. Von anfänglichen Austauschprogram-
men über jugendpolitische Zusammenarbeit bis hin zur Etablierung von ‚Youth 
Work‘ als eigenständigem europäischem Politikfeld zeigt sich eine bemerkens-
werte Transformation. Dieser Beitrag verfolgt einen historisierenden Ansatz, 
der die zentralen politischen Entwicklungen, Institutionalisierungsprozesse und 
Netzwerke seit den frühen 2000er Jahren nachzeichnet. Leitende Fragen sind, wie 
sich Youth Work in Europa als eigenständiges Politikfeld etabliert hat und welche 
Strukturen und Netzwerke relevant geworden sind. Dabei zeichnet der Beitrag 
die Bedeutung für die nationale und lokale politische und pädagogische Praxis in 
Deutschland nach und wirft schließlich einen kritischen Blick auf Spannungen 
und Herausforderungen europäischer ( Jugend-)Politiken. Während dieser Bei-
trag die Entwicklung von Youth Work als eigenständiges Politikfeld mit Fokus 
auf Strukturen, Akteursnetzwerke und konzeptionelle Grundlagen nachzeichnet, 
analysiert der Beitrag von Hofmann-van de Poll und Robertson-Liersch (in die-
sem Band) die gesamte EU-Jugendpolitik der letzten 35 Jahre aus einer weiteren 
Perspektive und fokussiert dabei auf die sich wandelnden Rollen junger Menschen 
und die Entwicklung von Youth Mainstreaming als ressortübergreifende Strategie. 

1. 	 European Youth Work als eigenständiger Politik- und 
Praxisbereich

Youth Work hat sich in Europa als Oberbegriff für vielfältige Aktivitäten und 
als eigenständiger Bereich im Rahmen von Jugendpolitik und non-formaler 
Bildung in den letzten 25 Jahren entwickelt. Die intensive Beschäftigung eines  

1	 Dieser Beitrag basiert auf zwei früheren Texten von Andreas Thimmel (2018; 2021) und 
wurde von Yasmine Chehata als langjährige Forschungspartnerin und Weggefährtin für 
diese Festschrift aktualisiert und erweitert. 
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Expert*innengremiums im Auftrag der Europäischen Kommission führt 2014 
zu einer konzeptionellen Vergewisserung, Bestandsaufnahme und hohen Wert-
schätzung von Youth Work. Diese Position wird in der Folge in weiteren Do-
kumenten und Publikationen übernommen und ausdifferenziert. Dabei achten 
die Emittenten darauf, dass mit Hinweis auf die kontextuelle Abhängigkeit 
der jeweiligen Praxis die Ausdifferenzierung und Vielfalt von Youth Work be-
tont wird. Drei wesentliche Merkmale machen eine Unterscheidung zu ande-
ren Politikfeldern möglich und bilden den konzeptionellen Mindeststandard 
von Youth Work, nämlich: „A focus on young people, personal development 
and voluntary participation“ (European Commission 2014, 4). So findet Youth 
Work an unterschiedlichen Orten und in verschiedenen Formen statt: in Ju-
gendzentren und Jugendprojekten, in aufsuchender Jugendarbeit (outreach/
detached youth work), in informellen Jugendgruppen, in Jugendcamps, in der 
Jugendinformation sowie in Jugendorganisationen.

„These are the most common forms of youth work and, as different terms are used in 
different countries or local conditions, there are other forms of youth work that are 
included in the definition of youth work used in this handbook.“ (European Com-
mission 2017, 86)

Diese Definition zeigt die Breite des Youth Work-Ansatzes, der von der Offenen 
Kinder- und Jugendarbeit über Jugendverbandsarbeit bis hin zu Jugendsozial-
arbeit reicht. Im Vergleich zur deutschen Systematik des SGB VIII (§§ 11–13) 
handelt es sich um einen integrierteren Ansatz, der die verschiedenen Varianten 
von Jugendarbeit unter einem gemeinsamen konzeptionellen Dach vereint.

2. 	 Historische Entwicklung: Von Jugendaustausch 
zu European Youth Work

2.1 	Die Anfänge: Adonnino-Bericht und das Programm 
‚Jugend für Europa‘

Die Austausch- und Trainingserfahrungen, die im europäischen Jugendzentrum 
des Europarates in Straßburg gesammelt worden waren, wurden in den 80er Jah-
ren für den Aufbau des Austauschprogramms ‚Jugend für Europa‘ genutzt. 1985 
wurden im Adonnino-Bericht Vorschläge formuliert, wie man den Bürger*innen 
‚Europa‘ im Alltag erfahrbar machen könne. Die Perspektiverweiterung auf die 
europäischen Bürger*innen war eine Folge der Erkenntnis, dass der ökonomi-
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sche und politische Integrationsprozess Europas ohne flankierende soziale und 
bildungsbezogene Maßnahmen fragmentarisch und instabil bleiben würde: 

„Anstelle eines Europas der undurchsichtigen, bürokratischen Institutionen sollte ein 
‚Europa der Bürger’ wachsen, in dem sich die Menschen kennen lernen, kulturelle Unter-
schiede wertschätzen, mobil sind und sich zugleich über eine Bejahung der europäischen 
Wertegrundlagen eine europäische Identität bilden sollte.“ (Friesenhahn 2013, 131)

Diese Vision eines ‚Europa der Bürger*innen‘ prägte die folgenden Jahrzehn-
te und führte zu einer schrittweisen Ausweitung jugendpolitischer Programme 
und ihrer konzeptionellen Grundlagen. Das Austauschprogramm ‚Jugend für 
Europa‘, durch das in der Anfangsphase hauptsächlich multinationale Jugend-
begegnungen gefördert wurden, startete 1988. Damit entstand aus deutscher 
Perspektive neben dem Kinder- und Jugendplan des Bundes und dem Deutsch-
Französischen Jugendwerk eine weitere Programmlinie zur Finanzierung von 
Aktivitäten im internationalen Jugendaustausch. Verantwortlich für die Ab-
wicklung der Jugendprogramme in der Bundesrepublik ist seit dieser Zeit die 
Agentur JUGEND für Europa, die deutsche Agentur für das EU-Programm 
JUGEND IN AKTION.

2.2 	Der Weißbuch-Prozess 2001: Paradigmenwechsel in der europäischen 
Jugendpolitik

Die Veröffentlichung des EU-Weißbuches ‚Neuer Schwung für die Jugend Euro
pas‘ (Europäische Kommission 2001) im Jahr 2001 markierte einen wichtigen 
Einschnitt in dieser Entwicklung. Zum einen wurde Jugend nicht mehr haupt-
sächlich als Problemgruppe verhandelt, sondern als Ressource zum Aufbau der 
Europäischen Union angesehen (Bois-Reymond 2004, 94). Zum anderen wurde 
die Phase der jugendpolitischen Zusammenarbeit eingeläutet und die bisherige 
thematische Begrenzung des Programms auf Austauschaktivitäten überwunden 
und durch weitere Themen ergänzt. Die neuen Themen, die nun auf die Agenda 
kommen, leiten sich ab vom Konzept der aktiven Bürgerschaft junger Menschen 
(ebd.). Die Themen Partizipation, Information und Jugendforschung lassen sich 
aus deutscher Perspektive keinem Arbeitsfeld der Kinder- und Jugendhilfe ex-
klusiv zuordnen, sondern beziehen sich auf alle Bereiche der Jugendhilfe. Die 
EU-Jugendexpertin Manuela du Bois-Reymond schreibt dazu 2004: 

„Den Kern einer zukünftigen Jugendpolitik sollen zwei miteinander verbundene Prin-
zipien bilden: die junge Generation soll an allen Entscheidungen beteiligt werden, 
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die ihr Leben beeinflussen, nur so erhält das Konzept der Partizipation und aktiven 
Bürgerschaft Inhalt und kann Jugendliche überzeugen. Und: Jugend soll als eine Kraft, 
eine Ressource angesehen und nicht – oder doch nicht überwiegend – als eine Problem-
kategorie verhandelt werden.“ (Bois-Reymond 2004, 94)

2.3 	Beginn der jugendpolitischen Zusammenarbeit der EU:  
Die EU-Jugendstrategien 2010–2018 und 2019–2027

Die Verabschiedung der Entschließung des Europäischen Rates vom 27. No-
vember 2009 über einen erneuerten Rahmen für die jugendpolitische Zusam-
menarbeit in Europa für den Zeitraum 2010–2018, die so genannte ‚EU-Ju-
gendstrategie‘, kann als Beginn der europäischen Jugendpolitik im engeren Sinne 
angesehen werden. In diesem Dokument manifestiert sich der 

„ernsthafte Willen der Mitgliedsstaaten, sich von der bisherigen Politik fort
geschriebener Absichtserklärungen und zunehmender Berichterstattungspflichten zu 
emanzipieren und stattdessen die Basis für eine wirksamere, verständlichere, vermit-
telbarere und damit attraktivere europäische Jugendpolitik zu schaffen.“ (Roggenthin 
2010, 487).

Diese EU-Jugendstrategie sollte auf die folgenden allgemeinen Ziele ausgerich-
tet sein:  

(1) „mehr Möglichkeiten und mehr Chancengleichheit für alle jungen Menschen im 
Bildungswesen und auf dem Arbeitsmarkt sowie (2) Förderung des gesellschaftlichen 
Engagements, der sozialen Eingliederung und der Solidarität aller jungen Menschen.“ 
(Rat der Europäischen Union 2009, 2)

Diese Ziele sollen in acht Aktionsfeldern umgesetzt werden: „Allgemeine und 
berufliche Bildung – Beschäftigung und Unternehmergeist – Gesundheit und 
Wohlbefinden – Teilhabe – Freiwilligentätigkeit – Soziale Eingliederung – Ju-
gend in der Welt – Kreativität und Kultur.“ (ebd.)

Die EU-Jugendstrategie etablierte damit erstmals einen systematischen 
Rahmen für jugendpolitische Zusammenarbeit auf europäischer Ebene. Parallel 
dazu entwickelte sich auf der Ebene der Praxis und der fachlichen Diskurse ein 
neues Verständnis von Youth Work als eigenständigem Ansatz.

Am 26. November 2018 wird die EU-Jugendstrategie für den Zeitraum 
2019–2027 erneuert und ruft drei Kernziele auf: So soll die Strategie (1) jungen 
Menschen ermöglichen, „ihr eigenes Leben zu gestalten, sie in ihrer persönli-
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chen Entwicklung und ihrem persönlichen Wachstum hin zu Selbstständigkeit 
unterstützen, sie widerstandsfähiger machen und sie mit Lebenskompetenzen 
ausstatten, damit sie in einer sich verändernden Welt zurechtkommen“ (Rat der 
Europäischen Union 2018, 2). 
(2) Sie ermutigen „sich durch Identifizierung mit den Werten der EU und einer 
europäischen Identität als aktive und solidarische Bürgerinnen und Bürger für 
einen positiven Wandel einzusetzen“ (ebd.) und (3) sollen politische Entschei-
dungen in allen Bereichen im Hinblick auf ihre Auswirkungen auf junge Men-
schen überprüft werden. 

Neben diesen drei Aktionsbereichen werden die EU-Mitgliedsstaaten dazu 
verpflichtet, nationale Aktionspläne mit dem Ziel einer verstärkten Kopplung 
an lokale, regionale und nationale Jugendpolitik zu erstellen sowie eine stärkere 
Verbindung zwischen der zukünftigen EU-Jugendstrategie mit den EU-Jugend-
programmen zu realisieren. Zudem wird das Thema der Anerkennung von im 
non-formalen Bereich erworbenen Kenntnissen betont.

Das neue Erasmus+ Programm für den Zeitraum 2021–2027 bringt weitere 
wichtige Entwicklungen: eine deutliche Aufstockung der Mittel für den Jugend-
bereich, einen verstärkten Fokus auf Teilnehmende mit geringeren Chancen so-
wie die Beibehaltung der administrativen Eigenständigkeit des Jugendbereichs 
innerhalb von Erasmus+. Parallel dazu wurde mit dem Europäischen Solidari-
tätskorps (ESK) ein zweites jugendpolitisches Programm etabliert, das den Fo-
kus auf Freiwilligendienste und solidarisches Engagement legt (siehe Wenzler 
in diesem Band).

2.4 	Die European Youth Work Conventions als wichtige Marker  
(2010–2020): Entwicklungen und Herausforderungen

Die Weiterentwicklung von European Youth Work ist zudem durch den Pro-
zess der European Youth Work Conventions stark beeinflusst worden. Die Do-
kumente entstanden aus einem breit angelegten Diskussionsprozess, an dem 
Akteur*innen aus Praxis, Youth Policy und Wissenschaft beteiligt waren. Dieser 
Prozess hat viele Elemente eines Bottom-up-Prozesses, der in den politischen 
Sektor auf Europarats-Ebene und EU-Ebene eingespeist wurde und damit zu-
gleich zu einem Top-down-Instrument wird.

In der ersten Konferenz zur Youth Work Convention 2010 und dem darauf 
aufbauenden Dokument wird die Vielfalt von Möglichkeiten, Maßnahmen und 
Erfahrungen von Youth Work betont (EU/Council of Europe 2010). Das Ziel 
der zweiten European Youth Work Convention von 2015 bestand darin, den 
Beitrag von Youth Work zur Entwicklung von Jugendlichen und der Gesell-
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schaft stärker herauszuarbeiten und ein über die regionalen oder nationalstaat-
lichen Interpretationen hinausgehendes gemeinsames Verständnis von Youth 
Work zu erarbeiten. Dabei wurden ein ‚Common Ground‘ als Grundlage für ein 
gemeinsames Verständnis von Youth Work erarbeitet und neue Impulse für die 
Debatte über Youth Work in Europa gegeben (EU/Council of Europe 2015). 

Der Einfluss der Akteursgruppen und der Youth Work Convention zeigt 
sich besonders bezüglich des Zustandekommens und der Inhalte der Empfeh-
lung des Europarats vom 31. Mai 2017 (Council of Europe 2017). Diese Emp-
fehlung stellt eine wichtige Markierung dar, da sie erstmals auf europäischer 
Ebene Youth Work als eigenständiges Politikfeld anerkennt und Standards für 
ihre Ausgestaltung formuliert. Obwohl Empfehlungen des Europarats keinen 
rechtsverbindlichen Charakter haben, bieten sie eine wichtige Legitimations-
grundlage für nationale und lokale Entwicklungen. Youth Work wird als die 
direkte pädagogische Arbeit mit jungen Menschen am Übergang zum Erwach-
senenalter beschrieben, die auf Basis freiwilliger Teilnahme in non-formalen 
Settings stattfindet (ebd.).

Die als Bonn-Prozess der European Youth Work Agenda (EYWA) be-
zeichnete jugendpolitische Entwicklung, die während der deutschen EU-Rats-
präsidentschaft 2020 ihren Anfang nahm, ist ein zentraler weiterer Schritt in 
die Etablierung einer europäischen Jugendpolitik. Die 3. European Youth Work 
Convention im Jahr 2020 hatte zum Ziel, die Erkenntnisse der beiden voran-
gegangenen Conventions zu bündeln und einen konkreten Implementierungs-
prozess zu initiieren. Der sogenannte Bonn-Prozess umfasst dabei die Entwick-
lung einer European Youth Work Agenda. Hierzu gehört ein Transfer- und 
Implementierungsprozess für die Weiterentwicklung und Stärkung von Youth 
Work in den Mitgliedsstaaten und auf EU-Ebene, die systematische Koope-
ration zwischen EU, Europarat, Nationalagenturen und zivilgesellschaftlichen 
Netzwerken (strukturierte Zusammenarbeit), Anreize für Mitgliedsstaaten, 
Youth Work in ihrer nationalen Jugendpolitik zu stärken (Implementierung) 
sowie den Ausbau von Forschung empirischer Grundlagen für Youth Work. Der 
Bonn-Prozess und die European Youth Work Agenda markieren damit einen 
historischen Moment, Youth Work als eigenständiges europäisches Politikfeld 
zu konsolidieren und dabei sowohl die Stärken lokaler und nationaler Traditio-
nen zu bewahren als auch von transnationaler Zusammenarbeit zu profitieren. 
Fünf Jahre nach dem Bonn-Prozess zeigt eine Erhebung zur Umsetzung der 
European Youth Work Agenda, die als Grundlage für die 4. European Youth 
Work Convention im Mai 2025 in Malta diente, dass 34 Länder aktive natio-
nale Prozesse zur Umsetzung etabliert haben. Doch trotz dieses wachsenden 



29

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.

Momentums auf europäischer Ebene bleibt die mangelnde Anerkennung von 
Youth Work als Profession und fehlende politische Unterstützung – verstärkt 
durch Austeritätsmaßnahmen – eine zentrale Herausforderung bei der Um-
setzung, so der Survey Report 2025. Besonders problematisch erweist sich die 
Implementierungslücke zwischen europäischer Strategie und lokaler Praxis:  
In vielen Ländern hat die EYWA auf kommunaler Ebene nur indirekten Ein-
fluss, da nationale Gesetze und fehlende lokale Finanzierung die praktische 
Umsetzung begrenzen (Hofmann-van de Poll 2025). Werden die aufgerufenen 
notwendigen regionalen Voraussetzungen berücksichtigt, könnten der Bonn-
Prozess und die European Youth Work Agenda eine Möglichkeit bieten, Youth 
Work als eigenständiges europäisches Politikfeld, auch in Deutschland, zu kon-
solidieren. So empfiehlt das Bundesjugendkuratorium (2021) die europäischen 
Programme und Strategien aufzunehmen und „diese gemeinsam mit der Zivil-
gesellschaft in eine nachhaltige Jugendbeteiligungs- und Generationenpolitik“ 
(BKJ 2021, 2) einzubinden. So komme aber auch in Zukunft 

„die Politikberatung und die Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe in 
Deutschland in Bezug auf kinder- und jugendpolitische Herausforderungen in Deutsch-
land nicht ohne die europapolitische Vernetzung und Perspektive aus.“ (ebd., 3)

Die Entwicklung von Youth Work zu einem eigenständigen Politikfeld wur-
de maßgeblich durch die Herausbildung transnationaler Netzwerke getragen. 
Diese Netzwerke verbinden Praxis, Politik, Verwaltung und Wissenschaft und 
sollen damit eine zivilgesellschaftliche Basis für die europäische Zusammenar-
beit schaffen.

3. 	 Akteursnetzwerke der europäischen Entwicklung 
im Jugendbereich

Auf europäischer Ebene sind zwei institutionelle Akteursgruppen zentral für die 
Entwicklung von Youth Work: die Jugendabteilung der Europäischen Union 
mit den Nationalagenturen und die Jugendabteilung des Europarats. Beide In-
stitutionen arbeiten seit 2000 im Rahmen der Youth Partnership systematisch 
zusammen. 

Die Abteilung Youth im General-Direktorat der EU ‚Education, Youth, Sport 
and Culture‘ ist verantwortlich für die Inhalte der entsprechenden Dokumente auf 
EU-Ebene, für weitergehende Studien, die Ausgestaltung der EU-Programme 
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sowie die Koordination der Nationalagenturen in den 27 EU-Mitgliedstaaten. 
Die Jugendabteilung des Europarats (Council of Europe) bildet die zweite zen-
trale institutionelle Akteursgruppe. Ihre Aufgabe ist die Förderung von Men-
schenrechten, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit bei jungen Menschen und in 
der Jugendpolitik durch verschiedene Instrumente und Programme.  

Die Youth Partnership verbindet beide Bereiche durch institutionalisierte 
Zusammenarbeit. Diese Partnerschaft basiert auf einem offiziellen Agreement 
zwischen beiden Institutionen und wird von einem gemeinsamen Sekretariat 
koordiniert. Eine gemeinsame Steuerungsgruppe mit Vertreter*innen beider In-
stitutionen legt die strategischen Prioritäten fest. Die Youth Partnership hat we-
sentlich zur Entwicklung eines gemeinsamen europäischen Verständnisses von 
Youth Work beigetragen.

Die jeweiligen Nationalagenturen setzen die EU-Programme in den einzel-
nen Ländern um und sind eigenständiger jugendpolitischer Akteur auf EU-Ebene 
und in der nationalen Jugendpolitik. Die deutsche Nationalagentur JUGEND IN 
AKTION spielt im Hinblick auf die Weitergabe europabezogener Informatio-
nen, auf die Vertretung von Jugendinteressen im Erasmus-Kontext als wichtiger 
Förderer von internationaler Jugendarbeit, in der Umsetzung der EU-Program-
me sowie in der Beteiligung an strategischen Partnerschaften eine wichtige na-
tionale und europäische Rolle. Das neue Erasmus+ Programm für den Zeitraum 
2021–2027 bringt weitere wichtige Entwicklungen: eine deutliche Aufstockung 
der Mittel für den Jugendbereich, einen verstärkten Fokus auf Teilnehmende 
mit geringeren Chancen sowie die Beibehaltung der administrativen Eigen-
ständigkeit des Jugendbereichs innerhalb von Erasmus+. Parallel dazu wurde 
mit dem Europäischen Solidaritätskorps (ESK) ein zweites jugendpolitisches 
Programm etabliert, das den Fokus auf Freiwilligendienste und solidarisches 
Engagement legt.

Eine weitere Akteursgruppe sind zivilgesellschaftliche transnationale Netz-
werke, die sich seit etwa 2010 etabliert haben und von den Jugendabteilungen der 
EU bzw. des Europarats unterstützt werden. So entstanden erste Überlegungen zu 
einem Netzwerk für professionelle Offene Jugendarbeit 2010 auf einer Konferenz 
der Jugendabteilung des Europarats in Gent. 2012 ging von einer InterCity-Kon-
ferenz, die u. a. von der deutschen Nationalagentur organisiert wurde, die Initiative 
für ein kommunales Netzwerk aus. 2013 gründete sich das Netzwerk ‚Professional 
Open Youth Work in Europe‘ (POYWE) mit Organisationen aus sieben Ländern 
(Schweiz, Italien, Luxemburg, Norwegen, England, Niederlande und Österreich) 
und entwickelte die „Declaration of Principles_Professional Open Youth Work“ 
(POYWE 2013). 2014 folgte das ‚European Network of Local Departments for 
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Youth Work‘ (INTERCITYYOUTH), in dem sich kommunale Jugendbehörden 
zusammenschlossen. Das europäische Modellprojekt ‚Europe Goes Local‘ wird 
von 23 Nationalagenturen, der Youth Partnership und europäischen Netzwerken 
getragen und zielt darauf ab, Youth Work auf kommunaler Ebene zu stärken. 
Im Kontext des Bonn-Prozesses (seit 2020) und bedingt durch die COVID-
19-Pandemie sind weitere Netzwerk- und Kooperationsstrukturen entstanden, 
wie im Bereich Digital Youth Work. Diese Netzwerklandschaft entwickelt sich 
kontinuierlich weiter, da durch aktuelle gesellschaftliche Entwicklungen (Digita-
lisierung, Klimakrise, Demokratiegefährdung, u. a.) laufend neue Kooperations-
formate und thematische Netzwerke entstehen. Eine systematische Erfassung 
dieser dynamischen Entwicklung steht allerdings noch aus.

Diese Netzwerke zeigen exemplarisch, wie sich durch transnationale Zu-
sammenarbeit ein gemeinsamer europäischer Diskursraum für Youth Work etab-
liert hat. Sie verbinden lokale Praxis mit europäischer Politik und schaffen damit 
Strukturen, die über einzelne Projekte hinaus Bestand haben können.

Die Verantwortung für die Umsetzung der EU-Jugendstrategien liegt bei 
den Mitgliedsstaaten und betrifft sowohl organisatorische als auch thematische 
Aspekte. In der Bundesrepublik übernahm die entsprechende Abteilung des 
Ministeriums für Familien, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) die Feder-
führung für die Umsetzung. Auf der Grundlage eines Beschlusses der Jugend-
ministerkonferenz wurde 2010 eine entsprechende Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
eingerichtet. Die Bund-Länder-Kooperation wird über eine Servicestelle unter-
stützt und eine Transferstelle versucht jugendpolitische Impulse aus Europa in die 
deutsche Kinder- und Jugendhilfe zu transferieren und gleichzeitig Impulse aus 
der Bundesrepublik nutzbar zu machen für die Weiterentwicklung der europäi-
schen Zusammenarbeit im Jugendbereich. Im Rahmen der föderalen und subsi-
diären Governance-Struktur im Jugendbereich wurde ein Beirat zur Begleitung 
der Umsetzung der EU-Jugendstrategie eingerichtet, in dem die wesentlichen 
jugendpolitischen Akteur*innen einschließlich Vertreter*innen der Wissenschaft 
eingebunden sind.

Youth Work in Europa bildet für die Kinder- und Jugendhilfe einen Rahmen, 
der sich bereits auch auf Policy-Ebene autonom etabliert hat und der für den deut-
schen Fachdiskurs von großer Bedeutung sein kann. Die Entwicklung der letzten 
25 Jahre zeigt eine bemerkenswerte Transformation von einzelnen Austauschpro-
grammen hin zu einem eigenständigen europäischen Politikfeld mit klaren Struk-
turen, transnationalen Netzwerken und konzeptionellen Grundlagen.

Die Arbeit an der Konstituierung eines eigenständigen europäischen und in-
ternationalen Diskurszusammenhangs von Youth Work im Rahmen einer auto-
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nomen Youth Policy kann dem ‚methodologischen Nationalismus‘ im deutschen 
Fachdiskurs entgegenwirken. Der Begriff des methodologischen Nationalismus 
beschreibt die Tendenz, soziale Phänomene ausschließlich innerhalb national-
staatlicher Grenzen zu denken und zu analysieren. Im Kontext von Youth Work 
bedeutet dies: (1) Die Rezeption europäischer Entwicklungen bleibt in Deutsch-
land fragmentarisch, (2) internationale Vergleiche werden zu selten systematisch 
durchgeführt, (3) die Möglichkeiten transnationaler Zusammenarbeit werden zu 
wenig berücksichtigt, (4) Europäische Dokumente und Diskurse bleiben einer 
kleinen Expert*innengruppe vorbehalten.

Für eine systematische und bedarfsgerechte Weiterentwicklung bedarf es 
daher eines Ausbaus der Youth Work-Forschung, bzw. der europäischen non-
formalen Bildungsforschung, inklusive international vergleichender und partizi-
pativer Youth Work-Forschung. Eine Forschungsinfrastruktur, die dies zu leisten 
in der Lage wäre, ist bisher nicht vorhanden. 

4. 	 Das strukturelle Dilemma europäischer Jugendpolitik: 
Querschnittspolitik versus Ressortpolitik

Bei aller positiven Entwicklung von Youth Work als eigenständigem Politik-
feld bleibt ein grundlegendes Spannungsfeld bestehen, das die europäische Ju-
gendpolitik seit ihren Anfängen prägt: die Spannung zwischen Jugendpolitik 
als Querschnittspolitik und als Ressortpolitik. Europäische Jugendpolitik hat 
sich zunehmend zu einer Querschnittspolitik entwickelt (siehe ausführlicher 
zu Youth Mainstreaming als ressortübergreifende Strategie Hofmann-van de 
Poll und Robertson-Liersch in diesem Band). Ausgehend von der Einsicht in 
die Bedeutung der jungen Generation für die Zukunft der Europäischen Union 
wurden in vielen EU-Politikfeldern Anstrengungen unternommen, zumindest 
konzeptionell die Interessen der Jugendlichen und jungen Erwachsenen in den 
arbeits- und beschäftigungspolitischen Politikfeldern mitzuberücksichtigen. 
Dies betrifft vor allem Aktivitäten in den Bereichen berufliche Bildung und  
Arbeitsmarkt, Europäischer Sozialfonds und andere Struktur- und Regional-
fonds sowie Maßnahmen gegen die hohe Jugendarbeitslosigkeit in Europa. Die 
Kooperation der EU-Staaten als Querschnittspolitik in Jugendfragen bezieht 
sich auf die soziale und berufliche Integration junger Menschen, Jugendpolitik 
ist strukturell somit Teil der Lissabon-Strategie bzw. der zeitlich darauffolgen-
den Europa-2020-Strategie. Im Konzept der Jugendpolitik als Querschnittspo-
litik zeigt sich jedoch ein strukturelles Dilemma. Einerseits ist es zu begrüßen, 
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wenn die Lebenslagen von Kindern und Jugendlichen in vielen Politikfeldern 
berücksichtigt werden und z. B. arbeitsmarktpolitische Programme Jugendliche 
als zu fördernde Zielgruppe miteinbeziehen, indem hierüber neue Finanzmit-
tel für die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit zur Verfügung gestellt wer-
den. Dadurch wird Jugend gegenüber anderen Zielgruppen aufgewertet und 
strukturelle sowie ökonomische Nachteile junger Menschen, welche gegenüber 
Personengruppen die am Arbeitsmarkt etabliert sind, wenigstens punktuell auf-
gehoben.

Andererseits beinhaltet Jugendpolitik als Querschnittspolitik die Gefahr 
der bildungs- und arbeitsmarktpolitischen Instrumentalisierung von Aktivitäten 
und Instrumenten der Jugendpolitik und damit auch der non-formalen Bildung.  
Diese beschäftigungspolitische und ökonomistische Verengung von Jugendpo-
litik führt gleichzeitig zur Zurückdrängung von Konzepten der Lebensbewälti-
gung und subjektorientierter Jugendbildung.

Dieses Dilemma wird besonders sichtbar in der Spannung zwischen den 
Zielen der Europa 2020–Strategie und den Ansprüchen einer eigenständigen 
Jugendpolitik. Während erstere Jugend primär unter dem Aspekt der Beschäfti-
gungsfähigkeit betrachtet, betont letztere die ganzheitliche Entwicklung junger 
Menschen und deren Partizipation am demokratischen Leben. 

Diese hier nur skizzierte kritische Perspektive gegenüber der ‚ökonomischen 
Schlagseite‘ der EU und der Priorisierung einer neoliberalen Finanz- und Wirt-
schaftspolitik sollte jedoch nicht dazu führen, Aktivitäten, Programme, Finanz-
linien und argumentative Muster der EU nicht differenziert zur Kenntnis zu 
nehmen. 

5. 	 Herausforderungen und Ambivalenzen einer Jugendpolitik 
in Europa

Die grundlegende Bejahung der Europäischen Union und der Europäischen 
Integration u. a. als Projekt des Friedens, der Demokratie, der Überwindung 
nationalstaatlicher Egoismen kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Do-
minanz neoliberaler Wirtschafts- und Finanzpolitik in Europa sowie sozialpo-
litische Versäumnisse, migrationspolitische Abgrenzungs- und Exterritorialisie-
rungspolitik und fehlende globale Verantwortungsübernahme zu kritisieren sind. 
Der Wegbereiter des Diskurses über Soziale Arbeit in Europa und überzeugter 
Europäer, der Mainzer Erziehungswissenschaftler Franz Hamburger forderte 
schon früh eine kritische Positionierung:



34

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.

„Eine erste Aufgabe ist die kritische Analyse des ‚Versprechens Europa’, das immer noch 
eine beeindruckende Programmatik entfaltet, in Relation zur Wirklichkeit des kapi-
talistischen Europas, das nach dem Ende der Systemkonkurrenz nicht mehr darauf 
angewiesen ist, durch Sozialleistungen seine Vorzüge gegenüber dem Sozialismus her-
auszustellen. Diese ideologiekritische Arbeit zielt auf die Erschütterung einfacher Welt-
bilder und auf den Aufbau eines reflektierten Humanismus.“ (Hamburger 2007, 185)

Diese Kritik bleibt auch 18 Jahre später hochaktuell und muss sogar erweitert 
werden (Hamburger in diesem Band).

Die Austeritätspolitik während und nach der Finanzkrise, die Flüchtlings- 
und Migrationspolitik seit 2015, der Brexit, die Covid-19-Pandemie und ihre 
sozialen, ökonomischen und gesundheitlichen Folgen, der Ukrainekrieg, neue In-
itiativen der Re-Militarisierung und auch das Erstarken rechtspopulistischer und 
europafeindlicher Bewegungen zeigen die Brüchigkeit des europäischen Projekts: 
Autoritäre und rechtsextreme Entwicklungen in EU-Mitgliedsstaaten setzen 
zivilgesellschaftliche Organisationen zunehmend unter Druck. Die zum Teil 
erfolgreiche rechtspopulistische Mobilisierung junger Menschen sowie die Ver-
breitung von Verschwörungstheorien und extremistischen Inhalten in sozialen 
Medien stellen Youth Work vor neue Herausforderungen, ihr demokratisches 
Fundament zu stärken und Demokratisierungsprozesse zu ermöglichen.

Zudem wirken sich Folgen der Ereignisse in den Ländern und Regionen der 
EU sehr unterschiedlich aus. So betrug beispielsweise die Jugendarbeitslosen-
quote im Juli 2025 für die Europäische Union 14,4 % (im Vergleich 5,9 % allge-
meine Arbeitslosenquote), mit dramatischen Unterschieden zwischen den Mit-
gliedsstaaten: Von den niedrigsten Quoten in Deutschland und Malta (6,3 %) 
und Niederlande (8,4 %) bis hin zu den höchsten Quoten in Estland (27 %), 
Schweden (23,8 %) und Spanien (23,5 %) (Eurostat 2025). Über den Einfluss, 
den diese unterschiedlich hohe Jugendarbeitslosigkeit auf die Praxis und Kon-
zeption der Jugendpolitik, Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit hat, kann nur 
spekuliert werden. Die COVID-19-Pandemie seit 2020 hat diese Disparitä-
ten weiter verschärft und neue Herausforderungen für Youth Work geschaffen. 
Die ökonomischen und sozialen Folgen treffen die Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen je nach nationaler Zugehörigkeit, aufenthaltsrechtlichem Status, 
regionalem Standort, Milieuzugehörigkeit und Zugang zu familiären oder zivil-
gesellschaftlichen Unterstützungsressourcen unterschiedlich stark. Diese struk-
turellen Ungleichheiten werden durch eine zunehmende Individualisierung von 
Verantwortung neosozialer Regulierung flankiert (Lessenich 2008). So setzen 
auch jugendpolitische Programme in Teilen immer wieder auf die ‚Befähigung‘ 
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und ‚Potenziale‘ junger Menschen. Sie sollen sich als Verantwortungsträger*innen 
für ihre eigene Entwicklung und die gesellschaftliche Zukunft verstehen, ohne 
dass sie ihrerseits Institutionen oder Politik zur Verantwortung ziehen könnten 
(Chehata 2020, 319). Auch Youth Work läuft damit Gefahr, zum Instrument ei-
ner Strategie zu werden, die strukturelle Probleme durch individuelle Befähigung 
zu kompensieren sucht, statt sie politisch zu adressieren. 

Aber kann Youth Work dann überhaupt zu einem solidarischeren, demokrati-
scheren, sozialeren Europa etwas beitragen? Die bisherige Entwicklung zeigt 
Ambivalenzen: Einerseits gibt es Entwicklungen hin zu einem gemeinsamen 
Verständnis, transnationalen Netzwerken und politischer Aufwertung von Ju-
gendpolitik und Youth Work. Andererseits bleiben die strukturellen Widersprü-
che des europäischen Projekts bestehen. Youth Work allein kann diese nicht auf-
lösen, aber sie kann Räume schaffen, in denen junge Menschen Solidarität über 
nationale Grenzen hinweg erfahren und ein kritisches Bewusstsein gegenüber 
nationalistischen und exklusiven Ausprägungen europäischer Politiken entwi-
ckeln. Damit dies gelingt, muss auch Youth Work selbst ihre kritisch-eman-
zipatorische Dimension und ihr demokratisches Fundament stärken und auch 
weiterentwickeln. 
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FREDERIKE HOFMANN-VAN DE POLL, 
CORINNA ROBERTSON-LIERSCH

Von der Wirtschafts- zur Wertegemeinschaft 
und wieder zurück
35 Jahre EU-Jugendpolitik im Wandel1

Ein Rückblick auf die Jugendpolitik der Europäischen Union (EU) zeigt einen 
langjährigen, facettenreichen Entwicklungsprozess, der sich von einem anfangs 
rein sektoralen Ansatz zu einer umfassenden, strategisch integrierten Politik 
gewandelt hat. Die EU-Jugendpolitik wird in Deutschland von Politik, Praxis 
und Forschung mit wechselnder Intensität wahrgenommen, verläuft jedoch in 
vielen Handlungsfeldern parallel zur nationalen Jugendpolitik: Ihr Spektrum 
reicht von Mobilitätsprogrammen zur Förderung internationaler und interkul-
tureller Verständigung über wirtschafts‑ und bildungsbezogene Initiativen bis 
hin zu Konzepten einer eigenständigen Jugendpolitik, die auf EU‑Ebene unter 
‚Youth Mainstreaming‘ firmieren. Dabei ist die EU-Jugendpolitik nicht im luft-
leeren Raum entstanden. Sie wird maßgeblich von den Mitgliedsstaaten ent-
sprechend ihrer jugendpolitischen Ziele und Herausforderungen beeinflusst. Die 
enge Zusammenarbeit mit dem Europarat2 führt zudem dazu, dass bestimmte 
Themen über die Mitgliedsstaaten der EU hinaus einen gesamteuropäischen 
Fokus erhalten. So werden bspw. die deutschen Diskurse um Jugendarbeit,  
Jugendverbandsarbeit und Jugendsozialarbeit auf europäischer Ebene unter dem 
Stichwort ‚Youth Work‘ weitergeführt (Hofmann-van de Poll u. a. 2025).

In dem vorliegenden Beitrag wollen wir anhand eines Rückblicks zur Ent-
stehung und Verlauf der EU-Jugendpolitik (Kapitel 1) aufzeigen, wie die Per-
spektiven und Prinzipien, auf die sich Jugendpolitik in der EU beruft, über die 
Jahre geändert haben (Kapitel 2). Abschließend zeigt unsere Analyse, dass die 

1	 Abschnitte dieses Beitrages basieren auf dem Keynote der Autorinnen im Rahmen des Fach-
forums „Europa und Du. Europäische Jugendpolitik entschlüsselt“ des AGJ-Fachausschusses 
„Kinder- und Jugend(hilfe)politik in Europa“ bei dem Deutschen Kinder- und Jugendhilfetag 
am 13. Mai 2025 in Leipzig.

2	 European Commission – Council of Europe partnership in the field of youth, siehe https://
pjp-eu.coe.int/en/web/youth-partnership (Zugriff: 23.7.25).

https://pjp-eu.coe.int/en/web/youth-partnership
https://pjp-eu.coe.int/en/web/youth-partnership
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von Andreas Thimmel wiederholt kritisierte neoliberale Grundausrichtung der 
EU‑Jugendpolitik (Thimmel 2021) zwar im Laufe der Zeit um einen zweiten, 
emanzipatorisch‑ und rechtebasierten Handlungsstrang ergänzt wurde, ange-
sichts der aktuellen Polykrise jedoch weiterhin das hegemoniale Deutungs‑ und 
Handlungsparadigma bleibt.

1. 	 Die EU-Jugendpolitik im Überblick

Die EU-Jugendpolitik blickt auf eine über drei Jahrzehnte lange Entwicklung 
zurück, eine Entwicklung, die eng mit dem Wandel der EU selbst verknüpft ist: 
von einer wirtschaftlich geprägten Integrationsgemeinschaft hin zu einem Pro-
jekt gemeinsamer Werte, gesellschaftlicher Teilhabe und sozialer Kohärenz. Der 
Ursprung jugendpolitischer Zusammenarbeit liegt weniger in einem strategi-
schen Fahrplan als vielmehr in pragmatischen Fördermaßnahmen. Das Erasmus-
Programm (seit 1987) war der erste bedeutende Schritt hin zur Mobilitätsför-
derung junger Menschen, zunächst nur im Hochschulbereich, später erweitert 
auf Berufsschulen und Freiwilligendienste. Der Europäische Freiwilligendienst  
(ab 1996) markierte den Übergang von bildungsorientierter Förderung hin zu 
gesellschaftlicher Verantwortung und europäischer Solidarität. Diese Programme 
spiegelten bereits den sich abzeichnenden Wandel von der reinen Wirtschafts
gemeinschaft der Europäischen Gemeinschaften hin zur Wertegemeinschaft der 
Europäischen Union (Becker/Lippert 2020).

1.1 	Anerkennung jugendpolitischer Relevanz: 2001–2008
Mit dem 2001 von der Europäischen Kommission (KOM) veröffentlichtem 
Weißbuch „Neuer Schwung für die Jugend Europas“ wurde Jugend erstmals 
als eigenständige politische Zielgruppe benannt (KOM 2001). Im Zentrum des 
Weißbuches standen Jugendbeteiligung, Mobilität und non-formales Lernen als 
erste zentrale Bausteine für eine jugendzentrierte europäische Politik. Die 2000 
eingeführte Offene Methode der Koordinierung ermöglichte den Mitgliedstaaten 
eine freiwillige, aber strukturierte Zusammenarbeit in jenen Politikbereichen, in 
denen die EU nur unter Ausschluss jeglicher Harmonisierung tätig werden kann. 
Im Jugendbereich wurde sie 2002 eingeführt, flankiert von Jugendministerräten 
und einem frühen EU-Jugendrahmenprogramm (Rat der EU 2002). Im Rah-
menprogramm wurden vier zentrale Handlungsfelder identifiziert: Partizipation, 
Information, Freiwilligendienste und besseres Wissen über Jugend. Über die da-
mit zum Ausdruck kommende politische Anerkennung von Jugend als Zielgrup-
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pe und der Jugendphase als eigenständige Lebensphase hinaus kam es zu einer 
engeren Verknüpfung mit anderen Politikfeldern wie Bildung, Beschäftigung 
und sozialer Integration. Parallel dazu initiierte die EU das Aktionsprogramm 
Jugend und anschließend dessen Nachfolger Jugend in Aktion, um den internatio-
nalen Jugendaustausch sowie Freiwilligendienste systematisch zu stärken.

1.2 	Finanzkrise und sektorübergreifende Orientierung: 2009–2018
Die Finanzkrise 2009 und ihre im ersten EU‑Jugendbericht (KOM 2009) doku-
mentierten Folgen für junge Menschen zeigten, dass Jugendpolitik ressortüber-
greifend gedacht werden muss. Entsprechend wurde Jugendpolitik in der ersten 
EU-Jugendstrategie (2010–2018), die auf das Jugendrahmenprogramm 2002 
folgte, als eine ressortübergreifende Querschnittsaufgabe verankert (Rat der EU 
2009). Acht Aktionsfelder, darunter Arbeitsmarkt, Bildung, Gesundheit, Partizi-
pation und Jugend in der Welt, stärkten den strategischen Anspruch. Besonders 
bedeutsam war die Einführung des strukturierten EU-Jugenddialogs, durch den 
junge Menschen aktiv in politische Willensbildungsprozesse einbezogen wurden.

Die EU-Jugendstrategie (2010–2018) gab auch in Deutschland entschei-
dende Impulse, etwa für die Öffnung der Kinder- und Jugendhilfe gegenüber  
europäischen Themen sowie für Förderprogramme im Bereich der internationa-
len Jugendarbeit. Zudem wurden mit den Themen Partizipation, Anerkennung 
und Sichtbarmachung non-formalen Lernens und Übergänge (von der Schule 
in den Beruf ) auch thematische Umsetzungsschwerpunkte für Deutschland fest-
gelegt, die in einem Governance-Prozess gemeinsam von Bund und Ländern 
bearbeitet wurden (Baumbast/Hofmann-van de Poll 2015).

Parallel machten die Finanz‑ und Wirtschaftskrise der 2010er‑Jahre gra-
vierende Auswirkungen auf Europas Jugend deutlich, vor allem in Form hoher 
Jugendarbeitslosigkeit. Die Jugendarbeitslosigkeit lag 2013 in der EU bei durch-
schnittlich 24 %, wobei einzelne Länder Quoten von bis zu 60 % verzeichneten. 
Als Antwort beschloss die EU 2013 die Jugendgarantie: Unter‑25-Jährige sollen 
binnen vier Monaten nach Jobverlust oder Schulabschluss eine Beschäftigung, 
Ausbildung oder Qualifizierungsmaßnahme erhalten (Rat der EU 2013). 

Mit dem Förderprogramm Erasmus+ wurde schließlich in 2014 ein um-
fassendes Bildungs- und Jugendprogramm eingeführt, das den bis dahin unab-
hängig voneinander bestehenden Europäischen Freiwilligendienst und das Pro-
gramm Jugend in Aktion mit den schulischen Austauschdiensten (z. B. Erasmus+, 
Leonardo, Comenius) zusammenführte. Obwohl zunächst befürchtet wurde, der 
Hochschulsektor könne das Programm dominieren, sorgten politische wie zivil-
gesellschaftliche Akteur:innen für ein eigenständiges Jugendkapitel. Neue För-
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derlinien wie DiscoverEU, Fachkräftemobilität und Partizipationsprojekte för-
dern Vielfalt, Inklusion und grenzüberschreitendes Engagement und eröffneten 
gerade kleineren Trägern erstmals breiteren Zugang zu EU‑Mitteln.

1.3 	Strategische Konsolidierung: 2019–2020
Mit der eintretenden wirtschaftlichen Erholung der EU und dem deutlichen 
Rückgang der Jugendarbeitslosigkeit (2020: 13 %), rückten gesellschaftliche de-
mokratische Werte wie Beteiligung, Inklusion und Menschenrechte stärker in 
den Vordergrund. Dies zeigt sich zum einen in der Entwicklung von Youth Work 
als eigenständiges Arbeitsfeld der Jugendpolitik (Kapitel 2.3), zum anderen in 
einer Reihe von Ratsdokumenten, die sich jugendpolitisch mit diesen Themen 
auseinandersetzen. Auch die Errichtung des Europäischen Solidaritätskorps (ESK) 
ist in diese Entwicklung einzuordnen (Rat der EU 2017).

Die für 2019–2027 verabschiedete neue EU-Jugendstrategie führte ent-
sprechend zu einer Neuausrichtung der Jugendpolitik. Obwohl das Quer-
schnittsprinzip fortbesteht, bündelt die neue Strategie die Ressortarbeit in drei 
Schwerpunkte: Beteiligung (engage) stärkt die zivilgesellschaftliche, wirtschaft-
liche, soziale, kulturelle und politische Teilhabe; Begegnung (connect) vertieft die 
grenzüberschreitende Vernetzung junger Menschen; Befähigung (empower) ver-
mittelt Kompetenzen, damit junge Menschen ihr Leben und ihre Gesellschaft 
aktiv gestalten können.

Zu den Fortschritten der laufenden EU‑Jugendstrategie zählen die Institu-
tionalisierung des EU‑Jugenddialogs als dauerhaftes Beteiligungsforum sowie 
ein starker Fokus auf soziale Inklusion. Aus dem Jugenddialog gingen erstmals 
elf EU-Jugendziele3 hervor, die als ‚Vision junger Menschen für Europa‘ in die 
Strategie einbezogen wurden und bis heute deren Ausrichtung prägen.

Ein wesentlicher Bestandteil der EU-Jugendstrategie sind die institutio-
nell verankerten Formen evidenzbasierter Politikgestaltung (Rat der EU 2018). 
Diese knowledge- and evidence-based youth policy, also auf Wissen und auf wis-
senschaftlichen Ergebnissen basierende Jugendpolitik, stützt sich z. B. auf den 
konsolidierten EU-Jugendbericht, das Youth Wiki, und Studien, die im Rahmen 
der partnerschaftlichen Zusammenarbeit zwischen der EU und dem Europarat 
durchgeführt wurden (Hofmann-van de Poll/Pelzer 2023). Auch Monitoring-In-
strumente wie die EU-Jugendindikatoren und regelmäßige Eurobarometer-Studien 
dienen der kontinuierlichen Wissensgenerierung und Evaluation.

3	 Siehe https://jugenddialog.de/youth-goals/ (Zugriff: 10.7.25)

https://jugenddialog.de/youth-goals/
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1.4 	Polykrise und europäische Reaktion: 2020–2025
Die Polykrise der letzten Jahre ist prägend für die gegenwärtige EU-Politik. Nach 
der COVID‑19-Pandemie folgten 2022 der russische Angriff auf die Ukraine 
und eine erneute Wirtschaftskrise; zugleich rückten Klima‑ und digitaler Wan-
del noch stärker ins Zentrum. Die EU reagierte mit einer verstärkten Jugend-
garantie (Rat der EU 2020), die nun alle Unter‑30-Jährigen umfasst, und mit 
Next Generation EU, das vor allem arbeitsmarktpolitische und bildungspolitische 
Impulse für junge Menschen in der digitalen Wirtschaft setzt. Damit bleibt 
ein Spannungsfeld bestehen: Anspruch auf politische Teilhabe versus faktische 
Priorität wirtschaftlicher Integration und Wachstum.

Als Reaktion auf die Pandemie rief Kommissionspräsidentin Ursula von der 
Leyen 2022 zum Europäischen Jahr der Jugend aus: Es würdigte die Solidarität 
junger Menschen und verlangte ihre ressortübergreifende Einbindung in politi-
sche Prozesse. 2023 fixierten die EU‑Jugendminister:innen dieses Leitmotiv als 
„Youth Mainstreaming“, also die durchgängige Berücksichtigung der Belange 
junger Menschen in allen EU‑Entscheidungen (Rat der EU 2023).

1.5 	Ausblick: Herausforderungen und Weichenstellungen ab 2026
Mit ihrem mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) stellt die EU zum Zeitpunkt 
des Schreibens dieses Beitrags die Weichen für die Jahre 2028–34 neu. Der 
starke Fokus auf Wettbewerbsfähigkeit und Fachkräftesicherung droht zentrale 
jugendpolitische Werte wie non‑formale Bildung, Persönlichkeits‑ und Demo-
kratieentwicklung zu verdrängen. Die im Kommissionsvorschlag vom 16. Ju-
li 2025 (KOM 2025a) geplante Kopplung von Erasmus+ an die „Union der 
Kompetenzen“ (KOM 2025b) signalisiert zudem eine arbeitsmarktorientierte 
Ausrichtung. Es besteht entsprechend die Gefahr, dass die seit vielen Jahren 
kritisierte neoliberale Dominanz des Ökonomischen diese Werte nicht nur in 
den Hintergrund drängen könnte, sondern auch zu einer stärkeren Ungleichheit 
führt (Kapitel 2.1.).

Ab 2026 soll auch über eine neue EU-Jugendstrategie verhandelt werden. 
Angesichts globaler Konflikte, digitaler Umbrüche und gesellschaftlicher Pola-
risierung braucht Europa mehr denn je eine werteorientierte Jugendpolitik, die 
Selbstentfaltung, Mitbestimmung und Solidarität stärkt. Die neue EU‑Jugend-
strategie muss darauf mit Antworten auf aktuelle jugendpolitische Herausfor-
derungen wie digitale Transformation, psychische Gesundheit, soziale Gerech-
tigkeit und Nachhaltigkeit reagieren.
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2. 	 Die geänderten Perspektiven der EU-Jugendpolitik

Betrachtet man die Geschichte der EU-Jugendpolitik näher, dann fällt in der 
Analyse dieser Zeit auf, dass sich die Perspektiven und Begründungen, die der 
EU-Jugendpolitik in den 1990er-Jahren zugrunde lagen, über die Jahre geändert 
haben. Insgesamt lassen sich drei sich wandelnde Perspektiven erkennen: von 
der sich ändernden Rolle junger Menschen (2.1.) über die geänderte Ausrich-
tung der EU-Jugendpolitik im Allgemeinen (2.2.) hin zu den Auswirkungen auf 
Youth Work als Arbeitsfeld (2.3.).

2.1 	Vom Objekt zum Subjekt? Die sich verändernde Rolle junger 
Menschen in der EU-Jugendpolitik

Die vielleicht grundlegendste Änderung in der EU-Jugendpolitik bezieht sich 
auf die Rolle junger Menschen. Ging es zu Beginn um die Gestaltung von Po-
litik für junge Menschen, so haben junge Menschen mittlerweile eine explizite, 
eigenständige Rolle in der EU-Jugendpolitik. Sie gelten als Stakeholder und 
Expert:innen in eigener Sache und beraten die Institutionen der EU sowohl 
zu strukturellen Themen (z. B. Partizipation junger Menschen in EU-Entschei-
dungsprozessen) sowie inhaltlichen Themen. 

Zwei wesentliche Pfeiler der EU-Jugendpolitik waren lange Zeit das Euro
päische Jugendforum (YFJ) als europäische Interessensvertretung junger Men-
schen sowie der EU-Jugenddialog (ehem. Strukturierter Dialog) als Dialogprozess 
zwischen jungen Menschen und Entscheidungsträger:innen der EU. 1996 als 
Dach für nationale und internationale Jugendverbände gegründet, wird das YFJ 
von EU‑Kommission und Europarat finanziert. Es vertritt die Interessen jun-
ger Menschen auf EU‑Ebene und wirbt für mehr institutionelle Jugendbetei-
ligung – eine Rolle, die sich mit der Weiterentwicklung der EU‑Jugendpolitik 
noch verstärkt hat.

Eine zentrale Beteiligungsform ist der EU‑Jugenddialog, den die Jugend
minister:innen und die Kommission initiiert haben und der vom  YFJ begleitet 
wird. Sein Anspruch ist es, junge Menschen in EU‑Entscheidungen und die Um-
setzung der Jugendstrategie einzubeziehen und ihr politisches Engagement zu 
stärken (Rat der EU 2018). Kritiker:innen bemängeln jedoch, dass er nur eine 
selektive Teilhabe ermögliche – Empfehlungen werden zwar von den Jugend
minister:innen zur Kenntnis genommen, dringen aber nur selten in andere Res-
sorts vor (Friedrich/Hofmann-van de Poll 2019; Lonean 2024). 

Daraus lässt sich schlussfolgern, dass junge Menschen in den Fachressorts 
Jugend als Partner gelten und Politik mitgestalten; in anderen Ressorts, ins
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besondere in arbeitsmarktpolitischer Perspektive, bleiben sie aber meist Objekt 
der Politik für junge Menschen. Das bereits genannte Spannungsfeld zwischen 
Partizipation und Wirtschaftswachstum wird auch hier sichtbar: Gut vernetzte, 
gebildete Jugendliche werden beteiligt, während benachteiligte junge Menschen 
primär rasch in Ausbildung und Job gebracht werden sollen. Es wird entspre-
chend deutlich, dass nicht alle junge Menschen gleichermaßen als Expert:innen 
in eigener Sache anerkannt und beteiligt werden, es werden nicht allen die glei-
chen Kompetenzen zugetraut bzw. zugeschrieben, und nicht bei allen liegen die 
Maßnahmen eine Befähigung zu active citizenship als Ausgangspunkt vor. Hieraus 
ergibt sich eine zweifache Bedeutung von Beteiligung: einerseits eine Beteiligung 
an politischer Entscheidungsfindung, und anderseits eine Beteiligung am Ar-
beitsmarkt. Bedingen könnten und sollten diese sich gegenseitig. Entsprechend 
besteht die europäische Herausforderung darin, diese beiden Stränge zusam-
menzuführen – zu einer kohärenten Politik mit und für junge Menschen.

2.2 	Von Jugendpartizipation zu Youth Mainstreaming
Der sich verändernde Stellenwert junger Menschen in der EU-Jugendpolitik 
und insbesondere das wachsende Bewusstsein darüber, dass junge Menschen 
Expert:innen in eigener Sache sind und somit auch ein Recht haben, an Ent-
scheidungsfindungsprozessen beteiligt zu werden, zeigen sich in den letzten Jah-
ren auch über den Jugendbereich hinaus. Seit dem Europäischen Jahr der Jugend 
(Kapitel 1.4) stärkt die Europäische Kommission ihren Youth Mainstreaming- 
Ansatz. Über den EU-Jugenddialog hinaus entwickelt sich Youth Mainstreaming, 
also die durchgängige Berücksichtigung der „Perspektive und [...] Bedürfnis-
se junger Menschen in die Prozesse der Politikgestaltung, -überwachung und  
-bewertung sowie in Entscheidungsprozesse“ (Rat der EU 2023), zu einer Stra-
tegie für die gesamte EU. Neben einer Art Youth Check als Gesetzesfolgenab-
schätzung setzt der Youth Mainstreaming-Ansatz der EU auf die Funktion des  
EU-Jugendkoordinators, sogenannte jugendpolitische Dialogforen mit den Euro-
päischen Kommissionsmitgliedern, sowie einen Jugendbeirat für Kommissions-
präsidentin Ursula von der Leyen (Sirakova/Touykova 2026). 

Jugendbeteiligung spielt dabei weiterhin eine zentrale Rolle, aber nichts
destotrotz geht Youth Mainstreaming weit darüber hinaus: Erstens werden nicht 
nur der Jugendbereich, sondern darüber hinaus alle Politikfelder der EU, die für 
junge Menschen relevant sind, in den Blick genommen. Derzeit hat die Eu-
ropäische Kommission diese Politikfelder jedoch beschränkt auf die Bereiche 
Gesundheit und Wohlergehen, Umwelt und Klima, allgemeine und berufliche 
Bildung, internationale Zusammenarbeit und europäische Werte sowie Beschäf-
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tigung und Inklusion (KOM 2024), während der Bereich der Digitalisierung 
beispielsweise nicht dazu gehört. Zweitens steht bei Youth Mainstreaming die 
Perspektive junger Menschen im Zentrum. Diese kann, muss aber nicht durch 
Jugendbeteiligung ermittelt werden. Jugendbeteiligung ist hier ein wichtiges, 
aber bei weitem nicht das einzige Instrument, um Perspektiven junge Menschen 
in der Entscheidungsfindung zu berücksichtigen. Andere Instrumente sind  
z. B. Gesetzesfolgenabschätzung und Jugendforschung (Hofmann-van de Poll/
Rottach 2026).

2.3 	Von Youth Work als Mittel zum Zweck zu Youth Work 
als eigenständigem Handlungsfeld

Der jugendpolitische Wandel der EU zeigt sich am deutlichsten im Handlungs-
feld Youth Work: Früher war Youth Work vor allem Mittel zum Zweck, etwa 
für die Integration von Geflüchteten oder Arbeitsmarktprogramme (Thimmel 
2021). In den letzten 15 Jahren findet hier ein Paradigmenwechsel statt und 
spätestens seit der European Youth Work Agenda (2020) und dem sogenannten 
Bonn‑Prozess zur Umsetzung dieser Agenda in den Mitgliedstaaten gilt Youth 
Work als eigenständiges, professionelles Handlungsfeld mit einem Fokus auf 
Kernelemente wie Persönlichkeitsentwicklung, Freiwilligkeit und Beteiligung. 
Die EU fördert seither gezielt Qualität, Anerkennung, Ausbildung und europä-
ische Vernetzung (Hofmann-van de Poll u. a. 2025).

Andreas Thimmel erkennt hier den EU‑Wandel von einem neoliberalen 
hin zu einem emanzipatorischen Ansatz: Jugendarbeit gilt nun als Schlüssel 
zu Teilhabe, Persönlichkeitsentwicklung und Demokratie. Entsprechend nennt 
die EU‑Jugendstrategie 2019–2027 „Befähigung durch Youth Work“ als einen 
ihrer drei Kernbereiche (Thimmel 2019; Rat der EU 2018). Obwohl Youth 
Work als eigenständiges Handlungsfeld also in der EU anerkannt ist und mit 
den alle fünf Jahre stattfindenden European Youth Work Conventions stetig wei-
terentwickelt wird, steht sie nichtsdestotrotz unter Druck. In vielen Mitglied-
staaten sind politische, gesellschaftliche und formale Anerkennung von Youth 
Work lückenhaft, was sich an den teilweise fehlenden gesetzlichen Grundlagen 
und mangelnder Finanzierung zeigt (Thimmel 2021). Die Youth Partnership 
zwischen der Europäischen Kommission und dem Europarat hat in den letzten 
Jahren deshalb eine Reihe von Studien zu Kompetenzmodellen, Ökosystemen 
und Ausbildung veröffentlicht4, um die Anerkennung und Sichtbarkeit von 
Youth Work zu stärken.

4	 https://pjp-eu.coe.int/en/web/youth-partnership/youth-work2 (Zugriff: 23.7.25)

https://pjp-eu.coe.int/en/web/youth-partnership/youth-work2
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Das Spannungsfeld zwischen einer instrumentellen Nutzung und einem 
emanzipatorischen Anspruch von Youth Work bleibt also bestehen. Gleichwohl 
markiert der Wandel zu einem eigenständigen Handlungsfeld einen wichti-
gen Schritt in der EU-Jugendpolitik, wobei Youth Work zu einem zentralen 
Bestandteil einer demokratischen, sozialen und wertebasierten europäischen 
Zukunft geworden ist.

3. 	 Schlussfolgerungen

Der Versuch, 35 Jahre EU-Jugendpolitik zu skizzieren und analysieren, kann 
angesichts der Kürze dieses Beitrags nur einen selektiven Charakter haben. Es 
zeigt sich eine EU-Jugendpolitik, die sich zunehmend von einem neoliberalen 
Verständnis, das junge Menschen als Humankapital im Kontext von Beschäfti-
gungsfähigkeit betrachtet, hin zu einem emanzipatorischen Ansatz bewegt, die 
auf Selbstbestimmung, demokratische Teilhabe, soziale Gerechtigkeit und In-
klusion ausgerichtet ist. Programme wie Erasmus+ Jugend oder das ESK betonen 
nicht nur Kompetenzerwerb, sondern auch zivilgesellschaftliches Engagement 
und Solidarität (kritisch hierzu: Wenzler i. d. B). Die EU erkennt junge Men-
schen zunehmend als Träger:innen gesellschaftlicher Veränderung an und nicht 
nur als Ressourcen für den Arbeitsmarkt. Aktuelle Entwicklungen, wie die Union 
der Kompetenzen, der Europäische Wettbewerbsfonds und der Vorschlag für ein 
neues Erasmus+ Programm, lassen jedoch vermuten, dass arbeitsmarktpolitische 
Aspekte doch wieder im Vordergrund stehen und Prinzipien wie Persönlich-
keitsentwicklung, Partizipation und Solidarität erneut ins Hintertreffen geraten 
könnten. Daraus lassen sich drei Schlussfolgerungen ziehen.

Erstens tut sich in der EU-Jugendpolitik ein (scheinbarer?) Widerspruch 
zwischen Beteiligungsprinzip und wirtschaftlicher Steuerung auf. Während im 
Jugendbereich Jugendbeteiligung als Kernprinzip die Frage aufwirft, wie eine 
echte und bedeutungsvolle Beteiligung junger Menschen an der Entscheidungs-
findung in der EU aussehen kann, beruhen viele jugendpolitische Begründun-
gen – insbesondere auch solche, die über den Jugendbereich hinausgehen – auf 
wirtschaftlichen Argumenten. Die richtigen Kompetenzen und eine gute Aus- 
und Weiterbildung sichern jungen Menschen einen Platz auf dem Arbeitsmarkt 
und stärken die Wettbewerbsfähigkeit der EU. Gleichzeitig zeigt sich am Hand-
lungsfeld Youth Work, dass EU-Jugendpolitik mehr sein kann und muss als ein 
Instrument wirtschaftlicher Steuerung: ein Raum der individuellen Entfaltung, 
demokratischen Gestaltung und Solidarität.
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Dies führt zur zweiten Schlussfolgerung, nämlich, dass demokratische 
Werte und Active Citizenship zu neuen basic skills werden, die junge Menschen 
beherrschen und unterstützen sollten, auch um Europa als Friedens- und De-
mokratieprojekt eine Zukunft zu geben. Als ‚Zukunft Europas‘ kommt jun-
gen Menschen dabei eine besondere Rolle zu. Im Rahmen des Aktionplans für 
Grundkompetenzen (KOM 2025c) wurde neben Lesen, Rechnen, digitaler und 
naturwissenschaftlicher Bildung ein neues Grundkompetenzfeld eingeführt: 
Citizenship (Bürgerschaftliches Engagement). Die Aufnahme von Citizenship 
als neuer Grundkompetenz ist eine Reaktion auf eine zunehmende Polarisie-
rung, Desinformation und Demokratieskepsis. Die EU erkennt an – insbeson-
dere auch in der Union der Kompetenzen (KOM 2025b) – dass junge Menschen 
eine Schlüsselrolle für die Zukunft der europäischen Demokratie spielen. Die 
Förderung demokratischer Kompetenzen junger Menschen wird zur zentralen 
Voraussetzung für eine resiliente Gesellschaft. Grundkompetenzen wie Citizen-
ship liefern hier die Basis für eine gesellschaftliche Gesamtkompetenz, die von 
der EU als Preparedness (auf Deutsch: Krisenvorsorge) bezeichnet und gefordert 
wird (KOM 2025d). 

Letztendlich und drittens zeigt sich, dass der Neoliberalismus als dominante 
Strömung in der EU-Jugendpolitik wohl weiterhin bestehen bleibt, auch wenn 
emanzipatorische Ansätze in den letzten Jahren immer mehr Raum bekommen 
haben und demokratische Werte eine wichtige Rolle in der Preparedness-Strat-
egie spielen. Von einer Ablösung des Neoliberalen durch das Emanzipatorische 
kann angesichts der Reaktionen der EU-Institutionen auf die Polykrise – Ver-
teidigung, Preparedness, Digitalität und Wettbewerbsfähigkeit – aktuell jedoch 
keine Rede sein.
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GEORG PIRKER

Shrinking Spaces und Utopie – konzeptionelle 
Herausforderungen für Youth Work

Was passiert da eigentlich, wenn zivilgesellschaftliche Handlungsräume sich ver-
engen? In den letzten Jahren ist der Begriff shrinking spaces immer stärker in den 
Diskurs der Bildungs- und Jugendarbeit getreten: Mit dem Begriff gemeint ist, 
dass Handlungsräume auch junger Menschen in unterschiedlichen Dimensionen 
Einengungen erfahren, etwa in Bezug auf die Gestaltung von Zukünften, aber 
auch konkret durch die Infragestellung und Einschränkungen demokratischer 
und menschenrechtsbasierter Ordnungssysteme, der democratic spaces, in denen 
zivilgesellschaftliches Handeln stattfindet (Spencer 2025). Mit dem vorliegenden 
Beitrag sollen aktuelle Befunde zu diesen Raumveränderungen aufgezeigt und 
konzeptionell die Problematik für eine auf Utopie angewiesene demokratische 
Jugend(bildungs)arbeit erörtert werden.1 Zudem soll der Frage nachgegangen 
werden, welche Ansätze sich im Kontext von Youth Work ergeben, um diesen 
Herausforderungen zu begegnen.

1. 	 Kein White Noise: Problematisierung der Gegenwart

Junge Menschen erleben eine Vielfalt an konflikthaften Veränderungsprozessen: 
Beispielsweise steht der globale Ressourcenverbrauch zur Befriedigung eines stei-
genden Energiebedarfs im Widerspruch zum menschengemachten Klimawandel, 
wachsende soziale Ungleichheit widerspricht dem Gleichheitsversprechen von 
Demokratie und Menschenrechten usw. Neben dem potenziellen Zugewinn an 
individuellen Gestaltungsmöglichkeiten durch Digitalität und digitaler Trans-
formation stehen vor allem die extremen Herausforderungen von Datafizierung 
und Datenkapitalismus, negativer Klimabilanz von Digitalisierung sowie des 
Spannungsverhältnisses Digitalität und/versus Identitätsbildung junger Men-
schen zur Debatte. In Europa ist damit ganz wesentlich das Thema demokrati-
scher und menschenrechtlicher Kontrolle und Governance verbunden. 

1	 Der Autor bedankt sich an dieser Stelle bei Luisa Klöckner und Nils Wenzler für die an
regenden Rücksprachen beim Verfassen des vorliegenden Artikels.
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Für jüngere Generationen sind diese Fragen insgesamt mit einer ungünstigen 
demographischen Situation belastet, die keine wirkliche Teilhabe am politischen 
Prozess ermöglicht. Die globalen Transformationen beeinträchtigen Entschei-
dungs-, Handlungsspielräume und Lebensperspektiven junger und künftiger 
Generationen in Bezug auf die sozialen, gesellschaftspolitischen, ökologischen, 
technischen, ökonomischen und kulturellen Wandlungsprozesse in zunehmend 
negativer Weise. Sie sind in vielerlei Hinsicht konfliktbehaftet.

Der andauernde verbrecherische russische Angriffskrieg auf die Ukraine at-
tackiert den nationalstaatlichen territorialen Charakter Europas und damit die 
wesentliche räumliche Dimension eines Europas liberaler Demokratien als ge-
sellschaftspolitischer Aushandlungs- und Gestaltungsraum. Gerade dieser Krieg 
als Wiedergeburt imperialistischer totalitärer Projektion zeigt: Fukuyamas Ende 
der Geschichte – als der Siegeszug demokratisch kapitalistischer Gesellschafts-
entwürfe – ebenso wie die Charakterisierung des Historikers Eric Hobsbawm 
eines kurzen 20. Jahrhunderts als ‚Zeitalter der totalitären Extreme‘ im Banne 
sich bekämpfender sozialutopischer Ideologien (Hobsbawm 2008) stehen zur 
Disposition.2 

Klimawandel, Digitalisierung, insbesondere aber die gesellschaftspolitischen 
Konflikte und Kriege stellen liberale Demokratien vor die Herausforderung, in 
verunsichernden Zeiten Orientierung in individualisierten Gesellschaften zu 
vermitteln. Sicher geglaubte demokratische Übereinkünfte scheinen unter ex-
ternem wie internem Druck brüchig zu werden. 

1.1 	Demokratie und Rechtsstaat unter Druck
In mehreren Ländern Europas schreitet die Aushebelung von Rechtsstaatlich-
keit und Gewaltenteilung als Grundpfeiler von Demokratie voran, bspw. im Be-
reich der unabhängigen Justiz. Das Vorgehen gegen Grundbausteine und Kon-
trollmechanismen von Demokratie betrifft möglicherweise abstrakt wirkende 
Bereiche der Gewaltenteilung. Diese sind jedoch alltagsrelevant und es sind je-
ne, die „am ehesten durch autoritäre Regierungen abgebaut“ (Grotlüschen/Dutz 
2024, 45) werden. Der Europarat formuliert in der Reykiavik Erklärung: „Our 
European democracies are not established once and for all. We need to strive 
to uphold them each and every day, continuously, in all parts of our continent“ 
(Europarat 2023). Dem Soziologen, Sozialphilosoph und politischen Bildner 

2	 Mit dem russischen Überfall auf die Ukraine und dem Erstarken rechtsnationalistischer Politik 
allerorts zeigt sich, dass Imperialismus und imperiale Projektion als wirkmächtige gesellschafts-
politische Mobilisierungsinstrumente möglicherweise längst nicht ausgedient haben.
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Oskar Negt folgend, muss Demokratie als Staatsform gelernt und jeden Tag aufs 
Neue hervorgebracht werden, um bestehen zu können und ihre friedenssichern-
de Funktion zu erfüllen (Hufer 2024). Dieser Prozess erscheint jedoch fragiler, 
widersprüchlicher und konfliktbehafteter als gemeinhin angenommen. 

1.2 	Druck auf Zivilgesellschaft und Menschen
Mit dem Vorgehen gegen die Arbeit von zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen, z. B. im Rahmen von parlamentarischen Anfragen ist Zivilgesellschaft als 
Wesensmerkmal liberaler Demokratie angefeindet. Beispiel sind sog. ‚Ausländi-
sche-Agenten-Gesetze‘, Einschränkungen von Finanzierung oder inhaltlicher 
Arbeit von NGO’s u. a. im Umwelt- und Menschenrechts-Bereich (Strachwitz 
2025). Grundrechte der Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit und damit 
auch der Schaffung (vor-)politischer subsidiärer Räume stehen auf dem Spiel. 
Die jährlichen Erhebungen im Civic Space Monitor (CIVICUS 2024) oder 
im Civic Space Report der Europäischen Grundrechteagentur (EU FRA 2024) 
sprechen hierzu eine deutliche Sprache. Die Einschränkung von freien Medien 
und unabhängiger Berichterstattung via Mediengesetzen oder SLAPPs3 gegen 
Journalist*innen (Reporter ohne Grenzen 2025) in sich insgesamt stark wan-
delnden, multidimensionalen medialen Informationsräumen, gehört auch in 
diesen Kontext. Betroffen sind Grundrechte wie Informationsfreiheit oder das 
Recht auf unabhängige Berichterstattung (Art. 5 GG) sowie die Versammlungs-
freiheit (Art. 8 GG).

Hinter erstarkendem politischem Autoritarismus und Rechtsextremismus, 
die mit Anfeindungen marginalisierter Personengruppen einhergehen, stehen 
Ungleichwertigkeitsideologien, die Menschen grundlegend das Recht zur freien 
Entwicklung und Entfaltung ihrer Persönlichkeit (Art. 2 GG) absprechen. Be-
troffen davon sind z. B. migrantisch gelesene Menschen oder Menschen aus 
LGBTQIA+*-Communities. Zunehmend aber auch Menschen, die sich generell 
für vielfältige, demokratische Gesellschaften einsetzen. Der neurechte Rekurs 
auf den Faschismus scheint dabei gewollt.

Als Befund ließe sich mit Blick auf junge Menschen an dieser Stelle kons-
tatieren: Gegenwärtig geraten Räume als physische, als geographische, als ideelle 
Räume, aber eben auch als Dimension der Alltagserfahrung, als Handlungs- und 
Gestaltungsräume in Bewegung und werden z. T. eingeschränkt. Diese Entwick-

3	 Abkürzung für ‚Strategic Lawsuits Against Public Participation‘. Dabei handelt es sich um eine 
rechtsmissbräuchliche Klage(androhung) mit dem Ziel kritische Berichterstattung, Nachfrage etc. 
unter Androhung hoher Strafen, Anwaltskosten usw. einzuschüchtern bzw. mundtot zu machen.
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lungen verfügen weltweit auch über eine starke affektive und emotionale Kom-
ponente: „Man muss sich klarmachen, dass das Tempo der Transformationen, 
dazu Krieg, Inflation, Revolution des gesamten Alltagslebens, Migration, einfach 
viele in Panik versetzt.“ (Krastev 2024)

2. 	 Krise der Demokratie als Ausdruck des liquiden 
Modernitätsdilemmas – theoretische Verortung

Die globalen Transformationen verlangen Deutung, Diskussion, gesellschafts-
politische Aushandlung und fordern Politik und politisches Handeln auf allen 
Ebenen. Demokratie4 in Europa und darüber hinaus ist erheblich herausgefor-
dert – als Herrschaftsform, als Gesellschaftsform und als Form des Living – aber 
auch ideengeschichtlich-konzeptionell. Sie steht – wie Zygmunt Bauman (2007) 
in seiner Abhandlung ‚Liquid Times‘ herausgearbeitet hat – als gesellschaftspo-
litische Organisationsform liberaler Nationalstaaten vor der Herausforderung, 
gesellschaftspolitische Fortschrittsnarrative aufrechtzuhalten, auf die sie inhärent 
angewiesen ist (ebd., 103 ff.) Ideengeschichtlich spielt dabei der Utopiebegriff 
eine wesentliche Rolle: „Progress is the realization of Utopias“ (Wilde 1891, 11).

Moderne Nationalstaaten – und gerade auch liberale Gesellschaften – fu-
ßen auf der Annahme eines durch Vernunft, Modernisierung und staatlich or-
ganisierten Fortschritts erzielbaren sozialen Mehrwerts (ebd., 107 ff.). Unter 
dem Druck global entgrenzter Problemlagen auf der einen, und einer komplett 
individualisierten sozialen Verantwortungslogik auf der anderen Seite, scheinen 
sie nicht mehr in der Lage, qua delegierter Vernunft und rationaler Organisation 
anderen sozialen Mehrwert zu organisieren, als den des permanenten Jagens und 
Gejagt-Werdens5 (ebd., 108). Sie geraten somit unter einen erhebliche Problem- 
und Legitimierungsdruck (Bauman 2007). Überspitzt formuliert der Soziologe 
Ivan Krastev: 

4	 Der Autor verzichtet in diesem Artikel bewusst auf einen genaueren Zuschnitt des zugrunde 
gelegten Demokratiebegriffs, da die Anfeindungen und Infragestellungen von Demokratie 
durch externe wie inhärente Akteur*innen universeller Art sind und sich nicht gegen ein 
spezifisches Demokratieverständnis richten, deren geteilte Grundannahme meiner Position 
nach Menschenrechten, freie Wahlen und Rechtsstaatlichkeit sind.

5	 „If a life of continuing and continuous hunting is another utopia, it is – contrary to the uto-
pias of the past – a utopia without an end. A bizarre utopia indeed, measured by orthodox 
standards; the original utopias derived their magnetic powers from their promise of an end 
to toil; the hunters´ utopia is a dream of toil never ending.“ (Bauman 2007, 108)



53

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.

„Linke wie Rechte arbeiten beide mit einer Vorstellung vom Ende der Menschheit – die 
einen wegen des Klimas, die anderen weil sie fürchten, sie seien die letzten Franzosen, 
Deutschen, Italiener oder Engländer. Das ist für die Demokratie ein großes Problem, 
denn sie lebt davon, dass die Zukunft offen ist. Wenn sie das nicht mehr ist, braucht 
man die Demokratie in den Augen vieler womöglich nicht mehr.“ (Krastev 2024)

Es geht hierbei explizit nicht um eine Gleichsetzung linken und rechten Akti-
vismus, sondern um das Dilemma, dass beide auf Modernitätskonzepte gesell-
schaftspolitischen Fortschritts angewiesen sind, jedoch im Bann von Endzeit-
konzepten verharren ( Jakob 2024).

Bauman selbst verweist in seinem posthum erschienenen Werk Retrotopia  
(Bauman 2017) auf das Bestreben, die zu verhandelnden Fragen selbst zum  
Gegenstand einer historisierenden Neubewertung dessen, was Fortschritt und 
Modernität sind, zu machen. Eine perfide Strategie der neuen Rechten welt-
weit, wenn es um die Infragestellung von Demokratie geht. Kurzum: Alles, was 
liberale demokratische Gesellschaften vor Dilemmata stellt, sei quasi zurückzu-
führen auf ein falsches Abbiegen im Modernitätsdiskurs und könne eigentlich 
nur durch die Rückbesinnung auf imaginierte traditionelle Gesellschaften und 
Herrschaftsprozesse bewerkstelligt werden. Das bedeutet die Rückbesinnung 
auf historische Fortschritts- und Modernisierungsideologien wie Faschismus 
oder andere totalitäre Konzepte, deren Erscheinungsformen heute unter den 
Begriffen der Autokratie und des Autoritarismus zusammengefasst werden 
können.

Baumans (2017) Überlegungen folgend entsteht die Problematik der Re-
trotopie logisch aus dem zunehmend inkompatiblen Spannungsverhältnis in 
welches gesellschaftspolitischer Modernitätsdiskurs und fortschreitender Neo-
liberalimus als aufeinander angewiesene Determinanten geraten sind. Hieraus 
ergibt sich die Frage, ob das Narrativ der liberalen Demokratien als gesell-
schaftspolitischen Mehrwert schaffende Ordnungssysteme noch funktioniert. 
Bauman konstatiert, dass dies nicht der Fall ist. Er leitet daraus im Umkehr-
schluss aber nicht ab, dass nicht-demokratische Systeme diesen Mehrwert bes-
ser zu erzeugen in der Lage sind, sondern konstatiert ein liquides Modernitäts-
dilemma, dem alle modernen Gesellschaften unterliegen und in welchem alle 
Deutungs-, Erklärungs- und Handlungsmuster in einem fragilen und notwen-
digerweise fluiden Stadium verbleiben. Dieser liquiden Modernität, als einem 
permanenten Fluiden, sind und bleiben Menschen unserer hochindividualisier-
ten Gesellschaften ausgeliefert und dauerhaft ausgesetzt (Bauman 2007, 108). 
Veith Selk (2024) vertritt diesbezüglich die These von der Devolution, also der 
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durch zunehmende Komplexitätssteigerungen unausweichlichen Umstritten-
heit, Unsteuerbarkeit, Unverständlichkeit und Ungerechtigkeit demokratischer 
Gemeinwesen, was letztendlich auch in umfassenden demokratietheoretischen 
Beschreibungsproblemen resultiere. Diese Entwicklungen als genuines Prob-
lem demokratischer Gemeinwesen an sich anzulasten, scheint naheliegend bleibt 
aber problematisch. Ähnlich zu Selks Devolutionsthese bietet Hartmut Rosa 
(2020) mit seinem Konzept der Resonanz eine Perspektive, die die individu-
ellen und gesellschaftlichen Folgen dieser Entwicklungen unter dem Aspekt 
der sozialen Beschleunigung der Lebensverhältnisse und einer damit einherge-
henden (Selbst-)Entfremdung betrachtet. In Rückgriff auf Paul Virillos (1990) 
Diagnose vom Rasenden Stillstand, demzufolge spätmoderne Gesellschaft vor 
der Beschleunigung des technologischen Wandels schlicht kapituliere, sei – so 
Rosa – der Aufbau von Resonanzbeziehungen mit der Welt und dem sozialen 
Umfeld gestört (Rosa 2020).

Für Selk wie Rosa verbleibt die Schwierigkeit, dass sie, ihrem Gegenstand 
verhaftet – Demokratietheorie bzw. Globalisierung – argumentieren, den damit 
verbundenen Konflikt um den Modernitätsbezug gesellschaftspolitischer Kon-
zeptionen jedoch außen vor lassen. 

3. 	 Verwerfungen um Modernität? – Normative Suchbewegungen 
für die Kinder- und Jugendarbeit und politische  
Jugendbildung 

Wenn wir die bestehenden umfassenden Verwerfungen – Bauman folgend – als 
Konflikte im Rekurs auf die Deutung von Modernität als Nexus für die Entwick-
lung liberaler Demokratien lesen, aber auch im Hinblick auf die Angewiesenheit 
von Demokratien auf offene Zukünfte, so ergibt sich die Frage, wie in der na-
tionalen und internationalen Kinder- und Jugendarbeit und in der politischen 
Jugendbildung mit den aufgezeigten Entwicklungen umzugehen ist. Antwor-
ten darauf orientieren sich an einer umfassenderen Demokratisierung, bzw. im 
Gegenentwurf auf eine Entdemokratisierung. Die shrinking spaces werden als 
Einengung gerade der für die Jugendarbeit immanent wichtigen Konzepte der 
gesellschaftlichen Demokratisierung erfahren. Abzulehnen sind Ideologien, die 
die Gelegenheit ergreifen, die unzweifelhaft bestehenden gesellschaftspoliti-
schen Spannungsverhältnisse um Gerechtigkeit, Legitimation und Teilhabe als 
durch liberale ‚westliche‘ Demokratie monokausal verursacht zu brandmarken. 
Mit der vor allem von den neuen Rechten betriebenen Rückabwicklung grundle-
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gender demokratischer Freiheitsrechte bedeutet das insbesondere den Versuch, 
den Modernitätsbegriff zu kapern und eine Neuverhandlung dessen zu betrei-
ben, was wir als Geschichte und Gesellschaft begreifen. 

Die im Begriff der shrinking democratic spaces festgehaltenen Entwick-
lungen sind jedoch auch als eine Manifestation der Herausforderungen und 
der bestehenden gesellschaftspolitischen Verwerfungen selbst zu interpretieren. 
Sie sind als konkrete Räume zu begreifen, die alle Möglichkeiten für junge 
Menschen bieten: Die der Aktivierung, Befähigung und Gestaltung, aber leider 
auch die einer umfassenden ‚Entfähigung‘. Beide Begriffe bilden Pole eines im 
Habermaschen Sinne idealtypischen öffentlichen Aushandlungsraums. Die zu 
findenden Antworten sind jedoch alles andere als konfliktfrei. Sie sind in der 
European Agenda on Youth Work (EU 2020) treffend als neue Normalität be-
schrieben, die Jugendarbeit bzw. Youth Work zur kritischen Selbsthinterfragung 
anhält. Unter dem Eindruck der Einengung von Handlungsräumen beginnen sich 
im europäischen Diskurs und darüber hinaus Ideen zu entwickeln. Sie stehen 
am Anfang eines sich entwickelnden transnationalen Diskurses zu politischer 
Bildung, Modernität, zu Youth Work und Citizenship und verbleiben notge-
drungen im Suchstadium. Für den Bereich der politischen Bildung zeigen sich 
hier Ansätze kritischer politischer Bildung (Chehata u. a. 2024) als relevant, die 
eine reflexive gesellschaftspolitische Analyse des Neoliberalismus und damit 
verbundener Gerechtigkeitsfragen fordern. Aber auch Ansätze der aufsuchen-
den politischen Bildung und Grundbildung (Gill u. a. 2025) als konzeptionelle 
Suchbewegungen in sich verändernden gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen sind hier zu nennen. Hier wäre auch die europäische Terminologie Youth  
Work zu verorten, als Rahmen für machtkritische, emanzipatorische und de-
mokratiebildende Konzepte von Jugendbildung und Jugend(sozial)arbeit (AGJ 
2020). Ebenfalls im europäischen Diskurskontext verortet ist das Konzept der 
‚Radical Education‘ (Xavier 2022), als Angebot des Unlearning. Es fußt in 
grundsätzlichen Überlegungen zu Spannungsverhältnissen zwischen Education, 
Youth, Democracy (Ohana/Otten 2012; Ohana 2021; Freire 1998; Mouffe 2000) 
und baut insbesondere auf der Kritik eines Verständnisses liberalstaatlicher De-
mokratie im Sinne von Francis Fukuyamas Ende der Geschichte auf. Xaviers 
Synthese der Radical Education steht damit einer kritischen, konflikt- und all-
tagsorientierten politischen Bildung, wie sie etwa in der Offenen Kinder- und 
Jugendarbeit stattfindet (Forschungsschwerpunkt Nonformale Bildung 2025), 
nahe, nach der „politisches, kollektives Handeln in der Lage ist, Neues und 
Unerwartetes in die Welt zu bringen, welches unter Umständen auch zu (radi-
kalen) Veränderungen führen kann“ (Wenzler/Kusber 2024, 372). Kritisch zu 
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betrachten bleibt jedoch seine Fokussierung auf liberale Demokratie als Prob-
lemhorizont.6 Mit der Bemerkung: 

„Konzepte kritischer Bildung und radikaler Demokratie, die ihre eigene Grundlo-
sigkeit und Unbestimmbarkeit reflektieren und zum Ausgangspunkt nehmen, sind 
die Antwort auf das, was aktuell unter dem Topos der Postdemokratie beschrie- 
ben ist [...]“ 

greift Stefan Schäfer (2021, 128) Baumans zentrale Frage auf: Was bedeutet 
eine ihrer Zukunftsoffenheit beraubte liberale Demokratie für politische Bildung 
und Jugendarbeit, wenn der Demokratie zugrundeliegende und im Kern auf 
Utopie(n) angewiesene Gedanke gesellschaftspolitischen Fortschritts grundlos 
und unbestimmbar wird? Es lässt sich als durchaus problematisch einschätzen, 
wenn politische Bildung und Jugendarbeit das eigene Sozialisationsnarrativ als 
ein die moderne Gesellschaft gestaltendes Arbeitsfeld nicht kritisch befragt. So-
zialer und gesellschaftspolitischer Fortschritt gehen in allen Belangen einher mit 
den Schlüsselherausforderungen menschengemachten Klimawandels, fortbeste-
hender und sich verschärfender sozialer Ungleichheit. Es ließe sich zwar darauf 
vertrauen, dass es in Demokratien inhärente Regulative gibt, die langfristig dabei 
helfen könnten, Angriffe und Infragestellungen auszuhebeln. Dies jedoch nur 
unter der erheblichen Einschränkung eines Fortbestehens eines auf Rationa-
lität beruhenden und Faktizität anerkennenden Diskurses: „factuality depends 
for its continued existence upon the existence of the nontotalitarian world“ wie 
Timothy Snyder im Vorwort seines Jahrhundertwerks Bloodlands im Rekurs auf 
Hannah Arendt herausarbeitet (Snyder 2010, 7). 

Die Infragestellung von Demokratie an den Wahlurnen auch durch eine Ge- 
neration, die auf eine umfassende gesellschaftliche Demokratisierung und auf 
Europa als demokratische Regelungsinstanz (z. B. in Bezug auf Digitalisierung, 
Klimawandel, Sicherheit) mehr als jede Generation zuvor angewiesen ist, spie-
gelt das Dilemma der widerstreitenden ideologischen und politischen Antwor-
ten. Sie ist symptomatisch für die Unsicherheit, mit der politische Bildung und 
Jugendarbeit den konträren und widersprüchlichen Polen begegnen. Der Wider-
spruch ließe sich jedoch aufnehmen, in einer wie von der in Jugoslawien gebore-
nen Autorin Ivana Sajko im Rahmen eines Panels am Berliner Literaturfestival 

6	 Indem Xavier liberale Demokratie zur alleinigen Problemhorizont und -ursache seines Konzepts 
macht, bleibt er demselben Dilemma verhaftet wie die oben betrachteten konzeptionellen Ge-
danken Veith Selks oder Hartmut Rosas.
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2024 geforderten „radikalen Empathie“7. Radikale Empathie als Voraussetzung, 
„die gegenwärtige Moderne aus der Sicht ganz unterschiedlicher Erfahrungen – 
Erfahrungen die als Kritik und Alternative erscheinen können – zu begreifen“ 
(Kozlarek 2007). 

4. 	 Feldspezifische Ausblicke: Internationale Kinder- 
und Jugendarbeit als Möglichkeitsraum und das Politische 
im Alltag junger Menschen 

Internationale Begegnungsarbeit als politischer Sozialisationsraum ist konzep-
tionell auf Dialog und Offenheit ausgerichtet. Ähnlich wie Friedensarbeit setzt 
sie auf Empathie und Anerkennung des anderen, und zwar als Grundlage und 
als Ziel. Sie findet vor wachsend unterschiedlichen, auseinanderdriftenden ge-
sellschaftspolitischen Bezugs-, Sinngebungs- und Erfahrungshorizonten statt, 
gerade in Bezug auf Demokratie und demokratische Beteiligungserfahrung. An-
dreas Thimmel (2021) hat das für den deutschen Jugendarbeitskontext mit dem 
Konzept der reflexiven Internationalität von Jugendbildung beschrieben. Diese 
setzt für die an Begegnungsarbeit Beteiligten ein Diskurswissen zu non-formaler 
Bildung, ein systemisches Verständnis von Kinder- und Jugendarbeit, eine Idee 
(kritischer) politischer Bildung und zumindest vergleichbare Angebotsstruktu-
ren voraus. In sich rapide verändernden Gesellschaften, gerade im Hinblick auf 
den Authoritarian Turn muss jedoch davon ausgegangen werden, dass Demo-
kratie und demokratische Teilhabe nicht mehr Teil der Erfahrungs- und Sozia-
lisationsräume junger Menschen sind. Internationale Jugendbegegnungen und 
Austausch sowie andere Felder der Kinder- und Jugendarbeit stehen vor der 
Herausforderung, auf den individuellen, je nationalen demokratischen Sozia-
lisationskontext der jungen Menschen fokussieren zu müssen und gleichzeitig 
geteilte Sprech- und Erfahrungsräume zu ermöglichen. 

Mit der Momente-Studie hat der Forschungsschwerpunkt Nonformale 
Bildung der TH Köln genau diese Kontexte des Politischen herausgearbeitet, 
die Basis einer Befassung mit dem Politischen als Erfahrung von Demokratie 
bzw. Demokratisierung im Alltag junger Menschen sein können (Forschungs-
schwerpunkt Nonformale Bildung 2025). Dem Europäischen Begriff des Youth 
Work (AGJ 2020) kann und sollte für die Landschaft von Jugendarbeit, Jugend-

7	 Ivana Sajko, im Rahmen eines Panelgesprächs „Spaces of Freedom – Unlearning History Showcas-
ing Female Literary Creativity from the Western Balkans“, 17. Sept. 2024 Berliner Literaturhaus.
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bildung und Jugendsozialarbeit dabei eine Schlüsselrolle zukommen. Denn das 
Youth Work-Konzept versteht politische und soziale Bildung ebenfalls als in 
der Lebenswelt junger Menschen angelegt (AGJ 2020). Die Idee einer Critical 
Youth Work (Pirker/Thimmel 2024) schließlich bietet ein mögliches Leitkon-
zept einer erweiterten politischen Bildung an, die Youth Work und Citizenship 
verbindet. 

Alle drei Dimensionen internationaler Arbeit: 1. Dialog, 2. das Politische, 
und 3. Youth Work, böten Antwortstränge, um die Civic Spaces zu re-claimen 
und shrinking Spaces entgegenzuwirken. 

5. 	 Fazit: Kritik und Verantwortung politischer Bildung und Kinder- 
und Jugendarbeit im Superdilemma der demokratischen 
Moderne

Kinder- und Jugendarbeitskontexte sind Arbeitsfelder, die in ihrer eigenen So-
zialisation auf den Anspruch eines Demokratie schaffenden Modernitätsbegriffs 
gründen. Dennoch sollte das Superdilemma der verlustig gehenden Utopie
orientierung von Demokratie im liberalen Nationalstaat als gesellschafts- und 
jugendpolitischem Handlungsrahmen erheblich zu denken geben. Anerkennend, 
dass die shrinking democratic spaces existieren, müssen wir uns kritisch fragen, 
wo wir als Arbeitsfeld eigentlich waren als sich eben diese shrinking spaces breit-
machten – in Bezug auf Theoriegebundenheit, auf fachliche Analyse, aber auch 
auf die konkrete Praxis. Gerade im Kontext von Kinder- und Jugendarbeit und 
politischer Bildung sollten wir kritisch die Frage stellen, inwiefern unser Selbst-
verständnis als Arbeitsfeld stillschweigend und bequem zu dem der „Europäer 
des Westens“ (Melandri 2023) geworden ist. Junge Menschen stehen in und vor 
immensen Herausforderungen, die eine langfristige solidarische, inklusive und 
transnationale Gesellschafts- und Politikgestaltung, aber auch eine solidarische 
demokratische und politische Bildungs- und Jugendarbeit im Jetzt fordern. Im 
Kampf um eine umfassende Demokratiefähigkeit unserer Gesellschaften soll-
ten wir als Fachpraktiker*innen der Kinder- und Jugendarbeit hierbei nicht die 
Beobachter*innenrolle einnehmen. 
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MARC SCHULZ

Non-formale Bildung in der Jugendpädagogik 

Die Brauchbarmachung eines Konzepts

1. 	 Problemaufriss

Um die Jahrtausendwende setzt sich auch in Deutschland die Vorstellung von 
Bildung im pädagogischen Sektor durch, die einer Trias von formal, nicht-formal 
und informell folgt. Sie fungiert als ein dominanter bildungspolitischer Orientie-
rungsrahmen, der erstens seit den späten 1980er Jahren im Zusammenhang einer 
westlich-bildungsökonomischen Neukonturierung des menschlichen Lernens 
steht (Fatke/Merkens 2006). Zweitens sollte diese Trias seit den 1990er Jahren 
für eine vergleichbare und transnational homogenisierende Kommunikation über 
Bildung (im internationalen Kontext: education und learning) sorgen – zumindest 
im Globalen Norden und dessen spätmodern-kapitalistisch organisierten Natio-
nalstaaten und Staatenvereinigungen wie die Europäische Union. Diese Bildungs-
trias fasst drittens in den späten 1990er Jahren im Kontext der deutschsprachigen 
Erwachsenenbildung und Erwachsenen- bzw. Berufspädagogik Fuß (ex. Dohmen 
2001, Overwien 2005), später dann auch in der Schulpädagogik (ex. Maschke/
Stecher 2018) und Sozialen Arbeit (ex. Rauschenbach/Otto 2008), wobei hier 
weniger die Kindheitsphase (Schulz 2018), sondern die Jugendphase in den Blick 
gerät (Dubiski u. a. 2021). Dabei hat insbesondere der Begriff der ‚non-formal 
education‘1, wie nachfolgend entfaltet wird, einen bemerkenswerten Bedeutungs-
wandel durchlaufen, um für Jugendpädagogik einen Gebrauchswert entfalten zu 
können, während dessen die Bezugsnorm ‚formal eduction‘ relativ stabil bleibt.

Der nachfolgende Beitrag stellt einen ersten – und dabei unabgeschlossenen – 
Versuch dar, zentrale Elemente dieser Brauchbarmachung für Jugendpädagogik 
bis in die 2000er Jahre zu beschreiben, verbunden mit der Frage, welchen weiteren 
Gebrauchswert diese Trias haben könnte (4.). Um diese Elemente zu untersuchen 
habe ich mich zwar für eine chronologische Darstellungsform entschieden – be-
ginnend mit den begrifflichen Anfängen non-formaler Bildung (1.), sowie Fund-

1	 Die Schreibweisen unterscheiden sich, es lassen sich ,nonformal‘, ,non-formal‘ und ,non 
formal‘ in den Quellen finden. Daher wechselt auch hier die Schreibweise.
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stücken zur europäisch-globalen Reformulierung von Bildung (2.) und zu natio-
nalstaatlichen Übersetzungen (3.); jedoch wird damit keine spezifische (oder gar 
konsistente) Historie von non-formaler Bildung erzählt. Stattdessen verstehe ich 
die Beschreibung dieser Elemente als Arbeit an einer Collage, deren Elemente 
sich voneinander abgrenzen und damit Brüche erzeugen, aber zusammengesetzt 
ein vielleicht überraschendes Bild hervorbringen. 

2. 	 Begriffliche Anfänge: Der Globale Süden, Bildungsökonomie 
und Humankapital

Die erste (und naheliegende) Frage ist, wo der Begriff ‚nonformal education‘ 
erstmalig auftaucht, wenn historisch ‚zurückgeblickt‘ und dabei zugleich dem 
Aufmerksamkeit geschenkt werden soll, in welchem Kontext dieser nicht nur 
publiziert, sondern auch als ‚debattenrelevant‘ aufgenommen und fortgeführt 
wurde. Dies fasse ich als ein erstes Element der begrifflichen Verankerung und 
Etablierung.

Das erste Fundstück ist die 1974 erschienene Studie „Attacing rural poverty. 
How nonformal education can help“2 von Philip H. Coombs und Mansoor Ah-
med. Diese fokussierte den Kompetenz- und Wissenserwerb von Erwachsenen 
in Ländern des so genannten Globalen Südens mit dem Ziel, alternative Bil-
dungsmöglichkeiten wie etwa Selbsthilfeinitiativen oder grassroots-Bewegungen 
systematisch zu beschreiben und zu analysieren, vor dem Hintergrund, dass diese 
Länder über eine nach westlichen Standards gemessen ressourcenarme formale 
Bildungsinfrastruktur verfügen. Die Studie war ein „initial effort to map a com-
plex and uncharted territory and to open it up for further investigation by other“ 
(ebd., XV), sodass weitere Studien folgten.

Der Auftraggeber und Finanzier der Studie war die World Bank, durch
geführt vom International Council for Educational Development (ICED). Das 
ICED führte zeitgleich eine von der UNICEF in Auftrag gegebene, deutlich klei-
nere Studie durch, die die ‚nonformal education‘ von Kindern und Jugendlichen in 
urbanen Räumen des Globalen Südens untersuchte und deren Ergebnisse unter 
dem Titel „New Paths to Learning for Rural Children and Youth“ (Coombs u. a. 
1973) publiziert wurden.

2	 Die Studie ist auf der Homepage der Word Bank abrufbar, siehe https://documents1.
worldbank.org/curated/en/656871468326130937/pdf/multi-page.pdf (Zugriff: 21.5.25), 
während die UNICEF-Studie nur angefordert werden kann.

https://documents1.worldbank.org/curated/en/656871468326130937/pdf/multi-page.pdf
https://documents1.worldbank.org/curated/en/656871468326130937/pdf/multi-page.pdf
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Seit Ende der 1960er Jahre galt der Begriff ‚nonformal education‘ folglich 
erstens als Beschreibung einer kompensatorischen Form von Bildungserwerb in 
ressourcenarmen, damals so bezeichneten ‚Entwicklungsländern‘, in welchen der 
formale Bildungserwerb nur unzureichend ausgebaut war, und zweitens bezog er 
sich mehrheitlich auf Erwachsene. Ihr Gebrauchswert war – westlich-national 
und jugendpädagogisch betrachtet – hier noch stark beschränkt: ein Begriff für 
‚die Anderen‘, kaum für ‚hiesige‘ Herausforderungen anschlussfähig. Zwei Deka-
den später aber erzeugt der Begriff der ‚non-formal education‘ auch für eine hoch 
ausdifferenzierte formale Bildungsinfrastruktur des Globalen Nordens einen ho-
hen Gebrauchswert. Davon zeugt u. a. das „Memorandum über Lebenslanges 
Lernen“ der Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2000), welches 
auf den UNESCO-Bericht zur Lernfähigkeit und -tätigkeit hin zu einer um-
fassenden „Lebenstüchtigkeit“ (Delors 1997) als neue Notwendigkeit rekurriert:

„Es sind drei grundlegende Kategorien ‚zweckmäßiger Lerntätigkeiten‘ zu unterschei-
den: Formales Lernen findet in Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen statt und 
führt zu anerkannten Abschlüssen und Qualifikationen. Nicht-formales Lernen findet 
außerhalb der Hauptsysteme der allgemeinen und beruflichen Bildung statt und führt 
nicht unbedingt zum Erwerb eines formalen Abschlusses. [...] Informelles Lernen ist 
eine natürliche Begleiterscheinung des täglichen Lebens. [...] [Es] handelt sich beim 
informellen Lernen nicht notwendigerweise um ein intentionales Lernen, weshalb es 
auch von den Lernenden selbst unter Umständen gar nicht als Erweiterung ihres Wis-
sens und ihrer Fähigkeiten wahrgenommen wird.“ (Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften 2000, 9)

Am Zitat lässt sich ablesen, dass der Gebrauchswert über die Änderung der 
Form von Bildung erzeugt wird: Das Ziel der in den 1990er Jahren hierbei 
als Stichwortgeber fungierenden Bildungsökonomie ist, „die Gesamtheit aller 
formalen, nicht-formalen und informellen Bildungsvorgänge einer Gesellschaft 
als Analysegegenstand in den Blick“ (Hummelsheim/Timmermann 2016, 3) 
zu nehmen, im Verständnis einer möglichst optimalen Ressourcenausschöp-
fung. Die ihr zugrunde liegende Humankapitaltheorie, entwickelt ab den späten 
1950er Jahren, geht davon aus, dass „Bildungs-, Qualifizierungs- und Lernakti-
vitäten als Investitionen in das Arbeitsvermögen bzw. am Arbeitsmarkt verwert-
bares Leistungspotenzial (Humankapital) von Individuen interpretiert werden 
können“ (ebd., 18). Zugleich spielte in der Bildungsökonomie die Frage nach 
den Altersphasen zunächst kaum eine Rolle (ebd.). Sie war zunächst primär 
auf die Normalbiographie lohnerwerbstätiger Erwachsener und ihren Lern
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tätigkeiten in einer westlich-kapitalistischen Gesellschaft, also auf die Frage 
von employability, ausgerichtet.

Drei Aspekte möchte ich für dieses erste Element der begrifflichen Ver-
ankerung und Etablierung von non-formaler Bildung festhalten: Erstens sind 
Aussagen über die Beschaffenheit von ‚Bildung‘ zu treffen keine exklusive Arbeit 
einer einzelnen Disziplin, dies zeigt im Allgemeinen das Engagement der Öko-
nomie, Soziologie oder Erziehungswissenschaft in diesem Begriffsfeld. In diesem 
konkreten Fall lässt sich eine Überlappung von Ökonomie und Erziehungswis-
senschaft festhalten, die als eine spezifische Individuumsfigur die ‚Bildung des 
Normerwachsenen‘ beschreibt. Dabei greifen beide Disziplinen die Theorie des 
Humankapitals auf, die „auf Seiten des Individuums [auf ] die Annahme einer 
rationalen Entscheidung auf der Grundlage einer Kosten-Nutzen-Bilanzierung 
wie auch vollständiger Informiertheit“ setzt (ebd.) – pädagogische und ökono-
mistische Perspektiven sind also trotz der Disziplindifferenz aufeinander bezo-
gen. Zweitens schließt diese Figur des Bildungserwachsenen-Individuums sys-
tematisch andere Individuumsgruppen aus. Sie ist adultozentrisch: Die Theorie 
des Humankapitals ist (vorläufig) nicht unmittelbar anschlussfähig an die zur 
Verfügung stehenden verzeitlichten (und mehrheitlich entwicklungstheoreti-
schen) Theoriemodelle von westlicher Kindheit und Jugend als sich entwickeln-
de Humanwesen – d.h. es braucht noch andere Elemente der Verankerung und 
Etablierung, damit die Bildungstrias jugendpädagogisch gebrauchsfähig wird. 
Drittens wird zwar mit der Trias der Stellenwert des formalen Lernens relativiert 
und bildungs- und beschäftigungspolitisch darauf hingewirkt, das Zusammen-
spiel unterschiedlicher Lernzugänge stärker zu berücksichtigen, jedoch bleibt als 
primäres Deutungsmuster die Bezugsnorm formale Bildung als Generierung von 
Humankapital bestehen. Dies manifestiert sich sprachlich darin, dass ‚formal‘ die 
Norm formuliert, während ‚nicht-formal/non-formal/informell‘ das Spektrum  
der Abweichungen hierarchisch markiert (kurzum: formal vor non-formal und in-
formell). Möglicherweise greift aber dieser differenztheoretische Zugriff dahinge-
hend zu kurz, als dass hier zwar Unterscheidungsräume konstituiert werden, diese 
aber nicht hierarchisch angeordnet sind, sondern funktional zugeordnet werden. 
Kern der Humankapitaltheorie ist, wie eben angeführt, die rationale Wahlent-
scheidung. Die Ausdifferenzierung wäre dann eine neoliberale Ausweitung und 
Intensivierung des Spektrums von Wahlentscheidungen, es vergrößert den In-
vestitionsspielraum (kurzum: sowohl formal als auch informell und non-formal).3

3	 Foucault schreibt hier von substituierbaren Entscheidungen, in: Foucault, Michel (2010): 
Kritik des Regierens. Schriften zur Politik. Berlin.
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3. 	 Europäisch-globale Reformulierung von Bildung: 
Zeit und Raum

Das zweite Element lässt sich als die Idee einer Durchkreuzung von Raum und 
Zeit als die Bedingung von Bildung beschreiben. Denn: Das Verständnis von 
Bildung als Trias formuliert Bildung nicht nur als eine Frage von Zeit – wie bspw. 
Veränderung als Richtung von Zeit i. S. von Lebenslauf bzw. Bildungslaufbah-
nen, Wissens- und Könnensaufschichtung oder -rekombination. Vielmehr wird 
der Raum als weitere zentrale Bildungsdimension hinzugenommen. Beide Di-
mensionen finden entsprechend ihren Halt im Konzept des lebenslangen und le-
bensumspannenden Lernens: Dabei zielt das lebenslange Lernen auf „die zeitliche 
Dimension ab: es geht um Lernen während des ganzen Lebens“ (Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 2000, 10), das lebensumspannende Lernen auf 

„die ‚räumliche‘ Ausdehnung des Lernens ab, das in allen Lebensbereichen und -phasen 
stattfinden kann. Die ‚lebensumspannende‘ Dimension verdeutlicht die Komplementa-
rität von formalem, nicht-formalem und informellem Lernen. [...] Lehren und Lernen 
sind Rollen und Tätigkeiten, die zu unterschiedlichen Zeiten und an unterschiedlichen 
Orten unterschiedliche Gestalt annehmen können, wobei es auch zu einem Rollentausch 
kommen kann.“ (ebd.)

Die Zerteilung und Neuzusammensetzung von Bildung als Trias formal, nicht-
formal und informell ermöglicht folglich, Bildung zeitlich-räumlich zu verorten 
und auszudehnen, sowohl in die Alltage (synchron) als auch in die Lebensläufe  
(diachron). Dabei greift diese Reformulierung von Bildung für ihre weitere 
Brauchbarmachung (mindestens) drei Bausteine von unterschiedlichen Wis-
senskonstruktionen auf: 

Der erste Wissensbaustein ist die Annahme der Vorstellung, dass der (physi-
sche und soziale) Raum stärker Berücksichtigung zu finden hat und dass sowohl 
Zeit als auch Raum als soziale Konstruktionen zu betrachten sind. Dies lässt sich 
als einer der Effekte des kultur- und sozialwissenschaftlichen spatial turn be-
schreiben (ex. Löw u. a. 2021). Bildung zeitlich-räumlich konzipiert greift eben 
diese Figuren der ‚räumlichen Wende‘ in den Humanwissenschaften auf und 
manifestiert sich auf der pädagogischen Praxisseite auch in Begriffen wie bspw. 
‚Bildungslandschaft‘.

Der zweite Wissensbaustein ist die Akzeptanz von fortschreitender Ar-
beitsteilung als ein Effekt der Moderne  – hier in Form einer spezialisierten 
„differentiellen Pädagogik“ (Brinkmann 2001). Die symbolische Funktion der 
Bildungstrias im Sinne eines lebenslangen und lebensumspannenden Lernens 
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ermöglicht, diesen spezialisierten Sub-Pädagogiken (wie bspw. die zuvor er-
wähnte Erwachsenpädagogik/-bildung) einen neuen gemeinsamen begrifflichen 
Fluchtpunkt anzubieten, indem verschiedene Pädagogiken zwar differenziell  
ihre Zuständigkeit nur für bestimmte Personengruppen und bestimmte Le-
benslagen und -phasen innehaben, aber die Konzipierung des lebenslangen und 
lebensumspannenden Lernens eine Zuständigkeit für alle Zeiten und alle Räu-
me des Menschseins formuliert (Bildung von der Wiege bis zur Bahre), quasi 
passungsfähig zum oben erwähnten Investitionsspielraum. Zudem erlaubt die 
Trias zuvor marginalisierte pädagogische Orte (z. B. Kindertageseinrichtungen 
oder Kinder- und Jugendarbeit) in den Bildungskanon aufzurücken und die sich 
damit auseinandersetzenden Subdisziplinen aufzuwerten. Zugleich unterstützt 
dieser gemeinsame begriffliche Fluchtpunkt den Umgang mit dem Befund der 
Brüchigkeit von Normal(bildungs)biographien in westlichen Industrienationen: 
Die Normalbiographie der westlichen Kindheit und Jugend ist das Durchlaufen 
eines „Bildungsmoratoriums“ (Zinnecker 1991), also zeitlich organisiert. Dieses 
ist Teil von normalbiografischen Bildungsverläufen, in denen idealerweise expli-
zite Bildungs- und Lernarrangements allmählich zunehmen, sich in der Phase 
zwischen mittlerer Kindheit bis hin zum jungen Erwachsenenalter in den Insti-
tutionalisierungsformen Schule und Ausbildung verdichten, während im mittle-
ren und späten Erwachsenenalter diese weitestgehend als abgeschlossen gelten. 
Dieses historisch lange recht gültige Bildungsmodell der Humankapitalisierung 
(zeitlich aneinander anschließend und inhaltlich aufeinander aufbauende Orte 
von differenzieller Pädagogik) befinden sich, so die Diagnosen der 1990er und 
2000er Jahre, im Prozess der Entgrenzung und Flexibilisierung. Im Verständnis 
der optimalen Ausschöpfung von Humanressourcen scheint der Wechsel auf die 
zeitlich-räumliche Logik des lebenslangen und lebensumspannenden Lernens 
als Garant lebenslanger Beschäftigungsfähigkeit und der volkswirtschaftliche 
Beitrag zur Steigerung von Produktivität die lösungsorientierte Chiffre zu sein, 
die lebenszeitlich früher ansetzen muss. Unter dieser Prämisse wird es erst mög-
lich, dass die europäischen Jugendminister 1998 unter der bildungsökonomischen 
Ausrichtung des „return of investments“ beschließen können, „to make non-for-
mal education/learning a significant element of national youth policies“ (Council 
of Europe/Committee of Ministers 1998/2003, 2). Dabei ist ‚non-formal educa-
tion‘ auf das Engste mit den bildungsbezogenen Organisations- und Institutio-
nalisierungsformen verknüpft, was nun die Aufmerksamkeit systematisch u. a. auf 
Institutionalisierungsformen und deren Anteile und Leistungen (from learning 
to assessment) hinsichtlich eines möglichst optimalen Bildungserwerbs lenkt – 
kurzum: dem Wechsel vom Humankapital zu Orten der Humankapitalisierung.
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Der dritte Wissensbaustein lässt sich als spezifische Performanz der episte-
mologischen Selbstkritik und -reflexion von Wissenschaft beschreiben. Neben 
der Forderung nach der epistemologischen Anerkennung des Raums nimmt seit 
der Jahrtausendwende auch die Wissenschaftskritik an der nationalstaatlichen 
Verfasstheit und der damit verbundenen strukturellen Eingeschränktheit wis-
senschaftlicher Diskurse zu – unter dem Stichwort „methodological nationalism“ 
(Wimmer/Glick Schiller 2003, 576) wird die Kritik an der „naturalization of 
the nation-state by the social sciences“ (ebd.) gefasst. Andreas Wimmer und 
Nina Glick Schiller problematisieren damit: „Scholars who share this intellectual 
orientation assume that countries are the national units for comparative studies, 
equate society with the nation-state, and conflate national interests with the 
purpose of social science“ (ebd.). Diese Kritik aufgreifend weist etwa Cristina 
Allemann-Ghionda (2004) im Kontext von Bildung darauf hin: 

„Die Bestrebung, ‚nationale‘ Eigenheiten und Konstanten herauszudestillieren, stand 
im Einklang mit der Ideologie des 19. Jahrhunderts, wonach die Bildungsinstitutionen 
dazu beitragen sollten, die nationale Identität und den Patriotismus aufzubauen und 
zu stützen. Der romantische Mythos des nationalen Charakters der Bildung prägte 
lange die Arbeitsweise der Vergleichenden Erziehungswissenschaft“ (ebd., 23)

und der disziplinäre Blick, so der breite Konsens, muss sich auf transnationale 
Bildungsorganisationen in transnationalen Bildungsräumen richten (Adiek 2008, 
Rühle u. a. 2014). Auch in der Sozialen Arbeit wird diese Kritik aufgenommen 
(Köngeter 2009): So werden die Essentialisierung von Differenz kritisiert und un-
ter dem Stichwort „Transkulturalität“ festgestellt, dass „angesichts globaler Ent-
wicklungen und Entgrenzungstendenzen [.] die zukünftigen Herausforderungen 
sozialer Unterstützung nicht mehr allein durch nationalstaatlich orientierte Hil-
febeziehungen und Organisationsstrukturen bearbeitet werden“ (Homfeldt u. a. 
2006, 7) können und daher „Prozesse der Transnationalisierung“ (ebd.) stärker 
berücksichtigt werden müssen. Folglich ist die ‚Ausstreuung‘ der Bildungstrias 
eingerückt in eine breitere akademisch-disziplinäre Entwicklung, hin zu einer 
anzustrebenden internationalen Anschlussfähigkeit nationaler Diskurse.4

4	 Ein prominentes Beispiel hierfür ist die „International Review of Education/Internationale 
Zeitschrift für Erziehungswissenschaft“ des UNESCO Institute for Longlife Learning 
(formerly UNESCO Institute for Education), deren Beiträge in Englisch, Französisch und 
Deutsch erscheinen. Alle Abstracts liegen in alle drei Sprachen sowie auch in Spanisch und 
Russisch vor. Online: https://link.springer.com/journal/11159 (Zugriff: 29.7.25)

https://link.springer.com/journal/11159
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Insgesamt ermöglicht die Idee einer Durchkreuzung von Raum und Zeit als 
die Bedingung von Bildung als zweites Element mit, die zuvor stark gemachte 
Polarisierung zwischen Globalem Norden/Globalem Süden weiter zu wenden. 
Die prinzipielle Verräumlichung von Bildung, die Erzeugung von Ensembles, 
die als Orte der Humankapitalisierung ausgewiesen werden können, sowie der 
epistemologischen Abkehr von Bildung als Nationalkonstrukt sind Bausteine 
dieser weiteren Brauchbarmachung. Die skizzierten Bestrebungen nach Inter-
nationalisierung und Globalisierung eines Wissens über Bildung lässt sich auch 
an den um die Jahrtausendwende veröffentlichten Papieren von supranationalen 
Organisationen wie der OECD, der Europäischen Union oder der Weltbank 
mit ihren hohen begrifflichen und inhaltlichen Ähnlichkeiten ablesen. Sie sind 
konzeptionell ebenfalls auf die Ent-Nationalisierung von Bildung angelegt, wo-
bei hier die Möglichkeit nach global zirkulierenden (vornehmlich jungen) Ar-
beitskräften im Zentrum der Überlegungen stehen.5 Die Bildungstrias spezifisch 
auf Jugend hin pädagogisch gebrauchsfähig zu machen, geschieht nach meinem 
Dafürhalten vornehmlich auf nationalstaatlicher Ebene.

4. 	 Nationalstaatliche Übersetzungen: Die Bildungstrias  
in der Kindheits- und Jugendphase

Diese westlich-globale Operationalisierung und Segmentierung von Bildung 
kann als weiterer global-neoliberaler Steuerungseffekt gedeutet werden. Zugleich 
aber sind spätmoderne Gesellschaften von „intensiven gegenläufigen Spannun-
gen geprägt“ (Löw u. a. 2021, 9), in der globales Wissen lokalistisch bzw. natio-
nalistisch Anpassungen und Umschreibungen erfahren. Folglich wird mit der 
Bildungstrias zwar ein legitimes, westlich-globales Konzept formuliert, welches 
eine neu imaginierte sozialräumliche Ordnung in Europa schaffen möchte. Zu-
gleich lässt sich aber nachvollziehen, wie nationalstaatliche Organisationsformen 
diesem nicht nur passiv ausgesetzt sind, sondern konstituieren und gestalten. Als 
drittes Element der Brauchbarmachung soll also diese nationalstaatliche Konsti-
tuierung einer Bildungstrias im Feld der Jugendpädagogik seit den 2000er Jahren 
skizziert werden:

So differenzieren das Papier „Non-formale und informelle Bildung im Kin-
des- und Jugendalter. Konzeptionelle Grundlagen für einen nationalen Bildungs-

5	 Exemplarisch hierfür ist etwa die Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die ein 
Jahr nach dem Memorandum dazu aufruft, „Einen europäischen Raum des lebenslangen 
Lernens [zu] schaffen“ (2001).
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bericht“ (Rauschenbach u. a. 2004) und dessen Nachfolger, der „12. Kinder- und 
Jugendbericht. Bildung, Betreuung und Erziehung vor und neben der Schule“ 
(BMFSFJ 2005) die vom Memorandum (Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften 2000) eingeführte Trias in Lernsettings, Lernprozesse und -inhalte 
weiter aus. Der zugrunde liegende Konsens ist, dass Lernprozesse von Heranwach-
senden in unterschiedlichen Settings nebeneinander und gleichzeitig stattfinden. 
Es erfolgt eine Ausdifferenzierung von Lernsettings und -modi (12. Kinder- und 
Jugendbericht 2005) hin zu Bildung und dessen prekären Bedingungen unter un-
gleichen gesellschaftlichen Bedingungen (14. Kinder- und Jugendbericht 2013).

Bemerkenswert ist, dass in der Diskussion um das „Zusammenspiel der un-
terschiedlichen partikularen Bildungszugänge“ (Thiersch 2011, 170) der Begriff 
„Alltagsbildung“ (ex. Thiersch 2011, BMFSFJ 2013, 373) den Begriff des infor-
mellen Lernens ersetzt und damit eine Sinnverschiebung vornimmt – „Alltags-
bildung“ findet situationsabhängig und ungeplant in den Alltagsvollzügen statt, 
wobei diese „alltäglichen Erfahrungen durch gegebene Gesellschaftsstrukturen 
bestimmt“ (Thiersch 2011, 167) und ungleich verteilt sind. Folglich müssen unter 
der Prämisse von Bildungsgerechtigkeit diese informellen Arrangements durch 
ergänzende „pädagogisch inszenierte“ Angebote (ebd.) unterstützt werden.

Damit rekurriert der Begriff der „Alltagsbildung“ mittelbar auf die Ergeb-
nisse der Bildungsforschung aus diesem Zeitraum, die sich explizit auf das infor-
melle Lernen im späten Kindesalter beziehen und das Verhältnis von schulischen 
und familialen Bildungszugängen unter dem Theorem der Bildungsungleichheit 
untersuchen (u. a. Büchner/Wahl 2005; Stecher 2005): Kennzeichen dieser Le-
bensphase sind sowohl der Eintritt in die Schule und der damit einhergehenden 
Verdichtung von formellen Lernprozessen als auch die Zunahme der Optionen 
in Freizeit durch kommerzielle Angebote und Peergroups. Im Fokus der Studien 
stehen die ambivalenten Effekte des Wechselverhältnisses von familialer infor-
meller Bildungswelt und öffentlichen Bildungseinrichtungen des Aufwachsens. 
Dabei beziehen sich die Studien auf die Erkenntnis der sozialen Vererbung von 
Bildung innerhalb von Familien, die Bildungsungleichheit manifestiert und re-
produziert. Als zentrales Ergebnis gilt, dass das informelle Lernen innerhalb von 
Familien nicht nur ein Potenzial, sondern auch ein Risiko für Lern- und Bil-
dungsprozesse von jungen Menschen darstellt. Das, was der zentrale Bildungsort 
Familie in beiläufigen Praktiken nicht leistet oder nicht mehr leisten kann, leis-
ten kompensatorisch formale, aber insbesondere non-formale Bildungssettings.

Als drittes Element dieser Brauchbarmachung ermöglicht diese sozialpä-
dagogische Ausdeutung von Bildung, den Begriff ‚non-formale Bildung‘ recht 
weitreichend für jugendpädagogische Zusammenhänge gebrauchsfähig zu ma-
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chen. Diese Ausdeutung schließt eng an ein konzeptionelles Selbstverständnis 
an, in welchem kindheits- und jugendpädagogische Arbeitsfelder in Deutschland 
als freiwillige und niedrigschwellige Settings vor und neben der Schule ange-
legt sind und diese die emanzipatorische Bildungsmaxime der ‚Selbsttätigkeit‘ als 
Feldeigenheit vertreten – und damit die Begründungsfigur employability stark in 
den Hintergrund tritt. Zudem ist diese Ausdeutung maßgeblich von einem nicht 
direkt instruierenden Verständnis von Lernen und einer Varianz von Bildungsge-
legenheiten und Modi geprägt, welche sich vermeintlich ‚unschuldig‘ gegenüber 
einer ökonomisierten Humankapitalisierung zeigt. Zeitgleich ermöglicht diese 
Ausdeutung eine Selbstvergewisserung sozialpädagogischer Angebote in ihrem 
Status als Bildungssettings: Sie ermöglicht die symbolische Aufwertung der Frei-
zeit- und Betreuungsorte für Kinder und Jugendliche hin zu Bildungsorten.6 

5. 	 Nonformale Bildung im Kontext der neoliberalen 
Durchdringung Sozialer Arbeit: Möglichkeiten einer 
Andersauslegung

Für die allmähliche Brauchbarmachung von ,non-formaler Bildung‘ für jugend-
pädagogische Zusammenhänge wurden drei Elemente herausgearbeitet: Zu-
nächst als Beschreibung für eine kompensatorische Form von Bildungserwerb 
von Erwachsenen (und weniger Heranwachsenden) in Gesellschaften, die (noch) 
nicht über die Standards eines formalen Bildungssystems reicher Industriena-
tionen verfügen, ist ‚non-formale Bildung‘ inzwischen in westlichen Nationen 
als sprachliche Markierung für ein Feld innerhalb einer hochdifferenzierten und 
transnational vergleichsfähigen Bildungslandschaft geworden. Die westlich-glo-
bale Bildungsinfrastruktur wird darin als eine komplexe und ressourcenreiche 
Verknüpfung von Lern-/Bildungsprozessen (Zeit) und Lern-/Bildungsorten 
(Raum) beschrieben. Diese Lesart setzt sich gegenüber der vormals begriffsinhä-
renten Mangellogik der ressourcenarmen Bildungsstruktur des Globalen Südens 
ab. Dabei scheint nicht nebensächlich zu sein, dass die zur Jahrtausendwende 
ausgerufene ‚räumliche Wende‘ und die zunehmende epistemologische Kritik 
an der nationalstaatlichen Verfasstheit und strukturellen Eingeschränktheit so-
zialwissenschaftlicher Bildungsdiskurse die breite Rezeption dieser Bildungstrias 
sowohl begünstigt und zugleich inhaltlich verändert hat.

6	 Dies lässt sich exemplarisch an der Transformation des Kindergartens vom informellen hin 
zum non-formalen Bildungsort nachvollziehen (Schulz 2018).
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Diese inhaltlichen Veränderungen lassen sich auch als strategische Anders
auslegungen deuten, die seit Beginn der 2010er Jahre gezielt den Gebrauchswert 
‚non-formaler Bildung‘ verändern. Auf diese Weise lassen sich auch pädagogi-
sche Spezifika offenlegen, die sich nicht (ausschließlich) durch eine spätmoderne 
kapitalistische Vereinnahmung erklären lassen:

So illustriert etwa der Begriff der „Alltagsbildung“ (ex. Thiersch 2011) diese 
Komplexität, indem er auf Bildungspraktiken verweist, die zwar in ökonomische 
Kontexte eingebettet, letztlich aber auch auf eigenständigen pädagogischen Tra-
ditionen und Logiken basieren. Er schließt unmittelbar an die sozialpädagogi-
sche Logik der u. a. alltagstheoretisch gerahmten Lebensweltorientierung an und 
ermöglicht in seiner Konsequenz ein gelingendes Passungsverhältnis zwischen 
dem primären bildungsökonomischen Rahmen der nun marginal veränderten 
Trias und dem nachrangigen sozialpädagogischen Rahmen, also den Imaginatio-
nen des ‚guten‘ Subjekts in Verbindung von Transnationalität und (Un)Verfüg-
barkeit. Ein unmittelbares Folgeproblem aus diesen Imaginationen ist aber, dass 
sie, um Wirksamkeit zu erzeugen, individualisieren und psychologisieren, indem 
sie Begriffe wie ‚Haltung‘, ‚Kompetenzen‘ oder ‚Einstellung‘, ins Spiel bringen, 
die es sozialpädagogisch ‚zu begleiten‘, ‚auszubilden‘, ‚zu ermöglichen‘ gilt. 

Eine andere strategische Andersauslegung ist, die Autonomie von Sozial-
pädagogik in Erinnerung zu rufen. Diese geht davon aus, dass junge Menschen 
als Subjekte in einer veränderbaren Welt eigenständig-bildsam agieren und dass 
in diesem Verhältnis die asymmetrische pädagogische Beziehung erst gedacht 
werden muss. Exemplarisch hierfür verweist etwa Kinder- und Jugendarbeit 
auf Prinzipien wie Partizipation, Offenheit und Freiwilligkeit, die ermöglichen 
sollen, ein Stück weit unabhängig von festgelegten, funktional-verwertungs-
orientierten Zielen agieren zu können, auch wenn diese positiv konnotierten 
Anrufungen selbst nicht frei von Aktivierungsanrufungen selbst sind. Die Be-
gründung non-formaler Bildung über Theorien der Sozialpädagogik ermöglicht 
demnach, non-formale Bildungstheorie und -praxis stärker aus pädagogischer 
denn ökonomischer Perspektive zu verargumentieren (Dubiski u. a. 2021). So 
betrachtet kann eine genuin sozialpädagogisch begründete non-formale Bildung 
ein subversives Element gegen die neoliberale Durchsetzung Sozialer Arbeit 
darstellen (hierzu Thimmel/Klöckner 2025, Wenzler/Thimmel 2021).

Erweitern lässt sich diese strategische Andersauslegung insofern, dass ihre 
normative Aufladung stärker in das analytische Zentrum gerückt wird: Ich habe 
verdeutlicht, dass in der nonformalen Bildung neoliberale und pädagogische 
Imperative aufeinandertreffen, wobei beide normative Aufladungen aufweisen. 
Ihr gemeinsamer Fluchtpunkt ist die Idee eines ‚guten Lebens‘. Dieser ist also 
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nicht rein operativ, sondern verfügt über philosophische Dimensionen, die auch 
in erziehungswissenschaftlichen Theorien von Bildung und Erziehung konst-
ruktiv aufscheinen. Diese philosophischen Dimensionen systematisch in ihrer 
Konstruktion nachvollziehbar zu machen und damit nonformale Bildung als 
theoretisches Denkwerkzeug und weniger als praxisorientierten Gebrauchsbe-
griff zu begreifen, erlaubt auch, sich ihn zukünftig immer wieder aneignen zu 
können.7
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BENEDIKT WIDMAIER

Active Citizenship – Nullnummer 
in der Politischen Bildung?

Bei der Frage, ob das europäische Leitbild der ‚Aktiven Bürgerschaft‘ in der 
Politischen Jugendbildung oder in benachbarten Praxisfeldern wie der Inter-
nationalen Jugendarbeit oder der Jugendforschung Spuren hinterlassen hat, 
macht sich zunächst Enttäuschung breit. ‚Active Citizenship‘ gewann zwar in 
der bildungspolitischen Strategie der Europäischen Union in der ersten Hälfte 
der 2000er-Jahre an großer Bedeutung. Der Begriff ist in Deutschland aber nur 
sehr zurückhaltend aufgegriffen worden, etwa in der Politischen Bildung, in den 
andragogischen Diskursen über Lebenslanges Lernen und in der Engagement-
politik. Heute lassen sich allerdings kaum noch Spuren dieser Debatten finden.

Eigentlich hätte diese Diagnose eine genauere politikwissenschaftliche 
und politikdidaktische Analyse verdient, sind doch politische Partizipation 
und aktives politisches Handeln zentrale Kategorien sowohl der Politikwissen-
schaft als auch der Politischen Bildung in Deutschland. Mehr noch, ist ‚Bür-
gerschaft‘ als das zentrale Element von Demokratie zu verstehen, denn es sind 
die Bürger:innen, die nach dem Verständnis westlich liberaler Demokratien den 
Souverän im demokratischen politischen System repräsentieren. Nicht zufällig 
waren ‚Zivilgesellschaft‘ und ‚Bürgerschaftlichem Engagement‘ in der Politik 
wie in der Politikwissenschaft und der Politischen Bildung zentrale Begriffe der 
1990er-Jahre. Der „Zaubertrank Zivilgesellschaft“ (Wolfrum 2013, 198 ff.) und 
die damit verbundene Hoffnung auf eine Revitalisierung der Demokratie scheint 
inzwischen aber von einem postdemokratischen Schierlingsbecher abgelöst wor-
den zu sein.

Um dieser Entwicklung genauer nachzugehen, wird zunächst im ersten Teil 
zusammengefasst, wie der Begriff ‚Active Citizenship‘ in den frühen 2000er-
Jahren in der europäischen Politik prominent Karriere gemacht hat. Im zweiten 
Teil wird dargestellt, wie das bildungspolitische Paradigma der ‚Aktiven Bürger-
schaft‘ in Deutschland rezipiert wurde. Der dritte Teil ordnet die europäische 
und deutsche Debatte zum Thema in demokratietheoretische Überlegungen der 
damaligen und der heutigen Zeit ein. Abschließend wird eine kurze Bewertung 
vorgenommen, welche Bedeutung das Konzept einer ‚Active Citizenship‘ für die 
Politische Bildung in Deutschland hat.
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1. 	 Active Citizenship – ein europäisches Leitbild

Im Jahr 2000 hat die Europäische Kommission in ihrem „Memorandum über 
lebenslanges Lernen“ die ‚Aktive Bürgerschaft‘ (active citizenship) sowie die 
‚Beschäftigungsfähigkeit‘ (employability) als gleichermaßen bedeutende und 
eng miteinander verbundene Ziele des lebenslangen Lernens benannt. Das 
Memorandum verstand sich als wichtiger Baustein in der sogenannten „Lis-
sabon Strategie“ mit der sich die EU zum „wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensgestützten Wirtschaftsraum der Welt“ entwickeln sollte 
(Hoskins 2006, 2). Auch wenn diese Einbindung in eine wirtschaftspolitische 
Strategie den Verdacht nährt, dass es beim lebenslangen Lernen vor allem um 
die Beschäftigungsfähigkeit und die berufliche (Anpassungs-)Qualifikation 
der Europäer:innen gehen sollte, folgten nach 2000 zahlreiche europäische  
Aktivitäten und Verlautbarungen, mit denen das Ziel der ‚Aktiven Bürgerschaft‘ 
unterstützt und erforscht wurde. Vor allem sind hier die Forschungsarbeiten des 
„Centre for Research on Lifelong Learning“ (CRELL) in Ispra/Italien unter 
Federführung von Bryony Hoskins zu nennen, an denen u. a. auch der deut-
sche Erziehungswissenschaftler Hermann Josef Abs beteiligt war (Widmaier 
2011b).

CRELL spielte für die Diskussion über ‚Active Citizenship‘ in Europa ei-
ne wichtige, ja bestimmende Rolle. Das Institut war am „Arbeitsprogramm für 
allgemeine und berufliche Bildung 2010“ der EU beteiligt und stellt seine Ex-
pertise für die regelmäßigen „Progress Reports towards the Lisbon objectives in 
education and training“ zur Verfügung. Dort wie in vielen anderen Dokumenten 
wurde die von CRELL entwickelte Definition von ‚Active Citizenship‘ seither 
immer wieder reproduziert, die gewissermaßen als halbamtliche Definition der 
EU von ‚Aktiver Bürgerschaft‘ betrachtet werden kann: „Participation in civil  
society, community and/or political life, characterised by mutual respect and 
non-violence and in accordance with human-rights and democracy.“ (Hoskins 
u. a. 2006, 4). Ausdrücklich wurde ergänzt, dass dieser Definition ein weiter Be-
griff des Politischen zugrunde liegt, der auch kulturelle, ökologische und politi-
sche Aktivitäten jeneits des formalen Systems der Politik umfasst: „It includes 
new forms of active citizenship such as one-off issue politics and responsible 
consumption as well as the more traditional forms of voting and membership in 
parties and NGOs.“ (ebd.)

Es dauerte lange, bis die inspirierenden europäischen Anstöße auch in 
Deutschland in den professionspolitischen Debatten ankamen und diskutiert 
wurden. Genannt werden sollen hier vor allem drei Referenztexte:
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(1) Als Vertreterin einer Kritischen Politischen Bildung hat Bettina Lösch 
die mit dem Paradigma ‚Active Citizenship‘ eng verbundene „European Cit-
izenship Education“ einer ersten Kritik unterzogen: „Rufe nach aktiver Bür-
gerbeteiligung auf europäischer Ebene laufen dann ins Leere, wenn selbst auf 
regionaler Ebene Bürgerbeteiligung nicht ernst genommen wird.“ (Lösch 2009, 
855). Gemeinsam mit Andreas Thimmel hat Bettina Lösch das zur gleichen Zeit 
erschienene Handbuch „Kritische politische Bildung“ herausgegeben (Lösch/
Thimmel 2010). Dort werden „Active Citizenship & Citizenship Education“ 
allenfalls am Rande als Herausforderung für „Non-formale politische Bildung 
in Deutschland“ erwähnt (Widmaier 2010, 478 f.).

(2) Einige Kolleg:innen aus dem sogenannten Forscher-Praktiker-Dialog 
für Internationale Jugendarbeit (FPD) brachten Ende 2008 das Thema in den 
basisdemokratisch organisierten Dialog ein. Daraus entstand ein Verbundprojekt 
mit dem Titel „Active Citizenship“, das vom Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend unterstützt wurde. Ziel des Projekts „Active Ci
tizenship“ war es, alle damals verfügbaren Materialien zur Debatte über ‚Akti-
ve Bürgerschaft‘ zusammenzutragen, zu kommentieren und so für die weitere 
Debatte zugänglich zu machen. Die in diesem Kontext entstandene Expertise 
(Brixius 2010) ist heute noch online verfügbar und im Grunde ein weiterhin 
einzigartiges Tool zur Bearbeitung und Beurteilung eines wichtigen Abschnitts 
europäischer Bildungspolitik.

(3) Im Feld der Politischen Bildung ist eine Tagung zu erwähnen, die der 
hessische Landesverband der Deutschen Vereinigung für politische Bildung 
(DVPB) und die Akademie für politische und soziale Bildung „Haus am Mai-
berg“ 2010 durchgeführt haben. Der dazu erschienene Tagungs- und Diskus-
sionsband mit dem Titel „Active Citizenship Education. Internationale Anstöße 
für die Politische Bildung“ (Widmaier/Nonnenmacher 2011) liefert kritische 
Einschätzungen des europäischen Paradigmas aus unterschiedlichen Perspekti-
ven. Von Autor:innen wie Karlheinz Dürr, Ingrid Müller, Benedikt Widmaier 
oder Wolfgang Sander wird in diesem Band u. a. die historische Genese der 
europäischen Diskussion über Citizenship Education in Europa dargestellt und 
aufgezeigt, wie das Paradigma der ‚aktiven Bürgerschaft‘ in die Praxis der euro-
päischen Jugendarbeit und das Programm JUGEND der EU integriert wurde. 
Die Forschung „Measureing Active Citizenship“ von CRELL wird dargestellt 
und Kritik am zivilgesellschaftlich orientierten Begriff der Bürgerschaft in den 
europäischen Konzepten geübt.
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2. 	 Active Citizenship – zur Rezeption in Deutschland

Wer gehofft hatte, das Leitbild ‚Active Citizenship‘ würde auch für die fachpoli-
tischen Debatten in Deutschland Denkanstöße liefern, sah sich getäuscht und – 
je nach Standpunkt – vielleicht auch enttäuscht. Die Rezeption in Deutschland 
war träge, was vor allem mit den spezifischen Rahmenbedingungen, den deut-
schen Fachdiskursen und den oft strikten Abgrenzungsmanövern der Beteiligten 
zu tun hatte.

Unter den Akteur:innen aus der Wissenschaft und der Praxis war Anfang 
der 2000er-Jahre ein fachlicher Disput über die unterschiedlichen Aufgaben von 
Politischer Bildung und Demokratiepädagogik entstanden (Beutel/Fauser 2007). 
Inhaltlich ist die Kontroverse bereits mit der Kritik von Wolfgang Sander an dem 
unpolitischen europäischen Citizenship-Begriff und den zivilgesellschaftlichen 
Programmen der EU auf den Punkt gebracht. Nach Sanders Ansicht passte das 
nicht zum Selbstverständnis der deutschen Politischen Bildung (Sander 2011).

Tatsächlich lässt sich aber auch in Deutschland seit Anfang der 2000er-
Jahre, also genau parallel zum oben beschriebenen Prozess auf europäischer 
Ebene, in der wissenschaftlich-pädagogischen Debatte über Politische Bildung 
eine antipolitische Stimmung beschreiben: Peter Fauser und Wolfgang Edelstein 
stellten damals in einem Gutachten, das Ausgangspunkt eines großen Modell-
projekts mit dem Titel „Demokratie lernen und leben“ war, eine Verbindung zur 
Politikverdrossenheit der Jugend her (Edelstein/Fauser 2001, 11 f.). Für sie war 
klar, dass man „auf politisches Interesse [der Jugend] im weiteren Sinne [...] bei 
einem Programm ‚Demokratie lernen und leben‘ nicht setzen“ könne (ebd., 14). 
Sie sprachen von Entpolitisierung, Verdrossenheit, Distanz, Ausgeliefertsein, ex-
tremer Komplexität der Politikmaterie, Ohnmacht sowie Korruptionsverdacht. 
So zeichneten Fauser und Edelstein unkritisch ein die Politik und das Politische 
diskreditierendes Gesamtbild und stellten stattdessen pathetisch den Begriff 
der ‚Demokratie‘ als Alternative dar: „Demokratie wird erfahren durch die Ver-
bindung von Zugehörigkeit, Mitwirkung, Anerkennung und Verantwortung.“  
(ebd., 18). Sie lieferten damit eine Begründung für eine neue „Demokratiepäda-
gogik“ als Konkurrenz zur Politischen Bildung (Beutel u a. 2022).

Der hier wirksame Zaubertrank ‚Zivilgesellschaft‘ ließe sich an einem gan-
zen Set von politischen Entwicklungen dieser Jahre deutlich machen, etwa einer 
Enquetekommission „Bürgerschaftliches Engagement“ (1999–2002) im Deut-
schen Bundestag, an den Instrumentarien der „Freiwilligensurveys“ ab 1999 oder 
der „Engagementberichte“ ab 2012. Auch wenn eine Rezeption des europäischen 
Active-Citizenship-Paradigmas in diesen gesellschaftspolitischen Rahmenbe-
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dingungen durchaus nahe gelegen hätte, blieb die deutsche Debatte weitgehend 
in einer nationalen Container-Mentalität gefangen.

Es gab nur wenige Kolleg:innen aus Wissenschaft und Praxis der Politi-
schen Bildung, die das Thema einer European Citizenship Education und den 
paradigmatischen Begriff der ‚Active Citizenship‘ in unregelmäßigen Abständen 
aufgegriffen haben. Darunter ist vor allem Andreas Eis als ein Protagonist der 
Kritischen Politischen Bildung zu nennen (Eis 2010), der als Sachverständiger 
das Thema in die Arbeit am 16. Kinder- und Jugendbericht eingebracht hat 
(s.u.). Daneben wäre auch Monika Oberle zu erwähnen, die die empirische For-
schung dazu in der Politischen Bildung vorangebracht hat (Oberle 2012). Last 
but not least Benedikt Widmaier, der aus der politischen Jugend- und Erwach-
senenbildung und der Internationalen Jugendarbeit in unregelmäßigen Abstän-
den Beiträge zum Thema „Active Citizenship“ vorgelegt hat (Widmaier 2011a, 
2011b, 2014, 2021).

Nach dieser Analyse mag es niemanden mehr wundern, dass ‚Active Citizen-
ship‘ als Begriff in neuen Nachschlagewerken nur noch am Rande auftaucht: Im 
Handbuch „Zivilgesellschaftliches Engagement und Freiwilligendienste“ wird er 
nur an einer Stelle und nur sehr verkürzt aufgegriffen: „Unter dem Begriff active 
citizensip sollte die Unionsbürgerschaft mit Leben gefüllt werden.“ (Heuberger 
u. a. 2024, 625) Im aktuellen „Handbuch kritische politische Bildung“ (Chehata 
u. a. 2024) wird der Begriff „Active Citizenship“ in einem Artikel „Politische 
Erwachsenenbildung“ von Christine Zeuner und Laura Schudoma (342) und 
in einem Artikel „Kritische Politische Jugendbildung“ von Anna Maria Krämer 
und Andreas Thimmel (367) erwähnt. Die jüngste Auflage des „Handbuch Po-
litische Bildung“ von Wolfgang Sander und Kerstin Pohl (2022) enthält dage-
gen einen eigenständigen Beitrag zur „Politischen Bildung in der Europäischen 
Union“ (Eis/Schmitt 2022), in dem das Thema ‚Active Citizenship‘ eingehender 
behandelt wird und zentrale europäische Quellen Beachtung gefunden haben.

Im 16. Kinder und Jugendbericht mit dem Titel „Förderung demokratischer 
Bildung im Kindes- und Jugendalter“ wird das Thema „Europa, Transnationali-
sierung, Globales Lernen“ aufgegriffen (BMFSFJ 2020, 508 ff.). Es wird dabei 
ein sozialer Raum beschrieben, der für die Lebenswelt junger Menschen eine 
(transnational) sozialisierende Wirkung hat. Schon in seiner ersten Zwischen-
überschrift „Soziale Räume und Bürgerschaft transnational denken und erfahren“ 
(Herv. B. W.) schließt der Bericht an unser Thema an. Diese transnationale Per-
spektive wird für die Politische Bildung eingefordert, dabei sehr politisch argu-
mentiert und u. a. gefordert, die „Machtverhältnisse“ nicht außer Acht zu lassen: 
Transnationalisierung berge zwar Chancen für mehr „demokratische Teilhabe. 
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Gleichzeitig verschärfen sich aber auch Formen sozialer Ungleichheit sowie Me-
chanismen der Abgrenzung, Ausgrenzung und Verhinderung demokratischer 
Mitgestaltung“ (BMFSFJ 2020, 509).

3. 	 Active Citizenship – demokratietheoretische Verortung

Demokratietheoretisch ist das Paradigma ‚Active Citizenship‘ stark von der ame-
rikanischen kommunitaristischen Variante (Robert Putnam) der Theorie des 
„Sozialen Kapitals“ dominiert. Robert Putnam ist in vielen europäischen Doku-
menten zur aktiven Bürgerschaft ein herausragender Referenzautor, auf den an 
vielen Stellen Bezug genommen wird (ex. Hoskins u. a. 2012, 9 ff.). Die Grün-
de für diesen starken Bezug auf Robert Putnam sind vielfältig. Letztlich lässt 
sich aber zugespitzt formulieren, dass die Theorie des Sozialkapitals zum Zeit-
geist der späten 1990er-Jahre gepasst hat (Zaubertrank Zivilgesellschaft!). Die  
Theorie deckt sich weitgehend mit der Entwicklung der politischen Kultur und 
der zunehmenden Bedeutung von zivilgesellschaftlichen Demokratietheorien in 
den westlichen Industrieländern in diesen Jahren. Die Grundthese der Theorie 
des Sozialen Kapitals kann folgendermaßen zusammengefasst werden:

„Menschen, die im Verein aktiv sind, führen ein glücklicheres Leben, besitzen einen 
größeren Freundeskreis, neigen eher dazu, anderen Menschen zu vertrauen, sind phy-
sisch und psychisch gesünder und mit sich und ihrer Umwelt zufriedener [...]. Der 
Verein erbringt aber auch ganz direkte demokratische Effekte. [...] [Diese] lassen sich 
mit Tocqueville als Effekte einer school of democracy umschreiben [...], Effekte, die das 
Vereinsmitglied kompetenter und demokratischer erscheinen lassen.“ (Roßteutscher 
2009, 61 f.)

In der politikwissenschaftlichen Demokratietheorie dieser Zeit sind die Konzep-
te einer ‚Starken Demokratie‘, einer ‚Partizipativen Demokratie‘ oder ‚Assoziati-
ven Demokratie‘ und der ‚Eingebetteten Demokratie‘ eng mit der Putnam’schen 
Theorie des Sozialen Kapitals verbunden. Und in den damaligen gesellschafts-
theoretischen Diskursen steht die sogenannte ‚Kommunitarismusdebatte‘ über 
die soziomoralischen Grundlagen moderner Gesellschaften in enger Verbindung 
mit der Theorie des Sozialen Kapitals.

Diese hier unterstellte, gewissermaßen automatisch gegebene Sozialisa-
tion und Entwicklung von sozialem und bürgerschaftlichem Engagement hin 
zu einer aktiven politischen Bürgerschaft wird in den Diskursen der Politischen 
Bildung in Deutschland zurecht in Zweifel gezogen (Wohnig 2017). Für die 
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Theorie und das Paradigma von ‚Active Citizenship‘ dagegen ist der auch als 
„Spill-Over-Hypothese“ bezeichnete Effekt gewissermaßen konstitutiv. Exem-
plarisch sei hier abschließend auf eine Quelle verwiesen, die aus einem Kontext 
stammt, der nicht dem bildungspolitischen sondern dem wirtschaftspolitischen 
Feld zuzuordnen ist (zur Erinnerung: ‚Employability‘ und ‚Active Citizenhsip‘ 
waren die im „Memorandum über lebenslanges Lernen“ zentral gesetzten Ziele). 
In einer Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 
zu „Freiwilligen Aktivitäten, ihre Rolle in der europäischen Gesellschaft und ihre 
Auswirkungen“ hieß es 2006:

„Freiwillige Tätigkeiten sind untrennbar mit aktiver Bürgerschaft verbunden, die – 
sowohl auf lokaler als auch auf europäischer Ebene – das Herzstück der Demokratie 
bildet. [...] Eine geeignete Herangehensweise, die in Forschungsarbeiten zur Zivilge-
sellschaft (zum Beispiel Putnam 2000) beschrieben wird, ist das so genannte Sozial-
kapital, zu dem freiwillige Aktivitäten einen wesentlichen Beitrag leisten.“ (Rat der 
EU 2006, 47–50)

Wenn wir am Ende einen Blick auf aktuelle demokratietheoretische Debatten 
werfen, in denen zurzeit ungeschminkt von „Demokratiedämmerung“ (Selk 
2024) gesprochen wird, dann wird sich, angesichts dieser optimistischen Sicht-
weise auf ‚Active Citizenship‘ im Sinne eines demokratischen politischen Em-
powerments durch zivilgesellschaftliches und bürgerschaftliches Engagement, 
Ernüchterung einstellen. Der deutsche Soziologe Ingolfur Blühdorn (2024) 
kommt in seinem aktuellen Buch mit dem Titel „Unhaltbarkeit. Auf dem Weg 
in eine andere Moderne“ zum Ergebnis, dass unsere Gesellschaft auf dem Weg 
in eine neue, andere, dritte Moderne ist, in der wir die postmaterialistischen und 
emanzipatorischen Werte der Zweiten/Reflexiven Moderne (Ulrich Beck) be-
wusst oder unbewusst und keineswegs intendiert aus den Augen verloren haben. 
Die „Basisprinzipien“ des „Ökologisch Emanzipatorischen Projekts“ – das sind 
etwa die Forderung nach Selbstbestimmung und Befreiung von Herrschaft, die 
Überlegenheit von Vielfalt, moralische Freiheit und Verantwortlichkeit und das 
Vertrauen auf Rationalität und Vernunft, ökologische Imperative, die Gestalt-
barkeit der Gesellschaft, der Anspruch auf bürgerschaftliche Mündigkeit, die 
Fähigkeit zu kollektiver Verantwortung, Aufklärung, Information und Bildung 
als Mittel zur Ausweitung demokratischer Partizipation sowie eine Kosmopoli-
tische Perspektive – seien so „erschöpft“, dass sie nicht mehr haltbar sind (Blüh-
dorn 2024, 25). Die politische Hoffnung auf eine ökologisch-emanzipatorische 
Transformation sei damit unhaltbar geworden.
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Blühdorn weiß, dass seine pessimistische Analyse für Menschen, die in den 
1970er-/1980er-Jahren politisch sozialisiert wurden und politisch aktiv waren, 
eine „traumatische“ Erkenntnis und Erfahrung sein kann (insbes. ebd., 346 ff.). 
Diese Triggerwarnung blitzt schon in der Einleitung seines Buches auf (ebd., 18). 
Dies betrifft nach Blühdorn auch die Politische Bildung, die er beispielhaft als 
typisches pädagogisches Feld darstellt, das dem ökologisch-emanzipatorischen  
Projekt zuzuordnen ist und als unhaltbares „Idyll“ entlarvt wird (ebd., 360 ff.).

4. 	 Schlussbemerkungen

In den Debatten über Ziele und Aufgaben der Politischen Bildung in Deutsch-
land ist das europäische bildungspolitische Paradigma einer ‚Aktiven Bürger-
schaft‘ nur sehr zurückhaltend rezipiert worden. Das bedeutet nicht, dass Bil-
dungsziele wie Partizipation, Engagement, politisches Handeln oder mündige 
Bürger:innenschaft in der deutschen Politischen Bildung unterbewertet werden. 
Politische Bildung gilt aber in Deutschland, trotz ihrer geringen Größe, als ei-
genständige selbstbewusste Profession. In einer Untersuchung im Auftrag des 
BMFSFJ ist die Politische Jugendbildung abschließend gar als „Exportmodell 
für andere Länder Europas“ beschrieben worden (Schröder u. a. 2004, 190). Die-
ses gut begründete Urteil über Politische Bildung in Deutschland fällt genau 
in die Zeit, in der die europäische Diskussion über ‚Active Citizenship‘ ihren 
Höhepunkt erreichte. Warum also sollte sich die selbstbewusste Profession Poli-
tische Bildung von europäischen Ideen inspirieren lassen? Eine gewisse nationale 
Container-Mentalität ist der Politischen Bildung also nicht abzusprechen.

Indes wäre es zu kurz gegriffen, bei diesem Urteil stehen zu bleiben. Wolf-
gang Sander (2011) verweist in seinem bereits erwähnten Beitrag zur Tagung 
„Active Citizenship Education“ 2010 darauf hin, dass die europäischen Bil-
dungskonzepte mehr dem Sozialen Lernen und dem sozialen Engagement ver-
pflichtet sind als dem der Politischen Bildung, wie es in Deutschland vertreten 
wird. Das Paradigma der ‚Active Citizenship‘ sei deshalb 

„aus der Perspektive der Theoriegeschichte der politischen Bildung ein Rückfall hinter 
einen Jahrzehnte alten Diskussionsstand, wenn man annehmen wollte, dass allein 
schon die Partizipation in sozialen Feldern des Alltagslebens demokratische politische 
Bildung bewirken könne.“ (Sander 2011, 149)

Allerdings hat sich Sander getäuscht, wenn er konstatiert, dass die heftige De-
batte zwischen Demokratiepädagogik und Politischer Bildung eines Tages als 
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eine „besondere Merkwürdigkeit in die Geschichte der politischen Bildung 
in Deutschland“ eingehen wird (ebd., 150). Ganz im Gegenteil haben neuere 
Theorien und Konzepte, die mit Demokratiekomposita arbeiten, sich wie eine 
Krake um die Politische Bildung gelegt und zu einer nicht mehr überschaubaren 
„neuen Unübersichtlichkeit“ geführt (Widmaier 2018). Heute wird nicht nur 
von Demokratiepädagogik, sondern auch von Demokratiebildung, Demokra-
tieförderung, Demokratiesicherung, Demokratieerziehung, Demokratiedidaktik, 
Demokratielernen, Demokratieentwicklung usw. gesprochen.

Die Berichtskommission zum 16. Kinder- und Jugendbericht hat zwar ein-
geworfen, dass sie „eine scharfe Abgrenzung der Begriffe Demokratiebildung 
und politische Bildung für nicht zielführend“ hält (BMFSFJ 2020, 128). Die 
Hypothese, dass wir in Zukunft eher von Demokratiebildung und nicht mehr 
von Politischer Bildung sprechen werden, ist vor diesem Hintergrund und nach 
den weiteren Entwicklungen seit 2020 aber keineswegs aus der Luft gegriffen.

Die eher düsteren Szenarien aus der aktuellen demokratietheoretischen De-
batte passen dazu eigentlich gut. Wenn wir von Demokratieförderung sprechen, 
geht es nicht mehr um Konzepte einer emanzipatorischen Kritischen Politischen 
Bildung oder um mündige Bürger:innenschaft. Es geht darum, die Demokratie 
zu retten durch Prävention gegen Extremismus. Und in Anbetracht der aktuellen 
politischen Entwicklungen wird es wahrscheinlich auch nicht ausbleiben, dass 
es dabei bald auch um Wehrhaftigkeit im Sinne einer ‚Kriegstauglichkeit‘ gehen 
wird. Dazu passt der Begriff einer affirmativen Demokratieförderung besser als 
der einer kritischen Politischen Bildung. Wie bei der Debatte um ‚Active Citi-
zenship‘ spielt auch hier der Zeitgeist eine entscheidende Rolle bei der Zuwei-
sung von Aufgaben an die Politische Bildung.
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LUISA KLÖCKNER

Zur Widersprüchlichkeit europapolitischer Bildung  
in der Offenen Kinder- und Jugendarbeit
Zwischen politischem Programm und politischer Bildung?

1. 	 Einleitung

Förderprogramme der Europäischen Union und des Europarats im Bereich der 
European Youth Work formulieren eine europäische Identitäts- und Bewusst-
seinsentwicklung junger Menschen als zentrale Ziele (Ohana 2020, 33). Europa-
weite Austauschmöglichkeiten werden politisch gefördert, mit der Begründung, 
dadurch lasse sich europäische Identität stärken (Kuhn 2017, 31). Doch aus einer 
poststrukturalistisch informierten Perspektive gilt es, diese Setzungen zu hinter-
fragen: Europäische Identität lässt sich zunächst als eine „emergente Form“ (Keil 
2019, 196) denken, als in sich fragmentiertes Arrangement von Perspektiven 
und Praktiken, das sich in den Mitgliedsstaatsapparaten und EU-Institutionen 
materialisiert, Territorien integriert und ausschließt und Geschichte auf spe-
zifische, der EU dienliche Weise, festschreibt (ebd.). Dadurch entstehen jene 
„vereinheitlichende[n] Elemente“ (ebd.), die eine europäische Identität erst als 
kohärente Idee erscheinen lassen und dessen eigentliche Konflikthaftigkeit un-
sichtbar machen (ebd.). Die Divergenz um europäische Identität manifestiert 
sich in der grundlegenden Frage, ob sie als neoliberale Marktidentität konzipiert 
oder als Identität eines nach innen solidarisch organisierten sozialen Europas zu 
verstehen ist (Underhill 2017, 11). Es lässt sich sagen: Europapolitische Bildung 
in Praxisfeldern der Kinder- und Jugendarbeit ist nicht nur in einer pädagogi-
schen Idee begründet, vielmehr ist die Idee der Entwicklung einer europäischen 
Identität durch Bildung Teil von marktorientierten EU-Politiken (ebd., 14). Die 
Widersprüchlichkeit, die damit einhergehen kann, wird im Nachfolgenden ex-
emplarisch am Feld der Offenen Kinder- und Jugendarbeit (OKJA) aufgezeigt. 
Die Überlegungen lassen sich möglicherweise auch auf andere Teile der Kin-
der- und Jugendarbeit übertragen, sind partiell aber auch mit den Spezifika der 
OKJA verknüpft.

Auch wenn im Rahmen der genannten Politiken in den letzten Jahrzehnten 
vielfältige, mitunter kritische Bildungsansätze entstanden sind (Thimmel 2021), 
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muss festgehalten werden: Eine Soziale Arbeit, die von Politik etablierte Formen 
lediglich pädagogisch ausfüllt, vergisst, dass sie „nicht nur Objekt eines Regierens 
durch Politik, sondern selbst (potentielles) politisches Subjekt von Konflikten“ 
(Sturzenhecker 2025, 105) ist. Soziale Arbeit und ihre politische Bildung sind als 
Praxiszusammenhänge nicht nur Teil herrschender Verhältnisse und gehen aus 
diesen hervor. Sie sollen zugleich, orientiert an einem befreiungs- und empower-
mentorientierten professionellen Selbstverständnis Sozialer Arbeit (IFSW 2014), 
politische Handlungsfähigkeit fördern (auch Novkovic 2025). Arbeitet europapo-
litische Bildung in der OKJA also „innerhalb der politisch gesetzten Rahmungen 
wie auch im Horizont ihrer Veränderungen“ (Lindner 2025, 128)? Eine zentrale 
These des vorliegenden Beitrags ist, dass Soziale Arbeit als politisches Subjekt die 
Form europapolitischer Bildung selbst mitgestalten kann. Der Beitrag zeigt, dass 
europapolitische Bildung – vom Praxisfeld OKJA her gedacht – ihren Ausgangs-
punkt in der Konflikthaftigkeit unterschiedlicher Erzählungen und Erfahrungen 
zur EU nimmt. Diese Herangehensweise basiert auf der feministischen Idee von 
„begrenzter Verortung und situiertem Wissen“ (Hoppe/Vogelmann 2024, 24) 
und radikaldemokratischen Perspektiven auf politische Bildung. 

2. 	 Politische Bildung in der Offenen Kinder- und Jugendarbeit 

Konstitutiv für die OKJA ist ihre Orientierung an Prinzipien wie Autonomie 
und Partizipation, sodass politische Bildung in diesem Bereich als Selbsttätigkeit 
und Aneignung verstanden wird, die nicht von außen determiniert werden kann 
(Sturzenhecker 2025, 107). Die Themen und Formate politischer Bildung in 
der OKJA entwickeln sich aus den alltäglichen und lebensweltlichen Erfahrun-
gen der jungen Menschen (ebd.). Eine so verstandene politische Bildung bzw. 
Demokratiebildung grenzt sich explizit von affirmativer Politikvermittlung ab 
(ebd., 108). Trotzdem bleibt eine normative Annahme den Diskussionen über 
politische Bildung in der OKJA wesentlich, ohne die jegliche diesbezügliche 
Überlegungen von Profession und Disziplin Sozialer Arbeit obsolet wären: Po-
litische Bildung soll von Sozialer Arbeit, ihren Fachkräften und Institutionen 
zwar inhaltlich und formal nicht vorbestimmt, aber als Prozess „angeregt, ermög-
licht, unterstützt und befördert“ (Lindner 2025, 124) werden. 

Als ein alltäglicher und gleichzeitig institutionalisierter Ort kann OKJA Bil-
dungs- und Selbstorganisationsprozesse von Kindern und Jugendlichen in ihrem 
Alltag unterstützen. Eine kritisch-feministische Perspektive betrachtet Alltag 
als Ausdruck sozialer Macht- und Ungleichheitsverhältnisse (Smith 2005, 51).  
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So wohnen OKJA politische Bildungsgelegenheiten inne, die in der Kritik all-
täglicher Verhältnisse liegen. Konzepte wie die GEBe-Methode (Sturzenhecker 
u. a. 2015–2020) ermöglichen es, alltägliche Themen junger Menschen als Gele-
genheiten für politische Bildung zu nutzen. Denn es ist davon auszugehen, dass 
Kinder und Jugendliche sich politisch äußern und politisch handeln, dies aber 
häufig nicht explizit so benennen (Schlindwein/Thomas 2021, 1324). Aus dieser 
Perspektive bräuchte es kein zusätzliches Angebot politischer Bildung in der 
OKJA, sondern ein ‚Wahrnehmen Können‘ (Müller u. a. 2008) politischer Bil-
dungsgelegenheiten vor Ort im Einrichtungsalltag. Damit wären für die OKJA 
„Prozesse [...] und (Un)Möglichkeiten von Demokratiebildung und politischer 
Bildung [...] [in ihren – L.K.] pädagogischen Räumen“ (Wohnig 2025, 7, Herv. 
L.K.) und möglicherweise „verpasste Gelegenheiten“ (Müller u. a. 2008, 212) zur 
Unterstützung (europa-)politischer Bildungsprozesse in den Blick zu nehmen. 

Darüber hinaus bestehen Unterschiede zwischen konsensorientierten An-
sätzen politischer Bildung in der OKJA und solchen, die die unvermeidliche 
Konflikthaftigkeit sozialer Verhältnisse betonen (auch Schäfer 2025, 159). Zu-
nehmend wird im Rahmen konfliktorientierter Perspektivierungen auch die po-
litische Differenz aufgerufen1, die von einer Kontingenz sozialer Ordnung, also 
einer allgemeinen Nicht-Notwendigkeit und Hinterfragbarkeit des Bestehenden 
ausgeht und zwischen ‚Politik‘ und ‚dem Politischen‘ unterscheidet (Marchart 
2010; Martinsen 2020). ‚Politik‘ meint nicht nur Staat und Regierung, sondern 
„Ordnung im weitesten Sinne“ (Frankfurter Arbeitskreis für politische Theorie 
& Philosophie 2004, 4), während ‚das Politische‘ als Infragestellung ebendie-
ser verstanden wird (Martinsen 2020, 583). Durch diese Perspektiven werden 
Konflikte als ‚politisch‘ sichtbar, weil sie die Kontingenz sozialer Verhältnisse 
offenlegen (Marchart 2010, 80). Werner Lindner (2022, 221) kritisiert mit Jac-
ques Rancière und weiteren radikaldemokratischen Theoretiker*innen, dass eine 
politische Bildung in der OKJA, die auf rationaler Konsensfindung basiert, z. B. 
affektive oder emotionale Äußerungen und Konflikte institutionell ausschließt. 
Auch Moritz Schwerthelm (2018, 4) argumentiert mit Rancière, „dass die ‚po-
litischen Reden‘, die Jugendliche artikulieren, von anderen als ‚Lärm‘ wahrge-
nommen werden.“ 

Trotz der genannten Unterschiede in den Perspektiven lässt sich als überein-
stimmend feststellen, dass politische Bildung in der OKJA als (1) freiwillige und 
selbstbestimmte, (2) erfahrungs- und alltagsorientierte sowie (3) differenz- und 

1	 Bürgin 2025; Forschungsschwerpunkt Nonformale Bildung 2025; Klöckner 2023; Lindner 
2022, 2025; Schwerthelm 2018; Sturzenhecker 2025.
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konfliktverarbeitende Bildung verstanden werden kann. Da nun die Fokussie-
rung auf eine spezifische Form politischer Bildung – die europapolitische Bil-
dung – in der OKJA erfolgt, stellt sich als nächstes die Frage nach der Kategorie 
‚Europa‘ in diesem offenen Bildungssetting. 

3. 	 Was ist europapolitische Bildung?

Europapolitische Bildung in der OKJA kann zunächst als ein Denken und 
Handeln über Europa verstanden werden, das von den europabezogenen Er-
fahrungen junger Menschen ausgeht und sich im Einrichtungsalltag sowie in 
den Beziehungen der jungen Menschen untereinander oder zu den Fachkräften 
vollzieht (Klöckner u. a. 2022). Doch allein, wenn es darum geht, was Europa 
bzw. die EU überhaupt ist, finden sich widersprüchliche Erzählungen.

3.1 	Europa und die EU: Erzählungen und Erfahrungen
Nach dem Zweiten Weltkrieg machte die Schuman-Erklärung die Europäische 
Gemeinschaft zum „Friedensprojekt“ (Friedrich-Ebert-Stiftung 2025). Die Eu-
ropäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) war der erste von mehre-
ren europäischen Zusammenschlüssen, aus denen die EU entstanden ist (Euro-
päische Union 2025). Heute können Menschen die EU als Verständigungs- und 
Austauschprojekt erleben, etwa durch Programme wie Erasmus+, die europäi-
schen Solidaritätskorps oder DiscoverEU (Die Bundesregierung 2025). An wett-
bewerbsorientierten Sprechweisen einer „EU Economic Governance“ (Klatzer/
Schlager 2019, 98) orientiert2, stellt sich die EU selbst als internationalen Han-
delsraum und Technologievorreiter dar (Europäische Kommission 2025). Dem 
gegenüber stehen zivilgesellschaftliche Erzählungen von einer „Festung Euro-
pa“ (Siegl 2020), die alles andere als Frieden oder Austausch vermuten lassen:  
Der Begriff wird verwendet, um die Abschottung und umfassende Sicherung 
der EU gegenüber Drittstaaten kritisch zu kennzeichnen und zu thematisie-
ren (ebd.). Zudem lassen sich Europa und die EU vor dem Hintergrund ihres 
kolonialen Erbes (Ruf 2018, 93) in den Blick nehmen, das sich auf historische 
Beziehungen zum afrikanischen Kontinent bezieht, die bis heute wirtschaftliche 

2	 Der Steuerungsrahmen ‚EU’s economic governance framework‘ meint ein System von 
Institutionen und Verfahren und Koordinierungs- und Kontrollmechanismen der EU, um 
die Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten zu koordinieren und ihre Stabilisierungs- und 
Wachstumsziele zu erreichen (Rat der Europaischen Union 2025).
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Abhängigkeits- und Ausbeutungsverhältnisse produzieren (ebd.). Gleichzeitig 
hat sich in den letzten Jahren die regierungspolitische Landschaft in der EU ver-
ändert, da rechtsgerichtete Parteien sowohl im EU-Parlament als auch in den Re-
gierungen der Mitgliedsstaaten an Einfluss gewonnen haben (Keil/Wissel 2019, 
9). Aus feministischer Perspektive wird festgehalten, dass die EU sich in Richtung 

„eines maskulin-autoritären Herrschaftsprojektes [bewegt – L.K.]. So ist die fort-
schreitende Militarisierung der EU ein weiteres strategisches Kernprojekt, ebenfalls 
mit weitreichenden Auswirkungen auf Geschlechter- und Herrschaftsverhältnisse.“  
(Klatzer/Schlager 2019, 97) 

Die Wettbewerbs- und Militarisierungsagenda der EU bei gleichzeitigem Ab-
bau von Sozial- und Solidaritätsstrukturen verstärkt soziale Ungleichheiten ent-
lang der Differenzkategorien Gender, Klasse und Ethnizität (ebd., 102 ff.). 

Diese Perspektiven verdeutlichen, dass Friedens-, Verständigungs-, Mo-
bilitäts- und Fortschrittsnarrative der EU nicht nur ambivalent, sondern auch 
brüchig sind. Sie zeigen auch die „rhetorische Natur von Wahrheit“ (Haraway 
2024, 274): Es geht nicht darum, zu bestimmen, was Europa ist, sondern darum, 
von einer bestimmten Erzählung über Europa überzeugt zu sein bzw. sich über-
zeugen zu lassen (ebd.). Dabei sind gewaltvolle Diskurse in den herrschenden 
Verhältnissen der EU nach wie vor möglich und werden in diskriminierenden 
Politiken und schließlich in Form „unterdrückter Seinsweisen“ (May/Schmidt 
2021, 153) manifest – ein Beispiel hierfür sind aktuelle Politiken der EU zur 
„Bekämpfung der irregulären Migration“ (Europäisches Parlament 2025).

Widersprüche zwischen Ideen und Politiken (Ruf 2018, 102) können dazu 
führen, dass Europa von jungen Menschen teils „nur noch in Ausdrucksformen 
institutionalisierter europäischer Politik wahrgenommen [wird], die in Bezug auf 
zivilgesellschaftliche Partizipation und gerechtigkeitskonzeptionelle Entwick-
lungen erhebliche Brüche und Glaubwürdigkeitsdefizite aufweist“ (Mütter 2022, 
5). Und doch begegnen die „viele[n] Gesichter“ (Ruf 2018, 91) der EU jungen 
Menschen alltäglich, z. B. durch das Bezahlen in Euro, Europameisterschaften 
verschiedener Sportarten, europaweit organisierte Bewegungen wie ‚Fridays for 
Future‘, europa- und EU-bezogene Themen auf Social Media u.v.m. (Kohl-
haas/Kreußer 2021; Wöhl 2019). Die EU findet im Alltag junger Menschen 
statt – Auch verknüpft mit Sorgen und Ängsten: Die Shell-Jugendstudie von 
2024 zeigt: „Die Angst vor einem Krieg in Europa (81 %) sowie die Sorge um 
die wirtschaftliche Lage und möglicherweise steigende Armut (67 %) sind im 
Jahr 2024 bei den Jugendlichen an die Spitze der abgefragten Ängste gerückt.“ 
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(Shell 2024, 13 f.) Gleichzeitig ist das Vertrauen in die EU grundsätzlich gestie-
gen, wenngleich noch ca. ein Fünftel der Befragten sich europaskeptisch äußert:  
17 % der Befragten geben an, kein Vertrauen in die EU zu haben (ebd., 18), 22 % 
vertreten die Ansicht, „Deutschland wäre ohne die Europäische Union besser 
dran“ (ebd., 17).

Es bleibt festzuhalten, dass die unterschiedlichen EU-Erfahrungen und 
-Erzählungen und somit auch die Unzufriedenheit und die Sorgen junger Men-
schen in einer Perspektive europapolitischer Bildung in der OKJA fachlich zen-
tral zu setzen sind. 

3.2 	Radikaldemokratische Impulse zur europapolitischen Bildung 
in konflikthaften Verhältnissen 

Ansätze radikaler Demokratie3 lassen sich in der poststrukturalistischen Theo-
riebildung verorten und bieten eine Möglichkeit zur Auseinandersetzung mit 
Konflikthaftigkeit in pädagogischen Feldern (ex. Schäfer 2021; Sörensen 2020; 
Klöckner 2023). Von politischer Differenz (Marchart 2010) ausgehend, geht es 
radikalen Demokratietheorien darum, ‚Demokratie‘ „als begriffliches wie prakti-
sches Konfliktfeld zu skizzieren“ (Comtesse u. a. 2020, 457). Gerade in der Be-
arbeitung von Konflikthaftigkeit lassen sich also Potenziale zu europapolitischer 
Bildung finden (auch Mouffe 2007; Rancière 2002). 

3.2.1	 Reflexion
Reflexion impliziert eine gewisse Distanzierung zum eigenen Erleben und er-
möglicht Menschen, Erfahrungen, die sie gemacht haben, mit etwas Abstand zu 
analysieren (Sturzenhecker 2025, 115). Michael Winkler (2025, 191) formuliert 
unter Hinzuziehung der Theorieperspektiven Chantal Mouffes, dass politisches 
Denken für die Soziale Arbeit einen „entzaubernde[n] [...] Reflexionsvorgang“ 
(ebd.) bedeutet, der seinen Ausgangspunkt in der Bewusstwerdung der Kon-
flikthaftigkeit der Verhältnisse findet. Es lässt sich davon ausgehen, dass EU-
bezogene Reflexion der Fachkräfte eine Bedingung europapolitischer Bildung in 
der OKJA darstellt. Können sie die Konflikthaftigkeit europäischer Verhältnisse 
reflektieren, können sie auch die Heterogenität EU- und europabezogener Er-
fahrungen junger Menschen als potenziellen Ausgangspunkt europapolitischer 
Bildungsprozesse erkennen. Von förderpolitischer und womöglich auch von 
Institutions- oder Einrichtungsseite ist dies nicht unbedingt gewollt. Es han-

3	 Zu zentralen radikaldemokratischen Referenztheoretiker*innen zählen z. B. Chantal Mouffe, 
Ernesto Laclau und Jacques Rancière.
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delt sich um einen kritischen Standpunkt, der erarbeitet und möglicherweise 
erkämpft werden muss. 

Es geht darum, die EU nicht 

„von oben herab zu betrachten und als etwas zu verstehen, das den demokratisch ‚Un-
gebildeten‘ beigebracht werden müsse. Vielmehr gilt es, von einer geteilten Souveränität 
aller auszugehen, die in der alltäglichen, demokratischen Welterschließung wirksam ist.“ 
(Friedrichs 2025, 6)

Europapolitische Bildungsarbeiten lassen sich dann als „offene Praktiken des 
doing difference“ (ebd., 7) betrachten, ohne vorab antizipierte Ziele, z. B. die 
„europäische Identität zu stärken“ (Die Bundesregierung 2025) oder die „eu-
ropäische Bürger*innenkompetenz [...] zu fördern“ (Mütter 2022, 5). Malte 
Kleinschmidt (2025) argumentiert, dass Mouffe bereits in den 1990er Jahren 
kritisierte, dass die Ausrichtung an einem vernunftbasierten, werteorientierten 
Konsens politische Aushandlungen eigentlich verdrängt (ebd., 83 f.). Obgleich 
die Stärkung geteilter demokratischer Werte als das wichtigste Mittel gegen 
erstarkenden Extremismus gesehen wird, beobachteten Mouffe und Rancière, 
dass, wenn der politische Diskurs zugunsten konfliktverdeckender Einigkeit 
verschwand, sich an sozialen Ungleichheitsverhältnissen nichts änderte (ebd.). 
Diese können dann sogar verstärkt werden, indem sie de-thematisiert und da-
durch von rechten Kräften zunehmend dominiert werden (ebd.). So lässt sich 
heute beobachten, dass die „von rechtsaußen eingespeisten ‚Probleme‘ zum ‚in-
nersten Gesetz‘ des Konsens werden“ (ebd., 84) – wie die Frage nach ‚irregu-
lärer‘ Migration und einem daraus resultierenden gewaltvollen Umgang mit 
Menschen auf der Flucht.

3.2.2 	Partialität und Pluralität besprechbar machen
Daher muss es auch darum gehen, die Partialität und Pluralität der Perspektiven 
auf die EU in der OKJA-Einrichtung mit Worten darstellbar, also besprechbar 
zu machen, um mit unterschiedlichen Positionen, Betroffenheiten, Standpunkten 
und auch Konflikten nicht nur einen pädagogischen Umgang zu finden, sondern 
diese auch als bildend und wissensgenerierend zu verstehen (in Anlehnung an 
Haraway 2024, 285). So kann der „Uneinheitlichkeit erkennender Subjektivität, 
in die Heterogenität objektiver Lebensverhältnisse von Marginalisierten sowie in 
die Andersartigkeit und Aktivität der (auch nicht-menschlichen) Welt“ (Hoppe/
Vogelmann 2024, 24) Rechnung getragen werden. Sprache spielt in diesem Pro-
zess eine entscheidende Rolle, da sie das Werkzeug ist, durch das Menschen ihre 
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Erfahrungen begrifflich rekonstruieren und artikulieren können (Sturzenhecker 
2025, 115). Es ist dann wichtig, auch marginalisierte Sprechweisen anzuerken-
nen. Denn obwohl Sprache die bestehenden gesellschaftlichen Machtverhältnis-
se reflektiert und Erfahrungen nie vollumfänglich ausdrücken kann, benennen 
Menschen damit Bedingungen, die sie einschränken oder behindern, Ungerech-
tigkeiten, die sie erleben usw. (ebd.). 

Reflexion und Sprache ermöglichen es, die Heterogenität europabezogener 
Erfahrungen ernstzunehmen. Wichtig ist es dabei, gerade nicht nach Eindeu-
tigkeit zu suchen: Das Streben nach einer gemeinsamen Perspektive auf die EU 
kann zu einer pädagogischen Verkürzung werden. Und auch das Besprechen 
von Konflikten selbst benötigt eine kontinuierliche, macht- und herrschaftssen-
sible Reflexion „weil die Prüfung des Selbstverständlichen nur geleistet werden 
kann, wenn [...] vom Leben der Marginalisierten her gedacht wird“ (Hoppe/
Vogelmann 2024, 28). Zudem muss radikaldemokratisch davon ausgegangen 
werden, dass auch unter einer solchen ungleichheitssensiblen Perspektive noch 
Ausschlüsse produziert werden.

4. 	 Zusammenfassung und Ausblick: Europäische Identität 
als Prozess 

Die vorliegende Analyse verdeutlicht, dass europäische Identität von Wider-
sprüchlichkeit geprägt ist. Sie kann keinesfalls als Konsens bezeichnet werden 
und ist somit auch nicht als solcher durch Programme europapolitischer Bildung 
an junge Menschen heranzutragen. Vielmehr offenbart sie sich als ein fragmen-
tiertes und brüchiges Konstrukt. Vereinheitlichende Bildungspraxen, Identitäts- 
und Wertepolitiken verdecken bestehende Konflikthaftigkeiten. Europapolitische 
Bildung mit jungen Menschen in dem hier dargelegten Sinne bedeutet eigentlich, 
ihren ambivalenten EU-Erfahrungen Raum zu geben. Sie ist somit als eine dif-
ferenz- und konfliktorientierte Bildung zu denken und stellt eine von Aushand-
lung geprägte Praxis dar – sowohl für Fachkräfte als auch für Besucher*innen der 
OKJA. Diese Praxis vollzieht sich erfahrungsbasiert, reflexiv und versprachlicht. 
So lässt sich festhalten, dass europapolitische Bildung in der OKJA nicht nur 
eine Auseinandersetzung mit bestehenden Konflikten und Differenzen meint, 
sondern auch auf Positionierung in politischen Konflikten, politisches und zivil-
gesellschaftliches Engagement und dadurch auf eine ergebnisoffene Mitgestal-
tung der EU insistiert.
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https://www.shell.de/about-us/initiatives/shell-youth-study-2024/_jcr_content/root/main/section/simple/call_to_action/links/item0.stream/1730903501282/d8b545435fc2799eb6044e48b4a9fccc80b95b2d/ap-shell-jugendstudie-zusammenfassung-barrierefrei.pdf
https://www.bpb.de/kurz-knapp/lexika/das-europalexikon/176977/festung-europa/
https://www.bpb.de/kurz-knapp/lexika/das-europalexikon/176977/festung-europa/
https://nbn-resolving.org/urn
https://nbn-resolving.org/urn
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NILS WENZLER

Logiken europäischer Grenzziehung: 
Solidarität, Mobilität und Bevölkerung 
Zum Programm des ‚Europäischen Solidaritätskorps‘ 

„Du suchst neue Herausforderungen? Du willst dich für Europa engagieren, 
weil du denkst, dass es so nicht weitergehen kann? Mit dem Europäischen  
Solidaritätskorps kannst du dich in einem individuellen gemeinnützigen  

Freiwilligendienst im europäischen Ausland engagieren – kostenlos.“ 
(Europäisches Solidaritätskorps)1

1. 	 Einleitung 

Die zugrundeliegende These dieses Beitrags ist die, dass die europäischen Mobi-
litätsprogramme der internationalen Jugendarbeit, hier exemplarisch das Euro- 
päische Solidaritätskorps, und die Sicherung der EU-Außengrenzen Regie-
rungspraktiken darstellen, die sich nicht widersprechen, sondern komplementär  
sind. Die Förderung innereuropäischer Mobilität junger Menschen und die 
systematische Unterbindung von Migration an den Außengrenzen verweisen 
auf einen geteilten Zusammenhang: Die Herstellung Europas als kohärenter 
Regierungsraum durch die differentielle Regulierung der Zirkulation menschli-
cher Körper. Europa wird regierbar, indem ein spezifischer Bevölkerungskörper 
als Objekt und Subjekt der Regierung produziert wird – wobei Solidarität als 
zentrale gouvernementale Technologie dieser Bevölkerungsproduktion operiert. 
Um europäische Solidarität zu verstehen, so die These weiter, müssen wir nicht die 
Politik in Brüssel verstehen, sondern die Politiken an den Grenzen Europas – 
dort, wo durch Grenzziehungen und -Praktiken festgelegt wird, welche Körper 
als Subjekte der Solidarität würdig sind und welche nicht.

1	 So bewirbt die Website des Europäischen Solidaritätskorps ihr Programm für junge Men-
schen. https://www.solidaritaetskorps.de/mitmachen/freiwilligendienst/#section-fuer-junge-
menschen 

https://www.solidaritaetskorps.de/mitmachen/freiwilligendienst/#section-fuer-junge-menschen
https://www.solidaritaetskorps.de/mitmachen/freiwilligendienst/#section-fuer-junge-menschen
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2. 	 Analytischer Zugriff: Gouvernementalität und die Regierung 
der Bevölkerung 

Gouvernementalität ist das Thema mehrerer Vorlesungen von Michel Foucault 
(2006a, 2006b). Hierbei geht es zum einen um die Entstehung der modernen 
westlichen Staaten und zum anderen um einen Vorschlag zur Analyse gesell-
schaftlicher Machtverhältnisse. Die Perspektive der Gouvernementalität er-
möglicht es, Europa nicht als gegebene Entität zu verstehen, sondern als Effekt 
spezifischer Regierungspraxis zu analysieren. Foucault präzisiert diese Regie-
rungspraxis als eine bestimmte Form der Ausübung politischer Souveränität, als 
ein Ensemble, gebildet

„aus den Institutionen, den Vorgängen, Analysen und Reflexionen, den Berechnungen 
und den Taktiken gebildete Gesamtheit, welche es erlaubt, diese recht spezifische, wenn 
auch sehr komplexe Form der Macht auszuüben, die als Hauptzielscheibe die Bevölke-
rung, wichtigste Wissensform die politische Ökonomie und als wesentliches technisches 
Instrument die Sicherheitsdispositive hat.“ (Foucault 2006a, 162)

Moderne Staatlichkeit konstituiert sich also über die Diskurse und Praktiken 
von Sicherheit, Territorium und Bevölkerung, so auch der gleichnamige Titel einer 
der Vorlesungen von Foucault (2006a).

Aus dieser Perspektive gerät Europa als Effekt und Ergebnis gesellschaftli-
cher Praxis in den Blick, als Prozesse der Europäisierung, als „europäisches Staats-
projekt“ (Wissel 2019). Anstatt also zu versuchen, Europa mit einer Staatstheorie 
zu fassen, geht es darum, die gesellschaftlichen und apparativen Kräfteverhältnisse 
zu identifizieren, die im Feld der europäischen Integration wirken und die dem 
heterogenen Staatsapparate-Ensemble in Europa seine temporäre und nach wie 
vor prekäre Stabilität verleihen (ebd., 46). Die Analyse solcher Kräfteverhält-
nisse ist Aufgabe einer Machtanalytik, deren Aufmerksamkeit auf Techniken 
der Menschenführung und (sozialstaatlichen) Regulierungen von Bevölkerung 
gerichtet sind. Dem europäischen Staatsprojekt liegt die Vorstellung zugrunde, 
dass die gegebenen Verhältnisse insoweit zu gestalten seien, als die Bevölkerung 
als regulierbar anzusehen ist und die öffentlich organisierte regulierende Ein-
flussnahme auf das Soziale als legitim betrachtet wird (Lemke 1997, 192 ff.). 
Doch wie sieht eine als legitim erachtete Einflussnahme der Menschenführung 
oder Regulierung der Bevölkerung aus? Ein Beispiel hierfür sind die Techniken 
der Menschenführung und Regulierung der Bevölkerung, welche sich rund um 
die Produktion von gesellschaftlichem Zusammenhalt und sozialer Sicherheit 
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entwickelt haben, hierzu gehören auch Logiken der Solidarität. Ausgehend von 
der Soziologie des 19. Jahrhunderts, wo Solidarität als theoretische Figur die 
Funktion hatte zu erklären, wie und warum gesellschaftliche Kohäsion und Inte-
gration möglich ist, finden Logiken der Solidarität ihren Weg in sozialstaatliche 
Rationalisierungsweisen und Regulierungstechniken (Große Kracht 2019, 450; 
Ewald 1993, 449 ff.). Solidarität wird zu einem moralischen Orientierungspunkt 
gemacht und dient als Grundlage für die Etablierung sozialstaatlicher Arrange-
ments und der Einführung sozialer Rechte (Donzelot 1994). Auf dieser sozial-
technologischen Ebene legitimieren Logiken der Solidarität Maßnahmen zur 
Stärkung der Wohlfahrt der Bevölkerung, die Ausblendung sozialer Konflikte, 
die Bearbeitung gesellschaftlicher Risiken, Aufrechterhaltung gesellschaftlicher 
Ordnungen und die Produktion von sozialer Kohäsion und Solidargemeinschaf-
ten (Ewald 1993; Kymlicka 2016; Prisching 2003).

Wie vollziehen sich Techniken der sozialstaatlichen Regulierung auf der 
Ebene eines europäischen Staatsapparate-Ensembles und welche Funktionen 
übernimmt Solidarität bei der Hervorbringung einer europäischen Bevölkerung? 
Die folgende Analyse zeigt, dass die Konstitution einer regulierbaren europäi-
schen Bevölkerung durch die differentielle Steuerung von Mobilität vorange-
trieben wird. Hierbei zeigt sich Solidarität als Teil einer Praxis, in der Prozesse 
der Grenzziehung darüber entscheiden, wer als zugehörig gilt und wer ausge-
schlossen bleibt.

3. 	 Grenzregime und Bevölkerung: Die Regulierung von Mobilität

Der Vertrag von Maastricht 1992 markiert den entscheidenden Wendepunkt in 
den Prozessen der permanenten Staatswerdung Europas.2 Mit ihm wurde 

„der Weg zu einer politischen Union eingeschlagen, der die apparative Struktur der 
Staatlichkeit veränderte, sowie durch die Unionsbürgerschaft ein europäisches Innen 
konstituiert [...] was gleichzeitig und zwangsläufig die Abgrenzung nach außen be-
dingte.“ (Keil 2019, 190)

Die Einführung der Unionsbürgerschaft 1993 macht die EU-Außengrenzen 
zu „Grenzen des Geltungsbereichs der Unionsbürgerschaft und damit des ein-

2	 Vertrag von Maastricht: https://eur-lex.europa.eu/DE/legal-content/summary/treaty-of-
maastricht-on-european-union.html (Zugriff 30.8.25) 

https://eur-lex.europa.eu/DE/legal-content/summary/treaty-of-maastricht-on-european-union.html
https://eur-lex.europa.eu/DE/legal-content/summary/treaty-of-maastricht-on-european-union.html
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heitlichen europäischen Rechtsraums“ (Eigmüller 2018, 183). Der Vertrag von 
Maastricht verweist hierbei auf die drei zentralen Bereiche der Staatstätigkeit: 
Die Wirtschafts- und Währungsunion konstituiert erstens einen Raum des Öko-
nomischen, wobei zweitens die Unionsbürgerschaft nicht nur eine europäische 
Zugehörigkeitsordnung und Bevölkerung als Objekt der Regulierung etabliert, 
sondern diese Bevölkerung auch als ökonomisches Subjekt adressiert. Drittens 
etabliert die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik Verfahren, Apparate und 
Diskurse der Sicherheitsproduktion (Sicherheitsdispositive), die die Territoriali-
tät Europas zum Zuge der Grenzbearbeitung nach Innen bestimmen und nach 
Außen abgrenzen. Diese Doppelbewegung ist systematisch angelegt. Bereits in 
den 1980er Jahren thematisierte die Kommission „den Zusammenhang zwischen 
der Abschaffung der Binnengrenzkontrollen und einer Harmonisierung der Mi-
grationsgesetzgebung“ (Kasparek 2021, 336). Der Vertrag von Lissabon, der im 
Jahr 2007 unterzeichnet wurde, kodifiziert diese Logik, indem er einen „Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts ohne Binnengrenzen“ verspricht – al-
lerdings nur „in Verbindung mit geeigneten Maßnahmen in Bezug auf die Kon-
trollen an den Außengrenzen“ (Europäische Union 2012, Artikel 3.2). Sichtbar 
wird die Produktion von Räumen, Territorien, Sicherheit, Bevölkerungspolitiken 
und ökonomische Rationalitäten, welche verwiesen sind auf Themen der Mo-
bilität, Demobilisierung, deren Management, Steuerung und Grenzproduktion. 
Die Herstellung und Bearbeitung von Grenzen und die Produktion bzw. Un-
terbindung von Mobilitäten sind als Gegenstände politischer Interventionen zu 
identifizieren. Die ‚Freiheit zu reisen‘ und die ‚Sicherheit an den Grenzen der 
Europäischen Union‘ lassen sich als Teil eines gemeinsamen europäischen Pro-
jektes lesen. Die Verknüpfung von Freiheit und Sicherheit ist Ausdruck einer 
spezifischen Regierungspraxis, die ein eigentümliches Spannungsverhältnis her-
vorruft, denn das „was heute gemeinhin als Freiheit gilt, bedarf der Sicherheit 
und der damit einhergehenden Ausweitung von Verfahren der Kontrolle und 
des Zwangs“ (Herrmann 2014, 140). Unterschieden wird zwischen erwünschter 
und unerwünschter Mobilität und zwischen legitimer und illegitimer Grenz-
überschreitung. Kasparek (2021, 336 f.) kann überzeugend rekonstruieren, wie in 
den 1990er Jahren „aufgrund des Wegfalls der Zollgrenzen [...] die europäischen 
Außengrenze als Ausgleichsmaßnahme und die Migration als paradigmatisches, 
grenzüberschreitendes Kontrollobjekt in den Fokus des Schengener Projekts“ 
rückten. Dies macht einen zentralen Punkt des vorliegenden Beitrags deutlich: 
Die Grenzpraktiken werden nicht nachträglich einem bereits existierenden Eu-
ropa hinzugefügt, sondern sie stellen eine Konstitutionsbedingung für das Ent-
stehen europäischer Ordnungen dar. Und diese Konstitution einer europäischen 
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Ordnung und damit verbundene Grenzpraktiken sind Bedingungen europabe-
zogener Solidarität und werden gleichsam durch diese mit hervorgebracht. „Da-
bei wird eine adäquate Antwort weniger im Ziehen einer absoluten Grenze als 
vielmehr in der Organisation von Zirkulation mittels ganz verschiedener Tech-
nologien gesucht, die ‚gute’ Zirkulation ermöglichen und fördern und ‚schlechte’ 
identifizieren und verhindern sollen“ (Herrmann 2014, 151). Auch gewaltförmige 
Praktiken an den Grenzen sind zentraler Bestandteil dieser Grenzlogiken. Die 
Organisation europäischer Politiken der Migration erfolgte auf unterschiedli-
chen Ebenen, wobei neben verstärkten Kontrollen an den Außengrenzen und 
dem Ausbau von Frontex, die Forcierung der Kooperation mit Herkunfts- und 
Transitstaaten die einschneidendste Maßnahme bildete (Naddaf 2018; Georgi 
2019). Das angestrebte „flexible Migrationsmanagement“ (Herrmann 2014, 151) 
organisiert Zirkulation durch die souveräne Unterscheidung zwischen Leben, das 
geschützt wird, und Leben, das dem Sterben überlassen wird.

Wie bereits angedeutet wurde, wird innerhalb des Binnenraums des europä-
ischen Territoriums europäische Identität und Solidarität eingefordert und die 
europäische Mobilität junger Menschen wird Teil politischer Programme. Ein 
Schwerpunkt der EU-Jugendstrategie 2019–2027 ist die Förderung von Mo-
bilität zu Lernzwecken und eine hiermit verbundene Produktion einer aktiven 
europäischen Bevölkerung. Man möge daher 

„junge Menschen ermutigen und sie mit den notwendigen Mitteln ausstatten, sich 
durch Identifizierung mit den Werten der EU und einer europäischen Identität als 
aktive und solidarische Bürgerinnen und Bürger für einen positiven Wandel einzu
setzen.“ (Rat der EU 2018, 2)

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften argumentierte bereits 2009: 

„Die Mobilität zu Lernzwecken – d. h. ein Auslandsaufenthalt mit dem Ziel, neue Fä-
higkeiten und Kompetenzen zu erwerben – ist eine der grundlegenden Möglichkeiten, 
mit denen Einzelpersonen und insbesondere junge Menschen ihre Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt steigern und ihre persönliche Entwicklung voranbringen können. Stu-
dien bestätigen, dass die Mobilität zu Lernzwecken die Qualität des Humankapitals 
verbessert, da die Schüler und Studierenden Zugang zu neuem Wissen erhalten, ihre 
Sprachkenntnisse erweitern und interkulturelle Kompetenzen erlangen.“ (Europäische 
Kommission 2009a, 2)

Neben der Tatsache, dass junge Menschen immer auch eine Risikogruppe dar-
stellen, identifiziert sie die Jugendstrategie als „Zukunft Europas“ (Europäische 
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Kommission 2009b, 2) und adressiert sie als zukünftiges Arbeitskräftepotenzial 
respektive Humankapital für einen gesamteuropäischen Arbeitsmarkt und als 
zukünftige Unionsbürger*innen (Dubiski/Chehata/Thimmel 2016, 291).

Diese Zukunftszentrierung europäischer Jugendpolitik schließt an einem 
generationalen, beharrlich fixierten Jugendmuster der Moderne an, welches quasi 
selbstverständlich und unbeobachtet junge Menschen zum Gegenstand gesell-
schaftlicher Fortschrittsnarrative macht. Zugleich ermöglicht dieses zukunfts-
orientierte Fortschrittsnarrativ, das europäische Außen und die Migrations
bewegungen junger Menschen, als Problem des gesellschaftlichen Fortschritts 
und der europäischen Entwicklung zu figurieren und damit Grenzpraktiken, 
Gewalt und Tod als Sicherheitsproduktion zu legitimieren. Es zeigt sich auf der 
einen Seite die Förderung innereuropäischer Mobilität junger Menschen, deren 
Humankapital verbessert werden soll und die als Zukunft Europas adressiert 
werden, und auf der anderen Seite eine abwesend gemachte zukunftslose Jugend 
der ‚Anderen‘, welche durch eine systematische und teils gewaltvolle Unterbin-
dung von Migration an den Außengrenzen hervorgebracht wird. 

Die Mobilitätsprogramme der europäischen Jugendpolitik und die Sicher-
heitsproduktion an den europäischen Außengrenzen sind Teil einer differen-
tiellen Regulierung der Zirkulation menschlicher Körper und der Herstel-
lung eines europäischen Regierungsraums. Die Grenzen sind hierbei in einer 
zweifachen Weise produktiv: Sie schaffen Barrieren nach außen und wirken 
gleichzeitig „identitätsstiftend nach innen“ (Eigmüller 2018, 182). Demnach 
sind Grenzen konstitutive Elemente des europäischen Projekts. Aber welche 
Funktionen kommen in diesem Zusammenhang den Logiken und Techniken 
der Solidarität zu?

4. 	 Das Europäische Solidaritätskorps: Grenzziehungen der 
sozialen Solidarität 

Mit Blick auf gesellschaftliche Praxis lassen sich unterschiedliche Formen soli-
darischer Praktiken beobachten. Für die Analyse europäischer Solidarität schei-
nen insbesondere Ausgestaltungsweisen sozialer Solidarität relevant zu sein. 
Demnach wird „[...] unter dem Begriff [Solidarität] ein gemeinsames Einstehen 
für geteilte Interessen verstanden, wobei die Voraussetzung dafür die emotiona-
le Verbundenheit der Handelnden ist bzw. ihre Wahrnehmung, dass sie etwas 
miteinander teilen.“ (Lessenich 2019, 113) Hieraus ergibt sich die moralische 
Pflicht der Solidarität, denn Solidargemeinschaften leisten und verlassen sich 
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auf wechselseitige Hilfe, wenn bspw. eine gesellschaftliche Notlage oder Krise 
eintritt. Die solidarische Praxis wird im Falle der Krise oder Notstands als wech-
selseitige Unterstützung der Mitglieder einer Solidargemeinschaft, zur Restabi-
lisierung oder Wiederherstellung eines vorhergehenden, als normal angesehenen 
Zustandes imaginiert (Lessenich 2019, 114). Solche Praktiken sozialer Solida-
rität zeichnen sich durch ihren bewahrenden und restabilisierenden Charakter 
aus, sie reproduzieren bestehende Verhältnisse und unterbinden Prozesse der 
Transformation. „Solidarität, so verstanden, ist ein Instrument der Herstellung 
oder Wiederherstellung gesellschaftlicher Einheit, der Stabilisierung und Ver-
festigung ja Zementierung der sozialen Verhältnisse.“ (ebd., 115)

Das Europäische Solidaritätskorps ist ein Förderprogramm der Europäi-
schen Union mit einem Budget von knapp über einer Milliarden Euro für den 
Zeitraum 2021 bis 2027, das auf mehr als 25 Jahre europäischer Programme 
im Bereich Jugend und Solidarität aufbaut (Europäische Kommission 2025, 4). 
Das Programm ermöglicht jungen Menschen im Alter von 18 bis 30 Jahren die 
Teilnahme an solidarischen Tätigkeiten, insbesondere individuelle Freiwilligen-
dienste von zwei bis zwölf Monaten, Freiwilligenteams und lokalen Solidari-
tätsprojekten. Die EU übernimmt dabei die vollständige Finanzierung inklusive 
Reisekosten, Unterkunft, Verpflegung und Begleitprogramm. 

„Das übergeordnete Ziel des Programms besteht darin, die Beteiligung junger Men-
schen und Organisationen, hauptsächlich durch Freiwilligentätigkeit, an allgemein 
zugänglichen solidarischen Tätigkeiten von hoher Qualität zu fördern, um auf diese 
Weise zur Stärkung des Zusammenhalts, der Solidarität, der Demokratie, der euro-
päischen Identität und des aktiven bürgerschaftlichen Engagements in der Union und 
darüber hinaus beizutragen, [...].“ (Europäische Kommission 2025, 6)

Das Programm des Europäischen Solidaritätskorps lässt sich als Teil einer Nar-
ration der europäischen ‚Integration von unten‘ (Berlinghoff 2023) lesen. Die 
Integration Europas und die Etablierung des europäischen Staatsprojekts ist 
demnach angewiesen auf eine möglichst integrierte europäische Gesamtbevölke-
rung. Solidarische Tätigkeiten von hoher Qualität sind hierbei kein Selbstzweck. 
Vielmehr wird ihnen die Fähigkeit unterstellt, soziale Verhältnisse zu gestalten, 
Anerkennungsordnungen zu verändern und spezifische Aktivitäten und Identi-
fizierungen hervorzubringen.

Die Rationalisierungsweisen von Solidarität im Feld der Jugendpolitik ver-
weisen auf deren Funktionalität, die im Programmleitfaden explizit gemacht wird: 
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„Die Europäische Union ist auf Solidarität gebaut, einem gemeinsamen Wert, der in 
der gesamten europäischen Gesellschaft deutlich zu spüren ist. Solidarität ist von zen-
traler Bedeutung für das europäische Projekt und schafft die notwendige Einheit und 
ein solides moralisches Fundament, um aktuelle und zukünftige Krisen zu bewältigen.“ 
(Europäische Kommission 2025, 4)

Damit wird sichtbar, dass die Logiken der Solidarität mit einer bestimmten Form 
der Problematisierung hinterlegt sind, denn anonyme gegenwärtige oder zukünf-
tige Krisen und deren Bewältigung benötigen anscheinend Solidarität. Solidarität 
ermöglicht eine Antwort auf die Bewältigungslage, die durch gegenwärtige und 
zukünftige Krisen entstehen werden. Das Programm des Europäischen Solidari-
tätskorps ist dann als eine Intervention zur Stabilisierung der in die Krise gerate-
nen Verhältnisse zu lesen. Es lässt sich zugleich als Mechanismus zur Produktion 
einer europäischen Bevölkerungseinheit verstehen, deren Identität und Zusam-
menhalt zum Zwecke gelingender Bewältigung hergestellt werden muss. Damit 
lassen sich dem Europäischen Solidaritätskorps zugrundeliegende Logiken der 
Solidarität als Teil einer sozialstaatlichen Regulierung zur (Re)Stabilisierung ge-
sellschaftlicher Verhältnisse verstehen.

Was die Logiken der sozialen Solidarität ermöglichen, ist das Verschleiern 
ihrer eigenen Voraussetzung, nämlich des Hervorbringens einer Grenzziehung. 
Die Europäischen Solidaritätskorps etablieren eine konzentrische Geografie der 
Solidarität und spezifische Ordnungen der Zugehörigkeit. Ausgehend von ei-
nem europäischen Zentrum erstreckt sich eine graduell nach außen abgewendete 
Peripherie. Die Solidarität richtet sich zwar an „die Union und darüber hinaus“ 
(Europäische Kommission 2025, 6), etabliert wird aber zugleich eine klare Hie-
rarchie zwischen EU-Mitgliedstaaten, „mit dem Programm assoziierten Dritt-
ländern“ und „nicht mit dem Programm assoziierten Drittländern“ (Europäische 
Kommission 2025, 22). Der Blick der Solidarität richtet sich auf das Innere und 
dessen Ordnungen der Zugehörigkeit. Eine nach innen gerichtete solidarische 
Praxis, welche die Einheit und den Zusammenhalt europäischer Bevölkerungen 
stärken will, konstituiert ihre eigene Stabilität über die Abgrenzung zu denen, 
die nicht dazugehören. Der innere Zusammenhalt wird über die Grenzbearbei-
tungen und die Produktion eines äußeren ‚Anderen‘ hergestellt. Von daher finden 
sich unter gegenwärtigen Formen der Solidarität auch solche, welche als exklu-
sive Solidarität bezeichnet werden können (Dörre 2013; Book u. a. 2019). Eu-
ropa produziert durch diese solidarischen Grenzpraktiken eine Bevölkerung als 
regulierbare Einheit und etabliert zugleich eine Praxis des territorialen Ordnens. 
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Die im Namen der Solidarität stattfindenden Grenzziehungen produzieren hier-
bei Bevölkerung und Ausgeschlossene zugleich und in einer zweifachen Weise: 
(1) Innerhalb bestehender Zugehörigkeitsordnungen ermöglichen sie legitime 
Zugehörigkeit und deren Prüfung, stellen operatives Wissen zur Verfügung und 
produzieren ausgehend von einem hegemonialen Zentrum die Unterscheidung 
‚gleich‘ und ‚ungleich‘. (2) Mit den Grenzziehungen im Namen der Solidarität 
kommt es darüber hinaus auf der Vorderseite der ‚Ungleichheit‘ zu einer Zu-
schreibung, Klassifikation und Hierarchisierung, während auf der Hinterseite 
quasi unbemerkt die Solidargemeinschaft homogenisiert wird und Normalitäts-
vorstellungen ins Feld der Selbstverständlichkeit eintreten.

5. 	 Omnipräsente Absenz: Zur differentiellen Regulierung 
von Mobilität in Europa

Die Logik der sozialen Solidarität ermöglicht die Herstellung europäischer 
Einheit unter Ausblendung der Grenzziehungen, durch die diese Einheit erst 
konstituiert wird. Programme der Jugendmobilität, wie das des Europäischen 
Solidaritätskorps, und die Grenzabschottung der europäischen Außengrenzen 
sind nicht als gegensätzliche Regierungspraktiken zu lesen, sondern Teil eines 
geteilten Produktionszusammenhangs. Die „omnipräsente Absenz“ der Migra-
tion (Kasparek 2021, 338) zeigt die Funktionsweise dieser Gouvernementali-
tät. Migration ist allgegenwärtig als Thema, als Bedrohung, als Kontrollobjekt, 
während die konkreten Menschen als Subjekte abwesend bleiben. Diese Absenz 
ist kein Zufall, sondern Resultat konkreter politischer Reorganisation. Die Reor-
ganisierung der europäischen Migrationspolitik erfolgte seit den 1990er Jahren 
auf unterschiedlichen Ebenen, wobei neben den verstärkten Kontrollen an den 
Außengrenzen und dem Ausbau von Frontex die Forcierung der Kooperation mit 
Herkunfts- und Transitstaaten die einschneidendste Maßnahme bildete (Georgi 
2019). Die Exterritorialisierung verschiebt die Gewalt in Räume jenseits euro-
päischer Rechtsstaatlichkeit und Sichtbarkeit, sodass sie hier gar nicht als solche 
auftauchen, also erscheinen und (öffentlich) als solche benannt werden kann. Die 
eigenen gewaltförmigen Grenzpraktiken Europas, im Sinne der Pushbacks, der 
extraterritorialen Lager und der Kriminalisierung ziviler Seenotrettung werden 
als technische Verwaltungsaufgaben hervorgebracht, deren Ziel darin letztlich 
besteht, „migration management zu de-politisieren“ (Kasparek 2021, 338). Die 
systematische Bearbeitung von Migration an den Außengrenzen erscheint als 
neutrale Organisation von Zirkulation, während die Toten im Mittelmeer und die 
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Gewalt an den Grenzen als nicht intendierte Folge rationalisiert werden. Die Fra-
ge, warum Menschen überhaupt fliehen müssen, wird durch diese Technisierung 
systematisch ausgeblendet. Wenn diese Frage aber eingeblendet wird, dann wird 
sichtbar, dass globale Bewegungen der Migration sich als Reaktionen auf kapi-
talistische Vielfachkrisen der Gegenwart lesen lassen (Georgi 2019, 210), deren 
historische Wurzeln in kolonialen Ausbeutungsverhältnissen liegen. Brunkhorst 
(2019) bringt die koloniale Dimension dieser Konstellation auf den Punkt: 

„Die Geschichte der Europäischen Union ist eine des silencing, des kommunikativen 
Beschweigens der kolonialen Vergangenheit. Jetzt aber kehrt das Verdrängte mit den 
Körpern, die sich zu hunderttausenden von Grenze zu Grenze schleppen und sich Tag 
um Tag zu hunderten in winzige, seeuntüchtige Boote drängen, nach Europa zurück.“ 
(ebd., 23)

Im Hinblick auf die Konstitution Europas als Regierungsraum und die Produk-
tion einer spezifischen Bevölkerung operiert die differentielle Regulierung von 
Mobilität als zentraler Mechanismus.

6. 	 Europäische Solidarität: Leben machen und Sterben lassen

Das europäische Grenzregime vollzieht die Unterscheidungen zwischen Leben, 
das geschützt wird, und Leben, das dem Sterben überlassen wird. Die Sortier-
maschine der Grenze entscheidet über Zugehörige und Nicht-Zugehörige durch 
Pushbacks, extraterritoriale Lager und die Externalisierung in Bereiche einge-
schränkter Rechtsstaatlichkeit. Foucaults Formel zur Verdeutlichung der Trans-
formation feudalgesellschaftlicher Ordnungen hin zu moderner Staatlichkeit: 
vom ‚Sterben machen und Leben lassen zum Leben machen und Sterben lassen‘ 
(Foucault 2014, 134) materialisiert sich an den europäischen Außengrenzen in 
ihrer brutalsten Form. 

Die Mobilitätsprogramme wie das des Europäischen Solidaritätskorps regu-
lieren den Bevölkerungskörper des Binnenraums, aber auch den jeweils indivi-
duellen Körper junger Europäer*innen. Dies geschieht durch ein pädagogisches 
Angebot, Sprachkurse, Zertifizierungen und die Formung spezifischer Kom-
petenzen und Haltungen (Foucault 1994, 173 ff.). Die Souveränität über den 
Tod zu entscheiden, die Disziplin des Individualkörpers und die Regulierung 
des Bevölkerungskörpers bilden die Pole, um die herum sich die europäische 
Macht zum Leben organisiert. Die Solidaritätsprogramme der internationalen 
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Jugendarbeit produzieren die europäischen Subjekte, die den inneren Zusam-
menhalt gewährleisten sollen, während die Grenzregime die äußeren ‚Anderen‘ 
objektivieren, deren abwesende Anwesenheit die Vorstellung einer homogenen 
europäischen Bevölkerung erst denkbar macht.

Die eigenartige Form dieser Machtausübung liegt in der systematischen 
Ausblendung ihrer gewaltvollen Voraussetzungen: Die europäische Solidarität, 
die sich nach innen richtet und den Zusammenhalt junger Europäer*innen för-
dert, operiert auf Grundlage dieser historischen und gegenwärtigen Gewalt. Die 
Förderung innereuropäischer Mobilität zu Lernzwecken und die Produktion 
aktiver, solidarischer Bürger*innen vollzieht sich unter Ausblendung der Körper, 
die an den Grenzen gestoppt, verletzt und auch dem Sterben überlassen werden. 
Eigmüller (2018, 184) stellt die rhetorische Frage: „Ist das post-nationale Zi-
vilisationsprojekt Europa ebenso bereit, wie es seinerzeit der Nationalstaat war, 
Integration im Inneren mittels blutiger Abgrenzung nach außen zu erkaufen?“ 
Die Europäischen Solidaritätskorps und das europäische Grenzregime sind 
Teil eines Projektes, zwei komplementäre Techniken zur Stabilisierung eines 
europäischen Raums der Konstitution und Regulierung von Bevölkerungen. 
Vollzogen wird diese Stabilisierung durch die souveräne Unterscheidung zwi-
schen Zugehörigen und Nicht-Zugehörigen, durch die Disziplinierung mobiler 
europäischer Körper und durch die Verwaltung von Leben und Tod an den 
Grenzen (Naddaf 2018, 69 ff.).

In den Debatten der Jugendpädagogik, internationalen Jugendarbeit und 
politischen Bildung werden die gewaltvollen Voraussetzungen europäischer 
Solidarität gegebenenfalls benannt und bedauert, aber nicht zum Gegenstand 
politischer Gestaltbarkeit gemacht. Von welcher Praxis der Solidarität würden 
wir eigentlich sprechen, wenn solidarische Praktiken die eigenen gewaltvollen 
Voraussetzungen nicht ausblenden, sondern zum Gegenstand der Solidarität 
machen würden? Es geht um eine solidarische Praxis in jugendpädagogischen 
Feldern, welche die eigene Verwobenheit in globale Machtverhältnisse sowie in 
Fragen von Flucht, Migration und Asyl und den damit verbundenen Ungleich-
heits- und Gewaltverhältnissen anerkennt. Eine solche Praxis würde Kolonia-
lismus, rassistische Diskriminierung und strukturelle Ausschlüsse zum Anlass 
nehmen, die jugendpädagogischen Felder selbst zum Gegenstand politischer 
Konflikte zu machen. Dies bedeutet, dass die Machtverhältnisse, aus denen diese 
Felder hervorgegangen sind, nicht als gegeben hingenommen, sondern politisch 
verhandelbar werden. In diesem Sinne würde eine solidarische Jugendpädagogik 
selbst zur Arena, in der die „Konfiguration der Machtverhältnisse selbst auf dem 
Spiel“ steht (Mouffe 2007, 31).
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GEORGI, Fabian (2019): Kämpfe der Migration im Kontext. Die Krisendynamik des europäischen 
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III. Feldperspektiven  
auf Entwicklungen und 

Herausforderungen 
non-formaler Bildung
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JANA SÄMANN, ALEXANDER WOHNIG

Außerschulische politische Jugendbildung 

Aktuelle Herausforderungen, Steuerungs- und 
Einflussnahmeversuche

1. 	 Einleitung

Die aktuelle Situation der außerschulischen politischen Jugendbildung zeigt sich 
in einem ambivalenten Verhältnis: Non-formale politische Bildung ist „in der 
Jugendhilfe, insbesondere in der Kinder- und Jugendarbeit, zu einem bedeutsa-
men Diskursgegenstand geworden“ (Thimmel/Klöckner 2025, 88) und erscheint 
damit „aus der Position der Marginalisierung der letzten Jahrzehnte herauszu-
kommen“ (Krämer/Thimmel 2024, 366). Auf der einen Seite steht hier eine 
explizite Adressierung von (schulischer wie außerschulischer) Bildungsarbeit im 
Kontext einer „Bildung für die Demokratie“ (Stellungnahme der Bundesregie-
rung zum 16. Kinder- und Jugendbericht, BMFSFJ 2020, 14) in Krisenzeiten 
sowie durch umfangreiche Projektförderung, insbesondere durch das Bundes-
programm Demokratie leben, welche zunächst den Eindruck erwecken, außer-
schulische politische Jugendbildung genieße ein hohes Ansehen. Auf der ande-
ren Seite, und damit einhergehend, quasi als Konsequenz der Entwicklung auf 
Seiten der Förderung, ist das Feld einer massiven politischen Steuerung durch 
ebendiese Projektförderungen und Zielausrichtungen ausgesetzt. Zudem wird 
immer wieder in Form gezielter Einflussnahmen durch gesellschaftliche und 
politische Akteur:innen versucht, eine Delegitimierung des Feldes und der Praxis 
politischer Jugendbildung zu betreiben. Diese solle ‚neutral‘ sein, ‚effizient mess-
bar‘, vom Verfassungsschutz überprüfbar usw. (Feldmann u. a. 2024). Darüber 
hinaus gerät unter dem Druck dieser Diskussion aus dem Blick, was politische 
Jugendbildung sein könnte. Der Fokus wird verschoben von einem Verständnis, 
welches auf einer Kritik der politisch-gesellschaftlich-ökonomischen Verhält-
nisse basiert, hin zu einem Verständnis, welches auf Prävention und Bewahrung 
dieser Verhältnisse zielt. 

Im Folgenden wollen wir uns diesen Ambivalenzen zuwenden: Zunächst 
geht es um die Frage, welche Merkmale die außerschulische politische Jugend-
bildung vor dem Hintergrund politischer Einflussnahmen bzw. deren Versuchen 
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kennzeichnen, wie sich in dieser Situation ein Diskurs um außerschulische po-
litische Bildung als Profession einfügt und was der Kern eines Verständnisses 
politischer Bildung sein könnte. Anschließend skizzieren wir die zentralen He-
rausforderungen und resümieren, welche Auswirkungen dies auf non-formale 
politische Bildung in der Kinder- und Jugendarbeit hat.

2. 	 Was ist außerschulische politische Jugendbildung?  
Ein Abriss vor dem Hintergrund aktueller Herausforderungen 
und Prekaritäten

Das Anliegen, zentrale Merkmale außerschulischer politischer Jugendbildung 
zu formulieren, ist in der Vergangenheit häufig formuliert und verfolgt worden. 
In der Regel wird dabei auf die Aspekte eingegangen, die das Selbstverständ-
nis prägen: Freiwilligkeit der Teilnahme, Offenheit der Angebote, Partizipation 
an Verfahren und in der Gesellschaft/Kommune/an Politik usw., subjekt- und 
lebensweltorientierte Gestaltung der Bildungspraxis (ex. Thimmel/Klöckner 
2025). Diese Merkmale können zusätzlich in Abgrenzung zur schulischen Bil-
dungspraxis und Politikdidaktik skizziert werden. Dabei erscheint die außer-
schulische politische Jugendbildung als ‚das Andere‘, was sich vor allem über 
den sozialen Raum, in dem die Bildungs- und Lernprozesse initiiert werden 
(sollen/müssen), erklären lässt (Wohnig 2023). Während die gesellschaftliche 
Institution Schule klare gesellschaftliche und politische Aufträge zu erfüllen 
hat und soziale Funktionen zugeschrieben bekommt, sind die Aufgaben der 
außerschulischen politischen Jugendbildung offener umrissen. Allerdings muss 
hier kritisch gefragt werden, inwiefern diese Zuschreibung oder Selbstdefini-
tion der Realität entspricht. Diese kann zumindest hinsichtlich immer stärker 
werdender staatlicher Eingriffe als herausgefordert betrachtet werden, wie der 
vorliegende Beitrag noch aufzeigen wird. Wie so oft scheint auch hier zu gelten: 
Die Selbstbezeichnungen bilden eher einen Wunsch oder eine Sehnsucht ab, 
wie die außerschulische politische Jugendbildung gesehen werden möchte, wie 
in Form der Aufgabe der Emanzipation, und blenden eher die manifesten Pro-
blematiken bei der Umsetzung der emanzipatorischen Ideale aus. Heinz-Elmar 
Tenorth (1989, 817) spricht in diesem Zusammenhang für die Pädagogik von 
„Stilisierungen“.
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3. 	 Autonomie und Profession oder: Gibt es eine Profession 
der außerschulischen politischen Jugendbildung?

In der Professionstheorie (siehe für einen Überblick Combe/Helsper 1996) wird 
davon ausgegangen, dass Professionen über verschiedene Faktoren Autonomie 
erlangen. Zentral dabei ist die Selbsterzeugung eines Selbstverständnisses und 
ein reflexiver Umgang mit dem theoretischen Wissen über die Profession als 
auch dem praktischen Wissen aus dem Erfahrungskontext der professionell 
Handelnden (ebd.). Gleichzeitig ist die Autonomie von Professionen immer 
auch prekär und dem Eingriff von außen ausgesetzt. Im Kontext von Bildung ist 
dies v. a. der Eingriff durch staatliche Regelungen und Anrufungen. Von daher 
kann von einer „Abhängigkeit in der Unabhängigkeit“ (Bourdieu 2018, 301) 
gesprochen werden, wenn es um die pädagogische Profession geht. Wenn aber, 
wie in der Professionstheorie formuliert wird, die Ausgestaltung von Autonomie 
die Voraussetzung für Professionalisierung ist (Terhart 1996, 457), dann muss 
diese Autonomie auch vorhanden sein.

Von einer Profession der außerschulischen politischen Jugendbildung zu 
sprechen, fällt aus mehreren Gründen schwer, etwa aufgrund einer Dominanz 
schulischer Bildungsverständnisse sowie staatlicher Auftragszuschreibungen 
(s. u.), aber auch hinsichtlich des nur marginalen Vorhandenseins von struktu-
rellen Reflexionsmöglichkeiten an Hochschulen (Bürgin/Lösch 2013). Daher 
verwundert es auch nicht, dass Versuche, eine gefestigte Profession zu beschrei-
ben, bisher eher ausgeblieben sind. Im Gegenteil ist von einer prekären Profession 
die Rede (Hufer 2025) und Projekte, die Professionalität umfassend skizzieren 
wollten, verblieben in ihren Urteilen in einem zurückhaltenden Duktus bezüg-
lich der Reklamation einer gefestigten Profession außerschulischer politischer 
Jugendbildung (Hufer u. a. 2013; Hufer/Richter 2013). Dennoch von der Pro-
fession Politische Bildung zu sprechen, erscheint insofern sinnvoll, als dass dies 
eine Selbstbezeichnung des Feldes darstellt. Kritisch reflexiv gälte es zu klären, 
inwiefern die Selbstbezeichnung auch empirisch zutrifft.

3.1 	Dominanz der Institution Schule in Professionsdiskursen 
zur politischen Bildung

Bildung ist immer beeinflusst von staatlichen Anrufungen und diese rekurrieren 
zumeist auf die gesellschaftlichen Funktionen der Institution Schule, da Bildung, 
zumal in Deutschland, zumeist von dieser dominanten Institution aus gedacht 
wird. Dies gilt auch für die Frage nach dem Kern pädagogischer Profession. 
Lehrer:innen sind hier, so Rudolf Stichweh (1996), die dominante Gruppe der 
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Profession. Historisch kann festgestellt werden, „daß sich eine Hierarchie profes-
sioneller Arbeit etabliert hat, die die Form besitzt, daß die jeweilige Leitprofession 
die Arbeit der anderen Berufe im System kontrolliert“ (Stichweh 1996, 61). Die 
relevanten gesellschaftlichen Funktionen von institutionalisierter Bildung und 
Erziehung sind Anpassung und Sozialisation, Selektion und Qualifikation (Fend 
2006). Angepasst werden sollen Menschen in die bestehenden gesellschaftlichen 
Strukturen. Für politische Bildung gilt das umso mehr, da diese als eine zent-
rale Instanz der Wertevermittlung konstruiert und als solche angerufen wird. 
Die Profession bekommt also einen staatlichen Auftrag, den es umzusetzen gilt. 
Auch wenn dies dominant für schulische politische Bildung gilt, überträgt sich 
der Auftrag und das Bild von Bildung und Erziehung auch auf außerschulische 
politische Bildung.

3.2 	Interferenzen staatlicher Auftragszuschreibung 
Außerschulische politische Jugendbildung erscheint zunehmend abhängig von 
staatlichen Projektförderungen, welche immer stärker auch mit inhaltlichen Vor-
gaben verbunden werden (Bürgin 2021, 56 ff.; Klöckner/Kusber 2024, 156 ff.),  
und hier als Interferenzen verstanden werden können. Die staatliche Förde-
rung wird an Leitmotive geknüpft, die solchen der außerschulischen politischen 
Bildung fundamental widersprechen: Prävention statt Bildung, Versicherheitli-
chung statt offene Aneignungsprozesse und politische Partizipation. Wenn die 
Förderung an eine Ausrichtung an oppositionellen Leitmotiven, an der Über-
nahme von vorgegebenen Themen, an eine Überprüfung der Sicherheitsbehör-
den usw. geknüpft wird, ist der autonome Handlungsraum radikal beschnitten. 
Hier ließe sich von einer gesteuerten Abhängigkeit sprechen, bei der die Unab-
hängigkeit auf mikroprozessuale Handlungsperspektiven eingeschränkt wird. 
Nun gibt es einen Unterschied zwischen der gesellschaftlich zugeschriebenen 
Aufgabe an eine Profession, in diesem Falle die außerschulische politische 
Jugendbildung, und der professionsinternen Symbolisierung dieser Aufgabe  
(Tenorth 1989, 814). Dies bedeutet: Die außerschulische politische Jugendbil-
dung bekommt ihren Wert, d. h. den gesellschaftlich relevanten Aspekt ihrer 
Arbeit, über den sie Autonomie beanspruchen kann, aktuell nahezu ausschließ-
lich dadurch zugeschrieben, dass sie Prävention betreiben soll. Wie sie diese 
zugeschriebene Aufgabe professionsintern verarbeitet, ist eine andere Frage – 
dies kann durch reine Anpassung an die Aufgabe oder auch durch subversives 
Umdeuten geschehen (Bürgin 2024; Barbehön/Wohnig 2022a).
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3.3 	Verhandlung von Erwartungen und Aufgabenzuschreibungen
Für die Schule hat Tenorth (2006) das formulierte Problem wie folgt zu lösen 
versucht: Die Tatsache, dass die pädagogische Profession es mit einer Gruppe 
von Erwartungen zu tun hat, ist die Grundlage der Professionalisierung. Erwar-
tungen an die Profession können mit Blick auf die Gesellschaft, mit Blick auf das 
Subjekt, mit Blick auf die Organisation formuliert sein. Diese konkurrierenden 
Erwartungen sind bei Tenorth kein Problem mehr, sie machen pädagogische Tä-
tigkeit gerade möglich: Die professionelle Arbeit und ihre spezifisch autonome 
Form resultiert aus der Bearbeitung der konkurrierenden Erwartung im Bereich 
zwischen Intention und Funktion. So kann Tenorth dann formulieren, dass etwa 
die Erwartung der Bildung des Subjekts, wie sie immer artikuliert werde, nicht 
genuines Problem wird, sondern immer nur „im Medium der Arbeit an den 
Problemen mit bedient werde, die systematisches Lernen“ (Tenorth 2006, 585), 
also das Kerngeschäft der Lehrer:innen, aufwirft. 

Die Frage nach der Profession der außerschulischen politischen Jugendbildung 
wurde von Klaus-Peter Hufer (2025) mit Ja und Nein beantwortet: Er argumen-
tiert, Theorie und Praxis der außerschulischen politischen Bildung seien getrennt. 
Es existierten „in der politischen Erwachsenenbildung und der außerschulischen 
Jugendbildung ‚zwei verschiedene Welten‘ [...]: eine von theoretischen Erkenntnis-
sen geleitete und eine auf Realisierbarkeit bedachte Welt“ (Hufer 2025, 16). Diese 
Problematiken scheinen allerdings symptomatisch für nahezu jedes pädagogische 
Feld. Bedeutender für die Frage nach einer autonomen Profession erscheint hinge-
gen erstens die Frage nach dem Kerngeschäft und zweitens die multidimensionale 
Abhängigkeit von dem politischen Feld und politischer Steuerung. 

4. 	 Die zentralen aktuellen Herausforderungen außerschulischer 
politischer Jugendbildung

Ebendiese Abhängigkeiten zeigen sich in (förder-)politischen Einflussnahmen 
und Programmsteuerungen, prekären Finanzierungen und Kürzungen sowie 
Debatten über professionelle Handlungsräume in Abgrenzung zu etwa Neutra-
litätsanrufungen, die hier als Momente verstanden werden, in welchen ebensol-
che Verhandlungen durch Professionelle erfolgen – jedoch mit unterschiedlicher 
Perspektive auf Spielräume, welche hier mit Blick auf professionelle Autonomie 
erhalten scheinen (oder als umkämpft zu betrachten sind).1

1	 Ähnliche Herausforderungen und Angriffe in unterschiedlicher Qualität zeigen sich inter-
national (Forey 2022; Schneider u. a. 2025).
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4.1 	Steuerung durch Programmförderungen, 
Verfassungsschutzüberprüfung und Neutralitätsanrufung

Während politische Steuerungen kein neues Phänomen der außerschulischen 
politischen Bildung darstellen, zeigen sich in jüngerer Zeit spezifische Konstella-
tionen in mindestens drei Dimensionen: Erstens die Steuerung über Programm-
förderungen, zweitens die zunehmende Involvierung von Verfassungsschutz- und 
Sicherheitsbehörden sowie drittens die Anrufung von Extremismusprävention 
im Kontext politischer Bildung. 

Mit Blick auf die sich verschiebenden Förderstrukturen konstatiert Benedikt 
Widmaier einen fundamentalen „Paradigmenwechsel“ der allgemeinen poli-
tischen Bildung hin zu einer extremismuspräventiven Demokratieförderung, 
welche die „non-formale politische Bildung in ihren Inhalten, ihrem Erschei-
nungsbild und der Struktur ihrer Träger einschneidend und nachhaltig verän-
dern könnte“ (Widmaier 2024, 385 f.). Unter stagnierender bzw. abnehmender 
Regelstrukturfinanzierung steigen die vorgesehenen Mittel der Projektförde-
rungen im Bereich Extremismusprävention und Demokratieförderung2 – und 
verdeutlichen nicht nur eine quantitative Verschiebung, sondern markieren eine 
qualitative Neuausrichtung dessen, was unter politischer Bildung verstanden 
und gefördert werden soll. Politische Bildung wird hier adressiert als „werte-
orientierte [...] Demokratieerziehung in Verbindung mit Staatsbürgerkunde“ 
(Bürgin 2021, 58). Während professionspolitische Akteur:innen entsprechende 
Verschiebungen auch kritisch mitverhandeln, finden sich in der Praxis (auch) 
Adaptionen und Anpassungen (Sämann/Wohnig 2025, 45 f.). Fachkräfte der 
außerschulischen politischen Jugendbildung berichten von Zusammenhän-
gen zwischen Förderprogrammatik und inhaltlicher Ausrichtung sowie einem 
ökonomischen Zwang zur Anpassung an die vorgegebenen Förderlogiken, der 
mit professionellen Selbstverständnissen und fachlichen Überzeugungen kol-
lidiert (ebd.). Anpassungen an förderprogrammatische Setzungen können hier  
also einerseits als Adaption bzw. Überstehensstrategie betrachtet werden. Sie 
stellen jedoch gleichzeitig als Affirmation einen Verlust der eigenständigen 
fachlichen Konturierungen dar. Dies etwa weil programmatische Ziel- oder 
Zielgruppensetzungen fachliche Charakteristika von Offenheit in der Kinder- 
und Jugendarbeit unterlaufen (Klöckner/Kusber 2024) oder indem durch eine 
Dominanz von Präventionsideen „Bildung auf das Prinzip der Verhinderung 

2	 Während etwa der Kinder- und Jugendplan des Bundes im Jahr 2023 mit rund 13 Millio-
nen Euro ausgestattet war, standen im Rahmen des Programms ‚Demokratie leben!‘ rund  
200 Millionen Euro zur Verfügung (Widmaier 2024). 
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zulasten des Prinzips der Ermöglichung ein[geengt wird]“ (Barbehön/Wohnig 
2022b, 171).

Eine besondere Qualität politischer Einflussnahme zeigt sich in der zu-
nehmenden Involvierung von Verfassungsschutz und Sicherheitsbehörden in das Feld 
der politischen Bildung. Die 2011 deklarierte sogenannte Demokratieerklärung 
bzw. Extremismusklausel, welche Träger als Bedingung einer Förderung aus den 
großen Bundesförderprogrammen hatten unterzeichnen müssen (Amadeu An-
tonio Stiftung 2011), war von einer zu unterzeichnenden Erklärung sowie der 
Verpflichtung zur Überwachung von Kooperationspartner:innen nach Protesten 
hin zu einer dem Förderbescheid beigelegten Verpflichtung verändert worden. 
Im Oktober 2025 lebt die Debatte mit der angekündigten verfassungsschütze-
rischen Überprüfungen von Demokratie leben!-geförderten Trägern wieder auf.3 
Die vielfach kritisierte sicherheitspolitische Überwachung und Indienstnahme 
steht in einer historischen Kontinuität, in welcher politische Bildung in ihrer 
Institutionalisierungsphase seit etwa 1950 als positiver Verfassungsschutz be-
schrieben wurde, der eine dezidiert antiextremistische Stoßrichtung einnehmen 
sollte (Hentges 2013; Rhein 2020). Kritische politische Bildung, etwa auch in 
Form von „Kritik am Staat und an staatlichen Institutionen wird dann per se als 
‚extremistisch‘ betrachtet“ (Regier/Feldmann 2018, 73), mit Folgen für die Frage, 
wer als legitimer Bildungsakteur gefördert wird und was als legitime politische 
Bildung anerkennbar erscheint.

Schließlich zeigen sich politische Einflussnahmeversuche auch in Form von par-
lamentarischen Interventionen, maßgeblich etwa solche mit Forderungen nach 
Einhaltung eines vermeintlichen Neutralitätsgebotes (Lösch 2022). Träger, Ein-
richtungen oder Projekte politischer Bildung werden als ‚nicht-neutral‘, oft auch 
als ‚linksextremistisch‘ oder ‚antidemokratisch‘ indoktrinierend diffamiert. Das 
Vorgehen ist dabei weniger als Moment parlamentarischer Kontrolle oder fach-
politischer Verhandlungen auszumachen, sondern als dezidierte Delegitimie-
rungsstrategie, mit welcher insbesondere solche Akteur:innen adressiert werden, 
welche als politische Gegner:innen ausgemacht werden können. Parteipolitische 
Interventionen folgen hier häufig dem Muster, Problematisierungen bezüglich 
der (Bildungs-)Arbeit eines Trägers anzustellen, dabei die Verletzung eines ver-
meintlichen ‚Neutralitätsgebotes‘ zu konstatieren und Sanktionen in Form von 
Fördermittelentzug zu fordern (Sämann 2025). Die Markierung emanzipatori-

3	 So formuliert Bundesfamilienministerin Karin Prien im oben erwähnten Brief, ‚Demokra-
tie leben‘-geförderte NGOs zukünftig einer „breit angelegten Verfassungsschutzprüfung“ 
(netzpolitik.org 2025) unterziehen zu wollen. 

http://netzpolitik.org
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scher oder kritischer Positionen als ‚nicht neutral‘ hat nicht nur Auswirkungen 
auf die konkret adressierten Träger und ihre Bildungspraxis, die in ihrer Profes-
sionalität angegriffen werden und insbesondere durch die Sanktionsandrohung 
von Fördermittel- oder Gemeinnützigkeitsentzug existenzielle Grundlagen ihrer 
Arbeit als gefährdet betrachten müssen. Auch auf die von diesem Spektrum ver-
tretenen Inhalte, Arbeitsweisen und Konzepte an sich wirkt sie sich aus – gravie-
render als der Einzelfall wiegt dabei die übergreifende diskursive Markierung der 
inhaltlichen Positionierungen und Praxen als (vermeintlich) illegitim (Sämann 
2025, 307 f.).

4.2 	Prekäre Finanzierung als strukturelle Gefährdung politischer Bildung
Nicht nur politische Interventionen und programmatische Steuerungen, auch 
eine Prekarität bzw. Prekär-Machung der Infrastrukturen außerschulischer poli-
tischer Bildung fungieren als Herausforderungen. Die außerschulische politische 
Jugendbildung befindet sich in einer fast paradoxen Situation: Während ihre 
gesellschaftliche Relevanz angesichts multipler Krisen hervorgehoben (und mit 
krisenlösenden Aufgabenadressierungen verbunden) wird, zeigt sich ihre struk-
turelle Absicherung (≠ Projektförderung) als zunehmend fragil. Im Bereich der 
Jugendbildungsstätten zeigt sich der Rückgang von Einrichtungen zwischen 
den 1990er und 2020er Jahren um mehr als die Hälfte als „Trend des massiven 
Abbaus der Infrastruktur der klassischen außerschulischen politischen Jugend-
bildung“ (Waldmann 2023, 31, mit Bezug auf Erhebungen des Statistischen 
Bundesamts zur Kinder- und Jugendhilfe 2022). Der für die außerschulische 
politische Bildung so relevante ‚andere Ort‘ ist damit strukturell gefährdet. Auch 
in der Förderung von Aktivitäten durch den Kinder- und Jugendplan des Bundes 
als einem „subsidiär und fachlich relativ unabhängige[n] Steuerungsinstrument“ 
(Krämer/Thimmel 2024, 360) wird reduziert: Zuletzt waren im Regierungsent-
wurf zum Bundeshaushalt 2024 Kürzungen beim Kinder- und Jugendplan von 
44,6 Millionen Euro und damit entsprechend 18,6 % vorgesehen (bap 2023). 
Nach massiven Protesten von Trägern der politischen Bildung wurden diese 
Kürzungen vom Haushaltsausschuss des Bundestags zurückgenommen. 

Kürzungen, Stagnationen und Prekaritäten der Regelförderung können ei-
nen verstärkten Rückgriff auf Projektmittel relevant machen, welche jedoch, wie 
oben aufgezeigt, wiederum mit zeitlicher Begrenzung und inhaltlicher Festle-
gung verbunden sind. Problematisch sind befristete Beschäftigungsverhältnis-
se mit unsicherer Perspektive zudem aus Arbeitnehmer:innenperspektive und 
damit letztlich auch hinsichtlich der langfristigen Bindung von Fachkräften 
sowie längerfristigen Professionalisierungsprozessen (für die projektgeförderte 
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Bildungsarbeit ex. Gläser 2024; für die Mobile Jugendarbeit ex. Janowitz 2025). 
Prekäre Finanzierung mag es zudem risikoreich erscheinen lassen, kritische Fra-
gen oder Thematisierungen hinsichtlich förderverantwortlicher Akteur:innen zu 
artikulieren. Finanzielle Unsicherheiten zeigen sich damit nicht (nur) als ein ad-
ministratives oder haushaltstechnisches Problem, sondern sind mit grundlegen-
den Auswirkungen auf das professionelle Selbstverständnis und die inhaltliche 
Autonomie der Professionellen verbunden, etwa wenn Träger aus Sorge um ihre 
(materielle) Existenzsicherung inhaltliche Positionen zurücknehmen oder kriti-
sche Thematisierungen vermeiden. Hier zeigen sich zum einen Verunsicherung 
ob der Gemeinnützigkeit des Trägers (Bürgin 2025, 16) als auch für Fachkräfte 
hinsichtlich der Möglichkeit der Anerkennung professionspolitischer Positionen 
(Sämann 2025, 309).

5. 	 Fazit

Resümierend wird deutlich, dass kinder- und jugendarbeiterische Konzeptionie-
rungen von non-formaler politischer Bildung zwar einerseits in der fachpoliti-
schen Debatte als relevante Räume politischer Bildung hervorgehoben werden, 
in der Darstellung der konkreten Arbeit vor Ort andererseits jedoch oft auch als 
besonders begründungs- bis rechtfertigungsbedürftig wahrgenommen werden. 
Dies verweist auf ein grundlegendes Problem: Die spezifische Bildungslogik 
der außerschulischen politischen Jugendbildung – niedrigschwellig, non-formal, 
subjekt- und alltagsorientiert – wird vielfach nicht als gleichwertig mit forma-
lisierten Bildungsformaten anerkannt. Stattdessen scheinen legitimierende Er-
klärungen notwendig, um den Bildungsmodus der Kinder- und Jugendarbeit zu 
vermitteln, gerade auch in Abgrenzung zu anderen Modi politischer Bildung.

Wenn wir davon ausgehen, dass sich die Qualität non-formaler politischer 
Bildungsprozesse im außerschulischen Raum durch die Aufrechterhaltung ihrer 
grundlegenden Arbeitsprinzipien ergibt, sind Steuerungen und Interventionen, 
welche hier grundlegende Verschiebungen vornehmen, als Angriffe auf professio-
nelle Praxis und Autonomie in der Bildungsarbeit zu werten. Die beschriebenen 
Phänomene von Herausforderungen einer autonomen Professionskonstituierung 
und Anerkennung, der Nicht-Gewährleistung struktureller Sicherungen sowie der 
programmatischen Interferenzen konfligieren hier mit praktischen Handlungs-
spielräumen wie auch professionellen Selbstverständnissen. Die Verhandlung po-
litischer wie programmatischer Aufgabenzuschreibungen erscheint erschwert, wo 
fiskalische Prekaritäten bestehen; gleichzeitig ist sie professionspolitisch relevant, 
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um Autonomie und Professionalität einer außerschulischen politischen Bildung 
überhaupt zu ermöglichen. Auffällig ist zudem, dass ein dominant an Schule orien-
tiertes Bildungsverständnis, das Professionalität von Lehrpersonal ermöglicht, in 
der außerschulischen politischen Jugendbildung Legitimationsfragen provoziert. 
Die Abhängigkeit in der Unabhängigkeit schlägt hier viel wirkmächtiger durch.
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ANDREAS MARX

Internationale Jugendarbeit 
im Spannungsfeld politischer 
und gesellschaftlicher Entwicklungen 

Internationalität in der Jugendarbeit gewinnt gerade seit der Jahrtausendwende 
immer mehr an Bedeutung, was sich anhand diverser, teils unvorhersehbarer 
Entwicklungen konstatieren lässt.

Die Gründe der wachsenden Bedeutung lassen sich an mehreren Phänome-
nen ablesen, welche zunehmend auch die Internationale Jugendarbeit betreffen, 
wie etwa das Leben in gefährdeten Demokratien und das Planen der eigenen 
Zukunft in Zeiten bedrohten europäischen Friedens.

1. 	 Wandelnde Einstellungen junger Menschen zu Europa  
und zur Europäischen Union seit der Jahrtausendwende

Die Sorge der Europäer:innen um die 2002 bevorstehende Währungsunion war 
Thema des damaligen Diskurses um die europäische Integration. Standen zu 
Beginn des 21. Jahrhunderts noch die Befürchtungen um den Euro als einen 
‚Teuro‘ im Raum, so verlagerten sich jene Sorgen zunächst auf die Bereiche 
Jugendarbeitslosigkeit, insbesondere in den südeuropäischen Ländern (Brenke 
2012, 3–12), und dann auf das Auseinanderdriften des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts und das Erstarken der politischen Ränder (Gille u. a. 2022).

Hierbei wurde, unter anderem von politischen Akteur:innen und Institu-
tionen, die Chance vertan, die noch in den 1990er-Jahren nach dem Fall des 
‚Eisernen Vorhangs‘ bestehende Euphorie und Begeisterung der Jugend für die 
europäische Idee aufzugreifen und deren Weiterentwicklung unter sich verän-
dernden Herausforderungen nachhaltig zu begleiten. Zum einen wich Eupho-
rie den Sorgen um die eigene Zukunft angesichts der sozialen Probleme und 
Phänomene, wachsender Jugendarbeitslosigkeit, mangelndem gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und dem Erstarken politischer Ränder. Zum anderen stellt sich 
die Frage, weshalb die positiven Auswirkungen der Globalisierung und europä-
ischen Idee, zumindest im öffentlichen Diskurs, in den ersten zwei Jahrzehnten 
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des 21. Jahrhunderts nicht mehr einbrachte als das Ergebnis, auf welches wir 
2026 blicken. So werden nicht allein durch einen zumindest ernst zu nehmen-
den Anteil medialer Berichterstattung Globalisierung und deren Folgen negativ 
konnotiert; was auch Auswirkungen auf die Weiterentwicklung um Umsetzung 
der europäischen Idee hatte und weiterhin hat.

Auch für die Soziale Arbeit als professionelle Akteurin gegen soziale Prob-
leme (Staub-Bernasconi 2012, 267–282) stellen sich vermehrt Fragen nach der 
angemessenen Bearbeitung von Folgen, welche, auch interdisziplinär, zum Teil 
der zunehmenden Globalisierung zugeschrieben werden. Soziale Arbeit sieht 
sich etwa verstärkt mit sozialer Ungleichheit, Arbeitsplatzverlagerungen, Um-
weltbelastungen und Unsicherheit konfrontiert. Bei Versuchen von Antworten 
der Sozialen Arbeit auf jene sozialen Probleme wird Internationaler Jugendarbeit 
als etabliertem Handlungsfeld und als Chance, den genannten Entwicklungen 
zu begegnen, bislang noch zu wenig Beachtung geschenkt.

So könnte, unter einem anderen Blickwinkel, in Internationaler Jugend-
arbeit auch die Möglichkeit erkannt werden, Begegnung junger Menschen zu 
schaffen, welche in späteren Phasen Globalisierung mitgestalten und deren 
Transformation einleiten werden. Wie Andreas Thimmel festhält, liegt in der 
Bildungs- und Austauscharbeit immerhin das Potenzial, „vermeintlich sicher 
geglaubte Tatsachen, Machverhältnisse und Routinen kritisch zu hinterfragen“ 
(Thimmel 2021, 371).

2. 	 Globalisierung als Chance für die Internationale Jugendarbeit 
verstehen

In den positiven Auswirkungen von Globalisierung, wie etwa den Zugängen zu 
digitalen Bildungsformaten, der international steigenden Akzeptanz von aus-
ländischen Bildungs- und Berufsabschlüssen, der Zunahme von Verkehrs- und 
Reisewegen sowie den Zugängen zu Waren und Gütern für Menschen auch aus 
ärmeren Regionen der Welt, liegt daher die Perspektive für das weitere Zusam-
menwachsen auf europäischer Ebene zu werben.

So ist bei allen Transformationen, welche die letzten zwei Jahrzehnte auf 
dem europäischen Kontinent mit sich brachten, die Akzeptanz der Europäischen 
Union bei ihren Bürger:innen zwischen 2001 und 2025 in etwa gleich geblieben 
(Europäische Kommission 2001; Europäische Kommission 2025); was bedau-
erlicherweise noch keinen realen Fortschritt des Zusammenwachsens im Sinne 
der europäischen Idee abbildet.
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Gerade deshalb und angesichts der diesem Sachverhalt gegenüberstehenden 
Akzeptanz anti-europäischer politischer Bestrebungen, auch bei Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen (TUI-Stiftung 2025), wäre es in unsicheren Zeiten wie der 
unseren von Bedeutung, die Relevanz von Internationaler Jugendarbeit, nicht zu-
letzt für Frieden und die europäische Idee, zu unterstreichen. Denn wie auch die 
Bundeszentrale für politische Bildung konstatiert, hatten nie zuvor so viele junge 
Menschen die Möglichkeit, freiwillig für einen längeren Zeitraum in einer für 
sie unbekannten Kultur zu leben (Bundeszentrale für politische Bildung 2024).

Bei all dem, was sich in Hinblick auf die öffentliche Wahrnehmung und das 
Wissen um Internationale Jugendarbeit als Beitrag zur europäischen Integration 
noch bessern könnte, ist gleichermaßen festzuhalten, dass die Bundesrepublik 
Deutschland mit ihren Programmen zum Jugendaustausch bereits wesentliche 
Beiträge leistet. So verbringen laut dem Deutschen Youth For Understanding 
Komitee (YFU) jährlich etwa 20000 Schüler:innen aus Deutschland ein halbes 
oder ganzes Jahr im Ausland bei einer Gastfamilie. Im Gegenzug verbringen pro 
Jahr rund 3000 ausländische Schüler:innen ein halbes oder ganzes Schuljahr bei 
einer deutschen Gastfamilie (ebd.).

Globalisierung als ‚Aufhängerthema‘ und als eine Entwicklung, welche oh-
nehin nicht aufzuhalten, aber gestaltbar ist, sollte daher für das Werben um die 
europäische Idee nach Jean Monnet auch an Schulen genutzt werden. Schulen 
und die Profession Sozialer Arbeit könnten beispielsweise enger kooperieren 
und Programme der Internationalen Jugendarbeit sich in Zeiten von Unsicher-
heit und der Verlagerung gesellschaftlicher Diskurse an die politischen Ränder 
(noch) stärker in verschiedenen Handlungsfelder verankern.

Hierbei stellt sich ferner die Frage, inwiefern sich kulturelle Globalisierung 
bislang als Lehrinhalt fächerübergreifend erfolgreich in schulischen Lehrplänen 
etablieren konnte. Auch daran lässt sich ablesen, inwiefern Schüler:innen für 
Themen der (kulturellen) Globalisierung und für internationale Austauschpro-
gramme und Jugendbegegnungen sensibilisiert wurden. Denn gerade im inter-
kulturellen Aspekt von Globalisierung, in der interkulturellen Begegnung junger 
Menschen, liegt nicht nur die Chance, durch Bildung gesellschaftliche Span-
nungsfelder zu befrieden, sondern auch sozialen Problemen entgegenzutreten.

Der Sozialwissenschaftliche Studienkreis für interkulturelle Perspektiven 
(SSIP) nahm und nimmt sich der wissenschaftlich-kritischen Begleitung und 
Fokussierung dieser Verhältnisse an. Bereits zu Beginn der 2000er-Jahre erkannte 
der SSIP den didaktischen Umgang mit Rechtsradikalismus, den Integrations-
auftrag an Grundschulen oder die gemeinsame Ausbildung von Teamer:innen 
für den internationalen Jugendaustausch im Weimarer Dreieck (Frankreich, 
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Deutschland, Polen) als drängende soziale Probleme wie gleichermaßen zu-
kunftsweise Themen für die Internationale Jugendarbeit (SSIP 2001).

In der fortschreitenden Vernetzung von Programmen zur Internationalen 
Jugendarbeit und in ihrer wissenschaftlich-kritischen Begleitung liegt damit die 
Chance, dass Soziale Arbeit interkulturellen und internationalen Spannungsfel-
dern nicht nur begegnet, nachdem diese auch in der öffentlichen Wahrnehmung 
unübersehbar sind, sondern dass Soziale Arbeit vielmehr deren Bearbeitung aktiv 
mitgestaltet.

3. 	 Europäische Integration, Demokratie und Internationale 
Jugendarbeit im 21. Jahrhundert

Ein weiterer Impuls, welcher die Internationale Jugendarbeit seit Beginn der 
2000er-Jahre bis heute begleitet, ist das organische Zusammenwachsen euro-
päischer Nachbarländer durch die Wirtschafts- und Währungsunion, dem ein 
innerer Einigungsprozess der Europäer:innen zum Teil noch folgen muss.

So erkennt die TUI-Jugendstudie „Junges Europa“ 2025 den Willen von 16- 
bis 25-jährigen Europäer:innen, Europa als auch demokratische Prozesse in der 
Europäischen Union zu reformieren (TUI-Stiftung 2025). Sie kommt dabei zu 
dem Besorgnis erregenden Befund – lediglich „57 Prozent ziehen die Demokra-
tie jeder anderen Regierungsform vor“ und immerhin „39 Prozent finden, dass 
die EU nicht besonders demokratisch funktioniert“ (ebd.). Daher stellt sich, gar 
noch drängender als zu Beginn des 21. Jahrhunderts, die Frage, wie Internationale 
Jugendarbeit bei der Förderung der europäischen Integration unterstützen kann.

Doch dies zu fördern ist nicht allein Aufgabe der Sozialen Arbeit, sondern 
vielmehr interdisziplinäre Herausforderung. Der Prozess von Verbesserungen 
alltäglicher Lebensbereiche und technische und technologische Fortschrit-
te, welche im Zuge der europäischen Integration und von Globalisierung erst 
möglich wurden, sollten daher auch in der öffentlichen Wahrnehmung als sol-
che wahrgenommen werden. Dies kann auch bei vermeintlich banalen Dingen, 
welche die Lebenswelt junger Menschen in Europa betreffen, die sich nicht für 
internationale Begegnung interessieren, erfolgen; wie etwa durch Hinweise bei 
Freizeitangeboten, beim Kauf von Produkten oder dem Medienkonsum.

Eine klare Zäsur für die Internationale Jugendarbeit als auch für die euro-
päische Integration stellt zweifelsohne der Diskurs um Migration dar. So waren 
zu Beginn der 2000er-Jahre Migration und die Integration zugewanderter Men-
schen zentrale Themen der Internationalen Jugendarbeit (Thimmel/Chehata 
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2015); jedoch war nicht vorhersehbar, wie sich die öffentliche Debatte im kom-
menden Vierteljahrhundert gesamteuropäisch verschärfen würde und inwiefern 
dies eine neue Professionalisierung für Wissenschaft und Profession Sozialer 
Arbeit in diesem Handlungsfeld erfordern sollte. Hierzu zählt beispielsweise die 
Verschärfung des ohnehin für die europäische Jugendarbeit immer bedeutsam 
gewesenen Diskurses um Migration und Integration auf interdisziplinärer Ebene 
seit 2015.

Internationaler Jugendarbeit kommt hierbei ein erhebliches Verdienst in den 
letzten 25 Jahren zu. Durch direkte Begegnung, durch den Austausch von jungen 
Menschen, trug sie zur dialogischen Begegnung und damit zur Entschärfung 
des Spannungskonflikts bei. Hierzu zählt auch das ab 2015 entwickelte Kon-
zept der Reflexiven Internationalität von Andreas Thimmel (2021), welches neue 
Praxisperspektiven für aktuelle gesellschaftliche Herausforderungen liefert, wie 
sie etwa von dem jüngsten Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung als 
gesellschaftliche Szenarien entworfen wurden; etwa das Jungsein in der Ein-
wanderungsgesellschaft, das Jungsein in einer Demokratie unter Druck oder das 
Jungsein in Zeiten kriegerischer Bedrohungslagen (BMBFSFJ 2025, 10–19).

Insofern bestimmen politische Fragen um das, was den Staat, die Nation 
und demokratische Gesellschaften ausmacht, zunehmend alle Bereiche des Ju-
gendlebens, was sich auch anhand des thematischen Vergleichs von Kinder- und 
Jugendberichten der letzten Jahre als Entwicklung ablesen lässt.

4. 	 Die Renaissance von Nationalerziehung als gegenwärtige 
Herausforderung Internationaler Jugendarbeit

Hierdurch gewinnt auch die kritische Besprechung von Nationalerziehung und 
der zu hinterfragenden Betonung des Nationalen in Bildung und Erziehung als 
Herausforderung für Bildungs- und Austauscharbeit (wieder) an Bedeutung. Die 
Frage nach dem, wer wir als nationalstaatliche Gesellschaften sind und was uns 
ausmacht, bestimmt jedoch nicht nur Migrationsgesellschaften oder einzelne 
Länder, sondern ist aufgrund jener dargelegten Zäsuren global zu betrachten 
(Marx 2024, 471–478). Internationale Jugendarbeit hat daher eine ausgleichende 
Wirkung auf europäischer wie weltweiter Ebene, da bereits Kernelemente der 
Bildung und des Austausches zur kritischen Überprüfung eigener oder national-
kollektiver Überzeugungen veranlassen.

Doch stellt sie insbesondere in Zeiten, in denen antidemokratische Tenden-
zen weltweit auf dem Vormarsch sind, den unproblematischen Dialog und das 
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gegenseitige Kennenlernen in transnationalen Kontexten, vor neue Herausforde-
rungen. Dabei ist es ein inzwischen schwieriges Unterfangen, nicht nur Demo-
kratiebildung zu verfolgen, sondern Staaten wie Russland, China und andere Au-
tokratien trotz oder gerade wegen der erschwerten diplomatischen Bedingungen 
durch gute Vorbilder und internationalen Dialog Möglichkeiten aufzuzeigen, 
Partner der Weltgemeinschaft zu bleiben und Unterstützer des Menschenrechts 
zu werden. Internationale Jugendarbeit und Schüler:innenaustausche dürfen da-
her auch in krisenhaften Zeiten wie der unseren nicht abbrechen. 

Ferner ist in Europa und in der Europäischen Union Nationalerziehung ein 
gegenwärtiges, wenngleich nicht vordergründig erscheinendes Thema. So sind 
etwa in Polen, Ungarn und der Türkei seit den 2000er-Jahren ein mitunter durch 
schulische Erziehung herangereifter Nationalismus ein Phänomen, welches als 
gesellschaftliches Abbild nun zu religiös-nationalistischen Reformen in Bildung 
und Justiz und in dieser Folge zu Sanktionen durch die Europäische Union 
führte. Ähnlich verhält es sich seit vielen Jahren mit Ungarn und den dortigen, 
auch die schulische Bildung betreffenden, Erlassen. Dies zeigt, dass eine kosmo-
politische oder auch nur ‚europäische‘ Demokratiebildung vorerst nicht greifen 
wird. Unsere Verantwortung muss es dennoch sein, auf politischer Ebene und auf 
Ebene der Institutionen Internationaler Jugendarbeit Konsense herbeizuführen, 
damit die europäische Idee weiter wird leben können.

Nationalerziehung in der Gegenwart betrifft jedoch ebenso westeuropäische 
Staaten, welche von Abspaltungen oder Zerfall bedroht sind, wie etwa Großbri-
tannien, Belgien oder Spanien. Trotz jener erschwerten Voraussetzungen kön-
nen Impulse der Internationalen Jugendarbeit dazu beitragen, den europäischen 
Einigungsprozess zu verwirklichen. Obgleich in einem Europa von beinahe  
50 Staaten Nationalismus und nationale Bestrebungen immer eine Bedeutung 
haben werden, können Bildungs- und Austauscharbeit aus der vermeintlichen 
Abgrenzung in bi- oder multinationaler Perspektive Pluralität schaffen. Die His-
torikerinnen Budde, Freist und Günther-Arndt konstatieren hierzu: 

„Sogar der selbstkritischste Umgang mit der eigenen Vergangenheit dient noch der Bil-
dung, Klärung und Bekräftigung nationaler Identität, so weit er im nationalgeschicht-
lichen Rahmen erfolgt und beispielsweise einen unglücklichen ‚deutschen Sonderweg‘ 
[...] ausmacht [...].“ (Budde u. a. 2008, 26, Herv. i. Org.)

Jener beschriebene unglückliche ‚deutsche Sonderweg‘ stellt im heutigen Kon-
text insofern bereits ungewollt einen spezifischen Aspekt deutscher Bildungs- 
und Austauschprogramme dar, als dass im Wissen um die deutsche Geschichte 
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die gegenwärtigen Herausforderungen im Umgang mit Zuwanderung und Mi-
gration pädagogisch anders aufbereitet werden als etwa in Polen oder Ungarn.

Doch auch in Deutschland zeichnet sich die Wiederkehr eines nationa-
len Pathos in oppositionellen Parteien und Bewegungen ab, welche mitunter in 
den letzten Jahren zur Prüfung ihrer Verfassungstreue durch das Bundesamt für 
Verfassungsschutz führte und führt. Dabei sind die Einordnung und Begleitung 
politischer Veränderungen auch als Auftrag an die Internationale Jugendarbeit 
zu verstehen (Thimmel 2016). Hierzu zählen Zäsuren wie der digitale Ausbau, 
globale Fluchtbewegungen, eine sich rasant verändernde Finanz- und Wirt-
schaftswelt und der vermeintliche als auch tatsächliche Verlust von politischem 
Einfluss und Macht.

Die in Deutschland öffentlich geführten Debatten um eine ‚deutsche Leit-
kultur‘ seit Beginn der 2000er-Jahre lassen erkennen, dass Inhalte, die histo-
rische Nationalerziehung ausmachten, auch in der jetzigen Zeit erneut disku-
tiert werden. Mit einer solchen Leitkultur ersuchen politische Akteur:innen im 
Zeitalter der Migrationsgesellschaft ein Nationalbewusstsein für Deutschland zu 
diskutieren. Wie bereits zu früheren Zeiten wird erneut ein Verlust der eigenen 
Identität durch ‚fremde‘ Einflüsse diskutiert und als Kern der von der Opposition 
gesetzten politischen Agenda gegen die sozialdemokratisch geführte Bundesre-
gierung geführt.

Internationale Jugendarbeit wie auch die politische Bildung insgesamt müs-
sen jene teils unbeantworteten Fragen aufgreifen. So könnte gerade durch Bil-
dungs- und Austauscharbeit die Chance entstehen, eine Heranführung junger 
Menschen an ein Leben in der Migrationsgesellschaft, in einer sich stetig ver-
ändernden Arbeitswelt, mit sich durch digitalen Fortschritt wandelnden Erwar-
tungen an das Individuum und mit sich daraus resultierenden kritischen Über-
prüfungen von Menschenbildern zu vollziehen.

5. 	 Reflexive Internationalität als Antwort Internationaler 
Jugendarbeit auf neonationalistische Tendenzen

Andreas Thimmel entwarf insofern mit dem Begriff der ‚Reflexiven Internatio-
nalität‘ ein weitsichtiges Konzept für die Praxis der Internationalen Jugendarbeit, 
als dass dieses das politische Nachdenken über Nationen, Nationalitäten, Kul-
turen, kulturelle Praxen, Staaten und Institutionen in inter- und transnationalen 
und europäischen Kontexten ermöglicht (Thimmel 2021, 368) – und als dass 
nicht absehbar war, dass jene Themen 2026 für das Zusammenleben auf dem 
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europäischen Kontinent und damit für die Internationale Jugendarbeit noch 
wichtiger denn je sein werden.

Davon ausgehend, dass es sich bei Nationen um historisch gewachsene und 
systematisch unterschiedliche Formen von Migrationsgesellschaften handelt 
(Thimmel/Chehata 2015), versteht das Konzept ‚Reflexive Internationalität‘ die 
Begriffe Nation, Staat und Kultur dynamisch und heterogen. Es geht der Frage 
nach, welche politische Dimensionen für die Bildungs- und Austauscharbeit von 
besonderem Interesse sind. Thimmel (2021, 371) arbeitet hierbei sieben Bereiche 
heraus:
1.	 Die Anerkennung und Gleichwertigkeit von am Austausch beteiligten In-

dividuen, Organisationen und Ländern.
2.	 Eine Reflexion kultureller und nationalstaatlicher Einbettungen. Hierbei 

soll verdeutlicht werden, dass sich Internationale Jugendarbeit auf die Ausei-
nandersetzung mit kollektiver nationaler Identität bezieht.

3.	 Eine sensible Haltung, wann und in welchem Kontext „Nation“ oder „Staat“ 
als relevante Kategorien genannt werden.

4.	 Die Bearbeitung politischer Themen in der Internationalen Jugendarbeit. 
Hierbei ist der besondere Aspekt, dass durch die von der Internationalen 
Jugendarbeit initiierte Auslandsmobilität dazu führen kann und soll, über 
Politik im Heimatland, im Partnerland und europa- oder gar weltweit nach-
zudenken.

5.	 Eine Partnerschaftsorientierung auf bi- und multinationaler Ebene, bei-
spielsweise im Kontext von auswärtiger Kulturpolitik.

6.	 Das Üben in verantwortungsvoller Kommunikation und diplomatischem 
Geschick mit Ländern, mit denen Bildungs- und Austauscharbeit betrieben 
wird.

7.	 Das Ermöglichen von Zugängen zu non-formaler Bildung und zu grenz-
überschreitender Mobilität für Jugendliche aller Lebensalter und Milieus.

Insbesondere der gegenwärtige Verlust der als sicher geglaubten Garantie eines 
friedlichen Zusammenlebens auf dem europäischen Kontinent verleiht dem Kon-
zept der Reflexiven Internationalität erneut Aktualität für europäische Bildungs- 
und Austauschprogramme. So konstatiert Andreas Thimmel sehr treffend: 

„Die Auswirkungen politischer und europäischer Entwicklungen auf die Praxis der 
Internationalen Jugendarbeit sind offensichtlich. Internationale Jugendarbeit wurde 
und wird von den politischen Entwicklungen in der internationalen Politik und der 
Außen- und Europapolitik der Bundesrepublik Deutschland und ihrer Partnerländer 
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beeinflusst und hat sich immer wieder neuen zeitgeschichtlichen Herausforderungen 
zu stellen.“ (ebd., 372)

Internationale Jugendarbeit steht 2026 vor gänzlich anderen Aufgaben als noch 
im Jahr 2000. Die Krisen der letzten Jahre um Krieg und Frieden, um Demokra-
tie und gesellschaftliche Spaltung sowie um Integration und Ausgrenzung haben 
hierbei gezeigt, dass die Zukunft nur in der Weiterentwicklung des europäischen 
Einigungsprozesses liegen kann. Die besondere Gelegenheit der Internationalen 
Jugendarbeit kann nun darin liegen, politischen Akteuer:innen zu zeigen, dass 
junge Menschen aus dem ihnen hinterlassenen Erbe durch Dialog und Begeg-
nung zukunftsweisende Perspektiven erarbeiten und vorleben. So war bereits 
Jean Monnet von dieser Intention überzeugt, als er feststellte: „Europa wird in 
Krisen geschmiedet, und es wird die Summe der zur Bewältigung dieser Krisen 
verabschiedeten Lösungen sein.“ (Monnet 1980, 528)
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MARKUS OTTERSBACH

Migration als Herausforderung und Chance 
für die non-formale Bildung

1. 	 Einleitung

Bereits seit Bestehen der Bundesrepublik, spätestens jedoch seit der Einwande-
rung der ersten Gastarbeiter*innen vor dem Hintergrund der Anwerbeabkom-
men in den 1950er und 1960er Jahren ist Migration ein von unterschiedlichen 
Interessen und Bedürfnissen geprägtes Thema. Vor allem im Zuge der seit 2012 
stark zunehmenden Zuwanderung Geflüchteter1 nach Deutschland werden die 
Themen Migration und Flucht in der Öffentlichkeit wieder sehr konträr disku-
tiert. Relativ neuen Datums ist, dass die Themen – verursacht durch das Erstarken 
der AFD als einer in Teilen vom Verfassungsschutz zumindest zeitweise als gesi-
chert rechtsextremistisch bezeichneten Partei – auch im parlamentarischen Rah-
men verstärkt debattiert werden und darüber auch eine gewisse Normalisierung 
von Rechtspopulismus und Rechtsextremismus in Deutschland hergestellt wird. 

Hintergrund der relativ starken Zuwanderung durch Geflüchtete ist einer-
seits das im Jahr 2015 von Deutschland temporär außer Kraft gesetzte Dublin-
II-Abkommen, mit dem der Umgang mit Geflüchteten innerhalb Europas ei-
nerseits angeglichen und an die ordnungspolitischen Kräfte der Grenzstaaten der 
EU delegiert werden sollte. Andererseits ist vor allem der erstmals Anfang März 
2022 angewendete § 24 AufenthG bzw. die „EU-Massenzustrom-Richtlinie“ 
Anlass dafür, dass ukrainische Geflüchtete in der EU und in Deutschland Schutz 
erhalten und auch viele der Geflüchteten – zumindest zunächst – in Deutschland 
bleiben wollen (Kosyakova u. a. 2025, 47 f.). 

Geflüchtete sind jedoch nicht die einzige Gruppe der Menschen mit Mi-
grationshintergrund2: Klassische europäische Einwanderungsländer wie Frank- 

1	 Zwischen 2017 und 2020 haben die Asylbewerberzahlen in Deutschland jedoch wieder 
stark abgenommen, ab 2021 wieder zugenommen und seit 2024 nehmen sie wieder ab 
(Mediendienst Integration 2025a).

2	 Inzwischen wird in der Statistik auch der Begriff der „Menschen mit Einwanderungsge-
schichte“ verwendet. Er bezieht sich im Gegensatz zum Begriff des Migrationshintergrunds 
nicht auf die Staatsangehörigkeit, sondern auf die Wanderungserfahrung. Zu Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte zählen nur Menschen, die selbst oder deren beider Elternteile nach 
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reich, Großbritannien, die Niederlande oder auch Belgien verfügen über langjäh-
rige Erfahrungen mit Zugewanderten, vor allem aus ihren ehemaligen Kolonien. 
Auch in Deutschland (vor allem in der ‚alten‘ Bundesrepublik, weniger in der 
ehemaligen DDR) verfügen die Menschen spätestens seit Ende des Zweiten 
Weltkriegs über eine langjährige und intensive Erfahrungsgeschichte im Um-
gang mit Menschen mit Migrationshintergrund. Die relativ starke Zuwanderung 
von Geflüchteten in Deutschland seit 2012 wird die Erfahrungen der Einhei-
mischen mit Einwanderung hierzulande voraussichtlich prägen.3 Die Haltung 
der Bürger*innen zum Thema Einwanderung ist jedoch wiederum maßgeblich 
vom politischen Umgang mit Menschen mit Migrationshintergrund abhängig, 
d.h. die Ausrichtung sowohl der Einwanderungs- als auch die Gestaltung der 
Integrationspolitik beeinflussen die Haltung der Menschen zum Thema Migra-
tion stark.4

In Deutschland findet Integrationspolitik im Kontext europäischer, nationa-
ler, länderspezifischer und kommunaler Politiken statt, die zudem den Rahmen 
sozialarbeiterischer Konzepte prägen bzw. vorgeben. Dazu gehören vor allem die 
auf europäischer bzw. nationaler Ebene definierten rechtlichen Rahmenbedin-
gungen, aber auch die auf länderspezifischer und kommunaler Ebene festgelegten 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Fördermaßnahmen für Menschen mit 
Migrationshintergrund. Die Rolle und Aufgaben der Sozialen Arbeit werden im 
Kontext der seitens einzelner Subsysteme (Recht, Wirtschaft, Bildung, Gesund-

Deutschland eingewandert sind. Menschen ab der dritten und den weiteren Generationen 
werden in der Rubrik „Menschen mit Einwanderungsgeschichte“ nicht als Nachkommen 
von Eingewanderten erfasst (BAMF 2024). Wegen der historischen Vergleichbarkeit wird 
hier jedoch der Begriff des Migrationshintergrunds verwendet.

3	 Nur durch eine radikale Abschottung (durch Schließung der Grenzen und durch massenweise 
Abschiebung von Schutzsuchenden) wäre eine Umkehr möglich. Wie diese aussehen und 
vor allem legitimiert werden könnte, ist jedoch völlig unklar. Eine weitere Verschärfung des 
Asylrechts ist jedenfalls weder auf europäischer noch auf nationaler Ebene nicht mehr mög-
lich, ohne es als ein individuelles Recht gemäß der Genfer Flüchtlingskonvention aufzugeben. 
Die neue Zollpolitik der USA und die Auslösung einer weltweiten Wirtschaftskrise könnten 
rechtspopulistische Bewegungen und Parteien in Europa, die eine solche Abschottungspolitik 
präferieren würden, jedoch weiterhin stärken.

4	 Hier sei bereits darauf hingewiesen, dass Migration eng mit der Thematik der Armut zusam-
menhängt. Strukturelle Diskriminierung, Ressentiments und Vorurteile bestehen vor allem 
gegenüber Migrant*innen aus Ländern mit niedrigem Bruttosozialprodukt. Infolgedessen 
ist Einwanderung vor allem eine Herausforderung für die Sozialpolitik. Kaum ein armer 
Staat würde Immigrant*innen aus wohlhabenden Ländern abweisen – umgekehrt aber sehr 
wohl. Dies zeigt, dass Einwanderung vor allem eine Herausforderung für die internationale 
Verteilungspolitik ist, wie Cassee (2016, 280) zu Recht anmerkt.
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heit, Wohnen etc.) definierten Rahmenbedingungen geprägt. Das Hilfesystem 
der Sozialen Arbeit ist sowohl Teil der Sozialpolitik als auch des Bildungssys-
tems. Im Kontext des Bildungssystems konzentriert sich die Soziale Arbeit vor 
allem auf non-formale Bildungssettings, die die schulisch orientierten formalen 
Settings positiv beeinflussen können. Non-formale Bildung kann insofern durch 
gelungene Beispiele auch den Migrationsprozess positiv prägen. Dies soll in die-
sem Artikel am Beispiel eines vom Deutsch-Französischen Jugendwerk (DFJW) 
geförderten Projekts verdeutlicht werden.

Zunächst soll die Entwicklung der Migration in Deutschland kurz rekonst-
ruiert werden (1.), bevor anschließend auf die aktuellen Herausforderungen (2.) 
und Chancen einer international bzw. europäisch ausgerichteten non-formalen 
Bildung in Bezug auf Migration eingegangen wird (3.). Zum Schluss werden im 
Fazit die zentralen Botschaften zusammengefasst und ein Ausblick auf mögliche 
zukünftige Herausforderungen gewagt (4.).

2. 	 Die Entwicklung der Migration in Deutschland

Die Rolle und die Aufgaben der Sozialen Arbeit in Bezug auf die Integration 
von Menschen mit Migrationshintergrund sind nur im Kontext der Entwick-
lung der Migration in Deutschland zu verstehen. 

Deutschland galt bis 1900 eher als ein Auswanderungsland. Aufgrund wirt- 
schaftlicher Krisen wanderten allein zwischen 1816 und 1914 ca. 5,5 Mio. Deut-
sche in die USA aus (Bade/Oltmer 2004, 7). Erst seit Beginn des 20. Jahrhun-
derts entwickelt sich das Wanderungssaldo positiv, d.h. seitdem wanderten mehr 
Menschen ein als aus. Seit Ende des Zweiten Weltkriegs sind die Einwande-
rungszahlen in Deutschland vor dem Hintergrund der mit zahlreichen europäi-
schen Ländern abgeschlossenen Anwerbeabkommen kontinuierlich angestiegen 
(Gögercin 2018, 32 f.). Diese Entwicklung wurde auch durch den im Jahr 1973 
durchgesetzten Anwerbestopp kaum unterbrochen. Im Gegenteil, aufgrund von 
Familiennachzug, einer zunehmenden Anzahl an Asylbewerber*innen, dem ver-
stärkten Zuzug von Spätaussiedler*innen und der EU-Freizügigkeit stieg der 
Ausländer*innenanteil nochmals deutlich an. In 2023 lebten etwa 24,9 Mio. Men-
schen mit Migrationshintergrund (etwa 29,7 % der Bevölkerung) in Deutschland, 
davon besitzt etwa die Hälfte (qua Einbürgerung, als Spätaussiedler*in oder als 
Kind eines ausländischen Elternteils) einen deutschen Pass (BAMF 2024). 

Bezüglich der Form der Neuzuwanderung dominieren in Deutschland die 
Asyl- und die Arbeitsmigration. Die Zahl der Geflüchteten ist in Deutschland 
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zwischen 2012 und 2016 mit mehr als 1,6 Mio. Asylanträgen stark gestiegen 
(Statista 2017).5 Allerdings nimmt die Zahl der Anträge seit 2017 bzw. seit 
2024 vor allem aufgrund verstärkter Grenzkontrollen und Zurückweisungen sog. 
„irregulärer Migration“6 wieder ab (Mediendienst Integration 2025a). Auch die 
Arbeitsmigration befindet sich seit längerer Zeit auf einem relativ hohen Ni-
veau. Hier handelt es sich vor allem um Saisonarbeiter*innen, die im Rahmen 
der EU-Freizügigkeit für eine bestimmte Zeit (im Rahmen der Schengen-Visa) 
in Deutschland arbeiten und danach wieder in ihr Heimatland zurückkehren. 
Allerdings steigt auch die Anzahl der langfristigen Visa-Erteilungen für Nicht-
EU-Bürger*innen seit Jahren an (Mediendienst Integration 2025b). 

Integrationspolitisch und rechtlich betrachtet existiert seit dem Jahr 2000 
das Geburtsortprinzip ( Jus soli). Seit der Verabschiedung des neuen Staatsan-
gehörigkeitsrechts im Juni 2024 kann ein in Deutschland geborenes Kind, bei 
dem kein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, sowohl die Staats-
angehörigkeit der Eltern als auch die deutsche erhalten. Bedingung ist, dass die 
Eltern seit fünf Jahren rechtmäßig ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutsch-
land haben. Neben einer weiteren Erleichterung der Einbürgerung ist seit Juni 
2024 auch die Akzeptanz der doppelten Staatsangehörigkeit gesetzlich verankert 
(Mediendienst Integration 2025c).

Jedoch nehmen auch in Deutschland – wie in anderen Ländern Europas – 
die Stimmen von Rechtspopulist*innen zu, die für eine stärkere Sicherung der 
europäischen Außengrenzen und eine Versorgung von Geflüchteten in Krisenre-
gionen plädieren. Der Spielraum für eine liberalere Migrations- und Asylpolitik 
scheint auch in Deutschland inzwischen weiterhin deutlich eingeschränkt zu sein.

Neben der Bereitschaft der Aufnahme von Immigrant*innen impliziert die 
Einwanderungspolitik auch Maßnahmen zu ihrer Integration: In Deutschland 
gelten die Kommunen bzw. die Städte schon traditionell als die eigentlichen „In-
tegrationsmaschinen“ (Gesemann/Roth 2009, 12). Zwar werden die rechtlichen 
Rahmenbedingungen auf staatlicher bzw. europäischer Ebene festgelegt, den-
noch ist die kommunale Integrationspolitik, wie sie in NRW z. B. in Form der 

5	 Zu den Gründen der relativ hohen Zuwanderung von Geflüchteten in Deutschland seit 
2012 Oltmer 2018, 25 f.

6	 „Irreguläre Migration“ bezeichnet den Grenzübertritt von Einwanderer*innen, die ihr Land 
vor allem wegen Armut und Krieg verlassen und in der EU kein Visum für eine reguläre 
Einreise erhalten und deren Aufenthalt insofern irregulär ist. Sobald ein Asylantrag gestellt 
wird, ist der Status regulär bzw. legal. Der Begriff hat die Bezeichnung der „illegalen Mig-
ration“ abgelöst, weil dieser Migrant*innen stigmatisiert und kriminalisiert (Mediendienst 
Integration 2025a).

http://www.zeit.de/politik/ausland/2016-02/manuel-valls-fluechtlinge-frankreich-kontingente-angela-merkel
http://www.zeit.de/politik/ausland/2016-02/manuel-valls-fluechtlinge-frankreich-kontingente-angela-merkel
http://www.zeit.de/politik/ausland/2016-02/manuel-valls-fluechtlinge-frankreich-kontingente-angela-merkel
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Integrationsagenturen und der kommunalen Integrationszentren existiert, ein 
fester Bestandteil der politischen Integration von Menschen mit Migrationshin-
tergrund. Die Förderung spezifischer Gruppen mit Migrationshintergrund, wie 
z. B. die spanischen Elternvereine oder alevitische Jugendverbände, gilt als Mar-
kenzeichen kommunaler Integrationspolitik. In Deutschland zielt die kommu-
nale Integrationspolitik vor allem darauf, Chancengleichheit herzustellen, indem 
strukturell bewirkte Defizite (z. B. im Rahmen der schulischen Entwicklung) 
durch die gezielte Förderung marginalisierter Gruppen kompensiert werden 
sollen. Das Bündel aus nationaler, länderspezifischer und kommunaler Integra-
tionspolitik gibt den Rahmen sozialarbeiterischer Konzepte und Aufgaben vor. 

3. 	 Aktuelle Herausforderungen der non-formalen Bildung 
durch Migration

Wesentliche aktuelle Herausforderungen in Bezug auf Migration sind zunächst 
die Integration der Menschen mit Migrationshintergrund vor allem durch Bil-
dung, Ausbildung und Arbeit und zudem der zunehmende Rechtsextremismus 
und Rechtspopulismus in Deutschland. 

Auffällig in Bezug auf die Lebenslage von Kindern und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund ist zunächst deren relativ niedrige Bildungsbeteiligung. 
Um ihre Bildungsbenachteiligung zu analysieren, ist zunächst ein Blick auf die 
so genannte Bildungsexpansion in den 1950er Jahren erforderlich. Diese hat die 
Ausbildungs- und Arbeitsmarktchancen zunächst für viele verbessert, jedoch wur-
den die schichtspezifischen Ungleichheiten durch die Bildungsexpansion nicht 
beseitigt, sondern eher noch verstärkt, da die Steigerung des Bildungsniveaus 
gleichzeitig auch zu einer partiellen Entwertung der Bildungsabschlüsse führte.7 
Die Chancen für Angehörige der unteren sozialen Schichten auf gleiche Bildungs- 
und Arbeitsmarktzugänge haben dadurch erheblich abgenommen (Geißler 2014; 
Bundschuh 2016). Dieser Effekt der Reproduktion von sozialer Ungleichheit wird 
häufig als „Bildungsarmut“ bezeichnet (Quenzel/Hurrelmann 2010). 

Die Angehörigen der unteren sozialen Schichten, zu denen überproportio-
nal häufig Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund gehören, sind in 

7	 Das Abitur wurde entwertet, weil es nur noch eine Zugangsmöglichkeit zu einem Studium 
und keine tatsächliche Berechtigung im Sinne einer Garantie zu studieren mehr darstellte. 
Parallel dazu wurden vor allem die niedrigqualifizierenden Schulabschlüsse wie der Haupt-
schulabschluss entwertet.
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der Gruppe der sog. „Bildungsverlierer*innen“ deutlich überrepräsentiert (ebd.). 
Studien wie z. B. die in den 1990er Jahren publizierte IGLU-Studie oder die 
seit 2000 veröffentlichten PISA-Studien zeigen auf, dass in Deutschland die 
Korrelation von sozialer Herkunft und Bildungserwerb am stärksten von allen 
an der Studie beteiligten Ländern ist. Jugendliche aus der Unterschicht und da-
runter insbesondere Jugendliche mit Migrationshintergrund gelten auch heute 
weiterhin als die Verlierer*innen der Bildungsexpansion (Reiss u. a. 2019; Leven 
u. a. 2019, 168 ff.), d. h. sie leiden am stärksten unter der Abwertung der Bil-
dungsabschlüsse und deren Folgen. 

Neueste Studien verdeutlichen, dass Schüler*innen aus sozial niedrigen 
Schichten und mit Migrationshintergrund doppelt (sozial und ethnisch) be-
nachteiligt sind, und zwar im Elementarbereich, in der Grundschule und in der 
Sekundarstufe I (SVR 2016; Ottersbach 2016), sodass man primär von einer so-
zialen und sekundär von einer ethnisch bedingten Segregation sprechen muss, 
die sich jedoch je nach ethnischer Zugehörigkeit unterschiedlich auswirkt. Zwar 
haben sich die Bildungsabschlüsse der Jugendlichen aus unteren sozialen Schich-
ten in den letzten Jahren leicht verbessert. Da sich die Bildungsabschlüsse bei 
Jugendlichen aus allen Schichten ebenfalls erhöht haben, ist die Differenz zwi-
schen den erzielten Bildungsabschlüssen jedoch nahezu gleich geblieben.8 Die 
bereits begonnene Reduzierung des dreigliedrigen auf ein zweigliedriges Schul-
system (durch die sukzessive Zusammenlegung von Haupt- und Realschule zu 
Sekundar- oder Stadtteilschulen) und der Ausbau der Gesamtschulen hat dabei 
kaum etwas verändert. Grund ist die anhaltende Orientierung am meritokrati-
schen Muster universalistischer Leistungsorientierung (Solga 2009), das in der 
Schule nach wie vor als unhinterfragtes Prinzip fungiert und die Ungleichheit der 
Ausgangschancen zwischen Kindern aus ärmeren und reicheren Elternhäusern 
bzw. aus marginalisierten und wohlhabenden Quartieren stabilisiert. Sowohl die 
Erfolgreichen als auch die weniger Erfolgreichen haben dieses Prinzip zudem 
stark inkorporiert, indem beide Seiten davon ausgehen, dass Absolvent*innen mit 
geringem Schulerfolg weder über „natürliche Fähigkeiten“ verfügen noch die er-
forderliche individuelle Leistung erbringen (Sauter 2007, 12).9 

8	 So besuchte in 2019 etwa 71 % der Jugendlichen aus der oberen Schicht ein Gymnasium, 
während es nur 13 % aus der unteren sozialen Schicht sind (Leven u. a. 2019, 169).

9	 Die „Marginalisierten“ halten ihre Diskriminierung für legitim, weil sie die erforderlichen 
Leistungen nicht oder zu spät gezeigt haben und den Erfolgreicheren hilft das Bildungssys-
tem, nicht als Privilegierte zu erscheinen, sondern als solche, die den Erfolg selbst verdient 
haben.
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Auch nach der allgemeinbildenden Schule haben Jugendliche aus der so-
zialen Unterschicht und mit Migrationshintergrund entscheidende Wettbe-
werbsnachteile bei der Konkurrenz um Ausbildungs-, Studien- und schließlich 
Arbeitsplätze, da sie trotz gleicher Schulabschlüsse und Noten geringere Er-
folgsaussichten auf einen Ausbildungsplatz haben als Jugendliche ohne Migra-
tionshintergrund (Beicht 2017, 20 f., Holtmann u. a. 2019; Giesecke u. a. 2019). 
Auch innerhalb der Gruppe der Jugendlichen mit Migrationshintergrund gibt es 
erhebliche Differenzen (Albert u. a. 2019). An dieser Stelle zeigt sich auch, dass 
die als Gatekeeper fungierenden Personalleiter*innen in den Ausbildungsfirmen 
Jugendlichen aus der unteren sozialen Schicht und mit Migrationshintergrund 
nicht die gleichen Chancen einräumen wie anderen Jugendlichen. Dabei sind 
für Arbeitgeber*innen die erreichten Schul- bzw. Berufsabschlüsse meist weni-
ger entscheidend „als der Erwerb und die Akzeptanz bestimmter Sozialkulturen 
und eines bestimmten Habitus“ (Bundschuh 2016, 28). So geben Betriebe als 
Gründe für die Verweigerung einer Anstellung oft vermeintliche Kulturunter-
schiede, Probleme im Betriebsklima, eine zu geringe Leistungsbereitschaft oder 
Schwierigkeiten im Umgang mit Kund*innen an. Problematisch ist zudem, dass 
die bekannten Übergangsmaßnahmen die individuellen Bildungskarrieren der 
Jugendlichen nicht immer fördern. Der Erfolg hängt vor allem von den individu-
ellen Bildungsvoraussetzungen der Jugendlichen und der Art der Maßnahme ab 
(Holtmann u. a. 2019).10 Hinzukommt, dass diese ‚Warteschleifen‘ die Situation 
der einzelnen Bewerber*innen sogar partiell noch verschlechtern können, da die 
Betriebe die Teilnahme an solchen Maßnahmen mit potenziellen Problemen im 
Laufe der Ausbildung in Verbindung bringen. Bildung wirkt dann selbst stig-
matisierend und dient nur der Reproduktion sozialer Ungleichheit, anstatt die 
individuellen Kompetenzen und die Emanzipation der Jugendlichen zu fördern 
(hierzu auch Bundschuh 2016).

Eine weitere wesentliche und aktuelle Herausforderung sowohl für die 
Gesellschaft als auch für die Soziale Arbeit sind der zunehmende Rechtsext-
remismus und Rechtspopulismus in Deutschland. Repräsentative Studien wie 
z. B. die „Mitte-Studie“ der Friedrich-Ebert-Stiftung verdeutlichen, dass ein 
erheblicher Teil der Bevölkerung Einstellungen hat, die als rechtspopulistisch 

10		 Während bei etwa der Hälfte der Jugendlichen ohne Schulabschluss und Maßnahmen 
mit einer starken Betriebsanbindung diese Maßnahmen zu einer deutlichen Verbesserung 
der Chancen auf einen Ausbildungsplatz führen, sind diese Übergangsmaßnahmen für 
die andere Hälfte der Bewerber*innen – was die Verbesserung ihrer Ausbildungschancen 
angeht – tatsächlich nur verlorene Zeit.
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oder sogar rechtsextremistisch einzustufen sind (Zick u. a. 2023). Gesamt-
gesellschaftliche Diskurs-Verschiebungen sind festzustellen, die mit einem 
wachsenden Einfluss rechter Bewegungen und Parteien sowie einer Zunahme 
rassistischer und antisemitischer Straf- und Gewalttaten korrelieren. Auch in 
medialen Kontexten werden die Themen der extremen Rechten immer stärker 
beachtet, sodass rechtsextreme Positionen inzwischen ohne negative Konse-
quenzen geäußert werden können (Stützel 2019). Profession und Disziplin der 
Sozialen Arbeit sehen sich vor diesem Hintergrund zunehmend herausgefor-
dert, Konzepte gegen die Zunahme rechter Orientierungen und Bewegungen 
zu entwickeln, wie sie z. B. durch das „Informations- und Dokumentationszen-
trum für Antirassismusarbeit in NRW“ (Arndt u. a. 2021) entwickelt wurden. 
Auch die Wohlfahrtsverbände wie die AWO, die Caritas, die Diakonie oder 
der Paritätische haben im Bereich der Sozialen Arbeit auf Bundes- und Lan-
desebene Informations- und Beratungsstrukturen zum Umgang mit rechtsex-
tremen Akteur*innen aufgebaut, die auch von Organisationen vor Ort genutzt 
werden können. Deren Ziel ist vorrangig die Verpflichtung zur Achtung der 
Menschenrechte und zur Förderung der Demokratisierung der Gesellschaft 
sowie die Förderung einer kritischen Haltung gegenüber Rechtspopulismus und 
Rechtsextremismus. 

4. 	 Aktuelle Chancen: Non-formale Bildung im europäischen 
Kontext

Bildung soll zum Abbau von Benachteiligung bzw. zur Inklusion aller Schüler*in
nen beziehungsweise Jugendlicher beitragen. Eine solche Forderung ist insbe-
sondere für Jugendliche in prekären Lebenslagen bedeutsam, weil Bildung eine 
wichtige Voraussetzung für die erfolgreiche Integration in den Arbeitsmarkt ist. 

Neben der Schule kann auch die Soziale Arbeit durch ein inklusives Bil-
dungsangebot sozialen Aufstieg und somit eine erfolgreiche Arbeitsmarktinte-
gration fördern. Dabei liegt ein großes Potenzial in Bezug auf aktuelle Chancen 
der non-formalen Bildung z. B. in europäisch bzw. international ausgerichteten 
Angeboten der politischen Jugendbildung (siehe auch Beiträge von Klöckner 
und Wenzler i. d. B.). Allerdings unterliegt auch das ( Jugend-)Hilfesystem ei-
ner institutionellen Zergliederung: Während in Bezug auf die Einbindung von 
Jugendlichen aus mittelschichtorientierten Milieus die Jugendverbandsarbeit 
und die internationale Jugendarbeit erfolgreich sind, werden Jugendliche aus 
marginalisierten Quartieren eher durch die offene Jugendarbeit oder die Jugend-
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sozialarbeit erreicht (Pluto/van Santen 2018; Becker/Thimmel 201911). Auch 
hier blockieren institutionelle Trennungen ein gemeinsames Lernen von Jugend-
lichen unterschiedlicher sozialer Herkunft.

Erforderlich wäre deshalb einerseits, die Angebote der Jugendverbandsarbeit 
so auszurichten, dass sie für marginalisierte Jugendliche anschlussfähig werden. 
Andererseits gibt es Überlegungen zu einer Verbindung der Angebote der inter-
nationalen Jugendarbeit mit Angeboten der Jugendsozialarbeit, wie sie im Übrigen 
auch schon innerhalb mancher Jugendverbände existiert. Um einer Separierung im 
non-formalen Bereich entgegenzuwirken, sollte die internationale Jugendarbeit 
gemäß ihrem politischen Auftrag ein Angebot für alle Jugendliche bereitstellen. 
Ein emanzipatorischer und kritischer Ansatz der internationalen Jugendarbeit 
sollte für ein offensives politisches Selbstverständnis eintreten, das auch die ge-
sellschaftlichen Funktionen der Jugendarbeit kritisch reflektiert. Versuche, ,Inter-
nationales‘ nicht nur mit ‚Interkulturellem‘, sondern vor allem auch mit ‚Sozialem‘ 
zu verbinden und sich darüber für unterschichtsorientierte Milieus zu öffnen, gibt 
es zum Beispiel im Rahmen des „Netzwerks für Diversität und Partizipation“ des 
Deutsch-Französischen Jugendwerks (DFJW).12 Jugendliche in prekären Le-
benslagen erzielen durch solche internationalen Projekte einen großen Gewinn 
in Bezug auf ihre eigene Persönlichkeitsentwicklung, ihre schulische und auch be-
züglich ihrer beruflichen Situation (Ottersbach/Pierre 2014; Boubeker/Ottersbach 
2014). Bei der Evaluation dieses Programms sind rechtliche Einschränkungen 
für Asylbewerber*innen, die unterschiedliche Ausstattung der Jugendlichen mit 
ökonomischem Kapital und auch soziale Disparitäten bei den Austauschtreffen 
sichtbar geworden. Diese Austauschtreffen haben eben nicht nur Jugendliche aus 
verschiedenen Ländern und mit verschiedenen Migrationshintergründen zusam-
mengebracht, sondern auch Jugendliche aus unterschiedlichen sozialen Milieus. 
Aus der Analyse der Interviews mit den Jugendlichen und den Betreuenden geht 
hervor, dass die Jugendlichen voneinander gelernt, ihren Blick auch für andere 
Milieus geöffnet haben und sogar ihre beruflichen Perspektiven durch Besuche in 
verschiedenen Betrieben erweitern konnten (Farrokhzad/Ottersbach 2014, 135).

Um die Bildungssituation Jugendlicher in prekären Lebenslagen zu verbes-
sern, kooperieren Schule und Jugendhilfe beziehungsweise Jugendarbeit, um eine 

11	Dies ist einer der wichtigsten Ergebnisse der sog. „Zugangsstudie“, herausgegeben von Helle 
Becker und Andreas Thimmel, die in der internationalen Jugendarbeit inzwischen zu einem 
Standardwerk avanciert ist.

12	Ähnliche Beispiele finden sich auch im Bereich der politischen Jugendbildung (Ottersbach 
2008).
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Aufhebung struktureller Barrieren zu erreichen. Ein zentrales Beispiel für die 
Kooperation der beiden Institutionen ist die sozialräumlich orientierte Schulso-
zialarbeit (Westhoven 2015, 347). Sie agiert an der Schnittstelle zwischen Schule 
und Jugendhilfe und findet sowohl in schulischer als auch in Trägerschaft der 
Sozialen Arbeit statt. Die Trägerschaft ist häufig entscheidend; sie bestimmt 
darüber, welche Inhalte – ob schulische (die Förderung formalen Lernens durch 
Nachhilfe oder Hausaufgabenhilfe) oder sozialarbeiterische (die Förderung non-
formaler bzw. informeller Lerninhalte durch Projektarbeit, Freizeitgestaltung 
o. ä.) – zur Geltung gelangen. Schulsozialarbeit impliziert stets den Kontakt mit 
den Eltern, insbesondere dann, wenn Schulprobleme auftauchen.

Schulsozialarbeit birgt zahlreiche Konflikte, die durch die unterschiedliche 
Positionierung und durch unterschiedliche Erwartungen zwischen Lehrer*innen 
und Sozialarbeiter*innen auftreten können. Trotz des Konfliktpotenzials sind 
die Erfahrungen mit Schulsozialarbeit sowohl aus Sicht der Schule als auch 
aus Sicht der Sozialen Arbeit insgesamt positiv zu werten. Eine sozialräum-
lich orientierte Schulsozialarbeit kann einen wichtigen Beitrag zur Bekämpfung 
von Schulverweigerung beziehungsweise -abbruch, zur Verbesserung der Qua-
lifikationen der Schüler*innen, zur Behebung möglicher schulischer Konflik-
te zwischen Schüler*innen, Lehrer*innen und Eltern, zur Kritikfähigkeit, zum 
solidarischen Lernen und darüber auch zur inklusiven Bildung Jugendlicher in 
prekären Lebenslagen leisten.

5. 	 Fazit

Migration ist nach wie vor ein zentrales gesellschaftspolitisches Thema mit einer 
hohen Relevanz für die Soziale Arbeit. Dies wird sich vermutlich auch in naher 
Zukunft nicht ändern. Als gesellschaftskritische Profession muss die Soziale Ar-
beit dazu beitragen, dass Migration nicht nur als eine Herausforderung, sondern 
auch als eine Chance zur Förderung kultureller Vielfalt, zum Abbau sozialer 
Ungleichheit (Ottersbach 2021) und somit auch zur Stabilisierung der pluralis-
tischen Demokratie interpretiert wird. Deshalb sollte sie den kritischen Diskurs 
zum Thema Migration aktiv begleiten und dazu beitragen, dass die durch Mig-
ration entstandenen positiven Errungenschaften in unserer Gesellschaft stärker 
in den Fokus der Öffentlichkeit geraten. Sie kann aber auch dazu beitragen, dass 
die prekären Lebenslagen insbesondere von Menschen mit Migrationshinter-
grund durch Angebote der non-formalen Bildung, wie sie hier präsentiert wur-
den, verbessert werden. Derartige Angebote werden gerade in Zeiten, in denen 
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rechtspopulistische und rechtsextreme Haltungen und Aktivitäten zunehmen, 
immer wichtiger, weil die Kombination aus Migration und Armut oft eine An-
griffsfläche für Diskriminierung und Rassismus bietet. 
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PETER NICK

Jugendarbeit in der (Post-)Migrationsgesellschaft

„Aufrechter Gang, er zeichnet vor den Tieren aus, und man hat ihn noch nicht. 
Er selber ist nur erst als Wunsch da, als der, ohne Ausbeutung und Herrn zu 

leben. Hier vor allem schwebte, so dauernd wie notwendig, Tagtraum über der 
bisherigen Gewordenheit, der ungelungenen, zog ihr vor.“  

(Bloch 1979, 1618)

Mit Andreas Thimmel verbindet mich eine fachliche und auch persönliche Zu-
sammenarbeit. Wir haben beide im November 2005 als Gründungsmitglieder das 
Netzwerk interkulturelle Jugendverbandsarbeit und -forschung (NiJaf )1 mit ini-
tiiert. Beteiligt bei der Gründung dieses – bis heute – bestehenden Netzwerkes wa-
ren neben Vertreter*innen aus Jugendverbänden, dem Deutschen Bundesjugend-
ring (DBJR), den Landesjugendringen und Vereinigungen von Jugendlichen mit 
familiärer Migrationsbiographie (VJM), Wissenschaftler*innen aus der Migra-
tions- und Jugendverbandsforschung. Gemeinsam wird die Position vertreten, dass 
sich die gesellschaftliche Realität der Bundesrepublik Deutschland als Migrations-
gesellschaft deutlicher in der Kinder- und Jugendarbeit widerspiegeln müsste. So ist 
nach wie vor davon auszugehen, dass der Anteil der Kinder und Jugendlichen mit 
familiärem Migrationshintergrund in der Jugendarbeit im Vergleich zu den Gleich-
altrigen der Mehrheitsgesellschaft unterrepräsentiert ist. Insgesamt geben ca. 70 % 
der Jugendverbände in Westdeutschland an keine oder weniger als 5 % Kinder und 
Jugendliche mit Migrationshintergrund als Mitglieder zu haben (Seckinger u. a. 
2009, 87). Dass das Thema der interkulturellen Öffnung in der Jugendarbeit einen 
hohen Stellenwert hat, zeigt sich darin, dass 71 % aller Jugendverbände nach der 
Studie des Deutschen Jugendinstitutes angeben, die interkulturelle Öffnung als 
gesellschaftliche Aufgabe anzunehmen und 62 %‚ weil „wir das wollen“ (ebd., 83).

Im Folgenden möchte ich der These nachgehen, dass die Jugendarbeit auf-
grund ihrer spezifischen Strukturmerkmale – insbesondere Freiwilligkeit, Selb-
storganisation und die Orientierung an Kommunikation auf Augenhöhe – ein 
besonders geeignetes Feld für interkulturelle Öffnung darstellt. Diese These 
lässt sich sowohl aus dem Partizipationsverständnis der Jugendarbeit als auch 

1	 Das Netzwerk hat am 4.11.2025 beschlossen sich „Netzwerk Jugendverbandsarbeit und 
-forschung in der Migrationsgesellschaft (NJFM)“ zu nennen.
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aus der Theorie des kommunikativen Handelns begründen. Dabei werde ich zu-
nächst die (1) Programmatik der interkulturellen Öffnung skizzieren, anschlie-
ßend (2) den für die Jugendarbeit zentralen Begriff der Partizipation erörtern, 
die (3) strukturellen Kennzeichen der Jugendarbeit systematisieren und diese  
(4) schließlich theoretisch im Anschluss an Jürgen Habermas fundieren.

1. 	 Programmatik Interkulturelle Öffnung der verbandlichen 
Jugendarbeit 

Die Formulierung ‚interkulturelle Öffnung in der verbandlichen Kinder- und 
Jugendarbeit‘ habe ich zum ersten Mal, im Zusammenhang mit der Tagung des 
Deutschen Bundesjugendrings zum Thema ‚Partizipation verbindet – Kinder und 
Jugendliche aus Zuwandererfamilien‘ im Jahr 2003 entwickelt. Der Begriff der inter-
kulturellen Öffnung wurde damals verwendet, um die bis dahin vorgegebenen Zu-
ordnungen sozialer Dienste in der Sozialen Arbeit der Wohlfahrtsverbände zu einer 
Religionsgemeinschaft aufzulösen und um neue Formen der Beratung und Unter-
stützung für die angeworbenen ausländischen Arbeitnehmer*innen zu ermöglichen. 

Mit der Einführung des Begriffes der interkulturellen Öffnung der Jugend-
verbandsarbeit sollten zwei zentrale Dimensionen mit einer Prämisse verbunden 
werden. Prämisse ist die Anerkennung der Realität, dass sich die Gesellschaft als 
Migrationsgesellschaft grundlegend verändert hat. 

Die erste Dimension der interkulturellen Öffnung beinhaltet, dass eine hö-
here Beteiligung von Kindern und Jugendlichen mit familiärem Migrations-
hintergrund in der Jugendarbeit angestrebt wird. Die Begründung dafür liegt 
im Selbstverständnis von Selbstorganisation und Partizipation der Jugendarbeit 
und darin, dass sie den Anspruch hat, die Interessen aller Kinder und Jugend-
lichen zu vertreten. Dies hat zur Folge, dass auch Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund sowohl bei allen Aktivitäten der Jugendarbeit in einem 
angemessenen Anteil vertreten sein müssen als auch als Mitglieder in den Ent-
scheidungsgremien gleichberechtigt zu beteiligen sind.

Neben der Erhöhung der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen in den 
bestehenden Organisationsformen der Jugendarbeit, beinhaltet die zweite Di-
mension der interkulturellen Öffnung die Unterstützung des Aufbaus von Verei-
nigungen von Jugendlichen mit Migrationshintergrund (VJM)2, als deren eigene 

2	 Zur Bezeichnung der neuen Zusammenschlüsse im Kontext der Jugendarbeit setzten sich 
die Abkürzungen MJSO (Migratenjugendselbstorganisation) und VJM (Vereinigung von 
jungen Menschen mit Migrationshintergrund bzw. -erfahrung) durch.
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Selbstorganisation. Zum einen ist die Kinder-und Jugendarbeit in Deutschland 
aus ihrem Grundverständnis heraus mit einer Vielfalt weltanschaulicher, unter-
schiedlich orientierter Organisationen plural organisiert. Zum anderen muss es 
für die Kinder und Jugendlichen die Möglichkeit geben selbst zu entscheiden, 
welcher Jugendorganisation sie sich anschließen. Die Kinder und Jugendlichen 
mit familiärem Migrationshintergrund oder eigener Migrationserfahrung sollten 
die Möglichkeit haben, in einem der bestehenden Jugendverbände mitzumachen 
oder einen neuen Zusammenschluss zu gründen und zu organisieren.

Entgegen der Kritik an der Programmatik der interkulturellen Öffnung und 
deren Ablösung durch den Begriff der rassismuskritischen Öffnung ist es mei-
nes Erachtens sinnvoll, am Begriff der interkulturellen Öffnung festzuhalten, da 
damit nach wie vor zentrale Aspekte der Einbindung und Ausgrenzung in der 
Jugendarbeit beschrieben werden können. 

Franz Hamburger (2015) entwickelt ein differenziertes Verständnis von re-
flexiver Interkulturalität und Albert Scherr (2015) verweist diesbezüglich auf die 
Prozesse von interkulturellen Einbettungen. Gleichwohl ist es positiv zu bewer-
ten, dass die Wahrnehmung und Kritik von Formen des Rassismus inzwischen 
stärker in den Blick genommen werden. Birgit Rommelspacher (1995, 6) hat 
darauf hingewiesen, dass Rassismus nicht allein als individuelles Vorurteil ver-
standen werden kann, sondern als gesellschaftliches Dominanzverhältnis, das in 
institutionellen Strukturen und kulturellen Selbstverständlichkeiten der Mehr-
heitsgesellschaft verankert ist. Diese Perspektive ergänzt den Ansatz der inter-
kulturellen Öffnung um eine machtkritische Dimension, ohne ihn zu ersetzen.

Die beiden Dimensionen der interkulturellen Öffnung – die erhöhte Be-
teiligung in bestehenden Strukturen einerseits und die Unterstützung eigener 
Selbstorganisation andererseits – verweisen auf ein grundlegendes Prinzip der 
Jugendarbeit: Partizipation. Interkulturelle Öffnung kann nur gelingen, wenn sie 
auf einem anspruchsvollen Verständnis von Beteiligung und Selbstbestimmung 
aufbaut, das im Folgenden näher bestimmt werden soll.

2. 	 Partizipation – und jetzt werden wir doch gefragt

Partizipation ist für das Selbstverständnis der Kinder- und Jugendarbeit konsti-
tutiv. Der Begriff bezeichnet mehr als bloße Anwesenheit oder formale Mitglied-
schaft: Er meint die aktive Beteiligung junger Menschen an Entscheidungen, die 
sie betreffen, und ihre Teilhabe an der Gestaltung gemeinsamer Angelegenhei-
ten. Je nach theoretischer Perspektive werden dabei unterschiedliche Akzente 
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gesetzt. Es gibt Bezüge und Überschneidungen zu den Begriffen Beteiligung, 
Teilhabe/Teilgabe. 

Der Begriff Partizipation wird nach Hans Pfaffenberger (2002, 688) als 
Sammelbegriff, im Zusammenhang mit verschiedenen Formen der Beteiligung, 
Teilhabe, Teilnahme, Mitwirkung und Mitbestimmung verwendet. Er wird de-
skriptiv oder normativ verwendet, insbesondere auch im Zusammenhang mit 
Prozessen der Demokratisierung und Emanzipation. In der Sozialforschung hat 
er oft den Bezug zu der Frage nach der Beteiligung der „Beforschten“ (ebd.).

In der Sozialen Arbeit steht Partizipation für die unterschiedlichen An-
sätze der bewussten Beteiligung der Adressat*innen. In allen Fällen geht es um 
den Anspruch der Menschen, dass ihr Recht auf Selbstbestimmung die Grund
orientierung der Fachkräfte und Organisationen der Sozialen Arbeit ist. Ullrich 
Gintzel weist darauf hin, dass 

„junge Menschen [...] nur mit der Erfahrung angemessener Berücksichtigung ihrer 
Interessen und erlebten Einflussmöglichkeiten auf gesellschaftliche und soziale Pro-
zesse sowie ihrer Autonomieansprüche bereit und in der Lage sein (werden) aktiv 
an der demokratischen Meinungsbildung und Entscheidungsfindung mitzuarbeiten.“  
(Gintzel 2017, 702)

Partizipation ist, so Stefan Schnurr (2011, 1069), ein konstitutives Merkmal de-
mokratischer Gesellschaften. Im gegenwärtigen Sprachgebrauch bezeichnet der 
Begriff die Teilnahme der Bürgerinnen und Bürger an politischen Beratungen 
und Entscheidungen, seltener die Teilhabe an gesellschaftlicher Macht und poli-
tischem Einfluss. Die grundlegenden Rechte und Pflichten der Beteiligten sind 
in der jeweiligen Verfassung geregelt. Aus demokratietheoretischer Sicht ist Par-
tizipation eine unhintergehbare Errungenschaft demokratischer Gesellschaften. 

„Pädagogische und bildungstheoretische Begründungen von Partizipation gehen davon 
aus, dass die für eine aktive Teilnahme am öffentlichen und politischen Leben erfor-
derlichen Kompetenzen und Kenntnisse nicht [...] (von selbst) gegeben sind und leiten 
daraus die Notwendigkeit ab, Gelegenheiten zu schaffen, in denen partizipative Fä-
higkeiten und Handlungsstile angeeignet und das dafür erforderliche Wissen erworben 
werden können.“ (Schnurr 2011, S. 1072)

Andreas Schaarschuch argumentiert, dass sich Soziale Arbeit als Dienstleis-
tung im Hinblick auf ihre gesellschaftliche Legitimation auf die Stützung und 
Absicherung des Status als Bürgerin und Bürger (citizenship) beziehen muss 
(Schaarschuch 2003, 164). 
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Zentral versteht man unter Partizipation die Forderung, die Betroffenen 
stärker an den sie berührenden Entscheidungsprozessen teilnehmen zu lassen. 
Das Verständnis von Partizipation steht in einem engen Zusammenhang mit der 
Idee der Demokratisierung der Gesellschaft. Unter Partizipation ist zu verstehen, 
dass die Bürgerinnen und Bürger als freie und gleichberechtigte Subjekte das 
Recht und die Zugänge haben, das Gemeinwesen aktiv mitzugestalten, indem 
sie an öffentlichen Diskussionsprozessen und Entscheidungen in Politik, Staat 
und Gesellschaft und deren Institutionen mitwirken (Moser 2010, 73). 

Partizipation kann nicht abstrakt gelehrt, sondern muss erfahren werden. Es 
geht um das Erleben von Partizipation und um die Erfahrung in demokratischen 
Strukturen zu handeln. Verbunden damit ist der Anspruch von Reflexion: Als 
wichtig wird nicht nur die Beteiligung angesehen, sondern auch den Beteiligten 
zurückzumelden, ob und wie sich die Aktivität ausgewirkt hat. Damit soll Par-
tizipation auch als Prozess erfahrbar werden. Zur Partizipation gehört auch zu 
lernen, Verantwortung zu übernehmen, Interessen auszuhandeln, Kompromisse 
zu finden, die Meinung anderer anzuhören und zu respektieren, zu lernen, dass 
man sich nicht immer durchsetzt und Mehrheitsentscheidungen mitzutragen 
hat (ebd., 74).

Zu Beginn der 1970er Jahre wurde Beteiligung vor allem im Kontext der 
Jugendarbeit und insbesondere der Jugendzentrumsbewegung sowie der politi-
schen Jugendbildung viel diskutiert. Seit Anfang der 1990er Jahre hat Partizipa-
tion zumindest in der theoretischen und konzeptionellen Auseinandersetzung 
wieder einen größeren Stellenwert. 

„Gefördert wurde der ‚Partizipationsboom‘ durch den im Achten Jugendbericht do-
kumentierten und im Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) aufgegriffenen Pa-
radigmenwechsel in der kommunalen Jugendhilfepolitik, der Lebensweltbezug und 
Partizipation als zentrale Strukturmaxime moderner Jugendhilfe.“ (Stork 1995, 11)

Dieses anspruchsvolle Verständnis von Partizipation – als Erfahrung demokra-
tischen Handelns, nicht als bloße Scheinbeteiligung – lässt sich nicht in belie-
bigen institutionellen Kontexten realisieren. Es bedarf spezifischer struktureller 
Voraussetzungen, die die Jugendarbeit von anderen pädagogischen Feldern wie 
Schule oder Familie unterscheiden. Im Folgenden sollen diese Strukturmerkma-
le systematisch dargestellt werden.
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3. 	 Kennzeichen und Strukturmerkmale von Kinder- 
und Jugendarbeit

Um Prozesse – wie die der interkulturellen Programmatik – in der Kinder- und 
Jugendarbeit angemessen verstehen zu können, ist es erforderlich nicht nur auf 
das Selbstverständnis und den Partizipationsbegriff der Kinder- und Jugend-
arbeit Bezug zu nehmen, sondern auch strukturelle Aspekte zu berücksichti-
gen. Dies wurde aus unterschiedlichen Perspektiven versucht. Eine Klärung 
hierzu kann über eine systematische Darlegung der grundlegenden Prinzipien  
(Ilg 2013, 16–21) der Kinder- und Jugendarbeit erfolgen, über die Beschreibung 
ihrer strukturellen Charakteristika und Potenziale (Schwerthelm/Sturzenhecker 
2016, 5–9) oder über eine Darstellung ihrer Kennzeichen und Strukturmerk- 
male, wie ich es versuche. Nach Moritz Schwerthelm und Benedikt Sturzenhecker 
bestimmen die im § 11 SGB VIII formulierten rechtlichen Bestimmungen we-
sentlich die strukturellen Charakteristika der Kinder- und Jugendhilfe (ebd., 5).  
Daraus schlussfolgern sie, „dass die Kinder- und Jugendarbeit strukturell über 
spezifische Potenziale zur Ermöglichung von Bildung verfügt, die andere päda
gogische Institutionen so nicht aufweisen“ (ebd., 9). Auch Wolfgang Ilg geht 
davon aus, dass Vorgaben in § 11 SGB VIII die Grundprinzipien festlegen, die 
für die gesamte Jugendarbeit gelten, wenn auch je nach Arbeitsfeld mit unter-
schiedlicher Gewichtung (Ilg 2013, 16). 

Ausgehend von den Selbstbeschreibungen und Konzeptionsdebatten der 
Kinder- und Jugendarbeit halte ich es für möglich, die zentralen Kennzeichen 
und Strukturmerkmale der Kinder- und Jugendarbeit herauszuarbeiten und 
in einem Schema zu systematisieren (Abb. 1). Die Selbstbeschreibungen und 
Konzeptionsdebatten der Jugendarbeit beginnen meines Erachtens systema-
tisch mit dem 1964 veröffentlichten Band von C. Wolfgang Müller, Helmut 
Kentler, Klaus Mollenhauer und Hermann Giesecke „Was ist Jugendarbeit? Vier 
Versuche zu einer Theorie“. Die daran anschließenden Konzeptionsdebatten, in 
denen mehr und mehr ein systematisches Selbstverständnis von Jugendarbeit 
herausgearbeitet wurde, lassen sich gut in dem von Martin Faltermaier (1983) 
herausgegebenen Band „Nachdenken über Jugendarbeit. Zwischen den fünfziger 
und achtziger Jahren. Eine kommentierte Dokumentation mit Beträgen aus der 
Zeitschrift „deutsche jugend“ nachzeichnen.

Mithilfe des Schemas wird meines Erachtens deutlich, was Jugendarbeit zen-
tral ausmacht und was sie, zumindest tendenziell, von anderen Lebensbereichen 
wie Schule, Familie oder Beruf unterscheidet. Die Strukturmerkmale ordne ich 
den drei Oberbegriffen (I) Freizeitbereich, (II) Selbstorganisation/Offenheit und 
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(III) Gruppenorientierung zu. So sind zum Beispiel neben der Freiwilligkeit der 
Teilnahme Leistungsdispens und Herrschaftsarmut sowie Marginalität Kennzei-
chen von Jugendarbeit, die sich aus der Zuordnung zum Freizeitbereich erklären 
lassen. Die Schwierigkeit, die Zuordnungen durchzuhalten, liegt darin begrün-
det, dass sich die einzelnen Strukturmerkmale eher gegenseitig bedingen, als dass 
sie sich voneinander abgrenzen (Nick 2021). 

Freizeitbereich Selbstorganisation / Offenheit Gruppenorientierung

Freiwilligkeit der Teilnahme Bedürfnisorientierung und 
selbstorganisiertes Lernen

Altershomogenität

Ehrenamtlichkeit Methodenvielfalt und Pluralität 
der Inhalte

Heterogenität der Gruppen
zusammensetzung

Leistungsdispens und 
Herrschaftsarmut

Flexibilität Soziales und politisches 
Lernen

Marginalität Aktionsorientierung Reflexion und Innovation

Abbildung 1: Kennzeichen und Strukturmerkmale der Kinder- und Jugendarbeit (eigene 
Darstellung)

Das Schema ordnet die zentralen Strukturmerkmale der Jugendarbeit drei Ober-
begriffen zu: Der ‚Freizeitbereich‘ (I) verweist auf die Verortung der Jugendarbeit 
außerhalb von Pflichtinstitutionen und begründet Merkmale wie Freiwilligkeit, 
Leistungsdispens und Herrschaftsarmut. ‚Selbstorganisation und Offenheit‘ (II) 
bezeichnen das Prinzip, dass Jugendarbeit von jungen Menschen selbst gestaltet 
und für alle zugänglich sein soll. Die ‚Gruppenorientierung‘ (III) hebt hervor, 
dass Jugendarbeit wesentlich in Gruppen stattfindet und auf gemeinsame Akti-
vitäten und Aushandlungsprozesse angelegt ist. Diese Strukturmerkmale bedin-
gen sich wechselseitig und bilden in ihrer Gesamtheit die spezifische Qualität 
der Jugendarbeit als Handlungsfeld.

4. 	 Theorie des kommunikativen Handelns – Geltungsansprüche 
(Jürgen Habermas)

Die dargestellten Strukturmerkmale – insbesondere Herrschaftsarmut, Freiwil-
ligkeit und Gruppenorientierung – weisen auf ein spezifisches Verständnis von 
Kommunikation hin: Jugendarbeit ist strukturell auf Verständigung unter Glei-
chen angelegt, nicht auf Instruktion oder Anweisung. Dieses kommunikative 
Grundverständnis lässt sich mit Jürgen Habermas’ Theorie des kommunikativen 
Handelns theoretisch fundieren (Habermas 1997; 2022).
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Insbesondere die Geltungsansprüche, die Jürgen Habermas formuliert, 
können eine hilfreiche Orientierung sein. Habermas benennt hier für das kom-
munikative Handeln insgesamt drei herausgehobene Geltungsansprüche. Die 
Geltungsansprüche Wahrheit (mit objektivem Weltbezug) für das, was sich mit 
Fakten klar belegen lässt. Richtigkeit (mit gegenseitigem sozialen Weltbezug), für das 
auf das man sich gegenseitig als normativ richtig verständigen kann. Wahrhaf-
tigkeit (mit subjektivem Weltbezug). Bei diesem Geltungsanspruch wird von der 
gegenseitigen subjektiven Aufrichtigkeit ausgegangen. Umfassendes kommuni-
katives Handeln und grundsätzlich gelungene Kommunikation ist nach Jürgen 
Habermas erst dann gegeben, wenn die Geltungsansprüche Wahrheit, Richtigkeit 
und Wahrhaftigkeit in Anspruch genommen werden können, beziehungsweise 
hinterfragt werden kann, ob diese vorliegen. 

Dieses umfassende kommunikative Handeln muss zumindest perspektivisch 
gegeben sein. Damit sind die Maßstäbe genannt, die auf jedes kommunikative 
Handeln angelegt werden können, und damit ist die Tendenz und der Anspruch 
auf Kommunikation auf Augenhöhe gelegt. Wie sich am Handlungs- und Dis-
kursfeld Kinder- und Jugendarbeit zeigen lässt, ist dieses von der Tendenz her 
stärker als andere Diskursfelder auf kommunikatives Handeln angelegt. Das 
heißt, wenn Kommunikation stattfindet, die nicht dem Anspruch der gleichen 
Augenhöhe gerecht wird, beginnen Kinder und Jugendliche wegzubleiben, ins-
besondere wenn sie den Eindruck haben, dass das Ganze gegen ihre Interessen 
stattfindet oder sie majorisiert werden. 

Für die interkulturelle Öffnung der Jugendarbeit ist dieser Zusammenhang 
von zentraler Bedeutung: Eine Jugendarbeit, die Kinder und Jugendliche mit 
Migrationsbiographie erreichen und einbinden will, muss die Bedingungen 
kommunikativen Handelns gewährleisten. Das bedeutet, dass ihre Perspektiven 
nicht nur formal gehört, sondern als gleichberechtigt anerkannt werden müssen. 
Die Geltungsansprüche der Wahrheit, Richtigkeit und Wahrhaftigkeit gelten für 
alle Beteiligten – unabhängig von Herkunft oder Zugehörigkeit. Interkulturelle 
Öffnung ist insofern kein Zusatzprogramm, sondern eine konsequente Anwen-
dung der kommunikativen Grundstruktur von Jugendarbeit.

Für die Jugendarbeit ist dabei besonders relevant, wie Habermas die Rolle 
der Öffentlichkeit und der Zivilgesellschaft bestimmt. Die Jugendarbeit lässt 
sich als Teil jener zivilgesellschaftlichen Strukturen verstehen, die zwischen pri-
vater Lebenswelt und politischem System vermitteln:

„In (modernen) komplexen Gesellschaften bildet die Öffentlichkeit eine [...] Struktur, 
die zwischen dem politischen System einerseits, den privaten Sektoren der Lebens-
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welt und funktional spezifizierten Handlungssystemen andererseits vermittelt. Sie 
stellt ein hochkomplexes Netzwerk dar, das sich [...] in eine Vielzahl von [...] Arenen 
verzweigt; das sich [...] nach [...] Themenschwerpunkten [...] gliedert.“ (Habermas 
1997, 251 f.)

Der öffentliche Raum ist für Jürgen Habermas der Hintergrund für die Ermög-
lichung und Aushandlung von komplexen Veränderungsprozessen.

„Die Zivilgesellschaft (ist) der einzige gesamtgesellschaftliche Resonanzboden  
für die gewissermaßen von den ‚Konsumenten‘ wahrgenommenen Probleme und Be-
lastungen, die durch Funktionsstörungen in einzelnen Subsystemen verursacht werden. 
Das zivilgesellschaftliche Kommunikationsnetz funktioniert deshalb für die Politik als 
eine Art Frühwarnsystem, das kritische Erfahrungen aus privaten Lebensbereichen 
aufnimmt, zu Proteststimmen verarbeitet und in die politische Öffentlichkeit weiter-
leitet.“ (Habermas 2022, 80)

Die Kinder- und Jugendarbeit kann in diesem Sinne als ein Resonanzraum 
verstanden werden, in dem junge Menschen Erfahrungen artikulieren und in 
öffentliche Diskurse einbringen können.

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Die Kinder- und Jugendarbeit ver-
fügt aufgrund ihrer strukturellen Anlage  – Freiwilligkeit, Selbstorganisation, 
Herrschaftsarmut und Gruppenorientierung – über besondere Potenziale für 
die Realisierung interkultureller Öffnung. Diese Strukturmerkmale korrespon-
dieren mit einem anspruchsvollen Partizipationsverständnis und lassen sich the-
oretisch als Ermöglichungsbedingungen kommunikativen Handelns im Sinne 
von Habermas verstehen. Interkulturelle Öffnung der Kinder- und Jugendarbeit 
bedeutet daher nicht primär eine Anpassung an veränderte gesellschaftliche Ver-
hältnisse, sondern die konsequente Einlösung ihres eigenen Selbstverständnisses 
unter den Bedingungen der Migrationsgesellschaft.

5. 	 Beiläufiger Austausch am Rande der Langlaufloipe –  
oder: Selbstverständnis und Theoriegrundlagen 

Mit Andreas Thimmel stand ich regelmäßig im Austausch über unsere berufli-
chen und fachlichen Erfahrungen, insbesondere in Bezug auf die Kinder- und 
Jugendarbeit. In den Jahren 1987 bis 1994 war ich ehrenamtlich Mitglied in der 
Bundesleitung der Deutschen Pfadfinderschaft Sankt Georg mit der Zuständig-
keit für die Schwerpunkte Migrationsgesellschaft und interkulturelles Lernen. 
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Mit Andreas Thimmel hatte ich einen Kollegen, der immer sehr interessiert war 
an den Erfahrungen, Prozessen und Arbeitszusammenhängen zu diesen Schwer-
punkten aus der Jugendarbeit. 

Die interkulturelle Soziale Arbeit und die Frage nach der programmati-
schen Ausrichtung des Jugendverbandes nahmen in dieser Zeit einen hohen 
Stellenwert ein. Unter anderem ging es um die Frage und Zuständigkeit des 
Jugendverbandes und um die Berücksichtigung der Entwicklungen, die auch 
heute noch unter dem Anspruch der interkulturellen Öffnung angesehen wer-
den können. 

Bei diesem fachlichen Austausch am Rande einer Langlaufloipe im Allgäu 
kam es unter anderem zu einem Diskurs über die Frage nach den theoretischen 
Grundlagen der Jugendarbeit und der Sozialen Arbeit. Bei der Frage nach den 
Grundlagen der Theoriezusammenhänge kamen wir auf die Veröffentlichung von 
Helmut Peukert (1976) zu sprechen, der in einer systematischen Weise versuchte 
die theoretischen Grundlagen von wissenschaftlichem Arbeiten zu klären. Ein 
zentraler Schwerpunkt der Argumentation bezog sich auf das Grundlagenwerk 
von Jürgen Habermas „Theorie des kommunikativen Handelns“. Meine sozial-
pädagogische Diplomarbeit von 1987 hatte den Titel „Theorie der Jugendarbeit 
im Kontext an der Theorie des kommunikativen Handelns.“ Erfreut hat mich, 
dass Thomas Rauschenbach und Rainer Treptow (1999) sich bei ihren systema-
tischen Bezugnahmen auf die Entwicklungen von Grundlagen und Theorien der 
Sozialen Arbeit auf die grundlagentheoretischen Überlegungen von Habermas 
bezogen haben. Ihre Veröffentlichung hatte den Titel „Das sozialpädagogische 
Jahrhundert. Analysen zur Entwicklung Sozialer Arbeit in der Moderne“. Die 
Bezugnahme auf die Grundlagentheorie von Jürgen Habermas und seine The-
orie des kommunikativen Handelns hatte damals und hat bis heute Relevanz 
für die Theoriebildung. In seiner Veröffentlichung „Ein neuer Strukturwandel 
der Öffentlichkeit und die deliberative Politik“ (Habermas 2022) geht es immer 
wieder um gesellschaftliche Theoriezusammenhänge, wie zum Beispiel um die 
Frage der Bedeutung von Zivilgesellschaft. 

An einem fachlichen Austausch über die grundlagentheoretischen Zusam-
menhänge der Sozialen Arbeit und der Kinder- und Jugendarbeit bin ich wei-
terhin sehr interessiert. Vielleicht kann dieser Text dazu einen kleinen Beitrag 
leisten.
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STEFAN SCHÄFER 

Das Mobilitätspuzzle internationaler 
Jugendbildung

1. 	 Einleitung

Bildung lässt sich als selbsttätige Aneignung und Auseinandersetzung des 
Menschen mit der ökologischen, ökonomischen, sozialen, kulturellen und poli-
tischen Welt und der Bildung des Selbst in dieser Auseinandersetzung verstehen 
(Thiersch 2008, 239). Non-formale Bildungsangebote Sozialer Arbeit zielen ent-
sprechend darauf, professionell arrangierte Bildungsgelegenheiten zu schaffen, 
die eine selbstbestimmte und weitgehend ergebnisoffene Auseinandersetzung 
mit dem eigenen Selbst-Welt-Verhältnis sowie dessen Transformationen im in-
tersubjektiven Austausch ermöglicht (Thimmel 2017). Insofern damit die ge-
sellschaftlichen, politischen und pädagogischen Rahmenbedingungen mit ihren 
Möglichkeiten und Begrenzungen als Bedingungsfaktor von Bildung notwen-
digerweise mit zum Gegenstand der Auseinandersetzung werden, ist non-for-
male Bildung immer auch mit dem Anspruch politischer Bildung zu verbinden 
(Thimmel/Klöckner 2025). 

Da die Alltagswelt junger Menschen zutiefst mit einer global vernetzten 
und kommunizierenden, postmigrantisch geprägten Welt verwoben ist und sie 
von globalen Krisen und ihren Folgeerscheinungen direkt oder indirekt betroffen 
sind, so heißt es im aktuellen Kinder- und Jugendbericht, ist „neben der natio-
nalen eine internationale und transnationale Perspektive des Denkens und Han-
delns“ (BMFSFJ 2024, 485) gefordert. In jüngerer Zeit sind darum verstärkte 
Anstrengungen zu beobachten, Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe für eine 
globale Zusammenarbeit zu befähigen (Karić u. a. 2024) und die Anbindung 
der Kinder- und Jugendarbeit in Deutschland an den europäischen Diskurs um 
Youth Work und die in diesem Kontext entwickelten Strukturen und Netzwerke 
zu stärken (Thimmel 2021a). Dem Feld der internationalen Jugendbildung 
kommt dabei eine zentrale Rolle zu.

Der Begriff der internationalen Jugendbildung bezeichnet ein interdiszipli-
näres Arbeits-, Diskurs- und Forschungsfeld, das darauf zielt, Kindern, Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen durch internationale Reise- und Begegnungs-
angebote Bildungserfahrungen zu ermöglichen und Prozesse internationaler 
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Verständigung, Kooperation und Vernetzung zu fördern (Eick u.a. 2025). Zu den 
klassischen Formaten internationaler Jugendbildung zählen bi- und trinationale 
Jugendbegegnungen, multinationale Workcamps und Gruppenfreiwilligendiens-
te, europäische, internationale und entwicklungspolitische Freiwilligendienste, 
der individuelle, gruppenbezogene und berufsorientierte Schüler:innenaustausch, 
das Auslandspraktikum im Kontext beruflicher Bildung, das Auslandssemester 
im Studium, Kinder- und Jugendfreizeiten im Ausland und Auslandsgruppen-
fahrten mit zum Beispiel dem Sportverein, dem Chor, dem Jugendverband oder 
dem Jugendzentrum und die Auslandsklassenfahrt mit der Schulklasse. Auch 
der Fachkräfteaustausch ist dem Bereich internationaler Bildung zuzurechnen. 
Die Schnittstellen zu weiteren informell oder auch kommerziell organisierten 
Formaten internationaler Jugendbildung wie Gruppenreisen, Interrail, Work  
& Travel, Au Pair u. Ä. sind fließend. 

Mit dem ‚Mobilitätspuzzle‘ der internationalen Jugendbildung, das im Fol-
genden beschrieben wird, wird der Versuch unternommen, die Vielfalt der in-
ternationalen Reise- und Begegnungsformate im formalen, non-formalen und 
informellen Bereich in einem Gesamtkonzept zusammen zu denken und mitein-
ander zu verknüpfen, um ausgehend von den Prinzipien der Kinder- und Jugend-
arbeit allen jungen Menschen Zugänge zu passenden, d. h. der lebensweltlichen 
Interessen und der aktuellen Lebenssituation entsprechenden Formaten inter-
nationaler Jugendbildung zu ermöglichen. Das Konzept des Mobilitätspuzzles 
ist eng mit den Forschungsprojekten am Forschungsschwerpunkt Nonformale 
Bildung und der Arbeit von Andreas Thimmel im Feld der internationalen Ju-
gendbildung verbunden. Das Konzept wurde ab 2014 von Andreas Thimmel 
in enger Zusammenarbeit mit Akteur:innen der Praxis internationaler Jugend-
bildung entwickelt. Die folgenden Darstellungen basieren auf den bisher dazu 
veröffentlichten Texten (Schäfer 2014; Thimmel 2014, 2015a, 2018; Thimmel/
Schäfer 2017, 2021) und führen die Überlegungen dazu weiter.

2. 	 Hintergrund und Genese des Konzepts

Hintergrund des Konzepts des Mobilitätspuzzles ist die in der internationalen 
Jugendbildung seit langer Zeit bekannte Problematik der Erreichbarkeit mar-
ginalisierter Zielgruppen aufgrund strukturell bedingter Zugangsbarrieren (Be-
cker/Thimmel 2019). Trotz großer Anstrengungen von Fach- und Förderstellen 
internationaler Jugendbildung, die Informationsverbreitung zu den unterschied-
lichen Formaten und Finanzierungsmöglichkeiten durch bspw. Online-Platt-
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formen, Peer-Konzepte und Kooperationen mit Schulen zu verbessern, nehmen 
nach wie vor eher Kinder und Jugendliche mit einer formal höheren Bildung an 
Angeboten internationaler Jugendbildung teil. So ist bspw. der Anteil der deut-
schen Teilnehmenden an internationalen Jugendbegegnungen, die ein Gymna-
sium besuchen, zwar in den vergangenen Jahren etwas gesunken, aber mit 39 % 
nach wie vor überproportional groß (IJAB 2024, 121). 

Der Mobilitätsbegriff ist dabei nicht unproblematisch. In den 2000er Jahren 
wurde Mobilität im Kontext der EU-Diskurse als Oberbegriff für die Mehrzahl 
der Auslandsaktivitäten im Bildungssektor eingeführt und durch Förderprogram-
me in vielen Bereichen der Jugendbildungsarbeit implementiert. Internationale 
Jugendbildung wurde dabei auf die Vermittlung von Mobilitätskompetenzen 
eingestellt und in erster Linie als Ressource zur Steigerung von Humankapital 
angesehen, um die Europäische Union, wie es in der Lissabon-Strategie heißt, 
„zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensgestützten Wirtschafts-
raum der Welt zu machen“ (Europäischer Rat 2000). Diese Unterordnung von 
Bildung unter das Ökonomische drohte den emanzipatorischen und demokra-
tietheoretischen Gehalt des Bildungsbegriffs zu negieren (Dubiski u.a. 2016). 
Ab Mitte der 2010er Jahre ist es in der europäischen Fachdebatte dann gelun-
gen, einen kritischeren Umgang mit Ökonomisierungsprozessen zu finden und 
die politische Dimension von internationaler Jugendbildung wieder stärker in 
den Vordergrund zu rücken (Schäfer 2015). Die europäischen Krisen der letzten 
Jahre und die Bottom-up Prozesse im Bereich europäischer Jugendarbeit und Ju-
gendpolitik haben dann dazu geführt, dass bildungstheoretische, jugendpädago-
gische und demokratiepolitische Begründungen von „learning mobility“ wieder 
eine stärkere Beachtung erfuhren (Thimmel/Schäfer 2021, 102). 

Im Konzept des Mobilitätspuzzles werden die Kernbereiche der internatio-
nalen Jugendarbeit ( Jugendbegegnungen, Workcamps und Freiwilligendienste) 
mit dem Schüler:innenaustausch, dem Kinder- und Jugendreisen, dem entwick-
lungspolitischen Freiwilligendienst und Mobilitätsformaten in anderen Feldern 
der Kinder- und Jugendhilfe (bspw. Jugendsozialarbeit) konzeptionell zusam-
mengebracht. Diese Aktivitäten des Reisens und der internationalen Begegnung 
sind bisher zumeist voneinander getrennt existierende pädagogische Angebots-
formate, die sich besonders hinsichtlich ihrer institutionellen Verortung und 
Förderstruktur voneinander unterscheiden, konzeptionell und methodisch aber 
ähnlich strukturiert sind. Theoretisch-konzeptionelle Grundlage ist der Begriff 
der „reflexiven Internationalität“, wie er von Thimmel in Abgrenzung zum „inter-
kulturellen Lernen“ im Kontext des Netzwerks „Forschung und Praxis im Dia-
log – Internationale Jugendarbeit“ (FPD) entwickelt wurde (Thimmel 2015b; 
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2021b). Das Konzept der reflexiven Internationalität ist eine Weiterentwicklung 
traditioneller Konzepte des interkulturellen Lernens, das die politische Dimen-
sion internationaler Jugendbildung betont und Praxis stärker als bislang mit der 
Ermöglichung von kritisch-politischem Denken und Handeln verbindet.

Ausgehend von den Prinzipien der Kinder- und Jugendarbeit, allen Kindern 
und Jugendlichen ihren Interessen und ihrer Lebenssituation entsprechende Bil-
dungsangebote zur Verfügung zu stellen, werden nahräumliche Aktivitäten wie 
bspw. Stadtranderholung, Wochenendausflüge oder Ferienfreizeiten mit interna-
tionalen Begegnungs- und Reiseformaten verknüpft und aufeinander bezogen. 
Erste Überlegungen zu einer solchen Verknüpfung brachten zunächst das Bild ei-
ner Leiter hervor, was dazu führte, dass Mobilitätsangebote wie eine Stufenabfolge 
angeordnet wurden, bei denen dann bspw. die Teilnahme an einem Schulausflug 
zur Voraussetzung wurde, um an einer internationalen Jugendbegegnung teilzu-
nehmen. Nach dieser Logik würden Mobilitätsangebote aufeinander aufbauen, 
was sich zwar biografisch mitunter abbildet, konzeptionell aber nicht überzeugt, 
da hierüber eine Hierarchie der Formate eingeführt und reproduziert wird, die 
den eigenständigen Charakter und den Zusammenhang der unterschiedlichen 
Formate unterkomplex abbildet. Die Teilnahme an Mobilitätsangeboten wäre 
darüber hinaus noch stärker als bislang an durch die jeweils Verantwortlichen 
beliebig definierte Verhaltenserwartungen gekoppelt (z. B. in der Schule gute 
Noten haben oder im Jugendzentrum nicht unangenehm auffallen). Ein Stu-
fenmodell würde dann die ohnehin vorhandenen Zugangsbarrieren zu Formaten 
internationaler Jugendbildung erhöhen, weshalb ausdrücklich von einem ‚Mo-
bilitätspuzzle‘, das die Passungsfähigkeit von unterschiedlichen Angeboten auf 
jugendpolitisch-struktureller Ebene anvisiert, und nicht von ‚Mobilitätsstufen‘ 
oder einer ‚Mobilitätsleiter‘ ausgegangen wird. 

3. 	 Die Verankerung internationaler Jugendbildung  
auf der kommunalen Ebene

Im Konzept des Mobilitätspuzzles geht es im Kern darum, die Vielfalt der an-
sonsten unverbunden und fragmentiert nebeneinander existierenden Reise- und 
Begegnungsangebote, die sowohl von Schulen, Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendarbeit in öffentlicher und privater Trägerschaft, als auch von Trägern des 
pädagogischen Kinder- und Jugendreisens, der politischen und kulturellen Bil-
dung und der internationalen Jugendarbeit durchgeführt werden, systematisch 
zu erfassten und als Teil einer gemeinsamen Jugendbildungslandschaft zu kon-
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zipieren. Der kommunalen Ebene kommt im Konzept des Mobilitätspuzzles 
daher eine besondere Bedeutung zu. Die These ist, dass eine lebensweltliche und 
sozialräumliche Verankerung und Sichtbarmachung von Mobilitätsangeboten 
dazu führen kann, dass jungen Menschen ihren Interessen und ihrer Lebenssitu-
ation entsprechende Angebote auch auf internationaler Ebene leichter verfügbar 
gemacht werden können.

Eine konzeptionelle Verknüpfung und lebensweltlich-sozialräumliche Ver-
ankerung der unterschiedlichen Mobilitätsformate erfordert eine nachhaltige 
kommunale Unterstützungsstruktur, die unabhängig von der jeweiligen Zuord-
nung der Formate zum non-formalen oder formalen Bereich und unabhängig 
von den jeweiligen, oft kompliziert angelegten Finanzierungsmodalitäten ange-
legt ist. Im Rahmen eines dazu durchgeführten Praxisforschungsprojektes wur-
de exemplarisch herausgearbeitet, wie die verschiedenen Mobilitätsangebote auf 
lokaler Ebene organisiert, vernetzt und konzeptuell eingebunden werden können 
(Schäfer 2014). Dabei wurde deutlich, dass hier besonders zwei Ebenen kom-
munaler Jugendförderung von Bedeutung sind: eine pädagogisch-konzeptionelle 
und eine kommunalpolitisch-strukturelle Ebene.

Auf der pädagogisch-konzeptionellen Ebene bieten sich Einrichtungen 
der Offenen Kinder- und Jugendarbeit (OKJA) als Anbieter von Reise- und 
Begegnungsformaten sowie als Kooperationspartner von Trägern des päda-
gogischen Kinder- und Jugendreisens, der internationalen Jugendarbeit, des 
Schüler:innenaustauschs oder des Freiwilligendienstes an. OKJA ist ein Arbeits-
feld Sozialer Arbeit, das auf kommunaler Ebene erbracht wird und dessen Be-
sonderheit in der Offenheit, Freiwilligkeit, partizipatorischen Gestaltung und 
lebensweltlich-sozialräumlichen Verortung der sozialpädagogischen Angebote 
besteht. OKJA findet ihre rechtliche Verankerung – wie das pädagogische Kin-
der- und Jugendreisen, die außerschulische Jugendbildung und die internationale 
Jugendarbeit auch – in § 11 SGB VIII. Demnach sollen Angebote der Kin-
der- und Jugendarbeit allen Kindern und Jugendlichen offenstehen und sie zur 
Selbstbestimmung, zur gesellschaftlichen Mitverantwortung und zu sozialem 
Engagement anregen und hinführen. Die niedrigschwellige, an den Interessen, 
Themen und Bedürfnissen orientierte Angebotsstruktur zur Freizeitgestaltung 
macht OKJA zu einer idealen Zugangsmöglichkeit für Kinder und Jugendliche, 
um Erfahrungen der internationalen Jugendbildung zu machen.

Einrichtungen der OKJA unterscheiden sich hinsichtlich ihrer konzep-
tionellen Schwerpunktsetzung zum Teil deutlich voneinander, wenngleich die 
Strukturprinzipien und die offene, an den Interessen und Themen der Kinder 
und Jugendlichen anknüpfende Ausgestaltung der Angebote zumeist zentral 
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sind. Nur wenige Einrichtungen der OKJA in der Bundesrepublik Deutsch-
land scheinen einen thematischen Schwerpunkt im Bereich des pädagogischen 
Kinder- und Jugendreisens und der internationalen Jugendarbeit zu haben. Ein-
richtungen wie bspw. das Kinder- und Jugendfreizeithaus ‚JuMa‘ in Bochum, so 
wird in der Praxisforschung zum Mobilitätspuzzle deutlich (ebd.), zeigen jedoch, 
dass Mobilitätsangebote eine ideale Erweiterung der vielfältigen Angebotsstruk-
tur von Kinder- und Jugendzentren und eine willkommene Abwechslung im 
oft ortsgebundenen Alltag der Einrichtungen darstellen. Kinder und Jugendli-
che haben dann zahlreiche Möglichkeiten, an Tages- und Wochenendausflügen, 
Stadtranderholungen, Ferien-, Bildungs- und Sommerfreizeiten sowie an inter-
nationalen Jugendbegegnungen teilzunehmen. Durch die Teilnahme an kleineren 
Reiseformaten, wie etwa einem Tages- oder Wochenendausflug, gelingt es, Kin-
der und Jugendliche auch für internationale Jugendbegegnungen, Work Camps, 
Schüler:innenaustausch oder internationale Freiwilligendienste zu interessieren, 
ohne dass das kleinere nahräumliche Angebot zur Voraussetzung des größeren 
internationalen Angebots wird. Entscheidend ist die konzeptionelle Verbindung 
dieser Angebote. Kinder und Jugendliche, die bislang keine internationalen Reise- 
und Begegnungserfahrungen gemacht haben, können dabei durch qualifizierte 
Fachkräfte unterstützt und ermutigt werden. Es lässt sich davon ausgehen, dass 
eine enge Verzahnung der einzelnen Reise- und Begegnungsformate sowie ihre 
konzeptionelle Bündelung zu einem Mobilitätspuzzle dazu beitragen können, 
dem Anspruch der OKJA näher zu kommen, allen Kindern und Jugendlichen 
qualitativ hochwertige Bildungs- und Freizeitangebote (zu denen auch inter-
nationale Bildungsangebote gezählt werden müssen) zur Verfügung zu stellen. 

Dies erfordert weitergehendes Engagement auf der kommunalpolitisch-
strukturellen Ebene, denn die internationale Jugendbildung wird von spezi-
fischen Fragestellungen bzw. Problemen strukturiert, die Einrichtungen der 
OKJA, deren Aktivitäten sich auf die kommunale Freizeitgestaltung beschrän-
ken, zunächst nicht betreffen: So dominieren etwa Fragen der Organisation und 
Finanzierung der einzelnen internationalen Aktivitäten. Zur Finanzierung und 
konzeptionellen Ausgestaltung internationaler Jugendbildung sind verschiedene 
politische Ebenen (kommunal, regional, national und international) zuständig. 
Die ministerielle Anbindung unterscheidet sich bei den Formaten. Die Fra-
ge der Finanzierung bindet bei allen Beteiligten wichtige Ressourcen, die auf 
Akteur:innen der lokalen Kinder- und Jugendarbeit abschreckend wirken kann. 
Die Zugangsstudie (Becker/Thimmel 2019) hat u. a. gezeigt, dass fehlende In-
formationen hinsichtlich der Möglichkeiten von Organisation und Finanzie-
rung eine relevante Zugangsbarriere darstellen. Zudem finden sich – auch das 
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hat die Zugangsstudie gezeigt – wirkmächtige Narrative bei Verantwortlichen 
und den Kindern und Jugendlichen, die dem Europäischen und Internationalen 
den Charakter von Exklusivität und Luxus zuschreiben. Darüber hinaus ist die 
Kontinuität der Zusammenarbeit mit internationalen Partnerorganisationen ein 
entscheidendes Qualitätsmerkmal. Diese Zusammenarbeit erfordert langfristi-
ges Engagement von Organisationen der Kinder- und Jugendarbeit und eine 
verlässliche Infrastruktur im non-formalen Bildungsbereich. Die in den letzten 
Jahrzehnten vermehrt zu beobachtende administrative Steuerung über Projekt-
finanzierung und damit einhergehende prekäre Anstellungsverhältnisse bei den 
Trägern ist einer potenziellen und langfristig angelegten internationalen Part-
nerschaft abträglich. Es fehlen nach wie vor nachhaltig angelegte Ressourcen für 
den kontinuierlichen Austausch der beteiligten Akteur:innen aus unterschiedli-
chen Ländern über gemeinsame Themen, konzeptionelle Fragen und Methoden.

Neben Einrichtungen der OKJA, die ihren konzeptionellen Schwerpunkt 
auf die Organisation von Reise- und Begegnungsformaten legen, sind Fach-
stellen für internationale Jugendbildung auf kommunaler Ebene von Relevanz, 
die sich den beschriebenen Problemfeldern annehmen und eine Steuerungs- 
und Koordinierungsfunktion übernehmen können (Schäfer 2014). Kommunale 
Fachstellen sollten am Jugendamt angesiedelt sein, können aber je nach kom-
munaler Bildungslandschaft z.B. auch von der Volkshochschule oder zivilgesell-
schaftlichen Organisationen ausgefüllt werden. Fachstellen können als Anlauf-
stelle für junge Menschen (und ihre Familien) und pädagogische Fachkräfte der 
Kinder- und Jugendhilfe und Schulen fungieren, die an pädagogischen Reise- 
und Begegnungsangeboten interessiert sind. 

Durch die Existenz von Fachstellen wird es möglich, die in der Kommune 
vorhandenen Reise- und Begegnungsformate i. S. des Mobilitätspuzzles zu bün-
deln, zu strukturieren und zu koordinieren, die Vernetzung und Kooperation der 
Akteur:innen untereinander sowie mit internationalen Partnerorganisationen zu 
fördern und die Entwicklung von weiteren Reise- und Begegnungsangeboten 
zu begleiten und voranzutreiben (ebd.). Hierzu können sie Unterstützung und 
Beratung von freien Trägern und Einzelpersonen in Fragen von Antragstellung, 
Finanzierung, Förderrichtlinien, Begründung, Zielformulierung und Durchfüh-
rung von Reise- und Begegnungsformaten leisten und dabei die Schnittstellen 
zum Schüler:innenaustausch, zur Mobilität im Rahmen der beruflichen Bildung 
sowie der Jugendsozialarbeit berücksichtigen. 

Um dauerhaft qualitativ hochwertige Reise- und Begegnungsangebote be-
reitzustellen, sind darüber hinaus entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen für 
die haupt- und nebenamtlichen Fachkräfte der Kinder- und Jugendarbeit wich-
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tig, die durch die kommunalen Fachstellen trägerübergreifend angeboten werden 
können (ebd.). Es kann außerdem davon ausgegangen werden, dass Reise- und 
Begegnungsangebote leichter zu realisieren sind, wenn durch die kommunale Ju-
gendpflege/Jugendförderung ein Teamenden-Pool aufgebaut und gepflegt wird, 
auf den Träger der Kinder- und Jugendarbeit in der Planung und Umsetzung 
ihrer Reise- und Begegnungsangebote zurückgreifen können. 

4. 	 Fazit: Innovationen finden sich in der Praxis 

Die Frage, wie es gelingen kann, internationale Bildungserfahrungen auch und 
besonders sog. benachteiligten Kindern und Jugendlichen zuteilwerden zu lassen, 
steht am Beginn der Arbeit am Mobilitätspuzzle als einem dezidiert sozialpä-
dagogischen Konzept. Die Perspektive sozialpädagogischer Praxisforschung am 
Forschungsschwerpunkt Nonformale Bildung, deren Besonderheit darin besteht, 
dass Jugend- und Bildungsforschung mit einer strukturbezogenen Perspektive 
auf (förder-)politische Rahmenbedingungen, Handlungskonzepte und Profes-
sionalitätsverständnisse in einzelnen Arbeitsfeldern Sozialer Arbeit verknüpft 
wird, hat hier einen wichtigen Perspektivwechsel ins Feld der internationalen 
Jugendbildung hineingebracht. Nun waren es nicht mehr die sog. ‚austausch-
fernen‘ Jugendlichen, denen unterstellt wurde, kein Interesse an internationa-
len Bildungserfahrungen zu haben, sondern die Strukturen der Kinder- und 
Jugendarbeit, die es in den Blick zu nehmen galt. Zusammen mit ‚Forschung 
und Praxis im Dialog – Internationale Jugendarbeit‘ (FPD) wurde nun nach 
Beispielen in der Praxis Ausschau gehalten, die Orientierung bieten können. Das 
erste und bislang einzige, unter minimalem Ressourceneinsatz realisierte Projekt 
zum Mobilitätspuzzle, in dem Möglichkeiten einer kommunalen Verknüpfung 
und Verankerung von Reise- und Begegnungsformaten erforscht wurden, stand 
nicht ohne Grund unter dem Titel: „Innovationen finden sich in der Praxis“ 
(Schäfer 2014).

Dieses Prinzip könnte auch die Weiterentwicklung des Mobilitätspuzzles 
anleiten. Und der Bedarf einer Weiterentwicklung des Mobilitätspuzzles ist 
groß: Nach wie vor fehlt es an einer vollständigen Erfassung und Darstellung 
der existierenden Formate internationaler Jugendbildung im formalen, non-for-
malen und informellen Bereich. Auch über das Verhältnis der unterschiedlichen 
Formate zueinander liegen bislang keine Forschungsergebnisse vor. Die bisherige 
Darstellung im Mobilitätspuzzle ist daher unvollständig, unpräzise und bedarf 
der Aktualisierung. Auch wenn sich der Begriff der internationalen Jugendbil-
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dung allmählich als Sammelbegriff für die unterschiedlichen Mobilitätsformate 
in der Fachwelt zu etablieren scheint, ist eine formatübergreifende Verstän-
digung von Fördergeber*innen, Fachverbänden und Trägern erst in Ansätzen 
erkennbar. Zur konzeptionellen Weiterentwicklung wären Praxisforschungen 
vonnöten, die die jeweiligen Besonderheiten sowohl der einzelnen Formate im 
Mobilitätspuzzle als auch die pädagogischen und förderrechtlichen Rahmenbe-
dingungen in den einzelnen Arbeitsfeldern sichtbar machen und Möglichkeiten 
des Zusammenspiels auf pädagogisch-konzeptioneller, wie auf jugendpolitisch-
struktureller Ebene herausarbeiten. Neben der OKJA wären dabei weitere Felder 
wie bspw. die Jugendsozialarbeit oder die stationäre Kinder- und Jugendhilfe 
stärker zu berücksichtigen. Dabei gilt es zu bedenken, dass eine entsprechende 
Angebotsstruktur sowie die Bündelung der Angebote in einem kommunalen 
Mobilitätspuzzle nicht abhängig von einzelnen engagierten Pädagog:innen oder 
Projektförderungen bleiben darf, sondern verlässliche institutionelle Rahmenbe-
dingungen verlangt, die Mobilitätserfahrung von Kindern und Jugendlichen im 
Sinne einer Ermöglichungsstruktur dauerhaft fördern und sicherstellen. Damit 
wäre dann auch die Voraussetzung geschaffen, dass internationale Bildungser-
fahrungen bei potenziell allen Kindern und Jugendlichen biographisch einge-
bettet werden können.

Dass aber bei allen Weiterentwicklungsbedarfen mit dem Konzept des 
Mobilitätspuzzles ein richtiger Weg eingeschlagen wurde, hat die Zugangs-
studie bestätigt, die ebenfalls zu dem Ergebnis gekommen ist, dass in Fragen 
der Erreichbarkeit von jungen Menschen strukturelle Veränderungen notwen-
dig sind, die internationale Reise- und Begegnungsangebote stärker von der 
kommunalen Kinder- und Jugendarbeit aus konzipieren und damit verhindern, 
dass Formate internationaler Jugendbildung als „Luxusangebot“ wahrgenom-
men werden, die zu den „normalen“ Angeboten lediglich „on top“ dazukommen 
(Becker/Thimmel 2019). Die Barrieren der Teilnahme liegen auf der Organi-
sationsebene, die durch bürokratische und aufwändige Förderstrukturen, die 
Komplexität der Anträge, die mangelnde finanzielle Ausstattung der internatio-
nalen Jugendbildung und eine bislang unzureichende Förderung internationaler 
Jugendarbeit auf lokaler Ebene entstehen. Eine Stärkung lokaler Strukturen der 
Kinder- und Jugendarbeit und die konzeptionelle Einbettung des Internationa-
len in die kommunalen Angebotsstrukturen können dazu führen, Kindern und 
Jugendlichen Zugänge zur internationalen Jugendbildung zu erleichtern und 
Teilnahmebarrieren abzubauen. 
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JUDITH DUBISKI, WOLFGANG ILG

Das Kinder- und Jugendreisen 
als gemeinsamer Gegenstand 
Wissenschaft und Praxis im Diskurs

1. 	 Einleitung 

„Die Landkarte der Jugendreiseforschung ist voller weißer Flecken“ – so stellen 
Michael Ernst-Heidenreich und Lena Homburg in ihrem Forschungsüberblick 
zum Kinder- und Jugendreisen (von ihnen synonym zu „Jugendreisen“ verwen-
det) fest (ebd. 2022, 45). Dies gilt sowohl für die „empirische Erschließung der 
eigenlogischen Situativität des Jugendreisens und der damit verbundenen un-
mittelbaren Wirksamkeit(en)“ als auch für die „evidenzbasierte Reflexion der 
zivilgesellschaftlichen Bedeutung des Kinder- und Jugendreisens, etwa für die 
zivilgesellschaftliche Wertevermittlung“ (ebd.).

Das überrascht angesichts der Tatsache, dass für einen Großteil der Kinder 
und Jugendlichen die Teilnahme an einer Wochenendfahrt oder Ferienfreizeit 
zum Aufwachsen dazugehört, wie der 15. Kinder- und Jugendbericht konsta-
tierte (Deutscher Bundestag 2017, 389). Zugleich sei „die spärliche Verankerung 
des Themas in der Wissenschaft keinesfalls mit einem Reflexionsdefizit verbun-
den“, so Oliver Dimbath und Michael Ernst-Heidenreich (2022, 12). Allerdings 
sei der existierende Diskurs zum Kinder- und Jugendreisen in der Praxis und 
zwischen Praxisakteur*innen verortet, von Abstinenz der wissenschaftlichen 
Forschung geprägt und unterliege einer spezifischen, stark durch Austausch ge-
kennzeichneten „Reflexionskultur“ (ebd., 14). Die aus diesem Diskurs entste-
henden Texte genügen dieser Einschätzung nach häufig nicht wissenschaftlichen 
Standards – oftmals erscheinen sie zudem nur als ‚graue Literatur‘, weshalb ein 
als solcher sichtbarer wissenschaftlicher Diskurs zum Kinder- und Jugendreisen 
sich bislang in keiner der relevanten Bezugsdisziplinen (und erst recht nicht 
interdisziplinär) etablieren konnte.1

1	 Um einen Ort für einen solchen Diskurs zu schaffen, haben Oliver Dimbath und Michael 
Ernst-Heidenreich die Reihe „Fahren, Reisen, Begegnen. Camp and Mobility Studies“ im 
Beltz Verlag ins Leben gerufen, die sie gemeinsam mit Andreas Thimmel, Wolfgang Ilg und 
Christine Wiezorek herausgeben.
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Die Anregung und Organisation eines genuin wissenschaftlichen Diskurses 
zum Kinder- und Jugendreisen wurde bereits 2014 von Oliver Dimbath und 
Andreas Thimmel grundlegend skizziert und als Voraussetzung für eine interdis-
ziplinäre Forschung beschrieben, die das Phänomen Kinder- und Jugendreisen 
zu beschreiben und verstehen ermöglicht. Am Beispiel des Kinder- und Jugend-
reisens lässt sich zugleich beobachten, wie sich ein alternatives Verhältnis zwi-
schen Praxis und Wissenschaft entwickeln und etablieren konnte, aus dem sich 
Impulse für einen gemeinsamen gesellschaftlichen Einsatz von Wissenschaft 
und Praxis ableiten lassen. Es steht charakteristisch für den Modus einer Praxis-
forschung, wie sie von Andreas Thimmel am Forschungsschwerpunkt Nonfor-
male Bildung über viele Jahre geprägt wurde (dazu auch Hermens 2021). Im vor-
liegenden Beitrag wird dieses Verhältnis beschrieben und vor dem Hintergrund 
unterschiedlicher Ansätze zur Bestimmung von Praxisforschung reflektiert.

2. 	 Wissensgemeinschaft

Eine Wissensgemeinschaft kennzeichnet sich wesentlich durch drei in möglichst 
ausgewogenem Verhältnis zueinander stehende Merkmale:

„Dies ist zum einen der Wissensbereich (‚domain‘), d.h. hier geht es um gemeinsame The-
men, gewählte Schwerpunkte oder spezifische Fragestellungen. Zum anderen gibt es eine 
Gemeinschaft (‚community‘), die aus den persönlichen und institutionellen Beziehungen 
zwischen den Mitgliedern hervorgeht, in denen sie als Personen durch ihre Bindungen 
und ihre Interaktionen (Regelmäßigkeit, Häufigkeit, Rhythmus) die Atmosphäre, die 
Entwicklung der individuellen wie kollektiven Identitäten und die Räume der Begeg-
nung gemeinsam gestalten. Darüber hinaus verbindet diese Personen eine gemeinsame 
‚Praxis‘ (‚practice‘), in der Ansätze, Referenzmodelle, Standards im Sinne eines Reper-
toires miteinander geteilt werden.“ (Hermens 2021, 19)

Im Feld des Kinder- und Jugendreisens hat sich eine solche Wissensgemein-
schaft über den Zeitraum von nun über 20 Jahren im Kontext des Forschungs-
verbunds Freizeitenevaluation2 etabliert. Den wesentlichen Impuls dafür gab ein 
vom Forscher-Praktiker-Dialog3 veranstalteter Vernetzungsworkshop unter dem 

2	 https://freizeitenevaluation.de/ (10.7.2025)
3	 Heute „Forschung und Praxis im Dialog“, Online: https://www.forschung-und-praxis-im-

dialog.de/ (Zugriff: 10.7.25)

https://freizeitenevaluation.de/
https://www.forschung-und-praxis-im-dialog.de/
https://www.forschung-und-praxis-im-dialog.de/
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Titel „Qualitätssicherung durch Evaluationsmanagement“ im Sommer 2004 in 
Frankfurt, bei dem Vertreter*innen aus der Praxis des Kinder- und Jugendrei-
sens, der internationalen Jugendarbeit, von Fachkräfteprogrammen und aus dem 
Langzeitaustausch auf Personen aus dem Bereich Qualifizierung und Personen 
aus der Forschung trafen. Gemeinsam sollten bisherige Evaluationspraktiken 
und -bedarfe der Praxis identifiziert und mit aus wissenschaftlicher Sicht re-
levanten Standards und Methoden abgeglichen werden. Ein ausgearbeitetes 
Evaluationssystem, das dort vorgestellt wurde, stammte aus dem Evangelischen 
Jugendwerk in Württemberg. Dort war im Jahr 2001 in Zusammenarbeit mit 
der Universität Tübingen das Verfahren Freizeitenevaluation entwickelt und bei 
über 1300 Teilnehmenden und 300 Mitarbeitenden von Jugendfreizeiten er-
folgreich getestet worden (Ilg 2002). In der Folge des Frankfurter Workshops 
kristallisierten sich zwei Entwicklungsprojekte heraus, die sich auf ein paralleles 
methodisches Vorgehen einigten. Beide Projekte hatten von Beginn an einen 
eigenen begleitenden Beirat und eigene Schwerpunkte:
1)	 	Im bundesweiten Evaluationsprojekt schlossen sich Verbandsvertreter*innen, 

Praktiker*innen und Wissenschaftler*innen zum Kreuznacher Beirat zusam-
men. Ziel war es, ein Evaluationssystem für Freizeiten und Kinder- und 
Jugendreisen von deutschen Reiseveranstaltern bereitzustellen. Finanziert 
wurde das Projekt über den Forscher-Praktiker-Dialog Internationale Jugend-
arbeit durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) mit Unterstützung des Kreisjugendrings Bad Kreuznach e. V.

2)	 	Im Projekt Evaluation Internationaler Jugendbegegnungen kooperierten das 
Deutsch-Französische Jugendwerk (DFJW), das Deutsch-Polnische Jugendwerk 
(DPJW) und die Bundesvereinigung Kulturelle Jugendbildung (BKJ). Ihr Ziel 
war die Bereitstellung eines Evaluationsinstrumentariums für internationa-
le Begegnungsmaßnahmen zunächst in deutscher, französischer und polni-
scher Sprache. Mittlerweile hat sich der Kreis der beteiligten Institutionen 
und die Vielfalt der Sprachen deutlich erweitert (s. u.).

Der Frankfurter Workshop und die daraus entstehenden Projekte antworteten 
damit auf einen im Praxis-Diskurs zu dieser Zeit (förder-)politisch gewollten 
und vorangetriebenen Bedarf: Seit den 1990er Jahren wurde zunächst über Qua-
litätskonzepte und im Zusammenhang damit über Möglichkeiten der Messung 
von Qualität, über Sinnhaftigkeit, Methoden und Grenzen von Evaluation dis-
kutiert. Träger des gemeinnützigen und Anbieter des kommerziellen Jugend-
reisens und der internationalen Jugendarbeit entwickelten eigene Instrumente, 
wobei die „unter methodischen Gesichtspunkten professionellste Evaluation“  
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(Ilg 2002, 28) über lange Zeit vom kommerziellen Reiseanbieter RUF-Jugend-
reisen durchgeführt wurde. Der diesem Verfahren zugrundeliegende Qualitäts-
begriff definierte die Zufriedenheit der Teilnehmenden als zeitgemäßes Haupt-
kriterium zur Evaluation eines Angebots, nachdem – so die These – „Bildung“ als 
„klassisches Paradigma“ und „verbindendes Element“ des Jugendreisens überholt 
sei (Porwol 2001, 31). Diesem Verständnis konnten und wollten sich insbeson-
dere Träger des gemeinnützigen Kinder- und Jugendreisens, wie beispielsweise 
die Jugendverbände, nicht anschließen.4 Der Aufforderung zu Evaluation konn-
ten auch sie sich aber nicht entziehen, wobei die anfängliche Skepsis gegenüber 
dem Evaluations- und dem ab den 2000er Jahren einsetzenden Wirkungsdis-
kurs5 nach und nach dem Wunsch wich, die eigene Arbeit endlich und ein für 
allemal legitimieren zu können. Dabei schien – und scheint – es oftmals so, dass 
pädagogische Angebote nur dann relevant sind,

„wenn ihre Wirkungen auf der individuellen (outcome) und gesellschaftlichen Ebene 
(impact) nachweisbar sind. Dabei scheint weniger die Suche nach einem Mehr an Wis-
sen und Informationen über die pädagogische Praxis erkenntnisleitend, als vielmehr der 
Versuch, den durch Eltern, Politik und Fördergeber*innen formulierten Anforderungen, 
gerecht zu werden, d.h. individuellen Outcome und sozialen Impact sichtbar zu machen 
und damit den sinnvollen Einsatz der zur Verfügung gestellten Gelder nachzuweisen.“ 
(Thimmel/Schäfer 2019, 236)

Das Verfahren der Freizeitenevaluation nahm den allgegenwärtigen Ruf nach 
Evaluationen auf und stellte dabei das Anliegen in den Vordergrund, das, was 
Kinder und Jugendliche auf Freizeiten und bei internationalen Jugendbegeg-
nungen erleben, besser verstehen, reflektieren und weiterentwickeln zu können. 
Zugleich sollte über ein gewisses Maß an Standardisierung des Verfahrens und 
die zentrale Sammlung der erhobenen Daten eine Basis für die wissenschaftli-
che Erkenntnisgewinnung gewonnen werden. Zugrundeliegender Maßstab der 
Evaluation sollten dabei weder alleine die ‚Kundenzufriedenheit‘ noch mess-
bare ‚Bildungsoutcomes‘ sein. Ausgehend von einem Verständnis von Bildung 
als Selbstbildung und damit letztlich als unverfügbar, und von pädagogischen 

4	 Die Debatte wurde paradigmatisch in einem Themenheft der Fachzeitschrift „deutsche ju-
gend“ (9/2002) geführt, in dem Bernhard Porwol und Wolfgang Ilg ihre Evaluationsansätze 
vorstellten.

5	 Dieser ist beispielsweise in der Schriftenreihe „QS – Materialien zur Qualitätssicherung in 
der Kinder- und Jugendhilfe“ dokumentiert, Online: https://www.univation.org/qs-hefte 
(Zugriff: 12.12.25).

https://www.univation.org/qs-hefte
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Settings als Gelegenheitsstruktur für Bildungsprozesse, schlägt das Verfahren 
vielmehr vor, eine Kinder- oder Jugendfreizeit zunächst dann als ‚gelungen‘ zu 
betrachten, wenn sich das, was die pädagogischen Teams sich zum Ziel gesetzt 
haben, im Erleben der Teilnehmenden niederschlägt. Damit legt das Verfahren 
einen Fokus auf die Reflexion der eigenen Zielsetzungen im Team einer Kinder-/
Jugendreise sowie auf die daran rückgebundene Kontextualisierung und Inter-
pretation der Evaluationsergebnisse. So lautet ein Item im Ziele-Fragebogen6 
der Mitarbeitenden: „Die Teilnehmenden sollen Anstöße zu gesellschaftlichen/
politischen Themen bekommen“. Die Jugendlichen kreuzen in ihrem Fragebo-
gen dementsprechend an, inwiefern sie der Aussage „Ich habe mich bei dieser 
Freizeit mit gesellschaftlichen/politischen Themen beschäftigt“ zustimmen. Ge-
lungen ist die Freizeit dann, wenn die jeweiligen Schwerpunktsetzungen bei den 
Zielen (also z. B. gesellschaftspolitische Reflexion) sich in den Antworten der 
Teilnehmenden widerspiegeln.

Vor diesem Hintergrund können die begleitenden Gremien – der Kreuz-
nacher Beirat und die Steuergruppe im internationalen Bereich – als Wissensge-
meinschaften im o.g. Sinne betrachtet werden: Ihr gemeinsamer Gegenstand 
ist das Kinder- und Jugendreisen bzw. die internationale Jugendarbeit, ihr ge-
meinsames Anliegen die Reflexion über Weiterentwicklung von pädagogischer 
Qualität und das Sichtbarmachen der Alleinstellungsmerkmale dieses spezifi-
schen Angebotsformats. Langjährige persönliche und institutionelle Beziehungen 
zwischen den beteiligten Wissenschaftler*innen und Praktiker*innen sichern die 
vertrauensvolle, offene, konstruktive und verlässliche Zusammenarbeit. Über die 
Zeit gemeinsam entwickelte Arbeitsweisen, inhaltliche Standards, Verfahren und 
Zielsetzungen prägen die gemeinsame Praxis. Dieser verlässliche Rahmen eröff-
net zugleich Raum für fachliche Weiterentwicklung und inhaltliche Dynamik.

3. 	 Diskursraum

Das Kinder- und Jugendreisen (und ebenso die internationale Jugendarbeit) ist 
als Arbeitsfeld der Kinder- und Jugendarbeit eingebunden in sich ständig wan-
delnde fachliche, fachpolitische und gesellschaftliche Diskurse. Diese werden von 

6	 Auf den Evaluationsplattformen www.i-eval-freizeiten.de (für Kinder-/Jugendfreizeiten) 
und www.i-eval.eu (für internationale Jugendbegegnungen) sind die zum Einsatz kommen-
den Fragebögen für Teilnehmende und Mitarbeitende – auch ohne Anlegen eines eigenen 
Accounts – einsehbar. Die in diesem Text beispielhaft angeführten Item-Formulierungen 
stammen aus diesen Fragebögen.

http://www.i-eval-freizeiten.de/
http://www.i-eval.eu/
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Wissenschaft und Praxis unterschiedlich rezipiert und mitgestaltet. Gemeinhin 
gelten der wissenschaftliche und der in Praxiskontexten geführte Diskurs als zwei 
grundsätzlich voneinander getrennte, sich aber gegenseitig beobachtende und 
aufeinander reagierende Diskurse, die sich unterschiedlicher Sprechweisen und 
Deutungsmuster bedienen, unterschiedliche Sprecher*innenpositionen zur Gel-
tung bringen und unterschiedliche Textsorten hervorbringen.7 Gegenseitige Ins-
piration geschieht dann, wenn Wissenschaft sich der Praxis forschend zuwendet 
und/oder ihre Forschungsergebnisse für die Praxis ,übersetzt‘ und nutzbar macht.

In der Wissensgemeinschaft Freizeitenevaluation sind demgegenüber Räu-
me entstanden, in denen über einen langen Zeitraum hinweg und regelmäßig 
(beide Gremien treffen sich zweimal jährlich) sowie zusätzlich anlassbezogen 
beide Diskurse in den Austausch kommen und aktuelle Themen, Fragen und 
Entwicklungen gemeinsam besprechen. Dabei treten immer wieder Konfliktli-
nien zutage: In der Entwicklung eines Moduls zur Kommunikation im Rahmen 
von Schulaustauschen beispielsweise trafen Ziele beteiligter Lehrkräfte (aus dem 
Fremdsprachenunterricht), Zielsetzungen der beteiligten bilateralen Austausch-
organisationen, Perspektiven aus der psychologischen Forschung, Modelle aus 
der Fremdsprachendidaktik und Sichtweisen aus der kritischen Auseinanderset-
zung mit Konzepten des ‚interkulturellen Lernens‘ (Thimmel 2013, Winkelmann 
2006) aufeinander. So stehen aus schulpädagogischer und fremdsprachendidak-
tischer Perspektive (entsprechend der „Bildungsstandards für die fortgeführte 
Fremdsprache“ der Kultusministerkonferenz) der Erwerb und das Training von 
funktionalen kommunikativen Kompetenzen wie Hörverstehen, Schreiben und 
Sprechen im Fokus; die zusätzlich geforderte „interkulturelle kommunikative 
Kompetenz“ zielt u. a. darauf, „Orientierungswissen über die Zielkulturen in 
vielfältigen Situationen anwenden“ zu können (KMK 2014, 19). Diskutiert 
wurde im Kontext der Entwicklung des neuen Moduls für die Evaluation daran 
anschließend beispielsweise das Modell der „kulturellen Kompetenz“ (Cultural 
Intelligence Center 2019), das auf effektive Kommunikation in kulturell diver-
sen Situationen zielt. Für dieses Modell wurde eine „cultural intelligence scale“ 
(ebd.) entwickelt. Die darin formulierten Items – z. B. „Mir ist bewusst, dass 
ich im Umgang mit Menschen aus anderen Kulturen mein kulturelles Wissen 
nutze.“ oder „Ich kenne die kulturellen Werte und religiösen Überzeugungen 
anderer Kulturen.“ (ebd.) – entsprechen klassischen psychologischen Model-

7	 Das oben geschilderte Anliegen, einen genuin wissenschaftlichen Diskurs in einer eigenen 
Buch-Reihe zu organisieren, weil Forschungsergebnisse in Praxispublikationen in der scien-
tific community nicht ausreichend ‚satisfaktionsfähig‘ seien, illustriert dies.
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len der Intelligenz-Messung. Die darin zum Ausdruck kommenden Annahmen 
wurden in einem ersten Entwurf für das neue Evaluationsmodul angewendet; 
ein Item-Vorschlag lautete dann z. B. „In der Gastfamilie habe ich kulturelle 
Unterschiede zu meiner Heimat wahrgenommen.“ Vor dem Hintergrund der 
in der (außerschulischen) internationalen Jugendarbeit seit über 20 Jahren ge-
führten Diskussion um „Kulturstandardmodelle“ (Thomas 1991) einerseits und 
„reflexive Internationalität“ (Thimmel 2015) andererseits sind solche Modelle 
und die daraus entwickelten Items jedoch diskussionswürdig.

Es zeigte sich einmal mehr, dass Begriffe wie ‚Kultur‘ oder die Figur des ‚An-
deren‘ aus den verschiedenen Diskursen und Perspektiven unterschiedlich ge-
füllt und verwendet werden, Alltagsverständnis und disziplinär unterschiedliche 
Theoriebezüge weit voneinander entfernt sind, und an der einen Stelle gängige 
Formulierungen (wie beispielsweise die Rede vom ‚Erleben der Kultur des Gast-
lands‘) an anderer Stelle Widerstand und Kritik auslösen. Aus dieser Gemengela-
ge heraus zu einer Formulierung von allgemeinverständlichen und kurzen Items 
für einen quantitativen Fragebogen zu kommen, verlangte intensive, kontroverse 
Debatten und ein Sich-Einlassen auf die Perspektiven der anderen. Dies gilt 
regelmäßig insbesondere im internationalen Kontext, wo beispielsweise schon 
die Einführung einer dritten Antwortoption bei der Frage nach dem Geschlecht 
der Befragten sehr unterschiedlich eingeschätzt wurde, weil es in den einzelnen 
Ländern verschiedene formale und rechtliche Vorgaben, gesellschaftliche und 
pädagogische Diskussionsstände dazu gibt: Während in Deutschland seit dem 
Jahr 2018 beim Eintrag ins Personenstandsregister eine dritte Option jenseits 
von „männlich“ und „weiblich“ eingeführt wurde, ist dies beispielsweise in Polen 
und Frankreich nicht der Fall. Ausgehend von der Entwicklung in Deutschland 
wurde in den Fragebögen in allen Sprachen 2019 eine dritte Antwortoption ein-
geführt. Diese ist im deutschen und französischen Fragebogen „divers“ benannt, 
im polnischen beispielsweise mit „X“, im englischen mit „non-binary“. Neben 
der genauen Beschriftung der Option wurde in der internationalen Steuergruppe 
vor allem darüber diskutiert, wie groß vor dem Hintergrund unterschiedlicher 
gesellschaftlicher Debatten in den einzelnen Ländern das Irritationspotenzial 
und die Akzeptanz bei Teilnehmenden und Mitarbeitenden sein würde und in-
wiefern die Entwicklungen und Entscheidungen in einem Land (hier Deutsch-
land) zum Maßstab auch für andere Länder erhoben werden können. Die in den 
letzten Jahren im Kontext der Weiterentwicklung der Fragebögen diskutierten 
Themenfelder reichten von interkulturellem Lernen, kultureller Bildung, Inklu-
sion und Diversität, Flucht und Migration, bis zu den Folgen der Pandemie, 
Kinderschutz, Nachhaltigkeit, Erinnerungskultur und historischer Bildung. The-
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men werden in der Regel von den Beteiligten aus der Praxis eingebracht, weil 
sie das Feld beschäftigen. Im gleichberechtigten Austausch mit den anderen 
Akteur*innen werden die Themen und die damit verbundenen Fragestellungen 
dann ausgeleuchtet, mit Perspektiven aus fachwissenschaftlichen/-theoretischen 
Diskursen abgeglichen bzw. verknüpft und es wird erörtert, ob und ggf. wie das 
Themenfeld im Kontext quantitativer Evaluation berücksichtigt werden könnte. 
Daraus entstehen Überarbeitungen bestehender Inhalte der Fragebögen, neue 
Fragen oder Module, weitere Fragebogentypen – oder es wird entschieden, dass 
die quantitative Evaluation nicht der Ort ist, an dem das Thema zu bearbeiten 
ist, bzw. dass das Thema nicht auf diese Weise zu erfassen ist. So entschied man 
sich beispielsweise dazu, die wichtige Frage nach Erfahrungen sexualisierter Ge-
walt nicht in den Fragebogen aufzunehmen, weil das Thema zu groß und zu 
komplex ist, um mit wenigen Items abgefragt zu werden. Die sich verändernden 
Diskurse in den Feldern der (internationalen) Jugendarbeit, der Sozialpädago-
gik, der (europäischen) Jugendpolitik usw. spiegeln sich so in den inhaltlichen 
und technischen Weiterentwicklungen des Evaluationsverfahrens wider. Quasi 
nebenbei entstehen in diesem Prozess gemeinsames Wissen, ein gemeinsamer 
Diskurs, gemeinsame Perspektiven, gegenseitiges Verstehen, die vermittelt über 
die beteiligten Personen wiederum in Wissenschaft und Praxis zurückfließen. 

Aber nicht nur die (Weiter-)Entwicklung des Evaluationsinstruments, son-
dern auch die Interpretation und Einordnung der gewonnenen Daten erfolgt 
regelmäßig gemeinsam – sowohl in Form von Angeboten für Vertreter*innen 
aus der Praxis, ihre eigenen Evaluationsergebnisse vor einer Gruppe aus 
Praktiker*innen und Wissenschaftler*innen zur Diskussion zu stellen, als auch in 
Form von Interpretationsworkshops. Im Sinn eines empirisch-theoretisch fun-
dierten Wissenschafts-Praxis-Diskurs sind an der wissenschaftlichen Aufberei-
tung des Gesamtdatensatzes Vertreter*innen aus der Praxis gleichberechtigt be-
teiligt. Auch von einzelnen (meist größeren) Trägern beauftragte Auswertungen 
von Teildatensätzen werden in aller Regel der kommunikativen Validierung im 
Sinn einer Interpretation und Einordnung von Daten durch Praktiker*innen un-
terzogen. Dieses Vorgehen macht das Instrument und die gewonnenen Erkennt-
nisse je nach Sichtweise wissenschaftlich angreifbar – oder besonders valide:

„Wenn gemeinsame Auswertungen in Gruppen mit heterogenem sozialen Hintergrund 
auch oft nicht den Standards universitärer Interpretationsgruppen entsprechen mögen, 
so führt jedoch gerade die Verschiedenartigkeit an Positionen und Lebenserfahrungen 
zu einer heuristisch sehr wertvollen Vielfalt an Perspektiven auf das auszuwertende 
Material.“ (Munsch 2012, 1186)
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Neben der Bereitstellung und stetigen Weiterentwicklung eines Instruments zur 
Selbstevaluation pädagogischer Praxis stellt die Wissensgemeinschaft Freizeiten
evaluation also auch einen Diskursraum eigener Qualität zur Verfügung, in dem 
geteiltes Wissen hervorgebracht wird:

„Eine zentrale Methode von Praxisforschung ist der ‚Diskurs‘ [...], in dem die For-
schungsergebnisse in einem gemeinsamen Kommunikationsprozess zwischen Wissen-
schaftlerInnen und PraktikerInnen interpretiert und auf ihre Gültigkeit hin geprüft 
werden. In diesen Diskurs fließen nicht nur die Ergebnisse wissenschaftlicher Un-
tersuchungen und theoretische Ansätze ein, sondern auch das berufliche Wissen der 
PraktikerInnen sowie das Alltagswissen der verschiedenen Beteiligten, sodass sich un-
terschiedliche Sichtweisen produktiv verbinden können. In diesen gemeinsamen Lern-
prozessen realisiert sich Praxisforschung als Schnittstelle zwischen Theorie und Praxis, 
an der ein theorie- und praxisübergreifendes Wissen generiert wird, welches die Be-
schränktheit des jeweiligen Wissenssystems überwinden kann.“ (Munsch 2012, 1180)

4. 	 Grenzziehungen und Öffnungen

Wie bereits deutlich wurde, handelt es sich bei der Wissensgemeinschaft Freizei-
tenevaluation um einen seit über zwei Jahrzehnten bestehenden, personell relativ 
stabil besetzten Diskursraum, der mittlerweile deutlich routinisierten Abläufen 
und kollektiv hervorgebrachten Handlungs- und Sprach-Regeln folgt. Auch das 
entwickelte Evaluationsinstrument und der daraus entstandene Datensatz wer-
den zwar fortlaufend weiterentwickelt, dabei wird aber stark auf größtmögliche 
Kontinuität geachtet, um eine Vergleichbarkeit der Daten über die Zeit und über 
die verschiedenen inhaltlichen Stränge (bspw. Kinder- und Jugendfreizeiten und 
internationale Jugendbegegnungen) hinweg sicherstellen zu können. Ein solches 
Vorgehen mit den sich dabei einschleifenden Routinen und Mechanismen läuft 
jedoch immer Gefahr, zu einem in sich geschlossenen, sich nur noch selbstver-
stärkenden Resonanzraum zu werden. Das Festhalten am Ziel der Datenkon-
tinuität birgt zugleich die Gefahr einer inhaltlichen Schließung gegenüber sich 
weiterentwickelnden Diskursen.

Auf der Ebene der Zusammenarbeit von Akteur*innen ist die langjährige Sta-
bilität trotz nur jährlich gesicherter Finanzierung der Wissensgemeinschaft damit 
verbunden, dass neue Akteur*innen sich auf ein aus Organisationssicht unsicheres 
Konstrukt einlassen müssen. Dennoch wird erwartet, dass Akteur*innen, die In-
teresse an einer Mitarbeit und einer spezifischen inhaltlichen Weiterentwicklung 
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haben, sich mindestens mittelfristig in die Wissensgemeinschaft einzubringen 
bereit sind und dafür personelle und finanzielle Ressourcen zur Verfügung stellen. 
Eine langfristig gesicherte, strukturelle Förderung des Konstrukts Freizeiteneva-
luation widerspräche den gängigen Förderlogiken, da gerade aufgrund des Modus 
der Zusammenarbeit nicht Jahre im Voraus benannt werden kann, welche Wei-
terentwicklungen und damit welche Ergebnisse entstehen werden.

Auf inhaltlicher Ebene fällt die Notwendigkeit von Kontinuität als Gegen-
part zu Dynamik und Entwicklung noch stärker ins Gewicht. So sind einige der 
in den Fragebögen verwendeten Formulierungen mittlerweile über 20 Jahre alt 
(beispielsweise: „Bei dieser Freizeit gab es viel ‚Action‘.“). Sowohl die Sprache 
als auch inhaltliche Debatten im Feld des Kinder- und Jugendreisens und der 
internationalen Jugendarbeit haben sich in dieser Zeit verändert. Kontinuierli-
che Aufgabe der Wissensgemeinschaft ist es, die bestehenden Fragestellungen 
so behutsam zu verändern, dass sie dem Sprachgebrauch und Wissensstand von 
heute genügen, ohne die Vergleichbarkeit mit den bereits gewonnenen Daten aus 
den letzten Jahren einzubüßen.

Eine selbstkritische Offenheit und Kompromissbereitschaft hat sich auch 
auf methodischer Ebene immer wieder als wichtig erwiesen. So kamen bei-
spielsweise im Rahmen eines am Forschungsschwerpunkt Nonformale Bildung 
der TH Köln durchgeführten Praxisentwicklungsprojekts zu Reisen mit Kin-
dern und Jugendlichen mit Fluchterfahrung die (einfacheren) Fragebögen für 
Kinderfreizeiten zum Einsatz. Dabei zeigte sich jedoch, dass viele der Teilneh-
menden – vor allem, aber nicht nur jene mit Fluchterfahrung – Unterstützung 
beim Ausfüllen benötigten. Schon der Begriff ‚Freizeit‘ war vielen Kindern und 
Jugendlichen nicht verständlich. Wann immer möglich, wurde die Erhebung 
mittels Fragebögen in diesem Setting daher fortan von den Mitarbeiterinnen 
des Forschungsschwerpunkts selbst durchgeführt (Cano/Dubiski 2018). Da-
bei wurden – je nach zeitlichen und räumlichen Möglichkeiten vor Ort und 
je nach Gruppe – Kleingruppen von Teilnehmenden gebildet, die jeweils von 
einer Mitarbeiterin des Forschungsschwerpunkts begleitet wurden. Ergaben sich 
beim Ausfüllen des Fragebogens Unklarheiten oder Unsicherheiten, konnten die 
Teilnehmenden direkt nachfragen. Häufig wurde Satz für Satz gearbeitet, oft 
erklärten die Teilnehmenden sich gegenseitig, was gemeint war oder übersetzen 
ggf. in die gemeinsame Herkunftssprache. So wurde sichtbar, welche Begriffe 
und darin eingelagerten Konzepte oder pädagogischen Ideen den Kindern und 
Jugendlichen fremd oder unverständlich waren – und damit auch, von welchen 
scheinbar selbstverständlichen Annahmen das Evaluationsinstrument geprägt 
ist. Die dabei entstehenden Gespräche unter den Teilnehmenden bzw. mit den 
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Teilnehmenden wurden nicht als ‚Störung‘ oder Quelle möglicher ‚Verfälschung‘ 
der quantitativen Daten betrachtet, sondern als qualitative Erhebungsmethode 
mit in die Auswertung einbezogen (Cano/Dubiski 2018).

5. 	 Verbündete?

Das Verhältnis zwischen Wissenschaft und Praxis steht mit mindestens einer 
weiteren Größe in unmittelbarem Zusammenhang: der (Förder-)Politik. Dies 
gilt umso mehr im Kontext von Evaluation, sofern diese von Politik zur Legiti-
mation gewährter Fördermittel eingefordert, von Praxis zur Qualitätsentwick-
lung gewünscht und von Wissenschaft zur Wissensgenerierung benötigt wird. 
Unter den aktuellen Bedingungen der in die Krise geratenen Demokratie wird 
dieses Verhältnis zusätzlich prekär: Wissenschaftsleugnung, ‚alternative Fakten‘ 
oder postfaktisches Denken scheiden als Lösung ebenso aus wie die „Epistemi-
sierung des Politischen“ (Bogner 2021), also die ausschließlich auf empirischer 
Evidenz basierte und daher ‚alternativlose‘ Klärung genuin politischer Frage-
stellungen. Stattdessen müsste ein empirisch und/oder theoretisch fundierter 
Wissenschafts-Praxis-Diskurs an Bedeutung gewinnen – als kontinuierlich be-
stehender Reflexions- und Diskursraum, in dem Perspektiven zusammenfließen 
und ausgehandelt werden. Dabei sollten im Ausgleich der unterschiedlichen Pri-
märinteressen von Forscher*innen und in der pädagogischen Praxis oder in der 
Verbands- und Organisationsleitung Tätigen, die Wissenschaftler*innen „eine 
‚produktive Balance zwischen Distanz zur Praxis (Analyseperspektive) und En-
gagement für die Praxis (Veränderungsperspektive)‘“ bewahren, „ohne sich ein-
seitig für die Interessen der Praxis funktionalisieren zu lassen“, so betont Chantal 
Munsch (2012, 1184). 

Das ursprüngliche Anliegen einiger Akteur*innen, eine dem Arbeitsfeld 
angemessene Antwort auf das neoliberale Erfordernis einer Evaluation im Sin-
ne einer Effizienz- und Wirkungsmessung zu finden, führte im Diskursraum 
Freizeitenevaluation bereits zu einem dauerhaften Monitoring des Arbeitsfeldes 
mit eigener Panelstudie und dem mittlerweile größten bestehenden Datensatz 
zum Arbeitsfeld überhaupt (vgl. die Auswertungen in Ilg/Dubiski 2026). Auch 
künftig geht es in diesem Diskursraum darum, gemeinsam um Sichtbarkeit, Le-
gitimation und die Beschreibung dessen, was ‚das Reisen kann‘ zu ringen und 
zugleich immer wieder eine Vereinnahmung und Verzweckung des Arbeitsfelds 
und der Evaluation zu politisch gewollten Zwecken abzuwehren (Sturzenhecker/
von Spiegel 2009). So könnte es eine gemeinsame Aufgabe der nächsten Jahre 
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sein, das Kinder- und Jugendreisen als Ort politischer Bildung sichtbar zu ma-
chen, sich dabei aber nicht für Demokratieförderung und Extremismuspräven-
tion instrumentalisieren zu lassen. Das zunächst ‚wertneutrale’ Grundprinzip der 
Freizeitenevaluation – ‚eine gute Freizeit ist eine Freizeit, die ihre eigenen Ziele 
erreicht‘  – enthält per se keine Abwehrmechanismen gegen ‚problematische‘ 
Zielsetzungen – auch die Freizeit einer antidemokratischen Jugendorganisation 
ließe sich damit evaluieren. Die Debatten über ‚gute‘ Kinder- und Jugendreisen 
bleiben eine normative Entscheidung, die nicht an das Evaluations-Tool dele-
giert werden können.

Damit sind auch Fragen der Verantwortung von Wissenschaft und Praxis, von 
Wissenschaftler*innen und Praktiker*innen berührt, die wieder unmittelbar das 
gemeinsame Arbeiten und Aushandeln betreffen: Wie kommt man in der Wis-
sensgemeinschaft zu gemeinsamen Entscheidungen, wenn Begriffe und Konzepte 
grundlegend unterschiedlich verwendet und bewertet werden? Wie weit kann das 
Sich-Einlassen auf die andere Perspektive gehen und wie kompromissbereit kann 
und will man als Einzelperson und/oder als Vertreter*in einer Organisation sein? 
Kann bspw. in der Diskussion um die Aufnahme einer bestimmten Fragebogen-
Formulierung in einem sich als Wissensgemeinschaft verstehenden, demokratisch 
organisierten Kollektiv irgendjemand ein Veto-Recht beanspruchen? Wessen Ar-
gumente fallen im Zweifel stärker ins Gewicht: die aus einer (von möglicher-
weise mehreren) wissenschaftlichen Perspektive formulierten, weil sie theoretisch 
begründet und empirisch abgesichert sind, oder die aus ‚der‘ Praxis, weil sie näher 
an den Lebens- und Arbeitsvollzügen der unmittelbar betroffenen Personen sind? 
Wie demokratisch und hierarchiefrei ist der Diskursraum tatsächlich? 

Auch solche Fragen zum Gegenstand der Reflexion in der Wissensgemein-
schaft zu machen, würde das Verhältnis zwischen Wissenschaft und Praxis und 
die Idee einer zeitgemäßen Praxisforschung voranbringen. Die Wissensgemein-
schaft der Freizeitenevaluation hat in den bisherigen 20 Jahren ihrer Existenz 
jedenfalls nicht nur die Entwicklung und Begleitung von Evaluationsverfahren 
geleistet, sondern entwickelte sich dabei zu einem exemplarischen Ort des Mitei-
nanders von Praxis und Wissenschaft, der eine eigene Untersuchung wert wäre.
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WINFRED KAMINSKI

Anerkennung und Toleranz 

Ein Vorschlag für ergänzende normative Bezüge 
in der politischen Bildungsarbeit

1. 	 Problemaufriss

In den langen Jahren seiner hochschulischen und außerhochschulischen Tätig-
keit hat Andreas Thimmel als Lehrer, Forscher, Chronist und Netzwerker er-
folgreich gearbeitet. So entstand unter seiner Leitung in den Jahren 2022–2024 
am von ihm gegründeten Forschungsschwerpunkt Nonformale Bildung der 
Technischen Hochschule Köln ein Projekt zu „neuen kooperativen Formen poli-
tischer Bildung in der Kinder- und Jugendarbeit. Eine qualitative Feldanalyse“ 
(Forschungsschwerpunkt Nonformale Bildung/Transfer für Bildung e. V. 2024). 
Als normative Bezüge werden darin Subjektorientierung, Emanzipation, Mün-
digkeit, universelle Menschenrechte und soziale Gerechtigkeit aufgeführt. Diese 
Liste möchte ich durch zwei Termini erweitern, die in Verbindung damit stehen 
und die im Kontext interkultureller oder auch multikultureller politischer Bil-
dungsarbeit mit Jugendlichen nicht nur implizit mitbedacht werden müssten. 
Es handelt sich um: Anerkennung und Toleranz, die in vielfältiger Weise mit 
den eben genannten Begriffen verknüpft sind. Damit kämen wir einer – so die 
Überlegung – ‚über sich selbst aufgeklärten Aufklärung‘ ein wenig näher.

Beide Termini haben eine lange und gehaltvolle Geschichte: Bei der Aner-
kennung können wir mindestens bis zu Denis Diderot, Georg W. F. Hegel und 
Karl Marx zurückblicken. Beim Toleranz-Begriff sieht es nicht anders aus. Ei-
nige vielfach überlieferte Zitate seien hier angeführt: Voltaire setzte sich bereits 
1763 engagiert für Toleranz ein und mit ihm G. E. Lessing in seinem Schauspiel 
Nathan der Weise (1779), nachdem er zuvor durch die Freundschaft und Zu-
sammenarbeit mit dem jüdischen Philosophen Moses Mendelssohn Aufsehen 
erregt hatte.

In seiner Preisschrift Was ist Aufklärung (1784) sprach Immanuel Kant je-
doch schon nur wenige Jahre später über den „hochmütigen Namen der To-
leranz“ und Johann Wolfgang von Goethe erläuterte in seinen Maximen und 
Reflexionen (1833): „Toleranz sollte eigentlich nur eine vorübergehende Gesin-
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nung sein: Sie muss zur Anerkennung führen. Dulden heißt beleidigen.“ Gut ein 
Jahrhundert später hat Thomas Mann in seinem Roman Der Zauberberg (1924) 
dann betont: „[...] dass Toleranz zum Verbrechen wird, wenn sie dem Bösen gilt.“

Eine wirkmächtige jüngere Formulierung zum Verhältnis von Toleranz und 
Intoleranz aus dem Jahre 1945 stammt vom österreichisch-englischen Philoso-
phen Karl R. Popper: „Wir sollten deshalb im Namen der Toleranz das Recht 
für uns in Anspruch nehmen, die Intoleranten nicht zu tolerieren“ (2003, 362). 
Und der lange Zeit in den USA lehrende schwedische Philosoph und Schrift-
steller Lars Gustafsson hat schließlich 2007 so etwas wie eine Logik der Toleranz 
vorbereiten wollen. Er wählt dafür, wie er schreibt, „zwei klare Sätze“ als Aus-
gangspunkt: 

„1. Die Toleranz gegenüber der Intoleranz führt zu Intoleranz.
2. Die Intoleranz gegenüber der Intoleranz führt zu Toleranz.“ (Gustafsson 2007)

Was den vorgenannten Monita gemeinsam ist, scheint jeweils die Einschätzung 
zu sein, dass die gängigen Vorstellungen von Toleranz durchaus problematisch 
sind: Sei es wegen ihres Hochmuts, sei es wegen einer versteckten Beleidigung, 
sei es sogar wegen etwas generell Intolerablem. Es geht wohl nicht ohne eine 
Grenzziehung und auch nicht ohne die Wahrnehmung einer Paradoxie oder 
Ambivalenz, die vermuten lässt, dass eine allumfassende Toleranz sich womög-
lich selbst aufhebt. Wie ist dieser Herausforderung zu begegnen? Ein Ausweg 
wäre es, sich der näheren Bestimmung des Verhältnisses von Anerkennung und 
Toleranz sowie ihrer Verschränkung zu versichern. 

2. 	 Konfliktlinien

Ein möglicher Weg führt über die 1948 veröffentlichte Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte durch die Generalversammlung der UN. Dort findet sich 
gleich zu Beginn das Wort „Anerkennung“ (United Nations 1948), und es folgen  
Artikel, die auf die Notwendigkeit der Toleranz abheben. Es sollte dann bis zur 
28. Generalkonferenz der UNESCO im Oktober/November 1995 dauern, als 
ergänzend eine Erklärung der Prinzipien der Toleranz folgte. Die Präambel dieser 
Erklärung verdeutlicht, warum die UNESCO es für richtig und wichtig hielt 
und hält, eine solche Charta aufzustellen und zu verabschieden:

„Alarmed by the current rise in acts of intolerance, violence, terrorism, xenophobia, ag-
gressive nationalism, racism, anti-semitism, exclusion, marginalization and discrimina-
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tion directed against national, ethnic, religious, and linguistic minorities, refugees, mi-
grant workers, immigrants and vulnerable groups within societies, as well as acts of vio-
lence and intimidation committed against individuals exercising their freedom of opinion 
and expression – all of which threaten the consolidation of peace and democracy, both 
nationally and internationally, and are obstacles to development.“ (UNESCO 1995)

Die Mitgliedsstaaten sehen sich also aufgefordert für Toleranz und gegen In-
toleranz einzutreten, nachdem 1948 bereits ein anderes Gegensatzpaar in der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte aufgeboten worden war: Anerkennung 
versus Nichtanerkennung. Diesen doppelten Oppositionsbegriffen gehe ich 
nach, um die Spannung zwischen ihnen herauszuarbeiten und so einer vereinfa-
chenden Sicht darauf zu begegnen. 

Meinen Ausführungen liegen die einschlägigen Studien von Axel Hon-
neth Kampf um Anerkennung (1994) einerseits und von Rainer Forst Toleranz 
im Konflikt (2003) andererseits zu Grunde. Beide Schriften wurden mittlerweile 
vielfältig rezipiert, nicht zuletzt auch in den pädagogischen Wissenschaften. Im 
Handbuch Anerkennung hat Nicole Balzer (2021) diese Diskussion gesichtet und 
zwei Diskursstränge ausgemacht: Sie sieht Anerkennung als „Qualitätsmerkmal 
pädagogischer Beziehung“ gewürdigt und zum anderen als „Machtstruktur“ oder 
als „dilemmatische Praxis“ gewertet (Balzer 2021, 346). In diesen Diskussionen 
tauchen Formulierungen auf wie „Anerkennung von Differenz“, „Anerkennung 
von Vielfalt“ oder auch „Pädagogik der Anerkennung“; alle mit dem Ziel der 
Autonomie und Mündigkeit (ebd., 347). Dazu treten dann oft noch „Anerken-
nungsarbeit“ oder „Kulturen der Anerkennung“ ebd.). Von wieder anderen wird 
der „Machtmechanismus“ betont, weil möglicherweise bei aller Anerkennung 
„die Andersheit des Anderen“ verkannt würde (ebd., 349).1

In seinem Beitrag zum Handbuch Anerkennung stellt Rainer Forst die Frage, 
welche Formen der Anerkennung in der Toleranz denn stecken: Ist sie be-
stimmt von Achtung oder gar von Missachtung und Verkennung? (Forst 2021, 
85 ff.). Toleranz, das haben die eingangs genannten Zitate verdeutlicht, zwingt 
dazu, die Intoleranz mitzudenken. Das gilt zugleich für die Anerkennung und 
ihren Gegenpart die Nichtanerkennung oder – mit einem anderen Wort – die 
Missachtung.

Im Jahre 2002 hielt der Philosoph Jürgen Habermas anlässlich des Leibniz-
tages der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften einen Festvortrag 
des Titels: Wann müssen wir tolerant sein? und formulierte: 

1	 Zur internationalen Diskussion um Toleranz vgl. auch Forst (2000).
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„Die Toleranzfrage stellt sich erst nach Beseitigung der Vorurteile, aufgrund deren eine 
Minderheit zunächst diskriminiert worden ist. Aber was berechtigt uns, die Beschrei-
bungen, die der religiöse Fundamentalist [...] oder der xenophobe Ethnozentriker von 
‚ihrem Anderen‘ geben, Vorurteile zu nennen? Wir erlauben uns diese stigmatisie-
rende Rede im Lichte des egalitär-universalistischen Maßstabs der staatsbürgerlichen 
Gleichheit, der sowohl Gleichbehandlung wie auch die gegenseitige Anerkennung als 
‚ebenbürtige‘ oder ‚vollwertige‘ Mitglieder des politischen Gemeinwesens verlangt. Die 
Norm der vollständigen Inklusion aller Bürger muss akzeptiert sein, bevor wir uns To-
leranz zumuten können. Erst der Maßstab der Nicht-Diskriminierung liefert für den 
toleranten Umgang der Bürger untereinander die moralischen und rechtlichen Gründe, 
die die epistemischen Gründe für die Ablehnung der bloß tolerierten Überzeugungen 
und Einstellungen des Anderen übertrumpfen.“ (Habermas 2002)

Beide Termini, Toleranz wie Anerkennung, sind aufgeladene Begriffe, und wie 
sehr das gilt, soll durch die Befassung mit den unterschiedlichen Konzeptionen 
der Toleranz, sowie durch die Reflexion auf die prozedurale Komponente der 
Anerkennung dargelegt werden.

In der eben zitierten Ausführung von Jürgen Habermas zur Toleranz sto-
ßen wir auf weitere einander entgegenstehende Begriffe wie Gleichheit auf der 
einen und Ablehnung auf der anderen Seite. Damit ist einmal mehr angedeu-
tet, dass Rainer Forsts Bestimmung von Toleranz als einem Konfliktfeld nicht 
abwegig erscheint. 

3. 	 Toleranzkonzeptionen

Augenscheinlich können wir gar nicht von der einen Toleranz sprechen, sondern 
müssen uns bewusst sein, dass wir unterschiedlichen Toleranzkonzeptionen ge-
genüberstehen: Auf einer ersten Ebene stellt sich Toleranz in historischer Sicht 
als eine vertikale Beziehung einer herrschenden Gruppe oder Person gegenüber 
einer Minderheit dar, zweitens müssen wir zusätzlich die horizontale Beziehung 
zwischen Subjekten, die einander tolerieren oder auch nicht tolerieren, ins Auge 
fassen. Zugleich stellen sich diese Relationen in unterschiedlichen geschichtli-
chen Phasen je anders dar.

Nehmen wir die Phase absolutistischer Herrschaft etwa im 16. oder 17. Jahr-
hundert; damals war Toleranz eine Art fürstlicher Gnade, die gewährt, aber auch 
willkürlich wieder entzogen werden konnte. Nicht nur in den totalitären Gesell-
schaften des 20. und 21. Jahrhunderts waren und sind es wiederum und weiterhin 
schwächere soziale Gruppen, die diskriminiert und denen gewaltsam ihre Rechte 
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vorenthalten wurden und werden. Zudem ist bis in die Gegenwart auch auf der 
horizontalen intersubjektiven Ebene, obwohl in demokratischen Gesellschaften 
Toleranz als eine Tugend gilt, nicht garantiert, dass einander wechselseitig Res-
pekt gezollt wird; manchmal scheint es sogar so, als ob der bloße zivile Umgang 
miteinander schon als tolerantes Verhalten genommen wird.

Wer sind nun die Subjekte der Toleranz: Personen, Gruppen, die ‚Gesell-
schaft‘, der ‚Staat‘? Und wie stellt es sich hinsichtlich der Objekte von Toleranz 
dar, Rainer Forst zählt auf: Überzeugungen, Überzeugungssysteme, Weltan-
schauungen, persönliche Eigenschaften, gar Personen selbst, einzelne Handlun-
gen oder Praktiken? (Forst 2003, 31). Wir haben auch in Betracht zu ziehen, zu 
welchen Aktivitäten Toleranz uns anhält, so fragt Forst weiter: Was ist ver- oder 
was geboten; genügt die bloße Duldung oder sind wir gefordert positiv und aktiv 
anzuerkennen, ja sogar die Anderen zu fördern? Inwiefern müssen wir gewähren 
lassen und sollen nicht eingreifen?

Zur Beantwortung all dieser Fragen nähert sich Forst dem Begriff der To-
leranz von seinen Teilelementen her: Er bestimmt die Ablehnungskomponente, 
die Akzeptanzkomponente und die Zurückweisungskomponente. (ebd., 32 ff.) 
Es genügt eben nicht, sich indifferent zu verhalten; das ist keine Toleranz. Aber 
wer zurückweist, muss zwingend vertretbare Gründe anführen und darf nicht 
bloß partikulare Präferenzen oder Neigungen äußern. Ich muss also imstande 
sein, meine Wahrheit zu relativieren, darf sie aber zugleich nicht grundsätzlich 
in Frage stellen. (ebd., 37)

Vor diesem Hintergrund differenziert Rainer Forst vier Konzeptionen der 
Toleranz: Erlaubnis-Konzeption, Koexistenz-Konzeption, Respekt-Konzeption 
und die Wertschätzungs-Konzeption (ebd., 42–48). In gewisser Weise stellen 
diese Konzeptionen auch eine geschichtliche Abfolge dar. Forst selbst präferiert 
die dritte Variante. Für sie bildet „der Respekt der moralischen Autonomie der 
Einzelnen und ihres ‚Rechts auf Rechtfertigung‘ von Normen, die reziprok-allge-
meine Geltung beanspruchen,“ die Grundlage (ebd., 46). D. h., es wird die Person 
des Anderen respektiert und seine Überzeugungen und Handlungen toleriert:

„Wechselseitige Toleranz impliziert, [...] den Anspruch anderer auf vollwertige Mit-
gliedschaft in der politischen Gemeinschaft anzuerkennen, ohne zu verlangen, dass 
sie dazu ihre ethisch-kulturelle Identität in einem reziprok nicht forderbaren Maße 
aufgeben müssen.“ (ebd., 47)

In Kapitel §21 seines Buches kommt Rainer Forst schließlich auf die Toleranz-
Konzeption Immanuel Kants zu sprechen, die für ihn – nach einem Vorlauf bei 
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Pierre Bayle – einen Höhepunkt der Diskussion markiert. Für den Kant der Meta-
physik der Sitten (1797) war es nämlich unabdingbar, die Würde eines jeden Men-
schen zu achten, und zwar in dem Sinne, „dass eine jede moralische Person ein 
basales Recht auf reziproke und allgemeine Rechtfertigung all der handlungslegi-
timierenden Normen hat, die reziproke und allgemeine Geltung beanspruchen,“ 
betont Rainer Forst (2003, 420). Das zielt auf den Respekt für den Anderen als 
Mensch und „Zweck an sich selbst“ (ebd., 420). Personen schulden einander als 
autonome Mitglieder eines „Reichs der Zwecke“ (ebd., 421) uneingeschränkte 
Achtung. Bei Kant finden wir – in der Lesart von Rainer Forst – zum ersten Mal 
die Respekt-Konzeption der Toleranz voll ausgebildet. Die Grundbestimmung, 
dass Personen ein Recht auf Rechtfertigung haben, rückt ins Zentrum und sie 
darf nicht durch eine sogenannte „höhere Wahrheit“ (ebd., 435) – gleich welcher 
Art – ausgehebelt werden. Weitergehend ist zu sehen, dass Kant den Rechtfer-
tigungsgrundsatz auch politisch übersetzt und damit die Respekt-Konzeption 
von der horizontal-zivilen Ebene auf eine vertikal-politische Toleranz überträgt: 

„Wenn reziprok-allgemeine Rechtfertigung unter moralischen Personen gefordert ist, 
um moralisch relevante Handlungen zu rechtfertigen, so ist sie es auch unter Bürgern, 
die darüber zu befinden haben, welche positiven Gesetze ihr gemeinsames Leben regeln 
sollen. Dann ist Toleranz nicht nur eine zivile, zwischenmenschliche Tugend, sondern 
eine politische Tugend der demokratischen Gesetzgeber, die einander als Gleiche und 
Freie achten.“ (ebd.)

Rainer Forst lässt keinen Zweifel daran, dass dies nicht leicht zu bewerkstelli-
gen ist. Die Balance zu halten zwischen Ablehnung, Akzeptanz und Zurück-
weisung, fordert die Einzelnen, aber auch Gruppen und Gemeinschaften her-
aus. Der Grat zwischen dem Festhalten an eigenen Überzeugungen und ihrer 
gleichzeitigen Relativierung sowie auch dem intoleranten Bekämpfen anderer, 
der Indifferenz oder gar dem Sich-aufgeben ist schmal. Für den Philosophen 
Rainer Forst erweist sich Toleranz in der Fähigkeit zu einem „differenzierten  
Ja und Nein“ (ebd., 512). 

Um aber das Dreigestirn: Ablehnung, Akzeptanz und Zurückweisung rich-
tig zu gewichten, bedarf es zusätzlich der „Toleranz sich selbst gegenüber“ (ebd., 
513). Toleranz in der Respekt-Konzeption fordert geradezu ein „komplexes 
Selbstverhältnis“ (ebd.), das sich als eine „Selbstrelativierung ohne Relativismus“ 
äußert (ebd., 531). Die Pointe besteht darin, dass die Achtung des Anderen 
keiner weiteren Gründe bedarf: „Sein Menschsein muss dafür genügen“ (ebd., 
597). Deshalb wird ganz im Sinne Kants gefordert, den Anderen zu achten, nicht 
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nur zu schätzen (ebd., 658).2 In diesem Sinne bestimmt Rainer Forst Toleranz 
als eine „moralische Tugend der Gerechtigkeit“ (ebd., 659) oder, wie er auch 
formuliert: als eine „Tugend des Differenzbewußtseins“ (ebd., 660).

Die Tolerierten und die Tolerierenden stehen einander gegenüber, sei es 
als Einzelner gegenüber einer Gruppe, sei es als Minderheit gegenüber einer 
Mehrheit. Rainer Forst hat diese Konfrontation begriffsgeschichtlich aufgear-
beitet und die Geschichte der Toleranz, als eine der sich verändernden und sich 
wechselseitig ausschließenden Toleranzkonzeptionen, von der Antike bis in die 
jüngste Gegenwart präsentiert. Er hat dabei mehr als einmal das Janusgesicht 
der Toleranz insbesondere immer dann offenbart, wenn um der Erhaltung der 
Macht willen Toleranz sich in ihr Gegenteil verkehrte. Toleranz war und bleibt 
immer noch auch eine Praktik der Macht, sie inkludiert, aber sie schließt auch 
aus. Ihre Geschichte kann und muss daher auch als eine Geschichte der wech-
selvollen Kämpfe um Anerkennung (ebd., 19 Fußnote 8) gedeutet werden.3

Es gibt nun, um ein Scharnier zu finden zwischen der Toleranzfrage und 
der Anerkennungsdimension, einige zentrale Begriffe, die sowohl in der Studie 
Rainer Forsts bedeutsam sind als auch in Axel Honneths Studie Kampf um 
Anerkennung (Honneth 1994).4 Es sind dies unter anderem: Konflikt, Würde, 
Achtung, Reziprozität, Recht, Selbstachtung sowie Wertschätzung. Eine ideen-
geschichtliche Differenz zwischen den beiden Positionen markiert jedoch Rai-
ner Forsts Bezug auf Kant, während Axel Honneth den frühen Hegel und seine 
Jenaer Realphilosophie (1805/06) anspricht und sich auf das darin entfaltete Mo-
dell des Kampfes um Anerkennung einlässt und sich damit auseinandersetzt.

4. 	 Anerkennungsweisen

Axel Honneth bietet eine „Stufentheorie der sozialen Anerkennung“ (Honneth 
1994, 46). Deren Stadien benennt er als die des Individuums mit seinen konkre-

2	 Zur ausführlichen Begründung seiner Bevorzugung der Respekt-Konzeption vor der Wert-
schätzungskonzeption der Toleranz vgl. in Forst (2003), S. 47 ff. sowie weitere Überlegungen 
Forsts.

3	 Forst setzt sich an einer Stelle, versteckt in einer Fußnote (Forst 2003; 476 Fußnote 1) mit 
Zygmunt Bauman und dessen Skepsis gegenüber den Fortschritten der Toleranz auseinander. 
Bauman nämlich stellt der Toleranz ein Modell der ‚Anerkennung von Ambivalenz und 
Kontingenz‘ als Signum der Moderne entgegen.

4	 Zur allgemeineren Diskussion um Anerkennung vgl. Ludwig Siep (Hg.): Handbuch An-
erkennung (2021).
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ten Bedürfnissen (Liebe), der Person und ihrer formellen Autonomie (Recht) 
sowie des Subjekts mit seiner individuellen Besonderheit (Solidarität) (ebd.).  
Er erläutert dies mit den Worten:

„im affektiven Anerkennungsverhältnis der Familie wird das menschliche Individuum 
als konkretes Bedürfniswesen, im kognitiv-formellen Anerkennungsverhältnis des Rechts 
wird es als abstrakte Rechtsperson und im emotional aufgeklärten Anerkennungsverhält-
nis des Staates wird es schließlich als konkret Allgemeines, nämlich als in seiner Einzig-
artigkeit vergesellschaftetes Subjekt anerkannt.“ (ebd., 45)

Des Weiteren setzt Axel Honneth auf die Prämissen, „dass die Entwicklung 
der persönlichen Identität eines Subjekts prinzipiell an die Voraussetzung von 
bestimmten Arten der Anerkennung durch andere Subjekte geknüpft“ (ebd., 64) 
und dass in die Anerkennungsbeziehung ein Zwang zur Reziprozität eingebaut 
sei. Dieser nötigt die sich begegnenden Subjekte gewaltlos dazu, auch ihr soziales 
Gegenüber in einer bestimmten Weise anzuerkennen. Denn so lange ich meine 
Interaktionspartner nicht als eine bestimmte Art von Person anerkenne, kann 
ich mich in deren Reaktionen auch nicht als dieselbe Art von Person anerkannt 
sehen. In diesem Fall wird ihnen von mir jene Eigenschaft und Fähigkeit ab-
gesprochen, durch die ich mich selbst von ihnen bestätigt fühlen will (ebd., 65).

So wie ein Kind in der Familie die Gelegenheit bekommt, Selbstvertrau-
en aufzubauen, so soll das Recht späterhin die Selbstachtung garantieren (ebd., 
192). Um jedoch zu einem „ungebrochenen Selbstverhältnis“ (ebd., 196) zu ge-
langen, muss das Individuum über die Erfahrung affektiver Zuwendung und 
rechtlicher Anerkennung hinaus stets auch noch „soziale Wertschätzung“ (ebd.) 
erfahren. Erst sie gestattet es, sich auf die je eigenen konkreten Eigenschaften 
und Fähigkeiten positiv zu beziehen (ebd.). In traditionalen, vormodernen Ge-
sellschaften war es die ‚Ehre‘, modern gesprochen geht es eher um ‚Ansehen‘ 
und/oder ‚Prestige‘. Dieser von Axel Honneth als „praktische Selbstbeziehung“ 
gefassten Vorstellung gibt er den Namen „Selbstschätzung“, alltagssprachlich 
unser Selbstwertgefühl (ebd., 209).5 

Was hier abgehoben kategorial und abstrakt erscheint, wird von Axel Hon-
neth an die Lebenswirklichkeit zurückgebunden, weil er unzweideutig klarmacht, 
dass diesen gelingenden Formen des Selbstverhältnisses ebenso viele misslingen-
de entsprechen: Ein Mensch kann Missachtung erfahren, weil und wenn er durch 

5	 Axel Honneth baut bei diesen Überlegungen stark auf George H. Meads Pragmatismus auf 
sowie auch auf die psychoanalytischen Ideen von Donald W. Winnicott.
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Demütigung in seiner „leiblichen Integrität“ gefährdet wird; eine andere, zweite 
Form der Missachtung ist diejenige, durch die einem Subjekt der „Besitz be-
stimmter Rechte innerhalb einer Gesellschaft strukturell“ verwehrt wird; es also 
Entrechtung erlebt (ebd., 215). Und ein dritter Aspekt ist die Erniedrigung oder 
Beleidigung, die sich darin äußert, dass individuelle oder kollektive Lebenswei-
sen herabgewürdigt werden und dadurch dem ‚Status‘ einer Person keine soziale 
Wertschätzung entgegengebracht wird. Für die Einzelnen, die eine solche soziale 
Entwertung an sich erfahren, geht damit auch der Verlust an „persönlicher Selbst-
schätzung“ einher (ebd., 217). Sowohl für Individuen als auch für soziale Gruppen 
folgen daraus „Kränkungen“ und/oder die Empfindung „sozialer Scham“ (ebd., 
219). Aus diesen Konflikten resultiert möglicherweise der motivationale Anstoß 
eines „Kampfes um Anerkennung“, der sich in aktivem politischen Handeln oder 
auch in politischer Gegenwehr realisieren könnte (ebd., 224):

„es handelt sich dabei um den praktischen Prozeß, in dem individuelle Erfahrungen 
von Missachtung in einer Weise als typische Schlüsselerlebnisse einer ganzen Gruppe 
gedeutet werden, dass sie als handlungsleitende Motive in die kollektive Forderung 
nach erweiterten Anerkennungsbeziehungen einfließen können.“ (ebd., 260)

Für Axel Honneth folgt daraus, dass die Anerkennungsformen der Liebe, des 
Rechts und der Solidarität intersubjektive Schutzvorrichtungen sind, die die-
jenigen Bedingungen äußerer und innerer Freiheit sichern helfen, auf die eine 
ungezwungene Artikulation und Realisierung von individuellen Lebenszielen 
angewiesen ist (ebd., 279). Universalität und Egalität als gleichgestellte und doch 
besondere Personen ermöglichen es schließlich den Subjekten, als autonome und 
individuierte Anerkennung zu finden (ebd., 281).

Toleranz zwischen Einzelnen, zwischen und in Gruppierungen, zwischen 
Klassen, Ethnien, Staaten etc. ist unabdingbar. Sie bedarf jedoch einer Grund-
lage, die bloß partikulares Gewährenlassen übersteigt. Toleranz sollte auch nicht 
als bloßer Gnadenakt der Herrschenden oder Privilegierten akzeptiert werden. 
Besser ist es, wenn sie in der Weise institutionalisiert würde, dass Gleichbehand-
lung mit dem Ziel der Gerechtigkeit durch die Reziprozität des „Rechts auf 
Rechtfertigung“ (Forst 2003, 46) gesichert würde, so der Kerngedanke Rainer 
Forsts. Die Annäherung an dieses Ziel hat Axel Honneth mittels der Hegelschen 
Formel des Kampfes um Anerkennung rekonstruiert und verdeutlicht, dass der 
Unterdrückung individueller oder gruppenbezogener Ansprüche auf ihre je ei-
gene Lebensweise widersprochen werden muss und kann. Zugleich sind die po-
litischen, religiösen, ethnischen oder kulturellen Konfliktparteien gefordert, ihre 
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jeweiligen Ansprüche mit guten Gründen und in wechselseitiger Anerkennung 
zu vertreten. Wenn sie also das Recht auf Rechtfertigung selbst beanspruchen, 
dann müssen sie es auch dem Gegenüber zugestehen.
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CHRISTOPH BUTTERWEGGE

Europa allein zu Haus?

Sicherheits- und Sozialpolitik nach Russlands Angriffskrieg 
und Abwendung der US-Regierung von ihren NATO-Partnern

1. 	 Einleitung

Andreas Thimmel hat mit seinem Konzept der politischen Informiertheit (Thim-
mel 2025) einen Analyserahmen geschaffen, der das für ein Verständnis der na-
tionalen, europäischen und globalen Macht- und Herrschaftsverhältnisse nötige 
Hintergrundwissen liefert. Er war sich bewusst, 

„dass Studierende der Sozialen Arbeit oder Professionelle in der Kinder- und Jugend-
arbeit ein spezifisches Fakten- und Orientierungswissen brauchen, um die aktuellen, 
aber auch langfristigen Ereignisse oder Trends in den verschiedenen politischen Are-
nen einigermaßen verstehen und einordnen zu können.“ (Thimmel 2025, 1)

Dies wird nachfolgend am Beispiel des Ukrainekrieges, seiner Fehldeutungen 
durch deutsche Spitzenpolitiker und daraus von ihnen gezogener Schlussfolge-
rungen verdeutlicht.

2. 	 Die Bewertung des Einmarsches russischer Truppen  
in die Ukraine

Nach dem Einmarsch russischer Truppen in die Ukraine sprach der damalige 
Bundeskanzler Olaf Scholz in seiner von Ovationen begleiteten Regierungser-
klärung nicht weniger als zehn Mal von „Putins Krieg“ (Bundesregierung, 2022). 
Damit beschränkte sich Scholz auf eine individuelle Schuldzuweisung und eine 
moralische Verurteilung, statt eine Analyse der gesellschaftlichen Verhältnisse 
in den zwei unmittelbar beteiligten Ländern und/oder der internationalen Be-
ziehungen zur Grundlage seiner Beurteilung des Ukrainekrieges zu machen, 
wie es nach dem Konzept der politischen Informiertheit nötig gewesen wäre. 
Ausgespart blieb die alles entscheidende Frage nach den Wurzeln des zugrunde 



202

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.

liegenden Konflikts zwischen beiden Staaten. Wie konnte man das Gesche-
hen in der Ukraine als Staatsmann und sozialdemokratischer Spitzenpolitiker 
nur derart simplifizieren, die Entstehungsursachen des Krieges an einer Per-
son festmachen, die sozioökonomischen Rahmenbedingungen der Gescheh-
nisse ebenso wie die machtpolitischen Interessen beider Konfliktparteien, aber 
auch die Schlüsselrolle der NATO und ihrer Führungsmacht völlig ignorieren? 
Wenn überhaupt, wurde der Angriff mit russischem Imperialismus, Revisio-
nismus (Wunsch nach Wiedererrichtung der Sowjetunion) und Expansionis-
mus erklärt. Der Politikwissenschaftler Frank Deppe (2023, 18) hat Scholzens 
Imperialismusbegriff, der sich auf Großmächte (Imperien) bezieht, die kleine 
Nachbarstaaten an ihren Grenzen (bzw. in ihrem ‚Hinterhof‘) bedrohen oder 
angreifen, sofern diese ihrem großen Nachbarn nicht entgegenkommen und zu-
gleich den (politisch-militärischen, wirtschaftlichen und ideologischen) Schutz  
konkurrierender Großmächte oder Staatenbündnisse suchen, als „relativ schlicht“  
(ebd.) charakterisiert.

Assistiert wurde Scholz bei der Problemreduktion auf eine Person von pu-
blizistischer und politikwissenschaftlicher Seite. So benutzte Albrecht von Lu-
cke (2022, 62 f.), Redakteur der Blätter für deutsche und internationale Politik, in 
seinem Artikel „Putins Krieg: Das Ende unserer Illusionen“ das Vokabular des 
Kalten Krieges, als er behauptete, 

„dass die Ukrainer und Ukrainerinnen auch für uns kämpfen – gegen Putins imperiale 
Ambitionen, die seinen eigenen Worten zufolge weit über die Ukraine hinausreichen, 
für den Überlebenswillen der freien Welt [!?] und gegen das Entstehen eines ‚neuen 
Ostblocks‘ [!?] aus den autoritären Mächten Russland und China.“ (ebd.)

In seinem Buch „Wendepunkte“ benutzte der Politikwissenschaftler Ulrich 
Menzel (2023, 325 ff.) die Formel von „Putins Krieg“ (ebd.) wiederholt. Hinge-
gen stellte Jürgen Habermas, einer der „Blätter“-Herausgeber, in der Süddeutschen 
Zeitung fest: „Die Konzentration auf die Person Putins führt zu wilden Spekula-
tionen, die unsere Leitmedien heute wie zu den besten Zeiten der spekulativen 
Sowjetologie ausbreiten“ (Habermas 2022).

Zu einer Entschlüsselung der Kriegsursachen trug Scholz mit seiner Rede 
nichts bei. Die von ihm popularisierte Kurzformel erinnerte vielmehr an die Fo-
kussierung auf den ‚Führer‘, mit der man nach 1945 die Entpolitisierung der NS-
Vergangenheit und die Entlastung vom Vernichtungskrieg vorangetrieben hatte. 
Indem seinerzeit von ‚Hitlers Krieg‘ die Rede war, sprachen sich viele Deutsche 
selbst von jeglicher Schuld frei. Diese hatten folglich weder die Nazis, ihre kon-
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servativen Gesinnungsfreunde und Mitläufer noch das Großkapital und seine 
Verbände auf sich geladen, sondern ein Diktator, der vermeintlich ‚durchgeknallt‘ 
war und den Krieg allein vom Zaun gebrochen hatte. Nun behauptete man im 
Grunde dasselbe von Wladimir Putin. Da war im Titel eines Buches, das es auf 
die Spiegel-Bestsellerliste schaffte, vom „Killer im Kreml“ (Sweeney 2022) die 
Rede. Nie wird ein Krieg jedoch bloß von einer Person und aus purer Mordlust 
herbeigeführt, sondern immer auch von den Führungskräften eines Landes oder 
mehrerer Länder – der politischen, Wirtschafts-, Wissenschafts- und Verwal-
tungselite – wegen bestimmter Ziele oder Interessen gebilligt. Obwohl er auf-
grund seiner Spitzenposition als Präsident der Russischen Föderation hauptver-
antwortlich für die Invasion war, kann man dem brutalen Machtpolitiker Putin 
diesen Krieg nicht allein anlasten, weil sonst andere wichtige Determinanten – 
darunter internationale Kräfteverschiebungen, geopolitische Machtkonstella-
tionen und ökonomische Interessen sowie die Mitverantwortung des Westens, 
der NATO und ihrer Führungsmacht (dazu als pointierte Darstellung: Abelow 
2022) – ausgeblendet werden. Mit den Tendenzen zur Personalisierung, Psycho-
logisierung und Pathologisierung ging eine Tabuisierung der Vorgeschichte wie 
der Hintergründe des Ukrainekrieges einher, obwohl es auch in Deutschland 
viele kritische Stimmen gab, die sich jedoch kein Gehör gegenüber dem Main-
stream verschaffen konnten (z. B. Kastrup/Kellershohn 2023; Krone-Schmalz 
2023; Theisen/Donat 2024; Verheugen/Erler 2024). Die politischen Meinungs-
führer der Bundesrepublik beschränkten sich im Wesentlichen auf Empörung 
über Russland und dessen moralische Verurteilung wegen seiner Infragestellung 
der ‚westlichen Werte‘, die alle Diskursteilnehmer/innen zu teilen hatten.

Olaf Scholz läutete eine neue Runde des Wettrüstens ein, als er ohne vor-
herige Abstimmung mit der SPD-Fraktion versprach, seine Regierung werde 
aufgrund der historischen Zäsur jährlich „mehr als 2 Prozent des Bruttoinlands-
produkts“, also mindestens die Hälfte mehr als bisher, für das deutsche Militär 
ausgeben und ein kreditfinanziertes „Sondervermögen“ in Höhe von 100 Milliar-
den Euro für „notwendige Investitionen und Rüstungsvorhaben“ schaffen (Deut-
scher Bundestag 2022, 1353). Profitieren davon sollte die mit einem Rüstungs-
haushalt von deutlich über 50 Milliarden Euro angeblich schlecht ausgerüstete, 
weil „unterfinanzierte“ (ebd.) Bundeswehr. Nicht ohne Grund hatte die deutsche 
Rüstungslobby das Narrativ in Umlauf gesetzt, die meisten Waffensysteme der 
Bundeswehr seien gar nicht einsatzbereit. Seit der Krim-Annexion durch Russ-
land im Jahr 2014 häuften sich Berichte darüber in den Massenmedien, was der 
Politikwissenschaftler Jürgen Wagner (2022) als „Märchen von der kaputtgespar-
ten Bundeswehr“ (Wagner 2022, 97) bezeichnet. Angesichts der Klagen über die 
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schlechte Materialausstattung der Bundeswehr wunderte sich, wer für argumen-
tative Widersprüche sensibel war, allerdings darüber, dass die Ukraine, ihre Mili-
tärführung ebenso wie die Verbündeten der Bundesrepublik nach deutschen Waf-
fensystemen riefen. Auch Unternehmen wie Rheinmetall – Deutschlands größter 
Rüstungskonzern, dessen Aktienkurs sich während des Ukrainekrieges mehr als 
verzehnfachte – hatten ein Interesse daran, dass es möglichst lange und viele 
Waffenlieferungen an die Ukraine gab. Auch die mit dem russischen Angriffs-
krieg situativ und scheinbar rational begründete, aber wohl schon länger geplante 
und gut vorbereitete Aufrüstung der Bundeswehr beschert Waffenherstellern und 
Rüstungslobbyisten sowohl einen Gewinn- als auch einen Machtzuwachs. 

„Und bei einer absehbaren Verdreifachung der deutschen Rüstungsinvestitionen ist 
damit zu rechnen, dass es diesen Akteuren künftig gelingen wird, noch einmal deutlich 
stärkeren Einfluss auf Debatten und Entscheidungen nehmen zu können, als es ohnehin 
bereits der Fall ist.“ (Wagner 2022, 190)

Die meisten Massenmedien der Bundesrepublik versäumten es, alle Facetten 
des Ukrainekrieges und das international sehr differenziert ausfallende Urteil 
darüber zu beleuchten. Statt zu fragen, warum für die Bekämpfung der Fami-
lienarmut durch eine Kindergrundsicherung am Ende der Ampelkoalition im 
Spätherbst 2024 selbst die von Bundesfinanzminister Christian Lindner nach 
langen Kontroversen bewilligten 2,4 Milliarden Euro nicht mehr zur Verfügung 
standen, für Waffenlieferungen an die Ukraine aber ein Mehrfaches dieser Sum-
me und für die Hochrüstung der Bundeswehr über Nacht sogar 100 Milliarden 
Euro, bezichtigten deutsche Journalist/innen die Bundesregierung einer unge-
bührlichen Zögerlichkeit und übergroßen Zurückhaltung in dieser Beziehung. 
Letztlich führte der Ukrainekrieg zu einer geistigen Mobilmachung in fast allen 
Massenmedien und zu einer Militarisierung der veröffentlichten Meinung. 

3. 	 Eine zweite Front? – Donald Trump als unzuverlässiger 
Verbündeter und Europas Schicksal ohne seinen ‚atomaren 
Schutzschirm‘

Vor seiner zweiten Wahl zum US-Präsidenten hatte Donald Trump erklärt, den 
Ukrainekrieg in 24 Stunden beenden zu können. Nach seiner Amtseinführung 
am 20. Januar 2025 telefonierte Trump mehrfach mit dem russischen Präsi-
denten Putin und nannte für die Ukraine weniger akzeptable Bedingungen für 
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einen Waffenstillstand, ohne die Spitzen der EU-Mitgliedstaaten zu konsultie-
ren. Auf der 61. Münchner Sicherheitskonferenz hielt sein Vize J.D. Vance am 
14. Februar 2025 eine hierzulande als skandalös empfundene Rede, in der er den 
Europäern Defizite in Bezug auf Demokratie und Meinungsfreiheit vorwarf. 
Am 28. Februar 2025 demütigten die beiden US-Amerikaner den ukrainischen 
Präsidenten Wolodymyr Selenskyj vor laufenden Kameras im Oval Office des 
Weißen Hauses. Kurz darauf stellte die US-Regierung ihre Militärhilfe sowie 
die Weiterleitung von Geheimdienstinformationen und Ergebnissen ihrer Sa-
tellitenüberwachung an die Ukraine für ein paar Tage ein.

Seither gelten die USA vielen Deutschen und Europäer/innen nicht mehr 
als verlässlicher Unterstützer, sondern eher als lästiger Vermittler im Ukraine-
krieg. Die (west)europäischen Transatlantiker/innen zweifeln nun mehr denn 
je an der Bündnistreue des mächtigsten NATO-Staates und haben daraus den 
Schluss gezogen, dass sie die Ukraine finanziell und militärisch noch mehr unter-
stützen und selbst noch stärkere Rüstungsanstrengungen unternehmen müssten. 
Die europäischen Staatsmänner sehen sich einer doppelten Herausforderung 
gegenüber, wie der Politikwissenschaftler Johannes Varwick (2025) konstatiert: 

„Einerseits hat der seit mehr als drei Jahren andauernde russische Angriffskrieg gegen 
die Ukraine die bestehende europäische Sicherheitsordnung in ihren Grundlagen zer-
stört. Anderseits hat die Wahl von Donald Trump zum 47. Präsidenten der USA selbst 
den treuesten Transatlantikern vor Augen geführt, dass sich die US-amerikanische 
Sicherheitsgarantie für Europa und die Verlässlichkeit der Nato in gewisser Weise in 
Luft aufgelöst hat.“ (ebd., 175)

Dies spiegelte sich auch in den Medien der Bundesrepublik wider, die jetzt noch 
massiver als zuvor Bedrohungsängste schürten. Albrecht von Lucke (2025, 6) 
etwa tat so, als hätten Europäer/innen durch „Trumps Seitenwechsel“ (ebd.) 
unseren „großen, starken Bruder“ (ebd.) verloren und seien daher einem bösen 
Jungen aus der Nachbarschaft (Russland) fortan schutzlos ausgeliefert: „Ohne 
Amerika steht Europa nackt da.“ (ebd.). Dabei sind die Rüstungsetats der eu-
ropäischen NATO-Staaten zusammen schon jetzt höher als der russische Ge-
samthaushalt. Trotzdem stellte die EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der 
Leyen ein Hochrüstungsprogramm vor, das durch Bereitstellung von Darlehen 
in Höhe von 150 Milliarden Euro in den Mitgliedstaaten 800 Milliarden Eu-
ro mobilisieren soll und zunächst ‚ReArm Europe‘ hieß – als seien die Länder 
der EU vorher unbewaffnet gewesen. Paradoxerweise tun die Europäer mit der 
Aufblähung ihrer Rüstungshaushalte genau das, was ihnen der hierzulande ex-
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trem unbeliebte, wenn nicht allgemein verhasste US-Präsident ohne inhaltliche 
Begründung abverlangt hatte.

Dass sich bei dieser Rechnung alles widerspricht, ist offensichtlich: Sich 
selbst bezeichnet die NATO – militärisch und technologisch betrachtet wahr-
scheinlich zu Recht – als ‚stärkste Allianz in der Geschichte‘, deren 32 Mitglied-
staaten zwar von der best(aus)gerüsteten Militärmacht der Welt angeführt, aber 
vermeintlich von einer „Regionalmacht“ (Barack Obama) bedroht werden, der 
es in einem verlustreichen Krieg selbst nach vier Jahren nicht gelungen ist, ein 
logistisch relativ leicht zu besiegendes Nachbarland niederzuringen. 

Obwohl Varwick (2025) Russland als „Bedrohung für die europäische Si-
cherheit“ (ebd., 181) versteht und aggressive Absichten über die Ukraine hinaus 
keineswegs ausschließt, sieht er wenig Anzeichen dafür, „dass Russland sich mit 
Nato-Territorium anlegen könnte oder nur wollte.“ (ebd., 181). Folglich war und 
ist nicht erkennbar, dass die Bundesrepublik von der Russischen Föderation, ih-
rem Präsidenten oder irgendeinem anderen Staat militärisch bedroht würde oder 
in absehbarer Zeit angegriffen werden könnte. Dasselbe gilt auch für die Euro-
päische Union und den Nordatlantikpakt. Wieso man angesichts dieser ‚Bedro-
hungslage‘ das größte Aufrüstungsprogramm der Weltgeschichte verwirklichen 
muss und warum sich die Verteidigungslast sämtlicher NATO-Mitgliedstaaten 
zu einem fixen Prozentsatz von zuerst zwei, dann aber plötzlich 3,5 bzw. fünf 
Prozent (einschließlich militärisch nutzbarer Infrastruktur) des Bruttoinlands-
produkts nach der Wirtschaftsleistung bemisst, lässt sich nur mit sicherheits-
politischer Paranoia, der Willfährigkeit europäischer Regierungschefs und den 
Profitinteressen der Rüstungsindustrie erklären. So schüren ‚Militärexperten‘ 
die Vorkriegsstimmung mit apokalyptischen Bedrohungsszenarien, indem sie in 
verschiedenen medialen Formaten pauschal auf die ‚veränderte Sicherheitslage‘, 
‚Putins imperialistische Machtgier‘ sowie ‚die Abwendung der USA von Europa 
und der NATO‘ hinweisen, um beim Fernsehpublikum mit der Forderung nach 
Aufrüstung in jeder beliebigen Dimension auf Resonanz zu stoßen.

4. 	 Von der außen-, energie- und militärpolitischen zur 
wirtschafts-, finanz- und sozialpolitischen Zeitenwende

Seit dem Bruch der Ampelkoalition am 7. November 2024 und der vorgezoge-
nen Bundestagswahl am 23. Februar 2025 mehrten sich die Anzeichen dafür, 
dass einerseits die außen- und militärpolitische Zeitenwende forciert und dass 
sie andererseits von einer wirtschafts-, finanz- und sozialpolitischen Zeitenwen-



207

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.

de flankiert wird, die nach der Covid-19-Pandemie, der Energiepreisexplosion 
und der Inflation erneut besonders einkommensschwache Bevölkerungsgruppen 
hart trifft (Butterwegge 2024, 170 ff.).

Dabei sticht die Positionsverschiebung der SPD besonders hervor: Seit ihrer 
Gründung im 19. Jahrhundert hatte die SPD klar Stellung gegen Militär, Rüs-
tung und Krieg bezogen, wenngleich es immer wieder Versuche rechtssozialde-
mokratischer Kreise gab, diese Position aufzuweichen. Wie die Parteigeschichte 
zeigt, waren solche Bemühungen zumindest programmatisch selten erfolgreich 
(Butterwegge/Hofschen 1984). Eine historische Rückschau lehrt auch, dass die 
SPD ihre größten (Wahl-)Niederlagen immer dann erlitt, wenn sie vom Pfad 
einer konsequenten Friedenspolitik abwich, und dass hieraus teilweise katastro-
phale Folgen für die Demokratie erwuchsen. Nach der ‚Zeitenwende‘-Rede von 
Olaf Scholz gab die SPD ihre antimilitaristische Haltung endgültig auf. Wäh-
rend ihr Bundesverteidigungsminister Boris Pistorius das Land ‚kriegstüchtig‘ 
zu machen versuchte, entsorgte ihr Parteivorsitzender, Finanzminister und Vi-
zekanzler Lars Klingbeil die Ost-, Friedens- und Entspannungspolitik des ersten 
sozialdemokratischen Bundeskanzlers Willy Brandt. Diese war jahrzehntelang 
das Markenzeichen der Partei gewesen, galt jedoch plötzlich als naiv, unrealis-
tisch und aus der Zeit gefallen. Kennzeichnend für die fehlende Debattenkultur 
in der Bundesrepublik waren die polemischen und persönlich diffamierenden 
Reaktionen auf das im Juni 2025 von sozialdemokratischen Friedenskreisen un-
ter dem Titel „Friedenssicherung in Europa durch Verteidigungsfähigkeit, Rüs-
tungskontrolle und Verständigung“ (Stegner 2025) publizierte Manifest, dessen 
Unterzeichner/innen teilweise purer Hass entgegenschlug. ‚Realitätsverweigerer‘, 
‚Traumtänzer‘, und ‚Protagonisten einer gescheiterten Politik‘ waren noch die 
freundlicheren Bezeichnungen, mit denen sie belegt wurden. Nico Fried (2025) 
bezeichnete das Manifest „einiger Sozialdemokraten“ im stern, dessen Chefkor-
respondent er ist, als „etwas altbackenes außenpolitisches Gedankengut“ (ebd.), 
ohne auch nur ein einziges Gegenargument vorzubringen.

Der Regierungswechsel bot – trotz der „Schuldenbremse“ im Grundgesetz 
(Art. 109 Abs. 3 GG und Art. 115 Abs. 2 GG) sowie dem Fortgelten des Mer-
kel-Dogmas, die Staatsfinanzierung ohne Steuererhöhung zu stemmen, – eine 
Gelegenheit zur forcierten Aufrüstung. Unter ausdrücklicher Berufung auf Pro-
vokationen von US-Präsident Trump sowie dessen Bemühungen um eine Waf-
fenruhe mit anschließendem Friedensschluss zwischen Russland und der Ukra-
ine ließen CDU, CSU und SPD noch vor der Konstituierung des 21. Deutschen 
Bundestages das eigentlich abgelöste, kaum mehr zu Richtungsentscheidungen 
solcher Tragweite legitimierte Parlament eine Aufweichung der Schuldenbrem-

https://de.wikipedia.org/wiki/Keir_Starmer
https://de.wikipedia.org/wiki/Keir_Starmer
https://de.wikipedia.org/wiki/Keir_Starmer
https://de.wikipedia.org/wiki/Keir_Starmer
https://de.wikipedia.org/wiki/Keir_Starmer
https://de.wikipedia.org/wiki/Keir_Starmer
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se für Rüstungsausgaben und ein kreditfinanziertes Sondervermögen von 500 
Milliarden Euro für öffentliche Infrastrukturinvestitionen beschließen. Ver-
teidigungsausgaben, die ein Prozent des Bruttoinlandsprodukts überschreiten, 
sind nunmehr von der Kreditsperre im Grundgesetz ausgenommen. Eine solche 
Privilegierung der Rüstung gegenüber anderen Staatsausgaben leistet einer Mi-
litarisierung der Gesellschaft Vorschub. An dem Sondervermögen, das – über 
einen Zeitraum von zwölf Jahren verteilt – zusätzliche Investitionen in die In-
frastruktur und die Klimaneutralität ermöglichen soll, werden zwar auch die 
Bundesländer mit 100 Milliarden Euro beteiligt. Betrachtet man die mittel-
fristige Finanzplanung der Bundesregierung, so ist ersichtlich, dass die Haager 
Zielmarke von 3,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts nicht erst – wie dort 
von den Regierungschefs vereinbart – im Jahr 2035, sondern schon am Ende 
der laufenden Legislaturperiode erreicht werden soll. Vorgesehen ist 2029 ein 
Rüstungsetat in Höhe von 152,8 Milliarden Euro, was fast eine Verdreifachung 
gegenüber 2024 bedeutet. Gerechnet wird 2029 mit einer Neuverschuldung, 
die nicht viel geringer ausfällt und 126,1 Milliarden Euro beträgt. Dabei ist die 
Bundesrepublik als zweitstärkste Wirtschaftsmacht der NATO am massivsten 
von der genannten Zielmarke für die europäischen Mitgliedstaaten betroffen. 
Es passt aber zu der von Friedrich Merz am 14. Mai 2025 in seiner ersten 
Regierungserklärung bekundeten Absicht, die Bundeswehr zur „stärksten kon-
ventionellen Armee Europas“ (Bundesregierung 2025, 6) zu machen.

Weil die neuen Verschuldungsmöglichkeiten nur für zusätzliche, über den 
Status quo hinausreichende Maßnahmen und nicht für konsumtive Zwecke 
genutzt werden dürfen, Substitutionseffekte gegenüber den normalen Staatsfi-
nanzen also weitgehend ausgeschlossen sind, bleibt der Druck auf die öffent-
lichen Haushalte bestehen. Schließlich müssen die Zins- und Tilgungslasten 
der kreditfinanzierten Hochrüstung wie auch des Sondervermögens für die 
Infrastruktur im Bundeshaushalt gegenfinanziert werden. Daher lautet die 
hinsichtlich der künftigen Gesellschaftsentwicklung zu treffende Richtungs-
entscheidung trotz der partiellen Herauslösung der Militärausgaben aus dem 
regulären, vollständig der Schuldenbremse unterliegenden Bundeshaushalt im 
Kern: Rüstungs- oder Sozialstaat?

Zwar erhalten die Länder durch eine gleichzeitig beschlossene Reform der 
Schuldenbremse auch den gleichen Neuverschuldungsspielraum wie der Bund 
(0,35 Prozent des Bruttoinlandsprodukts). Diese an sich richtigen, für Städte 
und Gemeinden nötigen Entscheidungen reichen allerdings bei Weitem nicht 
aus, um den Investitionsstau der Kommunen zu beseitigen, zumal andere Koali-
tionsbeschlüsse die Länder und Kommunen finanziell belasten.
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Schon im Vorgriff auf eine Kommission zur Sozialstaatsreform, die CDU, 
CSU und SPD gemeinsam mit Ländern und Kommunen einsetzten wollen, 
haben sie vereinbart, das Bürgergeldsystem zu einer „neuen Grundsicherung“ 
für Arbeitsuchende umzugestalten (CDU/CSU/SPD 2025, 16 f.). Ein wichtiger 
Kerngedanke der Bürgergeld-Reform war die Stärkung der beruflichen Aus- 
und Weiterbildung, nicht zuletzt begriffen als notwendige Qualifizierung von 
Transferleistungsbezieher/innen für den Arbeitsmarkt, auf dem Fachkräfte feh-
len. Von den wenigen Verbesserungen und Erleichterungen für Arbeitsuchende, 
die mit der Bürgergeld-Reform verbunden waren, wurden die meisten wieder 
zurückgenommen. Zwar wird die umbenannte Regelleistung nicht gekürzt, aber 
der Anpassungsmechanismus beseitigt, mit dem die Ampelkoalition dafür ge-
sorgt hatte, dass inflationäre Entwicklungen schneller Berücksichtigung fanden. 
Außerdem entfällt die Karenzzeit für Vermögen, ursprünglich von der Großen 
Koalition während der Covid-19-Pandemie im März 2020 eingeführt, um ma-
teriell bessergestellten, aber in Not geratenen Facharbeiter/innen und Selbst-
ständigen den Hartz-IV-Zugang zu erleichtern. Ähnliches gilt im Hinblick auf 
die Karenzzeit für die Unterkunftskosten: Wenn das Jobcenter die Miete oder 
die Heizkosten von Arbeitsuchenden für ‚unverhältnismäßig hoch‘ hält, fällt die 
Karenzzeit dafür weg. Selbst viele Angehörige der Mittelschicht, die bisher nie 
Angst vor Armut hatten, mussten wegen des Ukrainekrieges, der anschließenden 
Energiepreisexplosion und der Inflation jeden Cent dreimal umdrehen. Wieder 
eingeführt worden ist der Vermittlungsvorrang, welcher die schnelle Arbeitsauf-
nahme von Leistungsberechtigten bezweckt. Wer noch keine dreißig Jahre alt 
ist, kann wie bisher längere Qualifizierungsmaßen des Jobcenters in Anspruch 
nehmen, ohne in einen McJob hineingezwungen zu werden.

Mitwirkungspflichten und Sanktionen wurden ‚im Sinne des Prinzips För-
dern und Fordern‘ verschärft: „Bei Menschen, die arbeiten können und wiederholt 
zumutbare Arbeit verweigern, wird ein vollständiger Leistungsentzug vorgenom-
men.“ (ebd.) Damit hat die CDU/CSU/SPD-Koalition unter Friedrich Merz 
den sozialen Klimawandel hin zu größerer Eiseskälte und weniger Solidarität 
nachvollzogen, der sich bereits länger abzeichnete: Politiker der etablierten Par-
teien und die Leitmedien unseres Landes suggerierten, dass es den Armen, vor 
allem Menschen im Bürgergeldbezug und auf der Flucht, zu gut gehe, weshalb 
ihnen die Leistungen gekürzt werden müssten; gleichzeitig unterstellten sie, dass 
es den Reichen immer schlechter gehe, weshalb die Unternehmer stärker mit 
Direktsubventionen oder Steuervergünstigungen unterstützt werden müssten.

Ein ähnlich weitgehender Konsens wie bezüglich der Annahme, dass es den 
Menschen im Bürgergeldbezug viel zu gut ging, herrscht in der Öffentlichkeit 
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hinsichtlich der Behauptung, dass Europa mehr für die eigene und die Sicherheit 
der Ukraine tun müsse, gleichzeitig aber nicht völlig auf den ‚atomaren Schutz-
schirm‘ der USA verzichten könne. Auch wenn es fast um die Hälfte des Bun-
deshaushalts für das Militär, dessen Waffen und von ihm nutzbare Infrastruktur 
geht, gibt es praktisch keinen Widerspruch, weil die Massenmedien häufig gar 
nicht erst den Eindruck aufkommen lassen, dass sie Kritik am herrschenden 
Rüstungswahn zumindest wegen des für demokratische Willensbildungs- und 
Entscheidungsprozesse konstitutiven Pluralismus tolerieren.

5. 	 Schluss

Als die Berliner Mauer im November 1989 fiel, BRD und DDR am 3. Oktober 
1990 vereinigt wurden, sich der Warschauer Pakt am 1. Juli 1991 auflöste und 
die Sowjetunion am 31. Dezember 1991 zerbrach, glaubten die meisten Euro-
päer/innen, dass es auf ihrem Kontinent kein Wettrüsten mehr geben würde. 
Europa, so schien es nach Beendigung des Kalten Krieges, würde fortan ewigen 
Frieden erleben und zu neuer Blüte gelangen. Dabei dauerte es gar nicht lange, 
bis an die Stelle der erhofften Friedensdividende für alle Menschen wieder die 
Rüstungsdividende für wenige (Groß-)Aktionäre solcher Unternehmen wie 
Rheinmetall trat, Abrüstung und Rüstungskontrolle zu Fremdworten wurden 
und die (Atom-)Kriegsgefahr vielen Zeitgenoss/innen große Angst machte. 
Trotzdem besteht noch immer die Chance, dass sich Europa zur Zivilmacht 
mausert, wie es die Friedensbewegung nach Beendigung des Kalten Krieges 
angestrebt hatte (Butterwegge/Grundmann 1994). Berücksichtigt man die 
regressiven und zunehmend repressiven Tendenzen der europäischen Migra-
tions- bzw. Asylpolitik, scheint sich die EU jedoch heute immer noch eher 
als Wohlstandsfestung zu verstehen, die sich genau wie vor gut 30 Jahren mit 
Waffengewalt auch nach außen abschotten und stabilisieren zu können hofft 
(Butterwegge/Jäger 1993).
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FRANZ HAMBURGER

Europa: Land der Verzweiflung 
und Land der Hoffnung

An welchem Europa können sich die Bürger und Bürgerinnen des ‚Alten Konti-
nents‘ orientieren? Welches Europa gibt nicht nur Arbeit und Brot, sondern stellt 
auch einen sinnhaften Zusammenhang dar? Diese Frage stellt sich besonders 
in pädagogischen Institutionen, die Wissen und Regeln des Zusammenlebens 
vermitteln. Die Jugendarbeit, und dabei besonders die non-formale Bildung hat 
einen großen Spielraum für Orientierung und muss auch in Bezug auf Europa 
den Jugendlichen Antworten geben. Dies ist nicht einfach – besonders wenn 
man den pluralen Rahmen Europas akzeptiert. Im Folgenden geht es um eine 
der möglichen Antworten. 

1. 	 Grundlagen der Bildungsarbeit

Europa ist ‚unbegreiflich‘. Weder die Geschichte noch die Gegenwart lassen sich 
in einem einzigen Umriss fassen. Lediglich geografisch gibt es eine allgemein 
akzeptierte Tradition. Und die verschiedenen ‚Europas‘ der Gegenwart bilden 
eher eine widersprüchliche Einheit. Denn das Europa der EU, das des Schen-
genraums, das Europa der Freihandelszone, das Europa des Europarats, diese 
‚Europas‘ stellen eine Mischung unterschiedlicher Rechtsordnungen und Inte-
ressenslagen dar – und sind auch deshalb ein Gebilde interner Widersprüche. 
Dass das Alltagsbewusstsein bei der Assoziation ‚Europa‘ vor allem an die EU 
gekoppelt ist, zeigt, dass das Gebilde Europa durch unterschiedliche Macht-
verhältnisse und Relevanzen gekennzeichnet ist. In der Gegenwart beeinflusst 
das ‚Europa der Macht‘, die Europäische Union, die politischen Prozesse und 
die Lebensbedingungen der Menschen mehr, als sie es selbst merken können. 
Die Transformation Europas in eine Realität stellt die wichtigste Herausforde-
rung für die Bildungsarbeit, besonders die non-formale Bildung dar. Denn die 
Entstehung des Europas nach dem 2. Weltkrieg war mit großen Hoffnungen 
auf Frieden und Freiheit verbunden. Die Realität Europas muss aber analysiert 
werden, damit die auch heute noch möglichen Hoffnungen und freiheitlichen 
Erwartungen auf einer soliden Grundlage beruhen können.
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1.1 	Im Spannungsfeld von Frieden und Macht
Das Europa der Macht hat sich im 21. Jahrhundert schrittweise mit der einzigen 
multinationalen Militärmacht der Welt, der NATO unter Führung der USA, 
verknüpft und sich deren expansiven Interessen unterworfen. Diese Interessen 
harmonieren am besten mit denen des Marktes, dem Bestreben sich stetig aus-
zudehnen und sich neue Bereiche zu erschließen. Während bis zum Beginn des 
21. Jahrhunderts die EU in lockerer Verbindung zur NATO stand, hat die fak-
tische Expansion der NATO bis an die Grenzen Russlands, der Putsch in Kiew 
und die Aufrüstung der Ukraine nach dem NATO-Standard auch zum Krieg 
Russlands gegen die Ukraine geführt und politisch den Rahmen wiederherge-
stellt, der die Entstehung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 
im Kalten Krieg erheblich beeinflusst hat. Die EU ist wieder ein Bündnis der 
geförderten Angst gegen einen äußeren Feind geworden. So können die internen 
Gegensätze und Widersprüche zumindest eine Zeit lang glattgebügelt werden. 
Und Russland gehört wieder einmal nicht zu Europa.

Das verfasste Europa ist lange Zeit im Schatten des Kalten Kriegs groß ge-
worden und konnte sich mit seiner wirtschaftlichen Produktivität und seinem lu-
xuriösen Konsum (‚Kaufhaus des Westens‘) sogar als ‚Friedensmacht‘ profilieren. 
Das norwegische Nobelkomitee hat 2012 die Auswahl der EU als Trägerin des 
Friedensnobelpreises so begründet: „Die Union und ihre Vorgänger haben über 
sechs Jahrzehnte zur Förderung von Frieden und Versöhnung beigetragen. Seit 
1945 ist diese Versöhnung Wirklichkeit geworden“. Als wichtigste Errungen-
schaft der EU erachtete das Komitee „den erfolgreichen Kampf für Frieden und 
Versöhnung und für Demokratie sowie die Menschenrechte; die stabilisierende 
Rolle der EU bei der Verwandlung Europas von einem Kontinent der Kriege zu 
einem des Friedens“ – so die Begründung des Komitees.1

Mit der Verleihung des Friedensnobelpreises wurde eine Epoche abge-
schlossen, die nachhaltig das Alltagsbewusstsein der Menschen von der EU, 
und damit von Europa, bestimmte. Denn über Jahrhunderte hinweg waren die 
europäischen Kriege ein Merkmal dieses Kontinents. Und das 20. Jahrhundert 
hatte mit den beiden Weltkriegen eine bis dahin unvorstellbare Steigerung der 
Gewalt und des Tötens hervorgebracht. Auch deshalb wird die Verwandlung des 
‚Gemeinsamen Marktes‘ in ein Organ der Vorbereitung und Unterstützung von 
Krieg erst langsam wahrgenommen. 

1	 Nachzulesen in deutscher Übersetzung u. a. unter https://www.tagesschau.de/ausland/
friedensnobelpreis-eu-ts-102.html (Zugriff: 11.7.25), englisches Original unter https://
www.nobelprize.org/prizes/peace/2012/press-release/ (Zugriff: 11.7.25)

https://www.tagesschau.de/ausland/friedensnobelpreis-eu-ts-102.html
https://www.tagesschau.de/ausland/friedensnobelpreis-eu-ts-102.html
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https://www.nobelprize.org/prizes/peace/2012/press-release/
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War der ‚Gemeinsame Markt‘ wegen seiner vier neuen Freiheiten für Wa-
ren und Kapital, für Dienstleistungen und Arbeitskräfte attraktiv, so konnte die 
Akzeptanz Europas durch die allgemeine Reisefreiheit und die wirtschaftliche 
Prosperität erheblich gesteigert werden. Auch wenn diese Prosperität in den 
Regionen Europas unterschiedlich ausfällt und neue Mitgliedsstaaten vielfach in 
ihrem Status der Dienstleistungsregionen verbleiben, hat sich der durchschnitt-
liche Nutzen durch Europa für alle durchgesetzt. 

Doch die ‚große Transformation‘ zu einem europäischen Markt hat die Ent-
wicklung des gemeinsamen Rahmens zu einer staatlichen und demokratischen 
Verfassung nicht erreicht. Schon die Erweiterungen der EU wurden nicht von 
der Mehrheit der Bevölkerung getragen. Sie wurden mit einem erheblichen Auf-
wand an public relation durchgesetzt; die Interessen der ökonomischen Akteure 
an der Erweiterung ihrer Märkte dominierten – wie schon bei der Gründung 
der „Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl“ (EGKS-Vertrag 1951, 
wirksam ab Juli 1952). Doch 1951 war auch das Motiv sehr stark, die tödliche 
Konkurrenz zwischen den Staaten abzubauen und die ‚Kriegsfähigkeit‘ der ein-
zelnen Staaten durch Vergemeinschaftung der kriegswichtigen Güter Kohle und 
Stahl zu verringern.

1.2 	Europa als Weltmacht
Die Umkehrung der europäischen Politik kann am Begriff der ‚Kriegsfähig-
keit‘ am deutlichsten abgelesen werden. Zielte die EGKS gerade auf Friedens-
fähigkeit durch Gemeinschaftsbildung ab, so dient die Vergemeinschaftung 
der Rüstungsfinanzierung in den 2025er Jahren zur Herstellung der Kriegs-
fähigkeit. Nachdem frühere Überlegungen, eine ‚Europäische Verteidigungs-
gemeinschaft‘ zu bilden, an nationalen Interessen gescheitert sind, stellt das 
Bündnis von NATO und EU, insbesondere nach der Erweiterung der NATO, 
die Verteidigungsgemeinschaft faktisch her. Damit sind auch alle langfristigen 
Perspektiven, die Erweiterung der EU nach Osten und Südosten abgelöst von 
militärischen Bindungen zu realisieren, obsolet geworden. Auch die in einem 
„Focus Papier“ der Bertelsmann Stiftung mit dem Titel „Eine Freihandelszone 
von Lissabon bis Wladiwostok. Ein Mittel für Frieden und Wohlstand: Die 
Effekte einer Freihandelszone zwischen der EU und Eurasischen Region“ (Ber-
telsmann Stiftung 2016) entwickelten Vorstellungen sind auf dem ‚Abfallhau-
fen der Geschichte‘ gelandet. 

Die mit dem Entwurf einer europäischen Verfassung angestrebte ‚Ver-
staatlichung‘ der EU scheiterte an dem Willen des ‚Volkes‘. Dem 2004 in Rom 
feierlich unterzeichneten Verfassungsentwurf fehlte schon bei den ersten zwei 
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Referenden die Zustimmung. Er wurde teilweise in den Vertrag von Lissabon 
2009 transformiert. Die demokratische Verfasstheit der EU ist also weiterhin 
unvollständig, was die ohnehin vorhandenen zentrifugalen Kräfte der national-
staatlichen Politiken stärkt. 

Gleichzeitig werden aber auch die kohäsiven Impulse durch die Dynamik 
weltweiter Entwicklungen intensiviert. Denn die globale Formatierung der Öko-
nomien in einem pluralen Setting, das sich aus der hegemonialen Umklamme-
rung der USA löst, versetzt die EU noch stärker als zuvor in die Position eines 
kollektiven Akteurs gegenüber den USA, gegenüber China und den BRICS-
Staaten. Die EU als globaler Akteur verändert dabei auch ihre EU-internen 
Marktmechanismen und forciert die ‚Außenhandelsperspektive‘ zugunsten der 
mächtigen und markterfolgreichen Akteure und zu Ungunsten der Akteure, die 
‚nur‘ binneneuropäisch oder national Schritt halten können. So baut die europä-
ische Landwirtschaftspolitik den Agrarsektor weiter um, damit der Export von 
Agrarprodukten aus Europa in die ganze Welt erhöht werden kann. Dies verän-
dert die ‚bäuerliche‘ Agrarproduktion so stark, dass die Bilder aus der europäi-
schen Landwirtschaft mit denen übereinstimmen, die einst von der in Kolchosen 
organisierten Landwirtschaft der UdSSR als Abschreckung verbreitet wurden.

2. 	 Europa als gesellschaftliches System

Die Dynamik der europäischen Integration seit der Jahrhundertwende ist er-
staunlich angesichts der Tiefe, die dabei erreicht wurde, und der Weite des hete-
rogenen Feldes der Regionen und Nationen. Es hat Phasen gegeben, beispiels-
weise die 1970er Jahre, in denen die Weiterentwicklung der damaligen EWG 
weitaus schleppender voranging, weil sowohl eine Erweiterung als auch eine 
Vertiefung blockiert wurden. In den 1990er Jahren und erst recht nach dem Jahr 
2000 hat sich die EU, gewissermaßen befreit vom nationalstaatlichen Ballast, 
der in der 30-jährigen Anlaufphase von 1957 bis 1987 mühsam und Schritt für 
Schritt abgeräumt wurde, zu dem Akteur auf der Weltbühne aufgeschwungen, 
den eigentlich schon die Römischen Verträge von 1957 angezielt haben. Durch 
den exit Großbritanniens hat die EU vielleicht global an Gewicht verloren, doch 
wurde im Inneren insbesondere die Koordination der gemeinsamen Sozialpolitik 
einfacher.

Die Verträge, die die EU zusammenhalten, haben den institutionellen Zu-
schnitt insbesondere durch die Einrichtung des Europäischen Parlaments erwei-
tert, aber die Grenzen der nationalen Zuständigkeiten nach den Prinzipien der 
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Römischen Verträge eingehalten. Eine eigene und ausschließliche Zuständig-
keit hat die EU weiterhin im Bereich der Wirtschaftspolitik. Aber die meisten 
Kompetenzen sind zwischen der EU und den Mitgliedsstaaten geteilt. Deshalb 
ist die zentrale Verantwortung des Europäischen Rats der Regierungen weiter-
hin gegeben. Die rechtliche Betrachtung orientiert sich nach wie vor an dem 
Vertrag von Lissabon. Die Sozialwissenschaften betrachten dagegen Europa im 
Lichte ihrer Theorien als eine nationalstaatlich gegliederte Gesellschaft wie eine 
moderne Gesellschaft (Hamburger 2000 und 2013). Folgt man dabei dem be-
kannten AGIL-Schema von Talcott Parsons (1951), dann kann man Wertmus-
tererhaltung, Zielerreichung, Anpassung und soziale Integration unterscheiden. 
Entsprechend rücken Politik, Erziehung und Bildung, Wirtschaft und Kultur 
einer Gesellschaft ins Zentrum der Aufmerksamkeit.

3. 	 Europa im soziologischen Blick 

Im Hinblick auf Europa ist die Ökonomie die wichtigste Dimension. Auch wenn 
die Binnenmarktpolitik zu den geteilten Kompetenzen gehört, schafft der Bin-
nenmarkt die Freiheit für das Kapital und den Warenverkehr, den Austausch von 
Dienstleistungen und die Arbeitskräftemobilität. Vom Anfang der europäischen 
Integration an gab es dabei zwei Begründungsebenen: eine inner-ökonomische 
und eine Ebene der politisch-kulturellen Folgen der wirtschaftlichen Verflech-
tung: Vernetzung erzeuge wechselseitige Abhängigkeit, dadurch gemeinsame In-
teressenlagen und stärke so das friedliche Zusammenleben. Im Systemkonflikt 
mit dem einstigen Kommunismus und den autoritären Systemen in Russland 
und China erzeuge eine freie Wirtschaft eine demokratische Zivilisation. Aus 
dem freien Markt solle sich eine Kultur der Freiheit ergeben. 

Im Unterschied zur Entstehung der Marktgesellschaft im 19. Jahrhundert 
(Polanyi 1978) nutzt das Kapital zur Ausdehnung seines Wirkungsbereiches die 
Kooperation der Nationalstaaten und versucht, die Interventionen des neuen 
‚Gesamtstaats‘ EU möglichst gering zu halten. Dies erklärt die liberale Grund-
ordnung der EU und die geringe Relevanz der Sozialpolitik, die im Interesse 
der Bevölkerung von den Nationalstaaten fortgesetzt wird. Diese konkurrieren 
aber weiterhin um Investitionen und müssen unter Wettbewerbsbedingungen 
ihre sozialen Interventionen klein halten. Insoweit ist die EU eine für die wei-
terhin private Verfügung über die Investitionen ideale Ordnung. Das Europa der 
Konzerne gehört zu den ganz großen globalen ökonomischen Akteuren und hat 
damit das zentrale Ziel der Gründungsverträge erreicht.
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Mit der relevanten europäischen Ebene stellt Europa eine weitere Stufe im 
Mehrebenenmodell von Lokalität, Nationalität und Globalität dar. Im Hinblick 
auf die politische Kultur stellen sich deshalb Fragen der Technisierung von Po-
litik, der politischen Partizipation und damit der Legitimation. Die Politik im 
nationalen Rahmen verliert Legitimation, weil sie auf die Entscheidungen auf 
der europäischen Ebene verweist. Die Folgen werden als ‚Sachzwang‘ dargestellt, 
Politik wird technokratisch begründet. Die Orientierung der Partizipation und 
der politischen Bildung verlagert sich auf die europäische Ebene und kann sie 
zugleich kaum beeinflussen. 

Wegen der anhaltenden Relevanz der nationalen Sozial- und Kulturpoliti-
ken richtet sich das Partizipationsinteresse des demokratischen Bürgers weiter-
hin auf den Nationalstaat. Der europäische Bezug bleibt wegen der sehr einge-
schränkten Zuständigkeit des europäischen Parlaments schwach und kann sich 
lediglich an den Freiheitsversprechen der europäischen Integration orientieren. 
In gewisser Weise geraten Erziehung und Bildung nach diesem Muster in den 
Verdacht ideologischer Beeinflussung. Auch wenn die Friedens- und Freiheits-
versprechen nicht mehr nur ein Versprechen sind, motivieren sie Loyalität auf 
etwas hin, was sich auch im kalten(!) Krieg befindet. In Krisen sind beide Legiti-
mationsbeziehungen gefährdet. Die nationalistische Versuchung, auch in Europa 
mächtig geworden, verspricht eine Rückkehr zum nationalen Staat mit seinen 
Sicherheiten – gegen Europa. Doch er wird dies nicht mehr realisieren können – 
es sei denn um den Preis des Verlusts an Freiheit und Modernität.

Auch im Hinblick auf die soziale Integration verändert sich die territo-
riale Bezugsgröße. Oberhalb des Nationalstaats wird die EU als Lebensraum 
bestimmt, unterhalb der nationalen Grenzen erhalten die Regionen als sozio-
ökonomische oder sozio-kulturelle Einheiten mehr Bedeutung. Die Lebens-
bedingungen der Menschen lassen sich zunehmend im europäischen Rahmen 
typisieren: Sie ähneln sich im Bayerischen Wald, in den Abruzzen und Pyrenäen 
einerseits, in Frankfurt, Barcelona, Mailand oder Amsterdam andererseits. Diese 
Lebensbedingungen können aber kaum in eine europäische Vertretungsstrategie 
umgesetzt werden. In den Städten leben gleichzeitig die europäischen Armen 
neben- und miteinander, aber sie werden durch ethnische Selbstdefinitionen und 
Abgrenzungen untereinander von einer gemeinsamen Orientierung abgehalten. 

Die Sozialstruktur ändert sich auch in der Hinsicht, dass sich eine europä-
ische Elite am oberen Ende der Gesellschaft herausbildet, während die Klasse 
der europäischen Armen am unteren Ende der gesellschaftlichen Pyramide grö-
ßer wird. Auch andere Lebenslagen konstituieren sich durch europäische Inte-
gration bzw. genauer durch europäische Politik im globalen Wettbewerb. Das 
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trifft beispielsweise für die Bauern oder die Fischer zu, deren Spielräume durch 
europäische Festlegungen definiert werden. Solange der Nationalstaat für die 
Durchsetzung von Ausgleichszahlungen und Kompensationen verantwortlich 
ist, bleibt er das relativ mächtige Organ zur Durchsetzung partialer Interessen 
(Auseinandersetzung um Agrardiesel). 

Die Entwicklung der Kultur ist die bislang offenste europäische Integra-
tionsdimension. Als historisch-gesellschaftliche Erfahrung ist Kultur bewuss-
tes Sein, kollektive Denkerfahrung und gemeinsame Lebensdefinition. Dieser 
Aspekt enthält ein normatives Element, ohne das Kultur nicht gedacht werden 
kann. Diese Normativität ermöglicht dem Individuum die Entscheidung darü-
ber, ob eine oder seine Kultur ihm als gänzlich entfremdete gegenübertritt oder 
ob sie zwar objektiviert ist, aber das Individuum in ein aktives Resonanzverhält-
nis zu ihr oder ihren Elementen eintreten kann. Partizipation als politisches oder 
pädagogisches Programm muss auf die Existenz dieser Möglichkeit aufbauen. 

Der erste Bestandteil von Kultur, die Sprache, bringt dies besonders gut 
zum Ausdruck. Wer sprachmächtig ist, hat Anteil an Kultur. In dieser Hinsicht 
bleibt Europa fremd und kann in der Regel nur durch begrenzte Fremdsprachen-
kompetenzen partiell zugänglich werden. Während Kultur im Prinzip ‚raumfrei‘ 
gedacht werden kann, haben die Nationalkulturen bzw. das, wofür sie gehalten 
werden und legitim erscheinen, territoriale Grenzen. Zugehörigkeitsregeln wer-
den räumlich abgebildet. Das Dilemma der alltäglich erfahrbaren Gegensät-
ze zwischen Personen kann durch diese Form der Vereinheitlichung bewältigt 
werden. Über die nationale Zuordnung legt sich ein dünner Schleier der euro-
päischen Superstruktur. Gleichzeitig werden Substrukturen neu entdeckt oder 
wiederentdeckt. Regionale, lokale und Traditionen von Minderheiten werden 
artikuliert. Sie versprechen normative Sicherheit durch Inklusion in lokale Ge-
meinschaften, ethnische Zugehörigkeiten oder lokale Verbände. Aber sie bleiben 
sehr brüchig, denn sie können die scheinbare kulturelle Sicherheit nicht materiell 
absichern und schon gar nicht politisch auf europäischer Ebene zur Geltung 
bringen. Multiple Zugehörigkeiten, die nicht abstrakt bleiben, sondern Freiheit 
und Teilhabe ermöglichen, sind dagegen gut möglich unter der Voraussetzung 
ökonomischer Sicherheit. Europäische ‚Identität‘ ist ein Luxusgut.

Die Anwendung des AGIL-Modells (Parsons 1951) ermöglicht Struktu-
reinsichten. Europa wird im Mehrebenenmodell zunehmend als zentrale Sys-
temebene definiert, auf die hin Gleichgewichte und Zweckmäßigkeiten ausge-
richtet werden müssen. Da es sich bei der EU um eine reine Marktgesellschaft 
handelt, haben sich alle partikularen Interessen europäisch einzuordnen. Dabei 
ist die globale ökonomische Position das Ziel, das es zu erreichen gilt. Die euro-
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päische Ökonomie soll ihre Anpassungsfähigkeit gegenüber ihrer Umwelt, dem 
Weltsystem erhöhen und perfektionieren. 

Der Ausbau von Strukturfonds soll die soziale Integration der tatsächlich 
auseinanderdriftenden Regionen Europas auf einem Mindestniveau kompensa-
torisch absichern. Wertmustererhaltung als kulturelle Aufgabe wird in der Ge-
stalt einer Beschwörung der ‚europäischen Idee‘ umgesetzt. Faktisch stellt sie 
sich als Re-ideologisierung des christlichen Abendlandes und seiner kolonialen 
Geschichte her. Die ‚islamische‘ Türkei bleibt ewig ein Beitrittskandidat. Die 
Feindschaft zu Russland stellt gewissermaßen das alte Abendland wieder her 
und kann eine Entwicklung nur in der Eroberung und Unterwerfung des ausge-
schlossenen Ostens erwarten. 

4. 	 Perspektiven für Europa

4.1 	Die Rahmenbedingungen
Die Zeitdiagnosen zur Europäischen Union, von der im Folgenden zunächst die 
Rede sein soll, lassen Europa eher als Dystopie erscheinen, als dass es ein Ort der 
Freiheit und der Gerechtigkeit wäre. Die Verwandlung Europas in einen Markt 
ist abgeschlossen, die Interventionen der Staaten beziehen sich auf die Sicherung 
der Rahmenbedingungen einer kapitalistischen Ökonomie und auf den Schutz 
und die Loyalität ihrer jeweiligen Bürger und Bürgerinnen. Da sie gleichzeitig 
einen systematischen Wettbewerb um Investitionen führen, ist Europa ein kon-
fliktreiches Gebilde, das Integration vor allem finanziell regelt. In der Gegenwart 
kommt die forcierte Weltmarktkonkurrenz hinzu und die Aufgabe, auf die im 
‚Trumpismus‘ radikalisierte amerikanische Politik zu reagieren. Dabei verschär-
fen sich zwischen den großen Staaten die Interessen, in der Weltpolitik eine 
starke Rolle zu spielen. Insbesondere Deutschland versucht, gegenüber Frank-
reich und Großbritannien seine Position auszubauen und auch politisch stärker 
zur europäischen Großmacht aufzusteigen. Was wirtschaftlich der Fall ist, soll 
auch politisch und militärisch erreicht werden. Insbesondere der Krieg Russlands 
gegen die Ukraine ist ein Katalysator für diese Konflikte. 

4.2 	Der Klimawandel als zentrale Herausforderung
Eine zusätzliche und inzwischen zentral gewordene Herausforderung stellt die 
Klimakatastrophe dar. Der Paukenschlag des Club of Rome zu Beginn der 1970er 
Jahre löste einen enormen Wandel des gesellschaftlichen Bewusstseins aus und 
erzwang neue politische Prioritäten. Das Post-Wachstum-Zeitalter war einge-
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läutet – zunächst nur theoretisch, aber zunehmend mit differenzierten Analysen 
und Veränderungsvorschlägen. Die zentrale Ausgangsthese und Prognose war:

„Wenn die gegenwärtige Zunahme der Weltbevölkerung, der Industrialisierung, der 
Umweltverschmutzung, der Nahrungsmittelproduktion und der Ausbeutung von na-
türlichen Rohstoffen unverändert anhält, werden die absoluten Wachstumsgrenzen auf 
der Erde im Laufe der nächsten hundert Jahre erreicht.“ (Meadows u. a. 1972, 17) 

Damit war ein Arbeitsprogramm für Wissenschaft und Forschung, für Wirt-
schaft und Politik, für Kultur und Sozialstruktur von epochalem Ausmaß for-
muliert. Insbesondere die Erderwärmung rückte in den Blick – denn die Ver-
änderung des Klimas konnte als zentraler Impuls für viele andere Probleme der 
Weltgesellschaft identifiziert werden. 

Zwar hat eine Modifikation des ‚Entwicklungspfads der Welt‘ stattgefunden, 
doch haben kontinuierliches Wirtschaftswachstum, Ausbeutung der Rohstoffe, 
Kriege und ökonomische Globalisierung die Beschleunigung des Wachstums 
stabilisiert. Wirtschaftliches Wachstum ist für die kapitalistische Ökonomie 
eine Bestandsbedingung – im globalen Finanzkapitalismus zusätzlich institu-
tionalisiert. Europa und Nordamerika stehen als zentrale Verursacher des Kli-
mawandels vor besonderen Herausforderungen – und propagieren gleichzeitig 
wirtschaftliches Wachstum.

Nach der Wahl des amerikanischen Präsidenten Trump hat sich die he-
gemoniale Politik der USA erneut verschärft – und zwar schon in der ersten 
Amtszeit Trumps. Dabei spielt die Leugnung des Klimawandels eine strategi-
sche Rolle. Sie ermöglicht die Freistellung der amerikanischen Wirtschaft von 
allen ‚Belastungen‘ des Umweltschutzes und setzt ein globales Dumping des 
internationalen Handels frei. 

4.3 	Die Anregungen von Bruno Latour
Bruno Latour reagiert in einem Beitrag auf diese Entwicklung mit der Formu-
lierung: „Es könnte also an der Zeit sein, das vereinte Europa neu zu begrün-
den.“ (Latour 2017, 135). Diese überraschende Feststellung ergibt sich aus einer 
Analyse der Entwicklungen in Europa und Amerika nach 2010. Der exit Groß-
britanniens aus der EU, die Wahl des Präsidenten Trump und die forcierte Ab-
wehr von Flüchtlingen in Europa und Nordamerika bringen eine Dynamik der 
nationalistischen Abschottung und der reaktionären Nationalstaatsbeschwörung 
als Hort der Sicherheit zum Ausdruck. Das wichtigste Merkmal der gesellschaft-
lichen Entwicklung, die Modernisierung mit ihrer globalen Öffnung und einem 
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stetig wachsenden Freiheitsversprechen, wird zu Gunsten einer nationalistischen 
Schließung der Gesellschaften programmatisch aufgegeben. Die unübersehbare 
Einsicht, dass die Menschheit auf einem einzigen Globus lebt und dieser ver-
wüstet wird, soll aus dem Bewusstsein verschwinden. Insbesondere angesichts 
der zunehmenden Migration, die darauf beruht, dass Völker ihre durch Kriege 
und Umweltzerstörung verwüsteten Böden verlassen, werden rassistische und 
nationalistische Bewegungen stark und beherrschen dann die Politik. Der Traum 
des alten Europas, seinen Wohlstand weiterhin auf dem Rücken des globalen Sü-
dens leben zu können, löst sich auf. Dagegen steht die Forderung: „Gemeinsam 
müssen wir ein Territorium finden, das für uns alle bewohnbar ist. Darin liegt die 
neue Universalität.“ (ebd., 139)

Zusammen mit vielen anderen denkenden Menschen plädiert Latour in sei-
nem „terrestrischen Manifest“ (Latour 2018) für die Entwicklung eines dritten 
Weges zwischen der Fortsetzung der Ausbeutung der Erde im Programm fort-
schreitender Modernisierung und dem Rückzug in eine scheinbar schützende 
Nationalität und Lokalität. Denn die Zerstörung der Erde ist global und ihre 
Folgen sind nicht mehr lokal beherrschbar. Selbst die aggressive Abwehr der 
Flüchtenden ist keine Lösung, denn diese können die Folgen der Kriege des 
Westens und seiner Ressourcenverschwendung dort, wo sie herkommen, nicht 
tragen (Vince 2023).

Die Fähigkeiten der modernen Gesellschaften, die kumulierten Problemla-
gen zu bearbeiten, werden eingeschränkt durch die Deregulierung, die den ‚Ballast‘ 
der staatlich geregelten Solidarität abwirft, die forcierte Ungleichheit innerhalb 
und zwischen Gesellschaften und schließlich den ‚Negationismus‘, also Leugnung 
des Klimawandels. Dieser wurde schon in der ersten Amtszeit des Präsidenten 
Trump folgenreich realisiert und hat eine winzige Elite begeistert, die beschlos-
sen hat, mit den acht bis neun Milliarden Menschen auf der Erde nicht mehr 
zusammenzuwohnen. Diese Konsequenz wird mit der absurden Verschwendung 
von Milliarden Dollars für die Erprobung einer Raumfahrt zum Mars gezogen. 

Wie die gleichzeitige Kombination von anhaltender Modernisierung und 
nationalistischer Regression wirkt, lässt sich an der Entwicklung des europä-
ischen Faschismus erkennen. Die beiden jeweils für sich schon ‚attraktiven‘ 
Versprechungen der rationalen Modernisierung und der Rückkehr zu einer 
phantasierten ‚Heimat‘ in der Nation des ‚Volkes‘ wurden verknüpft und haben 
grenzenloses Elend über die Menschen gebracht. 

Mit einem Anknüpfen an alte Vorstellungen der Universalität könnte nun 
ausgerechnet Europa eine Alternative zum Faschismus und zur Großmachtfan-
tasie entwickeln: 
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„Die Herausforderung ist also auf Europa zugeschnitten, auf den Kontinent, der 
diese eigenartige Globalisierung erfunden hat und ihr nun gemeinsam mit allen an-
deren zum Opfer fällt. Die Geschichte gehört denen, die als Erste auf einer neuen, 
bewohnbaren Erde landen – es sei denn, die anderen, die Träumer der Realpolitik 
alter Schule, kommen ihnen zuvor, indem sie die Erde endgültig zum Verschwinden 
bringen.“ (Latour 2017, 148)

4.4 	Eine Wortmeldung von Jürgen Habermas
Auch Jürgen Habermas (2025) geht auf die Wahl des amerikanischen Präsidenten 
Trump ein, zieht aber die Erklärungslinie weiter aus bis zur Präsidentschaft Bush 
ab der Jahrtausendwende. Die Ablösung vom ‚westlichen‘ Modell des sozialen 
Rechtsstaats hat tiefgreifende Folgen. Auch Europa ist blind der amerikanischen 
Strategie gefolgt, insbesondere bei der Vorbereitung des Kriegs in der Ukrai-
ne und bei der Ausdehnung der NATO. Die aggressive Verachtung, die gegen 
Russland verbreitet wird, ist das Gegenstück zur Unterwerfung unter die Hege-
monialmacht USA. Diese setzt ihre Strategie der ökonomischen Unterwerfung 
im Gaskrieg gegen Europa und bei der Sicherung wertvoller Ressourcen fort. 

Angesichts dieser Entwicklung kann Europa, soweit konzediert auch Ha-
bermas, nur handlungsfähig bleiben, wenn es sich wirtschaftlich und militärisch 
verstärkt. Dabei gehe es aber explizit nicht um militärische Mentalität oder die 
Einführung einer neuen Wehrpflicht, sondern um die für Staaten in gewisser 
Weise selbstverständliche strikte Verteidigungsfähigkeit. Allerdings wird diese 
systemische Integration Europas, um es in den älteren Begriffen von Habermas 
zu formulieren, gerade nicht zum Abbau von Ungleichheit, zur Sicherung des 
Sozialstaats und zur Stärkung der Demokratie beitragen. Dafür bedarf es einer 
eigenständigen „kommunikativen Integration“ (Habermas 1981). Beide Integ-
rationsdynamiken aber ermöglichen eine wechselseitige Kontrolle der einzelnen 
Staaten, damit im Wettbewerb nicht die stärkeren Staaten die schwächeren ru-
inieren. Kommunikative Integration wird freilich erst gesichert durch ein euro-
päisches Verfassungsrecht. 

5. 	 Die Macht des Europarats

Während die Europäische Union das Europa der Ökonomie und der politi-
schen Macht darstellt, repräsentiert der Europarat die Macht der kommuni-
kativen Verständigung. Je mehr sich die Ökonomie in der Dynamik der euro-
päischen Integration durchgesetzt hat, desto stärker wird aber auch der Bedarf 
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an sinnhafter und demokratischer Orientierung. Die systemische Kooperation 
und Ausdehnung kann die Voraussetzungen ihrer Wirkung nicht selbst schaffen, 
sondern ist auf den ‚Zufluss‘ anderer Energien angewiesen. Die gegenwärtige 
Re-Nationalisierung in den regressiven Bewegungen kann als eine solche Dyna-
mik verstanden werden. Sie ist aber destruktiv, erzeugt Spaltungen und untermi-
niert den gemeinsamen Glauben, die gemeinsame Orientierung auf Europa hin. 

Diese gemeinsame Orientierung entsteht weniger durch den Zwang des 
‚Systems‘ als vielmehr durch die demokratische Verständigung. Genau dieser 
Aufgabe hat sich der Europarat gestellt, dem 46 Staaten angehören und der 
1949 gegründet wurde. In ihm sind die Lehren aus den europäischen Kriegen 
lebendig und wurden in eine Rechtsordnung überführt. Der Europarat ist ein 
Forum für Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit in Europa. 
Seine Zweckbestimmung geht darüber hinaus und schließt die Förderung des 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts ein. Die Europäische Menschen-
rechtskonvention ist die zentrale Grundlage für seine Tätigkeit. Demokratische 
Sicherheit garantiert der Europarat durch den Einsatz für die Menschenrechte, 
die Sicherung demokratischer Grundsätze und die Verteidigung rechtsstaatli-
cher Grundprinzipien. Die Europaratsabkommen sind in vielen Bereichen wirk-
sam geworden. Sie reichen vom Europäischen Fürsorgeabkommen von 1953 bis 
hin zur Istanbul-Konvention zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt von 2011. Gerade solche Abkommen sind in 
vielen Auseinandersetzungen die entscheidenden normativen Grundlagen, um 
Menschlichkeit und Menschenrecht zu erhalten. 

Im Zeitalter der Migration hat sich der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) als eine letzte Bastion zur Verteidigung von Rechten 
schwacher und verletzter Personengruppen erwiesen. Gerade das in den Staaten 
Europas und in der EU-Politik gefährdete Recht auf Asyl wird oft schon ganz 
praktisch mit Hilfe des Gerichtshofs in letzter Instanz gesichert. Die Europäi-
sche Menschenrechtskonvention, auf deren Grundlage der Gerichtshof arbeitet, 
ist eine ethisch und universalistisch begründete und politisch folgenreiche ‚Ver-
fassung‘ für Europa. Das sogenannte ‚Flüchtlingsproblem‘ kann nur im Rahmen 
der Menschenrechtskonvention menschenwürdig gelöst werden.

Die abstrakten Bezüge auf Europa, die Jürgen Habermas („Für Europa“ 
(2025)) und Bruno Latour („Refugium Europa“ (2017)) als einen Rettungs-
weg für die gegenwärtigen Aporien der globalen Politik herstellen, gewinnen 
also durchaus eine konkrete Gestalt, wenn die Realität des Europarats ins Auge 
gefasst wird. Seine Praxis der demokratischen Verständigung und gründlichen 
Beschlussfassung ist nicht nur eine Grundlage für die Lösung von Streitigkeiten 



225

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.

und Konflikten, sondern ein zukunftsoffener Weg zwischen Wirtschaftsdynamik 
der Weltzerstörung und regressiver Flucht in die Dumpfheit nationalistischer 
und völkischer Verblendung. 

Die Analyse Europas als Realität zeigt, dass sich der Kontinent mit den glei-
chen Fragen auseinanderzusetzen hat wie die nationalen Gesellschaften auch, 
insbesondere mit Gerechtigkeit und Freiheit, Erhaltung der Schöpfung und Si-
cherung der Menschenrechte. In der Perspektive junger Menschen besteht das 
Bedenken, dass sie nur als Arbeitskräfte in einer globalen Konkurrenz gebraucht 
werden könnten. Gerade die noch vorsichtig eingeleitete Demokratisierung und 
die menschenrechtliche Fundierung der politischen europäischen Institutionen 
ermöglichen – dem Anspruch nach – jedoch eine Identifizierung mit Europa. Mit 
der menschenrechtlichen Bedeutung des Europarats ist außerdem ein Rahmen 
geschaffen, innerhalb dessen Jugendarbeit sich entwickeln und orientieren kann.
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europäischen Dimensionen von Sozialer Arbeit, insbesondere von Jugendar-
beit und Jugendpolitik, auseinandergesetzt. Seine Forschungsschwerpunkte 
umfassen die gesamte Breite non-formaler Bildung: von Kinder- und Jugend-
arbeit, Jugendverbandsarbeit und politischer Bildung über Freiwilligendienste 
bis hin zu kommunaler, regionaler, nationaler und europäischer Jugendpolitik. 
Als Jean Monnet Chair „Bildung und Jugendarbeit in Europa“ (2019–2022) 
und Gründer des besagten Forschungsschwerpunkts prägt er maßgeblich die-
ses Forschungsfeld – und das in einer doppelten Rolle des Chronisten und des 
Netzwerkers: 

Als Chronist beobachtet und dokumentiert er mit seinem sozialpädagogisch-
politischen Blick über lange Zeit hinweg institutionelle Entwicklungen und Ak-
teursnetzwerke, auch ordnet er Netzwerke und politischen Zeitgeist historisch 
und gegenwartsbezogen ein, wie er dies bereits in seiner Dissertationsstudie „Pä-
dagogik der internationalen Jugendarbeit: Geschichte, Praxis und Konzepte des 
interkulturellen Lernens“ unternommen hatte. Er weiß um die Handlungs- und 
Gestaltungsspielräume in fachpolitischen Diskursen und engagiert sich dafür, 
theoretisch-konzeptionelle Bestimmungsversuche fachpolitischer Stichworte im 
Sinne einer emanzipatorischen Sozialpädagogik und Jugendarbeit zu erweitern, 
wie er es bspw. mit dem Begriff der „Reflexiven Internationalität“ auch theorie-
konzeptionell einbringt. Er spricht oft von der Notwendigkeit einer empirischen 
Dauerbeobachtung, deren Archivar er selber ist: So zeichnet er nach, wie sich 
‚Youth Work‘ in den letzten 25 Jahren von einzelnen Austauschprogrammen 
zu einem eigenständigen europäischen Politikfeld entwickelt hat. Mit seinem 
Konzept der ‚politischen Informiertheit‘ verdeutlicht er wiederum Studierenden 
wie Praktiker*innen diese Art des Lesens und der Kenntnisnahme tagesaktueller 
politischer Entwicklungen als zentrale Kompetenz und Aufgabe für eine Soziale 
Arbeit in demokratischen Verhältnissen.
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Als Netzwerker verbindet er nicht nur unterschiedliche Praxisfelder konzep-
tionell miteinander, sondern baut Brücken zwischen Praxis, Politik, Verwaltung 
und Wissenschaft. Die Verbindung von Sozialer Arbeit und politischer Bildung 
war ihm dabei stets ein besonderes Anliegen – er versteht Soziale Arbeit selbst 
als politische Akteurin und fördert den Dialog zwischen Jugend- und Erwach-
senenbildung. Auch an der Gestaltung transnationaler Zusammenarbeit ist er 
als Netzwerker aktiv beteiligt. Europäische Jugendpolitik und Youth Work sind 
dabei die zentralen Themen und Kontexte, etwa im Rahmen der European Youth 
Work Conventions oder der European Platform on Learning Mobility. In zahlrei-
chen deutschen Gremien und Netzwerken, wie dem AGJ Fachausschuss Kinder- 
und Jugend(hilfe)politik in Europa und vielen weiteren, auch selbst mitgegrün-
deten Forschungs-Praxis-Zusammenhängen setzt er sich immer dafür ein, die 
europäische Perspektive stärker in den deutschen Fachdiskurs und die öffentliche 
Diskussion einzubringen.

Andreas Thimmel setzt als Chronist eigene Schwerpunkte, ordnet fachpoli-
tische Entwicklungen ein und interpretiert sie, zudem agiert er kontinuierlich als 
Netzwerker, der Kontakte herstellt, Verbindungen schafft und Synergien fördert. 
Er verbindet damit wissenschaftliche Analysen mit politischem Engagement, 
strategischem Weitblick und im zwischenmenschlichen Kontakt mit Wertschät-
zung und Anerkennung. Als Teil dieses Netzwerks hoffen wir, dass wir Dir, lieber 
Andreas, mit dieser Publikation eine schöne Überraschung bescheren, von der 
wir alle, so Dein Selbstanspruch, „gemeinsam schlauer werden“.
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